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ZH'e  im  dritten  Bande  enthaltenen  A  bschnitte  « Kriegsziele  »  «fwf 
«Epilog»  waren  ursprünglich  als  Abschluss  für  den  zweiten  Band 
bestimmt.  Im  Laufe  der  Druckarbeiten  musste  —  aus  technischen 
Gründen  —  eine  Teilung  dieses  umfangreichen  Bandes  vor- 
genommen werden,  sodass  nunmehr  die  vorgenannten  Abschnitte  in 
einem  besonderen  dritten  Bande  erscheinen.  Die  Zitate  und  Hin- 
weise auf  Band  II  A  bschnitt  «  Kriegsziele  »,  die  sich  an  verschiedenen 
Stellen  des  Werkes  «Das  Verbrechen»  finden,  beziehen  sich  —  nach 
der  neuen  Einteilung  —  auf  Band  III. 

Der  Verlag. 


Dritter  Teil. 


KRIEGSZIELE 


KRIEGSZIELE 


Einleitung. 


Die  Frage  der  Kriegsziele  behandle  ich  in  einer  Reihe  von 
Aufsätzen,  die  zu  verschiedenen  Zeiten,  unmittelbar  nach  den 
entscheidenden  Wendungen  auf  diesem  Gebiete,  entstanden  sind  : 
sie  folgen  den  Ereignissen  —  sozusagen  als  ihr  kritischer  Schatten 
—  auf  dem  Fusse  und  markieren  auf  diese  Weise  deutlich  alle 
Etappen-Stationen  auf  dem  Wege  zu  dem  zukünftigen  Frieden.  x 

Diese  Art  der  Behandlung,  die  zunächst  durch  die  Art  der 
Entstehung  der  Artikel  bedingt  war,  bietet  den  —  meines  Erach- 
tens  sehr  schätzbaren  —  Vorzug,  statt  einer  trockenen  histo- 
rischen Berichterstattung  par  distance  den  frischen  unmittelbaren 
Tageseindruck  des  jeweils  Geschehenen  auf  den  Berichterstatter 
wiederzugeben.  Sie  belebt  die  Darstellung  und  erhöht  —  wie  ich 
glaube  —  ihren  Reiz  für  den  Leser,  indem  sie  ihm  eine  Art  Kriegs- 
ziel-Tagebuch vorführt,  das  mit  flinkem  Griffel  die  entscheidenden 
Vorgänge  auf  dem  Welttheater  festhält  und  —  die  berühmte 
Zolasche  Definition  von  der  Kunst  auf  die  Politik  übertragend  — 
«  chaque  coin  des  evenements  ä  travers  un  temperament  »  zeigt. 

Auf  der  anderen  Seite  bot  die  chronologische  Behandlung 
allerdings  den  Nachteil,  dass  sie  nur  die  jeweilig  vorliegende):. 
nicht  die  später  folgenden  Ereignisse  in  den  Kreis  ihrer  Betrach- 
tung zog.  Diesen  Nachteil  habe  ich  dadurch  auszugleichen  gesucht, 
dass  ich  den  Aufsätzen  eine  Reihe  von  Ergänzungen,  die  sich  auf 
spätere  Ereignisse  beziehen,  hinzufügte  und  auf  diese  Weise  ein 

1  Von  den  in  diesem  Abschnitt  enthaltenen  Aufsätzen  ist  nur  «  Bethmann. 
der  Pazifist »  bisher  veröffentlicht  worden  (in  «  Wissen  und  Leben  »,  Verlag  Orell 
Füssli  in  Zürich,  Dezember  1916  und  Januar  191 7).  Die  übrigen  Aufsätze  sind  in 
der  vorliegenden  Form  noch  nicht  erschienen. 
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Gesamtbild  der  Situation  zeichnen  konnte,  wie  sie  etwa  im  Früh- 
jahr 191 7  —  bei  Abschluss  dieses  letzten  Abschnittes  meines 
Werkes  —  vorlag. 

Ich  habe  es  nicht  für  nötig  gehalten,  diese  Zusätze  als  solche 
jedes  Mal  hervorzuheben,  da  der  Leser  ohne  weiteres,  aus  den 
behandelten  Ereignissen  selbst,  den  Zusatz  von  dem  ursprüng- 
lichen Text  zu  unterscheiden  vermag. 


Schuldfrage    —    fester    Boden. 
Kriegsziele  — schwankender  B  o  den. 

Die  Diskussion  der  Kriegsziele  unterscheidet  sich  von  der 
Erörterung  der  Schuldfrage  in  dem  wesentlichen  Punkte,  dass 
die  Schuldfrage,  das  heisst  die  Frage  :  Wer  trägt  die  Verantwor- 
tung für  den  europäischen  Krieg  ?  —  mit  dem  4.  August  1914, 
ja  sogar  schon  mit  dem  1.  August,  mit  der  Kriegserklärung 
Deutschlands  an  Russland,  entschieden  war.  Alle  Elemente  zur 
Beurteilung  der  Schuld  an  dem  europäischen  Kriege,  der  sich 
fast  automatisch  aus  dem  deutsch-russischen  Kriege  entwickeln 
musste,  waren  an  jenem  Tage  bereits  gegeben  ;  alle  späteren 
diplomatischen  Veröffentlichungen  verfolgten  kein  anderes  Ziel 
und  hatten  keine  andere  Wirkung,  als  jene  in  den  ersten  Tagen 
des  August  1914  bereits  vorhandenen  Schuldmomente  ins  Licht 
zu  stellen. 

Wir  bewegen  uns  also  bei  der  Untersuchung  der  Schuldfrage 
auf  einem  jestum grenzten  Boden  und  nur  die  Beurteilung  und 
Bewertung  der  einzelnen  Schuldmomente  ist  verschieden,  je  nach 
dem  Standpunkt  des  Beurteilers.  Auch  in  fernen  Zeiten  noch  wird 
man  auf  Grund  derselben  Materialien,  die  uns  heute  vorliegen,  — 
vielleicht  unter  Hinzunahme  einiger  späteren,  für  die  Haupt- 
sache unerheblichen  Enthüllungen  —  die  grosse  historische  Frage 
untersuchen  :  Wer  hat  den  europäischen  Krieg  von  19 14  herbei- 
geführt ? 

Ganz  anders  steht  es  mit  der  Frage  der  Kriegsziele.  Hier  be- 
finden wir  uns  nicht  auf  festem,  sondern  auf  sehr  schwankendem 
Boden.  Die  Kriegsziele  stehen  in  engstem  Zusammenhang  nicht 
nur  mit  den  Kriegs  Ursachen  —  worüber  ich  mich  an  anderen 
Stellen  ausführlich  ausgesprochen  habe  — ,  sondern  auch  mit  den 
Kriegserfolgen,  das  heisst  mit  der  beständig  wechselnden  mili- 
tärischen Lage,  die  naturgemäss  auch  ein  beständiges  Auf  und 
Nieder  der  Ziele  der  kriegführenden  Parteien  mit  sich  bringt. 
Ihre  Wünsche  mögen  zwar  immer  dieselben  bleiben,  aber  die  Aus- 
sichten der  Verwirklichung  schwanken.  So  sehen  sich  die  Parteien 
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gezwungen,  ihre  Wünsche  zeitweise  herabzustimmen  oder  we- 
nigstens zurückzustellen,  solange  es  ihnen  militärisch  schlecht 
geht  ;  während  sie  andererseits,  wenn  es  ihnen  wieder  besser  geht, 
in  der  Lage  sind,  mit  ihren  früheren  Wünschen  von  neuem  heraus- 
zutreten, vielleicht  sogar  sie  noch  weiter  her  auf  zuschrauben. 
Selbst  der  enragierteste  Annexionist  wird  und  muss  seine  expan- 
sionistischen Ziele  zurückstoppen,  wenn  er  sich  aus  der  Kriegs- 
lage überzeugt,  dass  sie  nicht  oder  nicht  in  vollem  Umfange  zu 
erreichen  sind.  Er  wird  aber  sofort  mit  seinen  Annexionsgelüsten 
wieder  hervortreten,  sobald  ihm  die  militärische  Lage  ihre  Durch- 
führung zu  gestatten  scheint. 

Die    Grundlinien    der    beider- 
seitigen    Kriegsziele. 

Da  es  nicht  meine  Aufgabe  ist  und  sein  kann,  alle  diese  tem- 
porären Schwankungen  hier  aufzuzählen,  die  mit  dem  Zweck 
und  Ziel  meiner  Arbeit  nichts  zu  tun  haben,  so  konnte  und  musste 
ich  mich  damit  begnügen,  die  Grundlinien  der  Kriegsziele  beider 
Mächtegruppen  hier  aufzuzeichnen,  ohne  den  Parteien  auf  allen 
ihren  Seitenwegen  zu  folgen.  Die  Grundlinien  sind  klar  und 
deutlich  zu  erkennen,  die  Seitenwege  sind  oft  wirr,  führen  oft 
in  Gestrüpp  und  Dickicht  und  verdunkeln  die  Gegensätze 
eher,  als  dass  sie  sie  erhellen. 

Unter  « Grundlinien »  verstehe  ich  diejenigen  allgemeinen 
und  ursprünglichen  Tendenzen,  welche  die  zunächst  beteiligten 
Mächte  bei  Ausbruch  des  Krieges  im  August  1914  geleitet  haben. 
Das  waren  auf  deutscher  Seite  —  wie  wir  im  zweiten  Abschnitt 
(Band  II)  gesehen  haben  und  im  nachfolgenden  dritten  weiter 
bestätigt  finden  werden  —  Tendenzen  imperialistischer  Macht- 
erweiterung, auf  Seiten  der  Entente  in  erster  Linie  die  Tendenz 
der  Verteidigung  gegen  frevelhaften  Angriff,  in  zweiter  Linie  die 
des  Schutzes  gegen  zukünftige  Friedenstörungen. 

Das  Kriegsziel  der  Ententemächte  war  also  seiner  ursprüng- 
lichen Tendenz  nach  nichts  anderes  als  :  Zurückweisung  des 
deutschen  Angriffs  von  den  eigenen  Grenzen  sowie  von  den 
Grenzen  Serbiens  und  Belgiens,  Befreiung  der  von  Deutschland 
okkupierten  Ländergebiete,  Schaffung  eines  zwischen-  oder 
vielmehr  überstaatlichen  Rechtszustandes,  der  den  jetzigen 
Friedenstörer  für  die  Zukunft  unschädlich  machen  und  ein  für 
allemal  Rechtsnormen  an  Stelle  der  Gewalt  setzen  soll.  Dieses 
letztere  Kriegsziel  der  Ententemächte  ist,  je  länger  der  Krieg 
dauert,  um  so  deutlicher  und  schärfer  als  Hauptziel  der  alliierten 
Mächte  hervorgetreten.  Wir  werden  in  den  nachfolgenden  Kapi- 
teln die  Aeusserungen  der  englischen  und  französischen  Staats- 
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männer  zusammengestellt  finden,  die  —  vom  Kriegsbeginn  an 
bis  heute  —  als  wichtigstes  Kriegsziel  der  verbündeten  Nationen 
proklamiert  haben  :  die  Schaffung  einer  Liga  der  Nationen  zur 
Herstellung  und  dauernden  Erhaltung  des  Weltfriedens. 

Der  Beitritt  Amerikas  zu  der  Gruppe  der  Ententemächte 
hat  dieses  Kriegsziel  vollends  zum  Kardinalpunkt  des  Welt- 
kampfes gemacht  und  damit  dem  blutigen  Ringen  eine  welt- 
historische Bedeutung  sondergleichen  gegeben.  Die  russische 
Revolution  hat  auch  ihrerseits  —  schon  wenige  Wochen  nach 
ihrem  Gelingen  —  die  von  dem  Zarenregiment  proklamierten 
Eroberungsziele  mit  eisernem  Besen  hinweggefegt  und  an  deren 
Stelle  ein  sozialistisch-pazifistisches  Programm  gesetzt,  das  in 
jedem  Worte  mit  den  grosszügigen  Friedensideen  des  Präsi- 
denten Wilson  übereinstimmt. 

Territoriale    Fragen. 

Allerdings  hat  es  auch  auf  Seiten  der  Ententemächte  eine 
Periode  in  den  Friedenserörterungen  gegeben  —  vor  dem  Beitritt 
Amerikas  und  vor  dem  Ausbruch  der  russischen  Revolution  — , 
wo  gewisse  territoriale  Wünsche  einzelner  zu  dem  Ententebunde 
gehöriger  Mächte  das  grosse  Hauptziel  dieses  Bundes  —  die  Zu- 
rückweisung und  Unschädlichmachung  des  Friedenstörers,  den 
dauernden  Schutz  der  Welt  vor  ähnlichen  Friedenstörungen  —  zu 
verdunkeln  und  in  den  Hintergrund  zu  drängen  schienen.  Das  war 
eine  Episode,  die  durch  die  frivole  Kriegsherbeiführung  seitens 
der  Zentralmächte,  durch  die  noch  frivolere  Proklamierung  der 
deutschen  Eroberungsziele  wohl  zu  erklären  und  zu  rechtfertigen 
war,  die  aber  zeitweise  doch  die  grossen  und  bleibenden  Züge  des 
Titanenkampfes  zweier  Weltanschauungen,  der  demokratisch- 
pazifistischen auf  der  einen,  der  autokratisch-militaristischen  auf 
der  anderen  Seite,  zu  verwischen  und  ihrer  historischen  Bedeutung 
zu  entkleiden  drohte. 

Das  ist  nun  glücklicherweise  anders  geworden  :  jenes  verwir- 
rende Zwischenspiel  hat  nur  wenige  Monate  gedauert.  Unter  der 
Führung  der  mächtigen  transatlantischen  Republik,  unter  dem 
Beitritt  der  neuerstandenen  russischen  Republik  hat  sich  der 
Bund  der  vereinigten  Demokratien  gegen  die  vereinigten  Auto- 
kratien noch  fester  als  bisher  gestaltet,  haben  die  Ideen  der 
Völker freiheit  im  Inneren,  des  Völkerfriedens  nach  aussen,  in 
ihrem  Kampf  gegen  politische  Bevormundung  im  Inneren, 
gegen  militärische  Machtsicherung  nach  aussen,  noch  festeren 
Halt  und  kräftigere  Stütze  gefunden.  Die  Gegensätze  der  Welt- 
anschauungen hüben  und  drüben  sind  durch  die  neueste  Phase 
des  Kampfes  noch  schärfer  herausgearbeitet  worden,  als  sie  es 
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bei  Beginn  des  Krieges  waren.  Heute  muss  auch  der  Blindeste 
erkennen,  dass  auf  den  Fahnen  der  einen  Partei  der  Fortschritt, 
auf  denen  der  anderen  der  Rückschritt  verzeichnet  ist. 

Neben  diesem  grossen  Gegensatz  verschwinden  alle  die 
kleinen  territorialen  Wünsche,  die  diese  oder  jene  der  verbün- 
deten Mächte  in  einer  früheren  Periode  geltend  gemacht  haben 
und  zum  Teil  auch  heute  noch  geltend  machen.  Man  kann  als 
sicher  annehmen  —  und  alle  Erklärungen  des  Präsidenten  Wilson 
wie  der  provisorischen  Regierung  Russlands  bestätigen  es  — , 
dass  die  Vereinigten  Staaten  und  ebenso  die  russische  Republik, 
die  Sitz  und  Stimme  nicht  nur  jetzt  im  Rate  der  kriegführenden, 
sondern  vor  allem  später  im  Rate  der  friedenschliessenden 
Nationen  haben  werden,  —  dass  diese  grössten  und  freiesten 
Republiken  der  Welt  einer  Fortführung  des  Kampfes  um 
reiner  Eroberungsziele  willen  nicht  ihre  Zustimmung  geben  werden; 
sie  werden  nur  solche  Ziele  ihrer  Bundesgenossen  in  dem  ge- 
meinschaftlichen Friedensprogramm  dulden  und  akzeptieren, 
die  —  neben  der  übereinstimmenden  Forderung  nach  Rückgabe, 
Reparation  und  Zukunftsgarantie  —  sich  mit  territorialen 
Veränderungen  begnügen,  die  durch  das  Nationalitätenprinzip, 
durch  das  freie  Selbstbestimmungsrecht  der  Bevölkerungen  ge- 
wisser umstrittener  Gebiete  gefordert  werden. 

Alle  diese  territorialen  Einzelfragen,  die  zum  Teil  schon  vor 
dem  Kriege  bestanden  haben,  aber  erst  durch  den  Krieg  und 
infolge  des  Krieges  akut  geworden  sind,  —  alle  diese  Fragen 
lasse  ich  bei  meiner  Erörterung  der  Kriegsziele  beiseite,  da  sie 
mit  dem  Zweck  dieser  Erörterung  nichts  zu  tun  haben. 

Alles  das  sind  Folgen  des  Krieges,  akzessorische  Kriegsziele, 
die  zu  den  ursprünglichen  der  zunächst  beteiligten  Staaten 
hinzugetreten  sind  :  sie  sind  die  Gegenwirkung  gegen  die  von 
Seiten  des  Angreifers  offen  proklamierten  Annexions-  und  Ero- 
berungsziele und  gleichzeitig  die  Folge  der  späteren  Kriegs- 
teilnahme anderer  Staaten,  die  lediglich  um  ihrer  Machtinter- 
essen willen  sich  der  einen  oder  anderen  Partei  angeschlossen 
haben.  Die  Eroberungsziele  Deutschlands  haben  auch  Eroberungs- 
ziele bei  einigen  Mächten  der  Gegenpartei  wachgerufen  ;  der 
Beitritt  anderer  Mächte  hüben  und  drüben  hat  Machterwei- 
terungs-Tendenzen  der  einen  gegen  die  anderen  erzeugt  oder 
Wiederaufleben  lassen,  die  ohne  die  Kriegsentfesselung  durch 
Deutschland  nie  aus  ihrem  jahrhundertelangen  Schlaf  erwacht, 
sicher  aber  nie  als  Brennmaterial  zur  Entfachung  eines  Welt- 
brandes benutzt  worden  wären. 

Die  Erörterung  aller  dieser  territorialen  Einzelfragen  erspare 
ich  mir  auch  deshalb,  weil  sie  nur  auf  dem  Boden  imperialistischer 
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Erwägungen  stattfinden  könnte,  die  ich  von  meinem  persön- 
lichen Standpunkt  aus  überall  verwerfe,  auf  welcher  Seite  sie 
auch  hervortreten  mögen.  Mit  Kder  Verschiebung  von  Ländern 
und  Völkern  nach  dem  Gesichtspunkte  der  Macht  Sicherung 
und  Macht  erweiterung  wird  der  Boden  für  den  zukünftigen 
europäischen  Frieden  nicht  geebnet,  er  wird,  im  Gegenteil, 
von  ^vornherein  unterwühlt.  Nur  eine  Rechtsordnung  kann 
den  zukünftigen  Friedenszustand  dauernd  und  erfolgreich  garan- 
tieren. 

Die  Untersuchung  der  Kriegs- 
ziele —  ein  Baustein  zu  meinem 
Anklagegebäude. 

Meine  Untersuchung  über  die  Kriegsziele  der  beteiligten 
Hauptmächte  bildet  nur  einen  Teil  meiner  Anklageschrift,  nur 
einen  Baustein  zu  meinem  Anklagegebäude.  Da  ein  Verbrechen 
ohne  Motive  nicht  denkbar,  jedenfalls  nicht  glaubwürdig  ist, 
so  dient  auch  die  Untersuchung  über  die  ursprünglichen  Kriegs- 
ziele nur  der  Beantwortung  der  Frage  :  Wer  ist  schuldig,  den 
europäischen  Krieg  herbeigeführt  zu  haben  ?  Ich  untersuche 
die  Kriegsziele,  mit  denen  die  beteiligten  Hauptmächte  in  den 
Krieg  hineingegangen  sind,  weil  aus  diesen  Zielen  sich  das  Kriegs- 
motiv,  also  die  notwendige  Ergänzung  des  Schuldbeweises 
ergibt  ;  ich  lasse  dagegen  diejenigen  Kriegsziele  beiseite,  die  sich 
erst  nach  dem  Kriegsausbruch  und  infolge  des  Kriegsausbruchs 
bei  dieser  oder  jener  Macht  herausgebildet  haben,  weil  diese 
später  aufgetauchten  Kriegsziele  mit  dem  Kriegs  Ursprung, 
also  mit  der  Frage  der  Kriegs  schuld  nichts  zu  tun  haben. 

Die    deutschen    Kriegsziele. 

Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  behandle  ich  auch  die  deut- 
schen Kriegsziele.  Die  Kriegsziele  Deutschlands  haben  sich  in 
ihren  Grundlinien  nie  verändert,  wenn  sie  auch  —  je  nach  der 
zeitweiligen  Kriegslage  —  schärfer  oder  milder,  deutlicher  oder 
undeutlicher  umschrieben  worden  sind.  Sie  sind  vom  ersten 
Moment  an  Eroberungsziele  gewesen  —  Eroberungsziele  unter 
der  Maske  der  Verteidigung  und  der  «  Zukunftssicherung  » 
Deutschlands. 

Nach  Herrn  von  Bethmanns  Ausspruch  beruhen  die  deutschen 
Friedensforderungen  auf  der  Kriegskarte  ;  da  nun  diese  Kriegs- 
karte beständigen  Schwankungen  unterworfen  ist,  so  mussten 
notwendig  auch  die  deutschen  Friedensforderungen  gewisse 
Schwankungen  erleiden,  die  sich  aber  keineswegs  in  einer  mate- 
riellen  Herabminderung,    sondern   nur   in    einer   zeitweisen   for- 
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mellen  Zurückhaltung  geäussert  haben.  Das  eine  Mal  posaunte 
man  laut  in  die  Welt  hinaus,  dass  man  alle  nach  Freiheit  dür- 
stenden Völker  im  Osten  und  Westen,  im  Süden  und  Norden 
durch  das  deutsche  Schwert  aus  ihrer  Knechtschaft  befreien 
wolle.  Das  andere  Mal  begnügte  man  sich  mit  den  sanfteren 
Tönen  der  «  Sicherung  Deutschlands  »  gegen  neue  Ueberfälle, 
sprach  von  der  «  Zukunft  und  Entwicklungsfreiheit  Deutsch- 
lands »,  von  einem  «  ehrenvollen  Frieden  »,  der  uns  allerdings 
«  für  alle  Opfer  entschädigen  »  müsse  etc.  In  der  Sache  selbst 
hielt  und  hält  man  vom  ersten  bis  zum  letzten  Moment  das 
ursprüngliche  Eroberungsprogramm  aufrecht,  nur  bekleidete 
man  das  Phantom  je  nach  Zeit  und  Umständen  verschieden, 
bald  mit  der  wallenden  Toga  des  Weltbefreiers,  bald  mit  der 
bescheidenen  Uniform  des  Vaterlandsverteidigers.  Nach  dem 
Grundsatz  :  «  C'est  le  ton,  qui  fait  la  chanson  »,  wechselte  man 
gelegentlich  den  Ton,  machte  aber  im  Grunde  stets  dieselbe 
Musik. 

Als  der  deutsche  Kriegshimmel  noch  voller  Geigen  hing,  als 
man  noch  an  einen  « Sieg  »  Deutschlands  glaubte,  hielt  der 
Reichskanzler  seine  berühmten  beiden  Annexions-Reden  —  am 
9.  Dezember  1915  und  am  5.  April  1916  — ,  die  sich  in  ihren 
annexionistischen  Ausstrahlungen  nach  allen  Himmelsrichtungen 
hin  kaum  noch  von  den  Extravaganzen  des  extremsten  All- 
deutschtums  unterschieden  und  daher  auch  den  stürmischen 
Beifall  aller  nationalistisch-annexionistischen  Parteien  im  Reichs- 
tage fanden.  Diese  Reden  behandle  ich  in  dem  nachfolgenden 
Kapitel  :    «  Bethmann,    der   Annexionist  ». 

Als  dann  später  der  Angriff  auf  Verdun  definitiv  gescheitert 
war,  als  die  Gegner  im  Westen  vorzurücken  begannen,  fingen 
nicht  nur  die  deutschen  Truppen,  sondern  auch  die  deutsche» 
Kriegsziele  an,  entsprechend  zurückzurücken.  Als  die  Eroberung 
Rumäniens  die  deutschen  Erfolgsaussichten  zeitweise  wieder 
gestärkt  hatte,  sprangen  sofort  auch  wieder  —  einem  Stehauf- 
Männchen  gleich  —  die  eine  Zeitlang  niedergeduckten  deutschen 
Eroberungs-  und  Annexionsabsichten  in  die  Höhe.  Die  Erfolge 
des  verschärften  Unterseebootkrieges  entfesselten  eine  neue 
Orgie  des  Annexionismus  :  Wie  die  Regenwürmer  nach  dem 
Gewitter  tauchten  von  allen  Ecken  und  Enden  die  extremsten 
Hyperannexionisten  wieder  auf  —  Gestalten,  «  die  längst  wir 
vergessen  geglaubt  »,  —  Forderungen,  die  längst  wir  an  ihrer 
eigenen  Extravaganz  zugrunde  gegangen  wähnten.  Die  berüch- 
tigten sechs  Wirtschaftsverbände  erschienen  in  verbesserter 
und  vermehrter  Auflage  auf  der  Bildfläche  und  präsentierten 
ihre  alte  Rechnung  :  Besserer  Grenzschutz,  Siedlungsland,  See- 
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geltung,  Machtzuwachs  und  Gebietserwerb  zu  Lande,  deutscher 
Sieg  und  deutscher  Frieden. 

Natürlich  durfte  auch  der  hohe  Protektor  aller  dieser  hyper- 
annexionistischen  Bestrebungen,  der  deutsche  Kronprinz,  bei 
dem  neuen  « völkischen  »  Hexensabbat  nicht  fehlen.  Dieser 
verhängnisvolle  Kronanwärter,  der  vor  dem  Kriege  der  wirkungs- 
vollste Sturmbock  aller  Kriegshetzer  gegen  den  noch  schwan- 
kenden Kronträger  und  seine  Regierung  gewesen  ist,  —  er  ist 
jetzt  während  des  Krieges  der  einflussreichste  Drahtzieher  und 
Kulissenschieber  geworden  in  dem  höfischen  Puppenspiel,  das 
die  Erfechtung  eines  deutschen  Macht-  und  Gewaltfriedens  zum 
Ziele  hat.  Wir  sind  es  nun  schon  gewohnt,  dass  jedesmal,  wenn 
die  Gegensätze  zwischen  Brutalität  und  Mässigung  in  der  Umge- 
bung des  «  allerhöchsten  Kriegsherrn  »  sich  zuspitzen,  dass  dann 
der  prinzliche  Sohn  den  Scharfmachern  gegen  die  Regierung  des 
kaiserlichen  Vaters  mit  Telegrammen  oder  sonstigen  Demon- 
strationen zu  Hülfe  kommt  und  stets  auch  den  gewünschten 
Erfolg  erzielt.  Solche  kronprinzlichen  Telegramme  sind  —  je  nach 
Inhalt  und  Adressaten  —  stets  die  Wetterfahnen,  die  die  Windrich- 
tung auf  den  Höhen  der  deutschen  Menschheit  anzeigen.  So 
verdient  auch  das  nachfolgende  Telegramm  ernste  Beachtung, 
das  der  kaiserliche  Prinz  Anfang  Mai  1917  an  Herrn  Professor 
Dietrich  Schäfer,  den  Vorsitzenden  des  extremsten  aller  deutschen 
Annexionisten-Verbände,  des  «  Unabhängigen  Ausschusses  für 
einen  deutschen  Frieden  »  gerichtet  hat  : 

«  Ueber  die  freundlichen  Wünsche  des  «  Unabhängigen 
Ausschusses  für  einen  deutschen  Frieden  »  habe  ich  mich 
besonders  gefreut  und  danke  allen,  die  meiner  gedacht  haben. 

Wilhelm,  Kronprinz.  » 

Dieses  kronprinzliche  Telegramm  an  Dietrich  Schäfer  bedeutet 
für  die  Kriegs  ziele  ungefähr  dasselbe,  was  seinerzeit  das 
Telegramm  des  Prinzen  an  den  Verfasser  der  Schrift  «  Des  deut- 
schen Reiches  Schicksalsstunde  »,  den  Oberstleutnant  Frobenius, 
für  die  Kriegs  entfesselung  bedeutete  (siehe  J'accuse,  S.  32). 
Damals  hat  sich  der  Erbe  des  deutschen  Kaiserthrones  ostentatkr 
auf  die  Seite  der  Kriegs  s  c  h  ü  r  e  r  gestellt  ;  heute  stellt  er  sich 
ebenso  ostentativ  auf  die  Seite  der  Kriegs  verlängerer.  Wie 
lange  wird  das  deutsche  Volk  einen  solchen  unverbesserlich- 
verblendeten Schürer  und  Hetzer  noch  als  Anwärter  auf  den 
deutschen   Kaiserthron   dulden  ? 
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Wie  der  zeitweise  Kriegserfolg  den  Kammerton  abgibt  für  die 
Art  und  Schärfe,  mit  der  die  Eroberungsabsichten  auf  deutscher 
Seite  kundgegeben  werden,  so  kann  man  umgekehrt  auch  die 
Milderungen  und  Dämpfungen  in  der  Geltendmachung  dieser 
Absichten  als  sicheren  Barometer  für  den  Tiefstand  in  der  inneren 
und  äusseren  Lage  Deutschlands  betrachten.  Die  deutschen 
Kriegsziele  selbst  bleiben  —  wie  die  Magnetnadel  —  stets  in 
gleicher  Richtung  stehen.  Ihr  Umfang  aber  und   die  Art  ihrer 

Geltendmachung  schwanken  —  wie  das  Zünglein  an  der  Wage 

hin  und  her,  je  nach  dem  schwankenden  Glück  des  eisernen 
Würfelspiels.  Es  gab  einen  Moment,  da  die  Schale  mit  den  Sieges- 
trophäen so  in  die  Höhe  geschnellt  war,  dass  Herr  von  Bethmann 
plötzlich  sich  zu  «  pazifistischen  »  Ideen  bekannte,  die  er  sein 
Lebtag  für  Utopie  erklärt  und  unentwegt  bekämpft  hatte.  Einen 
Monat  später  waren  die  Siegesaussichten  der  Zentralmächte  noch 
weiter  herabgesunken,  waren  die  Gefahren  der  Fortführung  des 
Krieges  so  verstärkt  worden,  dass  die  Regierungen  Deutschlands 
und  Oesterreichs  sich  sogar  zu  dem  schwerwiegenden  Angebot 
entschlossen,  in  direkte  Friedensverhandlungen  mit  ihren  Gegnern 
eintreten  zu  wollen.  Der  theoretische  Pazifismus  vom  November 
1916  war  zu  einem  praktischen  Friedensangebot  im  Dezember 
geworden,  aber  beide  Entwicklungsstadien  hatten  noch  immer 
nicht  zu  einem  ausdrücklichen  Verzicht  oder  auch  nur  zu  einer 
wesentlichen  Herabsetzung  der  bis  dahin  proklamierten  Erobe- 
rungsziele nach  Osten  und  Westen  hin  geführt.  Solcher  Verzicht 
in  grösserem  oder  geringerem  Umfange  ist  bis  heute  (April  1917) 
noch  nie  und  nirgends  ausgesprochen  worden  ;  die  deutsche  Re- 
gierung hat  im  Gegenteil  —  noch  in  den  jüngsten  Tagen  —  die 
sozialdemokratische  Forderung  eines  «  Friedens  ohne  Annexionen 
und  Kriegsentschädigungen  auf  der  Grundlage  einer  freien  natio- 
nalen Entwicklung  aller  Völker  »  mit  einer  gewundenen  Erklärung 
beantwortet,  die  in  dem  sib3dlinischen  Satze  gipfelt  : 

Die  Regierung  hat  das,  was  von  ihr  über  die  Kriegsziele  gesagt  iverden 
kann,  mitgeteilt  und  kann  gegenwärtig  keine  weiteren  Erklärungen  "eben 
Sie  wird,  unbeirrt  durch  das  Drängen  von  beiden  Seiten,  den  We«  weiter- 
gehen, den  ihr  Gewissen  und  Verantwortung  vor  dem  Lande  vorschreiben. 
(Siehe  den  Beschluss  des  Parteiausschusses  und  des  Parteivorstaudes  der 
sozialdemokratischen  Partei  Deutschlands  vom  19.  April  und  die  Erklärung 
der  Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung  dazu  vom  2  \.  April  1917).1 

Also  auch  jetzt  noch  —  im  Frühjahr  1917  —  hält  die  deutsche 
Regierung  das  annexionistische  Programm  aufrecht,  das  der 
Reichskanzler  in  seinen  früheren  Reden  kundgegeben  und  bereits 

1  An  späterer  Stehe  behandle  ich  die  Rede  des  Reichskanzlers  vom  15  Hai 
191 7.  die  —  genau  wie  obige  Notiz  der  Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung  —  alle 
früher  geäusserten  «  Grundlinien  »  der  deutschen  Kriegsziele  «  unverändert  fest- 
nalt  9. 

Das  Verbrechen  III  o 
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durch  entscheidende  Akte,  sowohl  nach  der  westlichen  wie  nach 
der  östlichen  Seite  hin,  verwirklicht  hat. 

Damit  ist  die  Situation  in  dankenswerter  Weise  geklärt.  Meine 
unmittelbar  nach  den  früheren  Annexions- Reden  des  Reichs- 
kanzlers geschriebenen  Kritiken,  die  eine  Zeitlang  nur  mehr  den 
Wert  eines  historischen  Rückblicks  zu  haben  schienen,  gewinnen 
nun  von  neuem  aktuelle  Bedeutung,  als  Beurteilung  aktueller 
Tatsachen.  Unter  allen  pazifistischen  Verkleidungen  ist  der  Kanz- 
ler bis  heute  das  geblieben,  was  er  von  Anfang  an  war  :  Bethmann, 
der  Annexionist.  Bis  heute  hat  er  seine  früher  proklamierten 
Kriegsziele  weder  zurückgezogen  noch  abgeändert  noch  abge- 
schwächt. Erst  gewaltige  Schicksalsschläge,  erst  die  dira  necessitas 
werden  dem  getreuen  Diener  seines  kaiserlichen  Herrn  —  und 
vor  allem  diesem  Herrn  selbst  —  den  Zwang  auferlegen,  ein  für 
allemal  auf  ihre  hochfliegenden  Pläne  zu  verzichten,  den  euro- 
päischen Marschallstab  in  ihren  Tornister  zu  legen  und  als  ein- 
fache Soldaten,  in  Reih'  und  Glied  mit  den  übrigen  Staatslenkern, 
in  die  Heilsarmee  des  organisierten  Völkerfriedens  einzutreten. 

Bethmann,  der  Annexionist. 
Bethmann,  der  «Pazifist». 
Bethmann,    der    Friedensbieter. 

Es  ist  unmöglich,  allen  wechselnden  Nuancen,  allen  mehr 
oder  weniger  beabsichtigten  Unklarheiten  in  den  deutschen 
Kriegszielforderungen  hier  im  einzelnen  zu  folgen.  Aus  Bethmann, 
dem  Annexionisten,  war  zunächst  Bethmann,  der  «  Pazifist  » 
geworden  —  allerdings  vorläufig  nur  ein  platonischer  Pazifist,  ein 
«  Pazifist  »  in  Gänsefüsschen,  der  unter  dem  europäischen  Oliven- 
zweig noch  immer  die  preussische  Pickelhaube  nicht  verbergen 
konnte,  dessen  friedenkündendes  Haupt  noch  immer  mit  ganzen 
Litern  militaristischen  und  annexionistischen  Oeles  gesalbt  war. 

Aus  Bethmann,  dem  «  Pazifisten  »,  ist  dann  weiter  Bethmann, 
der  Friedensbieter,  geworden  —  allerdings  vorläufig  nur  ein 
scheinbarer  Friedensbieter,  der  mit  verdeckten  Karten  spielte  und 
seine  Eroberungstrümpfe  fein-säuberlich  in   der  Hand  behielt.1 

1  Der  Abschnitt  «  Kriegsziele  »  schloss  ursprünglich  mit  der  Behandlung  der 
Bethruannschen  Rede  vom  9.  November  1916  in  dem  Aufsatz  « Bethmann,  der  Pazi- 
fist* ab.  Da  indessen  die  Drucklegung  des  im  Dezember  1916  der  Druckerei  über- 
gebenen  Manuskripts  eine  Reihe  von  Monaten  in  Anspruch  nahm,  so  schien  es 
mir  zweckmässig,  auch  die  wichtigen,  durch  das  deutsche  Friedensangebot  vom 
12.  Dezember  1916  eingeleiteten  Ereignisse  noch  einer  kürzeren  prinzipiellen  Behand- 
lung in  einem  Schlussaufsatz  « Bethmann,  der  Friedensbieter»  zu  unterziehen.  Eine 
erschöpfende  Behandlung  dieses  weitschichtigen  Themas,  das  durch  den  Eintritt 
Amerikas  in  den  Krieg  noch  eine  erhöhte  Bedeutung  gewonnen  hat,  war  im  Rah- 
men meines  Buches  nicht  mehr  möglich.  Die  Friedenserörterungen  bilden  ein 
Thema  für  sich,  das  erst  nach  der  definitiven  Gestaltung  dieser  in  beständigem 
Fluss  befindlichen  Materie,  das  heisst  nach  der  Einleitung  wirklicher  Friedens- 
verhandlungen, zu  einer  fruchtbringenden  Behandlung  und  umfassenden  Darstel- 


EINLEITUNG  19 

Aber  wer  weiss,  vielleicht  ist  der  Augenblick  nicht  mehr  fern,  wo 
aus  dem  Pseudo-V Pazifisten  ein  wirklicher  Pazifist,  aus  dem 
scheinbaren  Friedensbieter  ein  wirklicher  Friedensbieter  wird,  der 
die  Kriegskarte  vorsichtig  zu  Hause  lässt  und  statt  dessen  seine 
Friedenskarten  offen  auf  den  Tisch  legt.  Vielleicht  kommt  es 
sogar  dahin,  dass  aus  dem  Friedens  b  i  e  t  e  r  schliesslich  ein 
Friedens  bitter  wird  —  womit  dann  die  Entwicklungsreihe 
ihren  Abschluss  gefunden  haben  wird.  Ich  sehe  den  Tag  nicht 
mehr  fern  —  und  ersehne  ihn  jedenfalls  — ,  wo  der  Reichskanzler- 
General  die  feldgraue  Uniform,  in  der  er  sich  —  nach  Bismarck- 
schem  Muster  —  dem  deutschen  Volke  und  der  Welt  zu  zeigen 
liebt,  mitsamt  der  Pickelhaube  in  den  Garderobenschrank  hängen 
und  sich  —  zwar  nicht  im  härenen  Büssergewande,  aber  im  fried- 
lich-bürgerlichen Rock  —  mit  anderen  bürgerlichen  Staats- 
männern zur  Friedensberatung  an  einen  grünen  Tisch  setzen  wird. 
Erst  an  dem  Tage  werden  ernste  Friedensaussichten  vorhanden 
sein,  da  Kaiser  und  Kanzler,  statt  anderen  Gewalt  anzutun,  froh 
sein  werden,  wenn  man  ihnen,  den  Urhebern  dieses  ungeheuren 
Verbrechens,  keine  Gewalt  antut.  Erst  an  dem  Tage  wird  die 
notwendige  Basis  für  erfolgreiche  Friedensverhandlungen  gegeben 
sein,  da  Kaiser  und  Kanzler  eingesehen  haben  werden,  dass  es 
schon  ein  unverdientes  Glück  für  sie  wäre,  wenn  sie  ihrem  rui- 
nierten und  zerfleischten  Volke  —  statt  fetter  Eroberungen  — 
nur  den  mageren  Status  quo  ante  aus  dem  Konferenzsaal  nach 
Hause  bringen  könnten. 

Absicht  und  Erfolg  des  Verbrechens. 

Die  politische  und  moralische  Beurteilung  der  deutschen 
Kriegsziele  hängt  natürlich  nicht  von  ihrem  Erfolge  ab.  Die  ver- 
brecherische A  bsicht,  den  Zustand  Europas  wiederum  auf  Gewalt, 
auf  Schiffe,  Kanonen  und  Bajonette,  auf  Gruppenbildungen  und 
Bündnisse  stützen  zu  wollen,  anstatt  auf  Gesamtorganisation  und 
Gerechtigkeit,  —  die  verbrecherische  Absicht  bleibt  dieselbe,  ob 
sie  ihre  Zwecke  erreicht  oder  nicht.  Ich  habe  schon  an  anderer 
Stelle  hervorgehoben,  dass  schon  die  Proklamier ung  der  deutschen 
Kriegsziele,  wie  sie  bei  günstiger  Kriegslage  verkündet  worden 
sind,  einen  neuen  schwerwiegenden  Schuldposten  auf  dem  ohne- 
dies schon  stark  genug  belasteten  Debetkonto  der  deutschen 
Herrscher  und  Regierungen  darstellt.  Diese  Schuld  an  der  Zukunft 
wiegt  mindestens  ebenso  schwer  als  die  Schuld  an  der  Vergangen' 
heit  und  an  der   Gegenwart. 

lung  reif  ist.  Mein  Schlussaufsatz  will  nur  gewisse  Grundlinien  zur  Beurteilung 
der  Friedensforderungen  der  beiden  Mächtegruppen,  nicht  aber  eine  eingehende 
Kritik  dieser  Friedensforderungen  selbst  geben. 
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Der  Umstand,  dass  durch  force  majeure,  durch  die  wachsende 
Stärke,  die  wachsenden  Erfolge  der  Kriegsgegner  —  zuletzt  durch 
den  Beitritt  des  stärksten  Bundesgenossen  zu  der  Gruppe  der 
Kriegsgegner  Deutschlands,  Amerikas,  —  dieses  dritte  Verbre- 
chen, das  Verbrechen  an  der  Zukunft,  nicht  begangen  werden 
kann, dieser  von  dem  Willen  der  deutschen  Machthaber  unab- 
hängige Umstand  ändert  nichts  an  ihrer  schuldhaften  Absicht 
und  somit  an  dem  Schuldurteil,  das  das  Weltgericht  über  sie  zu 

fällen  hat. 

Für  uns,  für  die  Erforscher  und  Feststeller  der  Verantwort- 
lichkeiten an  diesem  Kriege,  kommt  es  nicht  auf  die  Frage  an  : 
Was  hat  Deutschland  erreicht  ?,  sondern  nur  auf  die  Frage  : 
Was  hat  Deutschland  gewollt  ?  Die  erstere  Frage  kann  erst 
beantwortet  werden,  nachdem  der  Krieg  beendigt,  der  Frieden 
geschlossen  ist.  Sie  ist  eine  tatsächliche  Feststellung  des  militä- 
rischen Erfolges  oder  Misserfolges,  die  Registrierung  eines  brutalen 
Faktums,  nichts  weiter.  Die  letztere  Feststellung  dagegen,  die 
Antwort  auf  die  Frage  :  Was  hat  Deutschland  gewollt  ?  —  ist 
heute  schon  möglich  ;  sie  ist  unabhängig  von  den  Kriegsereignis- 
sen ;  sie  bewegt  sich  nicht  auf  dem  schwankenden  Boden  militä- 
rischer Vorgänge,  sondern  auf  dem  festen  Boden  offizieller  Erklä- 
rungen von  Herrschern,  Regierungen  und  Parteiführern. 

Die  Feststellung  :  Was  hat  Deutschland  gewollt  ?  ist  die  we- 
sentliche Grundlage  unseres  ethischen  Urteils  über  die  Verant- 
wortung und  die  Verantwortlichen  für  dieses  grösste  Verbrechen 
in  der  Menschengeschichte.  Ich  sagte  schon  oben  :  es  gibt  kein 
Verbrechen  ohne  Motive.  Das  Motiv  des  Kriegs  Verbrechens 
ist  das  Kriegs  ziel.  Mit  der  Feststellung  des  Kriegsziels  wird  das 
Kriegsverbrechen  zwar  nicht  bewiesen  —  der  Beweis  der  Tat 
muss  aus  Tatumständen,  nicht  aus  psychologischen  Motiven 
geschöpft  werden  — ,  aber  es  wird  dadurch  innerlich  begründet 
und  menschlich  glaubhaft  gemacht.  Wenn  also  der  Tatbeweis 
erbracht  und  gleichzeitig  die  Motive  der  Tat  oft'engelegt  sind,  so 
ist  die  Beweiskette  unlösbar  geschlossen,  ist  der  Schuldige  un- 
rettbar in  der  Schlinge  des  Schuldbeweises  gefangen. 

* 
*  * 

Die  Tat  selbst  glaube  ich  in  meinem  ersten  und  in  diesem 
zweiten  Buche  unwiderleglich  bewiesen  zu  haben.  Die  Motive 
der  Tat  lege  ich  in  diesem  Schlussabschnitt  «  Kriegsziele  »  bloss. 
Dass  die  Tat  zwar  vollbracht,  aber  nicht  gelungen,  dass  die  Ziele 
zwar  erstrebt,  aber  nicht  erreicht  worden  sind,  ist  eine  gütige 
Schickung  der  Vorsehung,  nicht  ein  Verdienst  der  Täter.  Das 
moralische  Urteil  der  Mit-  und  Nachwelt  wird  durch  den  Misser- 
folg der  Missetat  nicht  beeinflusst.  Was  ihr  Erfolg  uns  beschert 
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hätte,  das  haben  wir  —  im  zweiten  Abschnitt  —  an  den  vor  Kriegs- 
ausbruch proklamierten  Zielen  des  chauvinistischen  Deutsch- 
lands gesehen,  das  werden  wir  —  in  diesem  letzten  Abschnitt  — 
an  den  während  des  Krieges  von  dem  leitenden  deutschen  Staats- 
mann kundgegebenen  Kriegszielen  bestätigt  finden.  Der  zweite 
und  dritte  Abschnitt  dieses  Werkes  zusammengenommen  werden 
uns  darüber  belehren,  welche  Kriegsziele  den  massgebenden 
Kreisen  Deutschlands  vorschwebten,  vor  und  während  des  Krieges 

—  solange  die  Kriegskarte  ihren  Plänen  günstig  zu  sein  schien  — , 
was  sie  zur  «  Sicherung  Deutschlands  gegen  zukünftigen  Ueber- 
fall  »  erstrebten,  welche  «  Machtgarantien  im  Osten  und  Westen  > 
sie  für  Deutschland  zu  schaffen  beabsichtigten,  welche  Missach- 
tung sie  allen  Ideen  einer  rechtlichen  Organisation  der  europäischen 
Völkergemeinschaft    entgegenbrachten. 

Dieser  Rückblick  auf  die  A  buchten  Deutschlands  wird  —  trotz 
des  heute  schon  sicheren  Scheiterns  dieser  Absichten  —  ein 
gewichtiger  Baustein  bleiben  in  dem  erdrückenden  Schuldgebäude 
gegen  Deutschlands  Herrscher  und  Regierungen.  Er  wird  den 
Völkern  der  Welt  —  vor  allem  auch  dem  deutschen  Volke  selbst 
wenn  es  dereinst  aus  seinem  bleiernen  Schlafe  erwacht  sein  wird 

—  die  schmerzvolle,  aber  heilsame  Wahrheit  vor  Augen  führen : 

Alle  unsagbaren,  unermesslichen  Opfer,  die  das  deutsche 
Volk  gebracht  hat,  sind  der  schlechtesten  Sache  gebracht 
worden,  für  die  je  ein  Volk  die  Waffen  ergriffen  hat.  Nicht 
ein  deutscher  Volkskrieg,  nein,  ein  Hohenzollernscher 
Eroberungskrieg  ist  im  Sommer  1914  freventlich  entfesselt 
worden.  Der  Sieg  der  Hohenzollern  wäre  die  Niederlage 
des  deutschen  Volkes,  wäre  das  Vorspiel  zum  Untergang 
der  alten  europäischen  Kultur  geworden.  Der  Misserfolg 
der  Hohenzollern  wird  das  Heil  des  deutschen  Volkes,  wird 
die  Rettung  Europas,  wird  der  Auftakt  zu  einem  neuen 
glücklicheren  Abschnitt  der  Menschheitsgeschichte  werden. 


I. 


Bethmann,  der  Annexionist. 


A. 


Glossen  zur  Reichskanzlerrede 
vom  g.  Dezember  19151 

Die  Reichstags- Verhandlungen  vom  9.  Dezember  191 5  —  das 
Vorspiel  zu  einer  neuen  Bewilligung  von  10  Milliarden,  so  dass  die 
gesamten  deutschen  Kriegsbewilligungen  bis  dahin  sich  auf  40 
Milliarden2  beliefen  —  haben  wiederum  das  erhebende  Schauspiel 
einer  Volksvertretung  gegeben,  die  einig  und  bereit  ist,  für  das 
schnöde  «  angegriffene  Vaterland  »  mit  Gut  und  Blut  einzutreten 
und  ihm  für  die  Zukunft  alle  militärischen,  wirtschaftlichen  und 
politischen  Sicherheiten  gegen  ähnliche  «Ueberfälle»  zu  verschaffen. 

«  Für  die  deutsche  Regierung  ist  dieser  Kampf  das, 
was  er  von  Anfang  an  war  und  woran  sie  in  allen  ihren 
Kundgebungen  unverändert  festgehalten  hat  :  ein  Vertei- 
digungskrieg des  detitschen  Volkes.  Dieser  Krieg  darf  nur 
mit  einem  Frieden  beendet  werden,  der  nach  menschlichem 
Ermessen  uns  die  Sicherheit  gegen  seine  Wiederkehr  bietet. 
Darin  sind  wir  alle  einig,  das  ist  unsere  Stärke  und  dabei 
soll  es  bleiben.  »  (Stürmischer,  lang  anhaltender  Beifall 
und  Händeklatschen  im  Haus  und  auf  den  Tribünen.) 

So  endete  schwungvoll  die  Rede  des  Reichskanzlers  von 
Bethmann  Hollweg  am  9.  Dezember  1915. 

1  Dieser  —  bisher  noch  nicht  veröffentlichte  —  Aufsatz  ist  Mitte  Dezember 
191 5  geschrieben  und  durch  spätere,  auf  neuere  Ereignisse  bezügliche  Einschal- 
tungen ergänzt  worden. 

-  Inzwischen  sind  in  den  Sessionen  Mai- Juni  und  September-Oktober  19 16 
weitere  je  12,  im  Februar  und  Juli  1917  weitere  je  15,  im  ganzen  also  94  Milliarden 
bewilligt  worden. 
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Die  Garantien  gegen  zukünftige  Ueberfälle,  von  denen  der 
Reichskanzler  am  Schlüsse  seiner  Rede  sprach,  hatte  er  vorher 
schon  deutlich  genug  umschrieben  : 

«  Weder  im  Osten  noch  im  Westen  dürfen  unsere  Feinde 
von  heute  über  Einfallstore  verfügen,  durch  die  sie  uns 
von  morgen  ab  erneut  und  schärfer  als  bisher  bedrohen 
können.  »  (Wiederholter  Beifall  und  Händeklatschen.) 

«  Ich  kann  nicht  sagen,  welche  Garantien  die  kaiser- 
liche Regierung  zum  Beispiel  in  der  belgischen  Frage 
fordern  wird,  welche  Machtgrundlagen  sie  für  diese  Ga- 
rantie für  notwendig  erachtet.  Aber  eines  sollen  sich  un- 
sere Feinde  selbst  sagen  :  Je  länger  und  erbitterter  sie 
diesen  Krieg  gegen  uns  führen,  um  so  mehr  wachsen  unsere 
Garantien,  die  wir  fordern  müssen.  »  (Stürmische  Zustim- 
mung im  Hause  und  Händeklatschen  auf  den  Tribünen.) 

«  Es  ist  ja  bekannt,  dass  Frankreich  seine  Anleihen 
an  Russland  nur  unter  der  ausdrücklichen  Bedingung 
gegeben  hat,  dass  Russland  seine  polnischen  Festungen 
und  Eisenbahnen  gegen  uns  ausbaut,  und  ebenso  ist  es 
bekannt,  dass  England  und  Frankreich  Belgien  als  Auf- 
marschgebiet gegen  uns  betrachteten.  Dagegen  müssen 
wir  uns  politisch  und  militärisch  und  auch  wirtschaftlich 
sichern.  Was  dazu  nötig  ist,  muss  erreicht  werden.  » 
(Stürmischer,  wiederholter  Beifall  und  Händeklatschen 
im  Haus  und  auf  den  Tribünen.) 

Auf  deutsch  gesagt  :  die  Kaiserliche  Regierung  gedenkt  im 
Osten  und  im  Westen  kräftige  Annexionen  vorzunehmen,  Bel- 
gien, Polen  und  wohl  auch  einen  Teil  der  russischen  Ostsee- 
Provinzen  in  dieser  oder  jener  Form  dem  deutschen  Reiche 
anzugliedern.  WTohl  verstanden  :  «  nur  zur  Sicherung  gegen 
künftige  Ueberfälle  ».  Jede  Eroberungsidee  lag  und  liegt  dem 
friedfertigen  Deutschland  vollkommen  fern.  «  Uns  treibt  nicht 
Eroberungslust,  uns  beseelt  der  unbeugsame  Wille,  den  Platz 
zu  bewahren,  auf  den  Gott  uns  gestellt  hat,  für  uns  und  alle 
kommenden  Geschlechter  »  —  so  hiess  es  in  der  kaiserlichen 
Thronrede  vom  4.  August  1914.  Heute  heisst  es  anders,  heute 
heisst  es  nicht  mehr,  den  Platz  zu  bewahren,  den  der  liebe  Gott 
uns  angewiesen  hat,  sondern  ihn  nach  Möglichkeit  zu  erweitern, 
uns  nach  rechts  und  links  mit  kräftigem  Ellenbogenstoss  an  die 
Plätze  von  anderen  zu  setzen,  die  doch  ebenfalls  und  mindestens 
mit  demselben  Recht  behaupten  können,  dass  die  göttliche 
Vorsehung   ihnen    als    «  Platzmacher  »   gedient    habe. 

Man  sieht,  die  Frage  nach  der  Kriegsursache,  nach  der  Kriegs- 
urheberschaft ist  nicht  nur  eine  Frage  der  Vergangenheit,  die 
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—  wie  viele  fälschlich  meinen  —  heute  keine  praktische,  nur 
noch  historische  Bedeutung  habe  ;  sie  ist  vielmehr  eine  eminent 
praktische  und  aktuelle  Frage,  da  ihre  Entscheidung  in  diesem 
oder  jenem  Sinne  auch  in  die  Zukunft  wirkt  und  den  Masstab 
für  die  Berechtigung  oder  Nichtberechtigung  der  Kriegsziele 
abgibt.  Der  Ueberfallene  hat  das  natürliche  und  durchaus  berech- 
tigte Bestreben,  sich  gegen  zukünftigen  Ueberfall  zu  schützen. 
Der  Angreifer  hat  solchen  Schutz  nicht  nötig  und  keinen  An- 
spruch darauf  :  die  Feinde,  die  ihn  ins  Unglück  gestürzt  haben, 
sitzen  im  Innern  seines  Landes  und  gegen  diese  mag  er  sich  selber 
schützen. 

Wir  Pazifisten  und  Sozialisten  halten  jeden  Schutz  gegen 
äussere  Angriffe,  der  auf  Macht  und  nicht  auf  Recht  beruht,  für 
hinfällig  und  wirkungslos.  Die  Machtanbeter  aber,  die  leider  in 
Deutschland  noch  immer  die  grosse  Mehrheit  in  den  herrschenden 
und  leitenden  Kreisen  ausmachen,  wollen  von  Friedensgarantien 
durch  Rechtsschutz  und  friedliche  Völkerorganisation  noch 
immer  nichts  wissen  ;  sie  werden  so  lange  davon  nichts  wissen 
wollen,  bis  ihr  Volk  —  und  andere  Völker  —  ihnen  mit  unzwei- 
deutigen Mitteln  dieses  Wissen  einbleuen  und  das  Sprichwort 
an  ihnen  zur  Wahrheit  machen  :  «  Wer  nicht  hören  will,  muss 
fühlen  !  » 

Der  preussische  Militärgeist  — 
der     wahre     Störenfried     Europas. 

Dass  die  von  dem  Reichskanzler  proklamierten  Kriegsziele 
das  blutige  Völkerringen  ins  unabsehbare  verlängern  müssen, 
ist  selbstverständlich.  Die  Gegner  Deutschlands  werden  sich 
hüten,  dem  brutalen  Angreifer  noch  als  Lohn  für  seine  Missetat 
grössere  Machtmittel  als  bisher  in  die  Hände  zu  liefern,  ihm  eine 
Hegemonie  in  Europa  einzuräumen,  die  nur  zu  neuen  blutigen 
Konflikten  führen  könnte  ;  ihm  Ländergebiete  zu  überlassen, 
die  er  —  zum  Teil  sogar  nach  eigenem  Zugeständnis  —  ohne 
Grund  und  Recht  mit  Krieg  überzogen  hat.  Die  Gegner  Deutsch- 
lands erstreben  eine  Rechtsorganisation  der  europäischen  Staaten- 
gemeinschaft, die  nur  durch  die  friedliche  Einordnung  des  krie- 
gerischen Störenfrieds  nach  dem  Grundsatze  «  Gleiches  Recht  für 
alle  »  erreicht  werden  kann.  Kein  verantwortlicher  Staatsmann 
in  England,  Frankreich  oder  Russland  hat  je,  vor  oder  wahrend 
des  Krieges,  —  ich  werde  dies  später  noch  im  einzelnen  nach- 
weisen —  die  Absicht  geäussert,  Deutschland  zu  erdrosseln 
oder  zu  vernichten.  Nur  den  preussischen  Militarismus  will  man 
unschädlich  machen,  weil  man  ihn  mit  Recht  für  den  wahren 
und  allein  verantwortlichen  Urheber  des  Weltkrieges  hält. 
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Was   ist   «Militarismus»? 

Militarismus  ist  nicht  gleichbedeutend  mit  Militär  riistun- 
g  e  n  .  Die  haben  alle  Staaten  gleichmässig  betrieben,  allerdings 
stets  gedrängt  und  gezwungen  durch  den  Vorantritt  des  uner- 
sättlichen Militärmolochs,  der  in  Preussen-Deutschland  sein 
Wesen  getrieben  hat.  Militarismus  heisst  kriegerischer  Geist, 
kriegerische  Angriffslust,  heisst  Ueberwuchern  militärischer  An- 
schauungen über  bürgerliche,  heisst  Bevorzugung  der  Soldaten- 
kaste vor  allen  übrigen  Bevölkerungsklassen,  heisst  Kriegsbe- 
geisterung «  um  des  Krieges  willen  »,  als  angeblichen  «  Vaters 
aller  Dinge  »,  als  Erhalters  und  Förderers  der  Volkskraft,  als 
Quelle  allen  Segens.  Militarismus  ist  ein  Konglomerat  von  volks- 
psychologischen und  politischen  Faktoren,  wie  es  im  zwanzigsten 
Jahrhundert  nur  noch  in  Preussen  und  durch  preussische  Infek- 
tion in  Deutschland,  sonst  aber  in  keinem  anderen  Lande  der 
Welt  sich  findet. 

Den  anderen  Ländern,  weil  sie  auch  militärisch  gerüstet  waren, 
den  Vorwurf  des  Militarismus  —  oder  den  Engländern  des  «  Mari- 
«ismus  »  —  zurückzugeben,  ist  eine  Lächerlichkeit,  die  am 
allerwenigsten  vor  deutschen  Beurteilern  Stand  hält.  Wir  wissen 
am  besten,  was  preussischer  Militarismus  heisst  :  denn  wir  sehen 
und  hören  ihn  und  leiden  darunter  täglich  und  stündlich.  Wir 
wissen,  dass  diese  eigenartige  Parfüm-Mischung  von  junker- 
lichem Stallgeruch  und  soldatischem  Pulverdampf,  dieser  miss- 
tönende Zusammenklang  von  Sporengeklirr,  Schleppsäbel- 
Gerassel  und  schneidig-schnarrender  Kommandostimme  eine 
berechtigte  Eigentümlichkeit  der  « Völkischen  »  in  Preussen 
ist.  Wir  wissen,  dass  der  älteste  Frack  sich  demütig  zur  Erde 
neigt,  wenn  auch  nur  die  Uniform  des  jüngsten  Leutnants  auf 
der  Bildfläche  erscheint.  Wir  haben  Reichskanzler  gesehen,  die 
—  ehe  Seine  Majestät  sie  gnädigst  zu  Generalen  avancieren 
Hess  —  stolz  bei  feierlichen  Gelegenheiten  ihre  Majors-  und 
Oberstleutnants-Epauletten  zur  Schau  trugen,  —  Reichstags- 
Präsidenten,  die  bei  Parlamentseröffnungen  in  der  Uniform 
eines  Hauptmanns  der  Landwehr  erschienen,  ja  sogar  einen 
Finanzminister  seligen  Angedenkens,  den  der  Kaiser,  um  ihn 
für  den -Mangel  jeder  militärischen  Charge  zu  entschädigen, 
zum  Sekonde-Leutnant  befördert  hatte.  Noch  heute  erscheint 
der  Reichskanzler,  Herr  von  Bethmaun  Hollweg  ■ —  nach  be- 
rühmtem Muster  —  nicht  im  Rock,  sondern  in  Generals-Uniform 
vor  dem  versammelten  Reichstag  und  vergisst  nicht,  bei  Gele- 
genheit der  unzähligen  photographischen  Aufnahmen  seiner 
«  hohen  »  Persönlichkeit,  die  alle  illustrierten  Blätter  zieren,  die 
feldgraue  Kappe  über  den  Helm  zu  ziehen,  als  wenn  er  direkt 
aus  dem  Schützengraben  käme. 
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Man  denke  sich  das  —  und  unzähliges  ähnliche  —  in  einem 
anderen  Lande.  Man  denke  sich  Grey,  Asquith  oder  den  Muni- 
tionsminister (jetzigen  Premier)  Lloyd  George  in  Uniform  vor 
dem  Unterhause  oder  Sazonow  als  russischen  General  in  der 
Duma.  Man  vergleiche  Frankreich  damit,  wo  sogar  die  Kriegs- 
minister oft  Zivilisten  sind  und  im  bürgerlichen  Jaquette,  in 
Begleitung  des  ebenfalls  bürgerlichen  Präsidenten,  die  Truppen 
an  der  Front  besichtigen.  Man  denke  sich  einen  preussischen 
Kriegsminister  in  Zivil,  wo  bei  uns  sogar  der  Zivilminister  in 
kriegerischer  Aufmachung  erscheint.1  Unmöglich!  Undenkbar! 
Ich  glaube,  es  wäre  der  Beginn  der  Revolution  —  von  oben  ! 

Das  sind  Kleinigkeiten,  wird  man  mir  einwerfen.  Nein  !  Das 
sind  Symptome  des  Geistes,  der  in  Preussen  und  Deutschland 
herrscht.  Das  sind  Kleider,  die  Leute  machen,  —  Kopfbedek- 
kungen,  hinter  denen  sich  Gedanken  verbergen.  Das  ist  Mili- 
tarismus, Platzmachen  des  bürgerlichen  Elements  vor  dem 
militärischen,  —  Militarismus,  der  sich  nicht  mit  Aeusserlich- 
keiten  begnügt,  der  das  ganze  innere  Leben  des  preussischen 
—  und  leider  nach  1870  auch  des  deutschen  Volkes  durchdrungen, 
vergiftet,  mit  gefährlichen  Krankheitskeimen  infiziert  hat. 
Militarismus  war  es,  der  uns  zu  immer  gewaltigerer  Entwicklung 
unserer  Kriegsmaschinerie  zu  Wasser  und  zu  Lande  und  schliess- 
lich zu  diesem  Kriege  getrieben  hat,  —  Militarismus,  der  in 
jahrelanger  Bohrarbeit  dem  friedliebenden  Volke  den  Kriegs- 
bazillus eingeimpft,  der  —  wie  Rohrbach  offen  bekennt  —  «  die 
öffentliche  Meinung  auf  den  Krieg  vorbereitet  hat  ». 

Militarismus  war  es  vor  allem  —  Ueberwuchern  militärischer 
Rücksichten  über  staatsmännische  — ,  der  den  fürchterlichen, 
folgenschweren  Entschluss  zum  Kriege  in  den  letzten  Julitagen 
1914  herbeigeführt  hat.  Die  Generale  konnten  nicht  warten, 
jeder  Tag  Aufschub  würde  die  militärische  Situation  Deutsch- 
lands verschlechtert  haben.  Was  bedeuteten  diesem  entschei- 
denden Gesichtspunkte  gegenüber  die  Erwägungen  der  Ver- 
nunft und  der  Menschlichkeit,  die  durch  einen  Aufschub  von 
wenigen  Tagen   —   wie   der   englische  Botschafter  Bunsen   mit 

1  Die  neueste,  überaus  charakteristische  Erscheinung  auf  diesem  Gebiete  ist  die 
Tatsache,  dass  der  Kaiser  schon  wenige  Tage  nach  der  Ernennung  des  neuen  Reichs- 
kanzlers Michaelis  diesen  —  seit  langer  Zeit  aus  allen  militärischen  Verhältnissen 
ausgeschiedenen  —  Herrn  ä  la  suite  der  Armee  gestellt  und  ihm  —  «  unter  Verlei- 
hung des  Charakters  als  Oberstleutnant  »  —  die  Berechtigung  zum  Tragen  der  Uni- 
form des  Leibgrenadienegiments  Nr.  8  erteilt  hat.  Es  war  in  der  Tat  ein  unerträg- 
licher Zustand,  dass  der  neue  Herr  seine  grosse  Antrittsrede  am  19.  Juü  im  bürger- 
lichen Gehrock  halten  musste.  «  Dem  Manne  kann  geholfen  werden  »  —  sagte  Kaiser 
Wilhelm.  Und  siehe  da,  ihm  ist  geholfen  worden.  Das  deutsche  Volk  wird  nun 
wieder,  wie  in  früheren  Zeiten,  die  Freude  erleben,  einen  höchsten  Beamten  an 
seiner  Spitze  zu  sehen,  der  vor  Offizieren  höheren  Ranges  (vor  Obersten,  General- 
majoren, Generalleutnants  und  Generalfeldmarschällen)  gehorsamst  salutiere» 
muss.  Schade,  dass  es  kein  Mittel  gibt,  den  Linkern  der  Geschicke  Deutschlands 
andern  als  nur  militärischen  Charakter  zu  verleihen. 
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Recht  hervorhebt  —  die  europäischen  Völker  vor  der  fürchter- 
lichsten aller  Katastrophen  bewahrt  hätten.  Die  Generale,  von 
dem  Kronprinzen  geführt,  haben  in  der  entscheidenden  Stunde 
das  Wort  gehabt,  haben  das  Ohr  des  Monarchen  besessen,  nicht 
die  Staatsmänner.  Ja,  dieselben  Generale  und  Admirale,  die 
damals  den  überstürzten  Kriegsentschluss  herbeigeführt  haben, 
machen  heute  noch  —  durch  ihre  Pressorgane  —  dem  Reichs- 
kanzler den  Vorwurf,  dass  er  nicht  früh  genug,  nicht  schon  einige 
Tage  früher  losgeschlagen  habe.  Womit  sie  —  ihnen  unbewusst  !  — 
zugeben,  dass  überhaupt  nicht  die  russische  Mobilisierung  vom 
31.  Juli,  sondern  der  preussische  Kriegswille,  der  schon  einige  Tage 
früher  feststand,  den  Ausschlag  zum  Kriege  gegeben  hat.  Bas  ist 
preussischer  Militarismus.  In  keinem  anderen  Lande  der  Welt  wäre 
ähnliches  möglich  gewesen. 

Diesem  Militarismus  wollen  die  heutigen  Kriegsgegner  Deutsch- 
lands endgültig  zu  Leibe  gehen.  Ihm  wollen  sie  eine  Niederlage 
bereiten,  die  ihn  ein  für  allemal  unschädlich  macht.  Nicht  das 
deutsche  Volk  ist  ihr  Kriegsgegner  —  der  Präsident  der  Vereinig- 
ten Staaten  hat  es  noch  zuletzt,  in  seiner  Botschaft  vom  3.  April 
191 7,  mit  deutlichen  Worten  zum  Ausdruck  gebracht  —  nicht 
das  deutsche  Volk  soll  niedergerungen  werden,  sondern  der 
preussische  Militärgeist,  jener  rückständig-verderbliche  Geist,  der 
sich  in  der  Vergangenheit  jedem  friedlichen  Aufbau  Europas  in 
den  Weg  gestellt  hat,  der  auch  in  Zukunft,  solange  er  lebt  und 
atmet,  dem  dauernden  Völkerfrieden  ein  Hindernis  und  eine 
Gefahr  sein  wird. 

Dass  dieser  —  vor  dem  Kriege  nur  von  einer  kleinen,  aber 
übermächtigen  Minorität  propagierte  —  Geist  heute,  im  Kriege, 
den  grösseren  Teil  des  deutschen  Volkes  ergriffen  und  infiziert  hat, 
das  sehen  wir  täglich  und  stündlich  an  allen  Erscheinungen  des 
öffentlichen  Lebens  in  Deutschland,  an  allen  Aeusserungen  führen- 
der Geister  in  Literatur,  Presse  und  Parlament,  bis  weit  in  die 
sozialistischen  Reihen  hinein.  Nur  das  kleine  Häuflein  der  sozial- 
demokratischen Minorität  (der  jetzigen  «  Unabhängigen  Sozial- 
demokratischen Partei  »)  ist  von  der  nationalistisch-militari- 
stischen Infektion  frei  geblieben.  Nur  hier  lebt  noch  —  von  der 
Zensur  und  der  Militärgewalt  bedrängt  und  unterdrückt  —  der 
konsequente  Widerstand  gegen  den  preussisehen  Militarismus,  der 
ihm  die  Mittel  zur  Durchführung  seiner  verbrecherischen  Pläne 
versagt.  Alle  Hoffnungen  auf  einen  Umschwung  im  deutschen 
Volke,  und  damit  auf  eine  friedliche  Zukunft  Europas,  beruhen 
auf  der  Tätigkeit  und  dem  Infolge  dieses  kleinen  Häufleins  auf- 
rechter   Männer. 

Nur  das  Erwachen  Deutschlands  aus  der  giftigen  Betäubung, 
in  die  der  preussische  Militarismus  es  versenkt  hat,  kann  den 
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Segen  bringen.  Ein  scharfer  Schnitt  muss  gemacht  werden  zwischen 
Preussentum  und  Deutschtum,  zwischen  Hohenzollemtum  und 
Volkstum.  Hier  sind  alle  Hebel  anzusetzen.  Von  diesem  Punkte 
aus  muss  der  revolutionäre  Geist  erzeugt,  gefördert  und  entwickelt 
werden,  der  den  militärischen  Geist  zum  Tempel  hinausjagt. 


Auch  eine  andere  Hoffnung  ist  noch  vorhanden  —  die  Hoff- 
nung, dass  der  preussische  Kriegsgeist  an  seinem  eigenen  Misser- 
folg zuschanden  werde.  Ob  diese  Hoffnung  sich  verwirklichen 
wird,  kann  heute  kein  Sterblicher  sagen,  das  «  ruht  im  Schosse 
der  Götter  ».  Der  Militär  g  e  i  s  t  Preussens  hat  eine  überstarke 
Militär  macht  erzeugt,  die  bisher  einer  Welt  zu  widerstehen  im- 
stande war,  trotz  aller  Ströme,  aller  Ozeane  von  Blut,  die  schon 
geflossen  sind,  um  diesen  Riesen  niederzuzwingen.  Aber  gleich- 
viel wie  der  Kampf  ausgehen  mag,  die  schwerste  Aufgabe  bleibt 
stets  dem  deutschen  Volke  vorbehalten  —  die  Aufgabe,  den 
Geist  auszurotten,  der  das  gefährliche  Ungeheuer  erzeugt  hat. 

Der  pazifistische  Geist  muss  an  Stelle  des  militaristischen  treten. 
Der  Krieg  muss  als  das  erkannt  werden,  was  er  ist :  als  die  fürchter- 
lichste Geissei  des  Menschengeschlechts,  als  der  Zerstörer  alles 
Guten,  Edlen  und  Schönen,  als  der  Verroher  der  Sitten  und  Ge- 
sinnungen, als  der  brutale  Zertreter  von  Menschenglück  und 
Menschen  wohl.  An  den  Pranger  des  öffentlichen  Abscheus  müssen 
sie  gestellt  werden,  jene  Herrscher  und  Regierungen,  jene  «  völ- 
kischen »  Verherrlicher  des  «  volkserziehenden  »  Massenmordes, 
die  um  elendester  Eigeninteressen  willen,  aus  Ehrgeiz,  aus  Ge- 
winnsucht, aus  Ruhm-  und  Beutegier,  Millionen  unglücklicher 
Menschen  gegeneinander  hetzen  zu  gegenseitiger  Abschlachtung. 
Als  Staats-  und  menschengefährlich,  als  hoch-  und  landesverrä- 
terisch müssen  jene  Organisationen  aufgelöst  werden,  die  die 
Völkerverhetzung,  das  Treiben  zum  Kriege  zu  ihrem  Beruf 
erwählt  haben,  die  jeden  kleinen  Zwischenfall  zur  Haupt-  und 
Staatsaktion  aufbauschen,  um  nur  möglichst  viel  Konfliktstoff 
zwischen  den  Völkern  aufzuhäufen.  Das  Wort  Krieg,  jenes 
fürchterliche,  Entsetzen  bringende  Wort,  das  jene  verbreche- 
rischen Feiglinge  beständig  im  Munde  führen,  während  sie  selbst 
bombensicher  in  ihren  warmen  Studierstuben  sitzen,  —  das  Wort 
Krieg  müsste  verpönt  werden  in  einem  elften  Gebot,  das  da  lautet  : 
«Du  sollst  den  Namen  Krieg  nicht  missbrauchen.  »  Als  Gottes- 
lästerer müsste  an  den  Schandpfahl  gestellt  werden,  wer  es  wagt, 
das  furchtbare  Wort  mit  dem  Namen  des  Allschöpfers  und  Aller- 
halters in  Verbindung  zu  bringen,  wer  es  wagt,  sich  «  von  Gottes 
Gnaden  »  zu  nennen  und  dabei  täglich  und  stündlich  die  scheuss- 
lichsten  Schandtaten  «  von  Teufels  Gnaden  »  zu  begehen 
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Kein  Krieg  ist  «  heilig  »  —  es  sei  denn  ein  wirklicher,  echter 
Verteidigungskrieg.  Am  unheiligsten  aber  ist  dieser  Popanz  eines 
Verteidigungskrieges,  wie  er  dem  gläubigen  deutschen  Volke 
nunmehr  seit  Jahren  vorgespiegelt  wird. 

Heilig  ist  der  Frieden,  der  echte  wirkliche  Frieden,  der  fest 
und  sicher  auf  dem  rechtlich  geordneten  Zusammenschluss  der 
Völker  ruht.  Solcher  Frieden  ist  nicht  etwa  ein  fernes,  utopisches, 
sondern  das  nächstliegende,  durch  die  Erfahrungen  dieses  Welt- 
krieges gegebene  Ziel.  Zusammenschluss  der  Völker  auf  rechtlicher 
Grundlage  !  Wer  dieses  Ziel  verkennt  oder  verschmäht,  wer  es  in 
der  Vergangenheit  verkannt  oder  vereitelt  hat,  der  ist  der  wahre 
Störenfried  unter  den  Völkern  ;  er  wird,  wie  er  die  jetzige  Kata- 
strophe verschuldet  hat,  auch  für  alle  ferneren  Katastrophen 
verantwortlich  sein.  Das  mögen  sich  die  Verantwortlichen  und 
Unverantwortlichen  in  Deutschland  gesagt  sein  lassen,  —  alle 
jene,  die  vor  dem  Kriege  jeden  Gedanken  an  völkerrechtliche  Orga- 
nisation mit  spöttischem  Lächeln  zurückgewiesen  haben  und  auch 
heute  noch  —  nach  dem  furchtbaren  Zusammenbruch  des  alten 
Systems  —  sich  nicht  einmal  dazu  aufraffen  können,  die  Ideen,  die 
den  Haager  Konferenzen  zugrunde  gelegen  haben,  auch  nur 
ernsthaft  in  Erwägung  zu  ziehen,  sie  auch  nur  als  Faktor  in  ihre 
Zukunftsrechnung  einzustellen. 

Ein  Sieg  Deutschlands  würde  —  daran  ist  nicht  zu  zweifeln  — 
diejenigen  Kreise  und  Tendenzen  ins  ungemessene  gestärkt  haben, 
die  bisher  auch  ohnedies  schon  in  Preussen-Deutschland  den 
massgebenden  Einfluss  auf  die  Regierungsentschlüsse  ausübten, 
jene  Kreise,  denen  die  Machterweiterung  ihres  eigenen  Landes 
alles,  die  Friedenssicherung  durch  völkerrechtliche  Organisation 
nichts  bedeutet.  Noch  kürzlich  hat  der  skeptischen  Abneigung 
dieser  Kreise  gegenüber  jeder  völkerrechtlichen  Entwicklung  zum 
organisierten  Frieden  hin  der  preussische  Kriegsminister  von  Stein 
beredten  Ausdruck  verliehen.  Bei  der  zweiten  Lesung  des  Hee- 
resetats im  Reichstage  —  am  4.  Mai  19 17  —  erklärte  der  Kriegs- 
minister : 

Ich  gebe  mich  nicht  der  Hoffnung  hin,  dass  nach  dem  Frieden  derVölker- 
friede  emtrete.  Solange  die  Interessen  der  Staaten  gegeneinanderlaufen,  wird 
es  Krieg  geben.  Die  Aussichten  für  einen  ewigen  Frieden  sind  jetzt  nicht  gerade 
glänzend,  wo  zwei  grosse  Völker,  die  bisher  nicht  daran  dachten,  Heere  zu 
halten,  dabei  sind,  sie  zu  schaffen.  Wir  haben  die  Pflicht,  uns  auch  nach  dem 
Kriege  zu  sichern,  um  den  Nachkommen  das  zu  erhalten,  was  wir  erkämpften. 
(Wol  ff -Telegramm  vom  4.  Mai.) 

Diese  wenigen  Worte  sprechen  Bände.  Zuwiderlaufende 
Interessen  der  Staaten  bedeuten  für  den  Kriegsminister  Verewi- 
gung des  Krieges.  An  die  Möglichkeit  eines  gütlichen  Ausgleichs 
widerstreitender  Interessen  denkt  der  Herr  nicht.  Noch  heute 
bringt  er  das  alte  Schlagwort  vom  «  ewigen  Frieden  »  gegen  die 
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pazifistischen  Ideen  vor  —  jenes  Schlagwort,  das  wir  Pazifisten 
seit  einem  halben  Jahrhundert  als  unwissend-gewissenlose  Ver- 
kennung  und  Verfälschung  unserer  Ziele  nachgewiesen  haben. 
Als  wenn  die  Einrichtung  einer  innerstaatlichen  Rechtsordnung 
einen  ewig-ungetrübten  Rechtszustand,  die  Schaffung  hygienischer 
Vorrichtungen  ewige  Gesundheit,  gute  Schulen  und  Erziehungs- 
anstalten ewige  Tugend  und  Makellosigkeit  bedeuteten  !  Mit 
diesem  abgedroschenen  Argument  der  «Ewigkeit  »  kann  man  jede 
menschliche  Einrichtung  lächerlich  machen,  als  wirkungslos  hin- 
stellen. Diese  Herren  sind  eben  unbelehrbar.  So  etwas  sagt  ein 
preussischer  Kriegsminister  nach  beinahe  dreijähriger  Kriegs- 
dauer. So  stellt  er  sich,  ohne  Widerspruch  im  deutschen  Parla- 
ment zu  finden  —  der  Parlamentsbericht  verzeichnet  hinter  obigen 
Worten  «  Zustimmung  »  und  am  Schluss  der  Rede  «  Lebhafter, 
allseitiger  Beifall  »  — ,  so  stellt  sich  der  militärische  Wortführer 
der  Reichsregierung  dem  entscheidenden  Kriegsziel  der  Entente- 
mächte und  vor  allem  des  neuesten  und  mächtigsten  Gegners 
Deutschlands,    der   Vereinigten   Staaten,   gegenüber. 

Mit  solchen  Ansichten  an  massgebender  Stelle  wird  nicht  nur 
der  gegenwärtige  Krieg,  sondern  auch  der  zukünftige  latente 
Kriegszustand  ins  unendliche  verewigt.  Die  Herren  glauben  zwar 
an  keinen  ewigen  Frieden,  wohl  aber  au  einen  ewigen  Krieg. 
Solange  solche  Männer  und  solche  Ansichten  nicht  ein  für  allemal 
unschädlich  gemacht  werden,  ist  keine  Besserung  in  Deutschland, 
kein  dauernder  Frieden  in  der  Welt  zu  erwarten.  Was  aber  sagt 
Herr  von  Bethmann  zu  dieser  Rede  seines  Kriegsministers  — 
Herr  von  Bethmann,  der  am  9.  November  1916  das  überraschende 
Bekenntnis  ablegte,  dass  nach  diesem  Kriege  «  durch  die  ganze 
Menschheit  ein  Schrei  nach  friedlichen  Abmachungen  und  Ver- 
ständigungen gehen  würde so  stark  und  so  berechtigt,  dass  er 

zu  einem  Ergebnis  führen  muss  »  ?  Die  Rede  des  Kriegsministers 
vom  4.  Mai  1917  gibt  den  Masstab  dafür  ab,  was  man  von  dem 
«  pazifistischen  »  Bekenntnis  des  Reichskanzlers  (dem  ich  später 
ein  besonderes  Kapitel  widme)  zu  halten  hat. 


Ein  interessantes  Gegenstück  zu  den  obigen  Aeusserungen  des 
preussischen  Kriegsministers  von  Stein  ist  die  Rede,  mit  der  der 
französische  General  Dumas  den  amerikanischen  General  Pcrshing 
bei  seiner  Ankunft  in  Boulogne,  Mitte  Juni  1917,  begrüsste  : 

Eine  neue  Aera  öffnet  sich  in  der  Weltgeschichte.  Die  Vereinigten  Staaten 
Amerikas  verbinden  sich  mit  den  Vereinigten  Staaten  Europas.  Sie  werden 
zusammen  die  Vereinigten  Staaten  der  Welt  bilden,  alle  solidarisch  in  dem 
Bestreben,  den  Krieg  definitiv  zu  töten,  der  Welt  einen  fruchtbaren,  harmo- 
nischen und  dauernden  Frieden  durch  die  Sozietät  der  Nationen  zu  verschal- 
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fen.  Seien  Sie  willkommen  in  unserer  Mitte,  General,  zum  Segen  der  Mensch- 
heit. 

(Une  ere  nouvelle  s'ouvre  dans  l'histoire  du  monde.  Les  Etats-Unis 
d'Amerique  s'elargissent  avec  les  Etats-Unis  d'Europe.  Ils  vont  former  les 
Etats-Unis  du  monde,  tous  solidaires  qui  tueront  definitivement  la  guerre, 
qui  nous  donneront  une  paix  feconde,  harmonieuse  et  durable  par  la  Societe 
des  Nations.  So)-ez  le  bienvenu  parmi  nous,  general,  pour  l'Humanite.) 

Der  Gegensatz  zwischen  dem  rückständigen,  eng- militari- 
stischen Prenssengeist  und  dem  fortschrittlichen,  demokratisch- 
pazifistischen  Geist  der  französischen  Republik  —  dieser  tiefe, 
unüberbrückbare  Gegensatz  zweier  Weltanschauungen,  deren  eine 
blind  an  der  Vergangenheit  haftet,  deren  andere  hellsehend  in  die 
Zukunft  blickt,  lässt  sich  nicht  besser  als  durch  diese  beiden 
Generalsreden  kennzeichnen.  Der  preussische  General  ist  und 
bleibt  eben  nur  General,  der  französische  Heerführer  zeigt  in 
seiner  schönen  Begrüssungsrede,  dass  er  gleichzeitig  auch  Demo- 
krat, Republikaner  und  Pazifist  ist. 

Eine  Rede,  wie  sie  der  französische  General  bei  der  Begrüssung 
des  amerikanischen  Gastes,  also  in  amtlicher  Eigenschaft  und  bei 
amtlicher  Gelegenheit,  gehalten  hat,  wäre  im  Munde  eines  preus- 
sischen  Generals  ein  Ding  der  Unmöglichkeit.  Nicht  einmal  im 
intimsten  Privatgespräch  würde  und  könnte  ein  hochstehender 
preussischer  Militär  sich  in  dieser  Weise  äussern.  Er  würde  es 
nicht,  weil  solche  pazifistischen  Ansichten  all  seinen  ererbten  und 
anerzogenen  Anschauungen  schnurstracks  widersprechen  würden. 
Er  könnte  es  nicht,  weil  er  —  selbst  wenn  er  wider  Erwarten  solche 
ketzerischen  Anschauungen  hegen  sollte  —  durch  ihre  Kundgebung 
einen  Entrüstungssturm  unter  seinen  Standes-  und  Berufsge- 
nossen erregen  und  von  dem  Unwetter  bald  hinweggefegt  werden 
würde.  Wenn  dereinst  einmal  —  in  fernen  Tagen  —  ein  preus- 
sischer General  so  denken  wird,  so  sprechen  darf,  wie  der  General 
Dumas,  dann  sind  wir  in  Preussen-Deutschland  «  über  den  Berg 
hinweg  »,  dann  leuchtet  auch  uns  die  Morgenröte  besserer  Tage, 
dann  werden  wir  vor  unseren  Militaristen,  wird  die  Welt  vor  uns 
endlich  Ruhe  haben.  Gott  gebe,  dass  bald  solcher  Tag  erscheine  ! 


Alldeutschland  hie  und  allewege! 

Die  Differenzen,  die  sich  neuerdings  zwischen  der  ultra- 
annexionistischen  Presse  Alldeutschlands  und  der  bloss- 
anuexionistischen  Kanzler  presse  entwickelt  haben,  ändern  nichts 
an  dem  von  mir  gezeichneten  Bilde.  Trotz  all  dieser  Differenzen 
stimmen  beide  Richtungen  in  dem  Hauptpunkte,  der  uns  hier 
interessiert,  in  der  Abneigung  gegen  jede  wirksame  pazifistische 
Völker  Organisation    vollkommen    überein.    Das    sind    alles    nur 
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Nuancen- Unterschiede  :  derselbe  Faden,  nur  eine  andere  Nummer. 
Ob  die  einen  ein  paar  Quadratkilometer  mehr,  die  anderen  ein 
paar  weniger  annektieren  wollen,  ist  für  uns  unbedingte  Gegner 
jeder  Eroberung,  für  uns  Vertreter  einer  europäischen  Rechtsorga- 
nisation, für  uns  Bekämpfer  jedes  Gewaltfriedens  ohne  jedes  Inter- 
esse. Eroberungskrieg  bleibt  Eroberungskrieg,  Raubmord  bleibt 
Raubmord,  ob  der  Mörder  seinem  Opfer  etwas  mehr  oder  weniger 
abnimmt. 

Der  Sieg  der  deutschen  Waffen  wäre  ein  Sieg  der  alldeutschen 
Ideen  geworden.  Alldeutschland  hie  und  allewege  —  das  würde  die 
Parole  geworden  sein,  die  beim  siegreichen  Friedensschluss  alle 
vernünftigen  Erwägungen  einsichtiger  Männer,  alle  Widerstände 
verantwortlicher  Stellen  übertönt,  die  die  Regierung  zu  einem 
selbstmörderischen  Frieden  gedrängt  hätte,  wie  sie  sie  zu  diesem 
selbstmörderischen  Kriege  gedrängt  hat.  Die  Wühlarbeit  der 
Alldeutschen  und  Imperialisten  wird  schon  jetzt  wieder,  wie  früher, 
mehr  unterirdisch  als  oberirdisch  betrieben.  Mit  Sappen,  Stollen 
und  Gräben  sucht  man  den  Boden  des  zukünftigen  Friedens  zu 
unterminieren,  sich  an  die  massgebenden  Personen  heranzudrän- 
gen, —  ein  Minenkrieg,  kein  Kampf  in  offener  Feldschlacht.  Nur 
ab  und  zu  merkt  man  an  einer  Explosion,  wie  gewühlt  und  gear- 
beitet wird.  Hie  Tirpitz,  hie  Bethmann  !  sind  die  Schlachtrufe. 
Der  Kampf  um  den  Unterseebootkrieg  und  der  schliessliche  Sieg 
der  Tirpitzianer  deuten  die  Richtung  an,  nach  welcher  der  Kampf 
sich  entwickelt.  Weitere  Minenexplosionen,  weitere  Ueberraschun- 
gen  stehen  uns  noch  bevor  und  es  ist  keineswegs  ausgeschlossen, 
dass,  ehe  diese  Zeilen  im  Druck  erscheinen,  der  bloss  als  General 
verkleidete  Reichskanzler  einem  wirklichen  General,  einem  Mann 
der  eisernen  Faust,  Platz  gemacht  haben  wird. 

Die  verderblichen  Kräfte  in  Preussen  und  Deutschland,  die 
diesen  Krieg  heraufbeschworen  haben,  sie  werden  sich  wiederum 
—  falls  ihnen  auch  nur  ein  halber  Kriegserfolg  zur  Seite  stehen 
sollte  —  als  stärker  erweisen,  wie  die  grossen  Schichten  der  Ein- 
sichtigen und  Gemässigten.  Wenn  sie  vor  dem  Kriege,  verspottet, 
verlacht  und  nicht  ernst  genommen,  die  Macht  hatten,  dem  deut- 
schen Volke  ihre  Ideen  und  ihren  Willen  aufzuzwingen,  wie 
mächtig  werden  sie  nach  einem  siegreichen  Kriege  sein,  nachdem 
der  grössere  Teil  der  deutschen  Intelligenz  —  trotz  aller  Nuancen- 
Unterschiede  —  sich  in  ihr  Fahrwasser  begeben,  ihre  Sprache 
angenommen,  unter  dem  nivellierenden  Schleier  des  Burgfrie- 
dens ihren  Bestrebungen  sich  willenlos  hingegeben  oder  gar  sich 
offen  zu  ihnen  bekannt  hat.  Denn  das  ist  ja  das  charakteristische 
des  Burgfriedens,  wie  er  während  der  beiden  ersten  Kriegs  jähre 
(inzwischen  ist  eine  kleine  Veränderung  eingetreten)  durchge- 
führt wurde  :  Die  Kriegsziele  dürfen  nicht  besprochen  werden. 

Das  Verbrechen  III  1 
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hiess  es  ;  aber  gemeint  waren  die  Kriegsziele,  welche  die  Enthal- 
tung von  jeder  Gewaltsamkeit,  jeder  Annexion,  welche  die  un- 
versehrte Wiederherstellung  Belgiens,  die  Rückgabe  der  besetzten 
französischen  Provinzen,  die  Herstellung  einer  europäischen 
Friedensorganisation,  ohne  Hegemonie  des  einen  oder  anderen 
Staates,  forderten.  Diese  Kriegsziele  zu  besprechen,  war  verboten. 
Wer  aber  Belgien,  die  russischen  Ostseeprovinzen,  Teile  des  öst- 
lichen und  nördlichen  Frankreichs  annektieren,  wer  die  annek- 
tierten Bevölkerungen  entrechten  und  expropriieren,  wer  durch 
riesenhafte  Kriegsentschädigungen  die  europäischen  Staaten 
wirtschaftlich  lahmlegen  und  zu  Tributpflichtigen  Deutschlands 
machen  wollte,  der  durfte  frei  sprechen,  dem  stand  kein  Burg- 
frieden im  Wege.  Die  Westarp,  Bassermann,  Spahn  und  Wiemer 
trugen  keinen  Maulkorb,  die  Liebknecht  und  Bernstein  aber,  die 
Wehberg  und  Schücking  mussten  mit  wohlgedrechselten  Wendun- 
gen ihre  Gedanken  mehr  zu  erraten  als  zu  erkennen  geben  :  denn 
jedes  freie  und  offene  Warnungswort  legte  ihnen  die  Schlinge  von 
Hochverratsprozessen  um  den  Hals. 

Europäischer  Frieden. 

Staatsmännisches  Denken  gegen  strategische  Rücksichten  !  Das 
ist  der  Kampf,  den  Bismarck  unablässig  bestehen  musste,  den  er 
bei  seiner  überragenden  Grösse  und  seinem  Rückhalt  beim  alten 
Kaiser  meist  auch  erfolgreich  bestanden  hat.  Das  ist  der  Kampf, 
in  dem  Bethmann  Hollweg  in  den  letzten  Jahren  vor  Ausbruch 
des  Krieges  und  vor  allem  in  den  letzten  Tagen  der  Krisis  unter- 
legen ist,  der  Kampf,  in  dem  er  nach  siegreichem  Kriege  auch  bei 
Aufstellung  der  Friedensbedingungen  (wie  nach  allen  zutage 
tretenden  Erscheinungen  mit  Sicherheit  anzunehmen  ist)  wieder 
unterliegen  würde. 

Unsere  Herrscher  und  Staatslenker  haben  durch  ihre  feige 
Unterwerfung  unter  das  Joch  der  Alldeutschen,  durch  die  ruchlose 
Entfesselung  dieses  «  aufgezwungenen  »  Krieges  —  aufgezwungen 
nicht  von  den  äusseren,  sondern  von  den  inneren  Feinden  des 
deutschen  Volkes  —  eine  unsühnbare  Schuld  auf  sich  geladen. 
Man  sagte  früher  —  in  besseren  Zeiten  —  von  Kaiser  Wilhelm, 
sein  Ehrgeiz  sei  es,  dereinst  mit  dem  Titel  «  der  Friedenskaiser  » 
ins  Grab  zu  steigen.  Friedenskaiser  !  Er  konnte  ihn  erwerben, 
jenen  schönsten  aller  Ehrentitel,  wenn  er  den  vergiftenden  Ein- 
flüssen seiner  nächsten  Umgebung  weiter  den  Widerstand  entge- 
gengesetzt hätte,  den  er  in  der  ersten  Periode  seiner  Regierung 
ihnen    entgegengesetzt    hat. 

Was  aber  ist  aus  jenem  «  Friedenskaiser  »  geworden  ?  Der 
blutigste  «  Kriegsherr  »  der  Weltgeschichte. 
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Unsühnbar  ist  die  Blutschuld  —  die  Toten  werden  nicht 
auferstehen. 

Unvergessbar  ist  das  Verbrechen  —  noch  nach  Jahr- 
tausenden wird  es  im  Gedächtnis  der  Menschen  fortleben. 
Unwiederbringlich  verloren  sind  die  zerstörten  Kultur- 
güter, die  verbrannten  Städte  und  Dörfer,  Kirchen  und 
Paläste  —  Generationen  werden  nicht  ausreichen,  um  das 
Vernichtete  wiederherzustellen. 

Nur  eine  Rettung  gibt  es  aus  all  der  Trübsal,  nur  einen  Segen, 
der  aus  dem  Unsegen  erblühen  kann,  nur  eine  Wiederauferstehung 
aus  dem  moralischen  und  materiellen  Verfall  unserer  alten  Kul- 
turwelt. Und  diese  Rettung,  dieser  Segen,  diese  Wiederaufer- 
stehung heisst  : 

Europäischer  Frieden,  Einigung  Europas  —  unter 
Beitritt  der  aussereuropäischen  Länder  —  zu  einem  fried- 
lichen Rechtsverband,  zu  einer  Liga  der  Nationen,  die 
Kriege  für  die  Zukunft  unmöglich,  die  den  jetzigen  zum 
letzten  aller  Kriege  macht. 

Wird  Deutschlands  Kaiser  dieses  Ziel  seiner  Gegner  zu  dem 
seinigen  machen,  —  wird  er  von  jeder  Eroberung,  jeder  Gewalttat, 
jeder  Unterdrückung  anderer  Völker  Abstand  nehmen,  —  wird 
er  hinfort  das  Recht  an  die  Stelle  der  Gewalt  setzen,  aus  einem 
brutalen  Zerstörer  zu  einem  ehrlichen  Aufbauer  sich  umwandeln  ? 
Wenn  ja,  so  möge  er  das  bald,  in  unzweideutigen  Worten,  erklären 
—  je  früher,  um  so  besser  !  Das  wäre  vielleicht  noch  die  Rettung 
für  ihn  und  sein  Volk.  Wenn  aber  nein  —  wie  zu  befürchten  wir 
alle  Veranlassung  haben  — ,  so  wird  die  Abrechnung  am  Tage  des 
jüngsten  Gerichts  nur  um  so  schwerer,  nur  um  so  vernichtender 
ausfallen.  Die  Abrechnung  mit  dem  Schiüdigen  und  seinen 
Helfershelfern,  wenn  nur  sie  auf  der  Anklagebank  sitzen  werden. 
Die  Abrechnung  mit  dem  unglücklichen  deutschen  Volke,  wenn 
es  nicht  rechtzeitig  sein  Schicksal  von  dem  seiner  Verführer  und 
Verderber  trennt,  wenn  es  nicht  selbst  das  Richtschwert  in  die 
Hand  nimmt  und  sich  zum  Herrn  seiner  Geschicke  macht 

Völker  Europas,  wahret 
eure   heiligsten    Güter! 

Nur  durch  Organisation  der  Völker  an  Stelle  der  jetzigen 
Anarchie  kann  jedem  einzelnen,  kann  allen  Völkern  zusammen  die 
Sicherheit  gegen  ähnliche  Katastrophen  gegeben  werden.  Europa 
ist  reif  geworden  für  diese  Organisation  und,  wenn  der  Krieg  mit 
all  seinen  Fürchterlichkeiten  ein  Gutes  gebracht  hat,  so  ist  es  das, 
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dass  er  diese  Reife  beschleunigt,  dass  er  die  Notwendigkeit  einer 
radikalen  Systemänderung  in  den  Völkerbeziehungen  auch  dem 
Blindesten  greifbar  vor  Augen  geführt  hat.  Die  Frucht  hängt 
überreif  am  Baume,  man  braucht  nur  zu  schütteln  und  sie  wird 
uns  in  den  Schoss  fallen.  Wer  sich  weigert,  zu  schütteln,  ist  ein 
Verräter  an  der  Menschheit  und  verdient,  von  der  Kulturgemein- 
schaft der  Völker  ausgeschlossen  zu  werden. 

Wird  das  Zukunftsbild  einer  rechtlich  geordneten  Völker- 
familie, das  schon  dem  grossen  Königsberger  Philosophen  vor 
hundertundzwanzig  Jahren  als  Entwicklungsziel  vorschwebte, 
auch  nach  dieser  fürchterlichsten  aller  Menschheits- Katastrophen 
ein  Traum  bleiben  ?  Nur  auf  das  Wollen  kommt  es  an  und  der 
Traum  wird  zur  Wirklichkeit  werden. 

«  Völker  Europas,  wahret  eure  heiligsten  Güter  !  »  Dieser  kai- 
serliche Aufruf,  gegen  die  Gelben  Asiens  gerichtet,  er  sei  der 
Einigungsruf  der  Völker  Europas  zum  Friedensbunde.  Aber  nicht 
gegen  fremde  Völker,  nicht  gegen  fremde  Rassen,  nicht  gegen 
fremde  Kulturen  oder  Religionen  soll  dieser  Ruf  gerichtet  sein 
—  er  sei  gerichtet  gegen  die  Verbrecher  im  eigenen  Lande.  Brand- 
markt, straft,  vernichtet  die  Missetäter,  die  im  Kriege  ihren  Nutzen, 
die  Befriedigung  ihres  Ehrgeizes,  die  Förderung  ihrer  materiellen 
Interessen  finden.  Jagt  sie  davon  wie  tolle  Hunde,  ihr  Völker 
Europas,  und  reicht  euch  brüderlich  die  Hände  zum  Friedens-  und 
Freundschaftsbunde,  den  ihr  von  je  ersehnt  und  erstrebt  habt. 

Weder  die  Gelben  noch  die  Schwarzen,  weder  die  Slaven  noch 
die  Romanen,  weder  die  Angelsachsen  noch  die  Germanen  — 
kein  Volk,  gleichviel  auf  welcher  Kulturstufe,  gleichviel  auf  wel- 
cher Stufe  der  sozialen  und  politischen  Entwicklung  es  stehen  mag, 
will  heute  mehr  Krieg  und  Unterdrückung  anderer  Völker.  Der 
afrikanische  Neger,  wie  der  marokkanische  Araber,  der  russische 
Bauer,  wie  der  italienische  Winzer,  der  norwegische  Fischer,  wie 
der  amerikanische  Baumwollpflanzer,  der  kalifornische  Obst- 
züchter, wie  der  chinesische  Reisbauer,  alle  arbeitenden  und  erwer- 
benden Klassen  der  ganzen  Welt  wollen  nichts  anderes  als  Frieden 
und  Freiheit  für  sich  und  für  die  anderen  —  Freiheit  in  ihrer 
Arbeit,  Freiheit  in  ihrer  Müsse,  Freiheit  in  der  Bestimmung  ihrer 
politischen  und  sozialen  Lage.  Lasst  die  Völker  abstimmen  —  frei 
und  unbehindert  —  und  ihr  werdet  finden  :  kein  Volk  will  etwas 
wissen  von  Erweiterung  der  Landesgrenzen,  von  Macht  und 
Grösse,  von  Hegemonie  und  Weltbeherrschung.  Die  Sorgen  des 
täglichen  Lebens  lasten  ohnedies  schwer  genug  auf  jedem  ein- 
zelnen und  alle  —  ohne  Ausnahme  —  ersehnen  nichts  anderes  als 
eine  Staats-  und  Völkerorduung,  die  jedem  seine  Sorgen  und 
Lasten  nach  Möglichkeit  erleichtert,  jedem  ein  möglichst  grosses 
Mass  von  Wohlstand  und  Wohlbefinden  gewährleistet. 
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Arbeiter  und  Bürger,  Gelehrte  und  Künstler,  Kaufleute  und 
Techniker,  Advokaten  und  Aerzte,  Finanzleute  und  Industrielle, 
—  kurz  alle  in  allen  Ländern,  die  mit  Kopf  und  Hand  erwerben 
und  schaffen  —  mit  Ausnahme  derer  natürlich,  denen  der  Krieg 
und  seine  Vorbereitung  materielle  oder  ideelle  Vorteile  bringt  — , 
alle  haben  nur  den  einen  Wunsch,  nur  die  eine  Sehnsucht,  dass 
der  Frieden  zwischen  den  Völkern  erhalten,  dass  jedem  einzelnen 
Volke  die  Möglichkeit  ruhigen  Schaffens,  ungestörter  Fortent- 
wicklung gegeben  werde.  In  diesem  Streben  nach  Erhaltung  des 
Weltfriedens  gibt  es  keinen  Unterschied  zwischen  Bürgerschaft  und 
Arbeiterschaft,  keinen  Unterschied  zwischen  Proletarier  und  Kapi- 
talisten1. Der  Grosskaufmann,  der  Grossindustrielle,  der  Schiffs- 
reeder, deren  Geschäfte  und  Industrien  von  dem  grossartig  ent- 
wickelten Warenaustausch  auf  dem  Weltmarkte  abhängen, 
wünschen  den  Frieden  ebenso  sehr  wie  der  Arbeiter,  wie  der  Ange- 
stellte, der  in  ihren  Diensten  ist.  Nicht  die  Erweiterung  der 
Landeshoheit  liegt  in  ihrem  Interesse,  sondern  die  Erweiterung  der 
Absatzmöglichkeiten,  die  durch  das  System  der  Handelsverträge 
und  der  «  offenen  Tür  »  genügend  gewährleistet  wird. 

Der    imperialistische    Aberglaube. 

Die  Erweiterung  des  territorialen  Besitzes  eines  Landes  ist 
stets  mit  Kosten  und  Gefahren  verbunden.  Mit  Kosten  der  Ver- 
waltung, unter  Umständen  der  militärischen  Eroberung,  -  -  mit 
Gefahren  der  Reibung  mit  anderen  Staaten,  der  inneren  Wider- 
stände in  den  erworbenen  Gebieten,  —  Gefahren,  die  stets  neue 
Kostenaufwendungen  zum  Schutze  nach  innen  und  aussen  not- 
wendig machen.  Die  Erwerbung  neuer  Territorien  liegt  im  Inter- 
esse der  Machtpolitiker,  im  Interesse  des  Herrscherglanzes,  aber 
nicht  im  wahren  und  wohlverstandenen  Interesse  der  Völker. 
Wenn  die  Völker  ihre  Stimme  erheben  und  entscheiden  könnten, 
nicht  ein  Quadratkilometer  Land  würde  ohne  die  Zustimmung 
seiner  Bewohner  einem  anderen  Lande  zugeschlagen,  nicht  ein 
Tropfen  Blut  würde  um  den  Besitz  neuer  Herrschaftsgebiete  ver- 
gossen werden.  Sprecht  mit  Millionen  von  Deutschen,  Russen, 
Engländern,  Franzosen,  aber  unter  vier  Augen  mit  jedem  Einzelnen 
und  jeder  wird  euch  versichern,  dass  ihm  die  imperialistischen 
Expansionspläne  seiner  Machtpolitiker  vollkommen  «  schnuppe  ) 
sind.  Gewinnt  doch  der  Bauer  nicht  einen  Quadratmeter  Acker- 
land   dadurch,    dass   tausend    Quadratkilometer    seinem   Staate 

1  Dass  man  zu  Unrecht  den  Kapitalismus  als  solchen  —  der  nicht  identisch 
ist  mit  dem  kriegerischen  Imperialismus  —  für  die  Kriege  und  insbesomU 
diesen  Krieg  verantwortlich  macht,  darüber  möge  man  in  der  Broschüre  «  Der 
springende  Punkt»  von  Gernianicus  (Zürich,  Grütli-Buchhandlung,  1916}  S.  42  ff. 
nachlesen. 
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hinzugefügt  werden.  Gewinnt  doch  der  Arbeiter  nicht  einen 
Pfennig  mehr  Lohn  dadurch,  dass  Hunderttausende  von  neuen 
Arbeitern  seinem  Staate  angegliedert  werden.  Gewinnt  doch  der 
Kaufmann,  der  Industrielle  nicht  einen  Pfennig  mehr  Ertrag 
aus  seinen  Betrieben  dadurch,  dass  tausend  andere  Betriebe 
der  gleichen  Art  innerhalb  der  erweiterten  Ivandesgrenzen  ihm 
Konkurrenz  machen  können.  Gewinnt  doch  der  Anwalt  nicht 
einen  Klienten,  der  Arzt  nicht  einen  Kranken  dadurch,  dass 
Hunderte  von  Anwälten  und  Aerzten  aus  den  neu  erworbenen 
Landesgebieten  ihnen  als  Mitbewerber  erstehen.  Gerade  das 
Gegenteil  wird  meistens  eintreten  (wenn  nicht  besondere  Umstände 
diese  Wirkung  aufheben)  :  durch  die  Konkurrenz  der  neuen 
Volksgenossen  wird  die  ökonomische  Lage  der  alten  herab- 
gedrückt werden. 

Es  ist  eine  Täuschung,  eine  Fiktion  verhängnisvollster  und 
gefährlichster  Art,  dieser  in  unserem  imperialistischen  Zeitalter 
überall  verbreitete  Aberglaube  :  Je  grösser  und  mächtiger  das 
Land,  um  so  reicher  und  glücklicher  die  einzelnen  Bürger.  Die 
Beweise,  dass  dies  ein  Aberglaube,  liegen  auf  der  Hand  :  man 
braucht  nur  danach  zu  greifen.  Ich  habe  schon  an  früherer 
Stelle  x  die  Frage  gestellt  :  Ist  der  einzelne  Holländer,  der  ein- 
zelne Däne,  der  einzelne  Schweizer,  der  einzelne  Norweger 
weniger  glücklich,  weniger  reich,  weniger  zufrieden,  weil  ihre 
Länder  kleiner  und  weniger  mächtig  sind,  als  England,  Deutsch- 
land, Frankreich  und  Russland  ?  Gerade  das  Umgekehrte  ist 
der  Fall.  Sie  sind  glücklicher,  zufriedener,  zum  Teil  auch  reicher 
—  wenn  man  den  Volkswohlstand  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
verteilt  — ,  als  die  unglückselig-glücklichen  Bewohner  der  grossen 
Staaten.  Schon  vor  dem  Kriege  war  es  so  —  und  wie  wird  es 
erst  nach  dem  Kriege  sein  ?  Ich  glaube  nicht  zu  viel  zu  sagen, 
wenn  ich  behaupte  :  Eine  nach  dem  Kriege  aufgestellte  Rechnung 
über  den  Volkswohlstand  in  den  kriegführenden  Ländern  einer- 
seits und  den  neutral  gebliebenen  andererseits  wird  —  bei  genauer 
Verteilung  der  Aktiven  und  Passiven,  einschliesslich  der  unge- 
heuerlichen Kriegsschulden,  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  — 
das  Resultat  ergeben,  dass  jeder  Holländer,  jeder  Schwede, 
jeder  Däne,  jeder  Schweizer  —  trotz  der  enormen  Verluste,  die 
der  Krieg  auch  diesen  Ländern  zugefügt  hat,  —  im  Vergleich 
zu  jedem  Deutschen  ein  kleiner  Krösus  sein  wird. 

Russland  ist  grösser  als  alle  europäischen  Länder  zusammen- 
genommen. Vereinigt  deswegen  der  Durchschnitts- Russe  in 
seiner  Person  ein  grösseres  Mass  von  Glück  und  Wohlstand, 
als  irgend  ein  anderer  Durchschnitts-Europäer  ?  Ist  nicht  der 
Durchschnittseinwohner     des     kleinen    Dänemark    tausendmal 

1  Band  I,  S.  430  ff. 
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glücklicher  und  beneidenswerter  als  der  Durchschnittseinwohner 
des  grossen  Russland  ?  Frankreich  hat  das  Vielfache  an  Kolo- 
nialbesitz wie  Deutschland.  Sind  deswegen  die  Franzosen  —  rein 
ökonomisch  betrachtet  —  reicher  und  glücklicher  gewesen  als 
die  Deutschen  ?  Wenn  es  wahr  sein  sollte,  dass  auf  den  einzelnen 
Franzosen  ein  grösseres  Mass  nationalen  Wohlstandes  trifft 
wie  auf  den  einzelnen  Deutschen,  so  beruht  dies  nicht  auf  dem 
Kolonialbesitz  Frankreichs  —  der  für  seinen  Wohlstand  ganz 
gleichgültig  ist  — ,  sondern  auf  der  jahrhundertelangen  Ent- 
wicklungsgeschichte dieses  fruchtbaren,  in  jeder  Beziehung 
durch  Bodenschätze  und  geographische  Lage,  durch  Intelligenz 
und  Sparsamkeit  seiner  Bewohner  bevorzugten  Landes. 

Wie  ein  körperlich  grosser  Mann  nicht  tüchtiger  zu  sein 
braucht  als  ein  kleiner  —  die  Geschichte  weist  sogar  in 
manchen  Beispielen  auf  das  Gegenteil  hin,  siehe  z.  B.  Napo- 
leon, —  so  hat  ein  grosses  Volk  keinerlei  Wahrscheinlichkeit 
für  sich,  Tüchtigeres  zu  leisten  als  ein  kleines.  Das  Streben  nach 
nationaler  Einigung  soll  natürlich  nicht  verworfen  oder  als 
zwecklos  hingestellt  werden.  Der  natürliche  Drang  dazu  wohnt 
allen  durch  Sprache,  Rasse,  Kultur  verbundenen  Völkerschaften 
inne.  Auch  dieser  Drang  nach  nationaler  Zusammenschliessung 
aber  darf  nicht  übertrieben  werden,  darf  nicht  alles  geschichtlich 
Gewordene  einfach  ignorieren  ;  er  muss  sich  —  wenn  man  nicht 
die  ganze  alte  Welt  revolutionieren  und  den  Krieg  in  Permanenz 
erklären  will  —  je  nach  Umständen,  mit  dem  nationalen  Kern 
begnügen  und  von  der  Schale  dies  und  jenes  ausserhalb  der  natio- 
nalen Grenzen  lassen. 

Das  Streben  nach  nationaler  Einigung  hat  nichts  zu  schaffen 
mit  dem  krankhaften,  über  die  nationalen  Grenzen  hinaus- 
gehenden imperialistischen  Ausdehnungsdrang.  Diesen  bekämpfen 
wir.  Dieser  ist  der  Nährboden  des  gegenwärtigen  Krieges,  dieser 
wird  der  Keim  einer  Reihe  neuer  Kriege  sein,  wenn  die  Völker, 
die  grossen  Massen,  die  neun  Zehntel  in  allen  Staaten,  sich  nicht 
zusammenscharen  und  ihren  Herrschern  und  Herrscherklassen 
zurufen  :  Wir  wollen  keine  Expansion,  wir  wollen  Frieden,  wir 
wollen  Freiheit,  wir  wollen  soziale  Gerechtigkeit.  Lasst  jedem 
seine  durch  Natur  und  Geschichte  gegebenen  Grenzen  !  Raum 
für  alle  hat  die  Erde  ! 

Bülow   und   Bethmann. 

Dass  die  Grösse  eines  Landes,  insbesondere  die  Grösse 
des  Kolonialbesitzes,  in  keiner  Beziehung  steht  zu  dem  wirtschaft- 
lichen Aufschwung  und  zum  Wohlstand  seiner  Bewohner,  dafür 
liefert  den  schlagendsten  Beweis  der  Vergleich  zwischen  Deutsch- 
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lands  und  Englands  Handels-  und  Industrie-Entwicklung  in 
den  letzten  fünfundzwanzig  Jahren.  Eine  vergleichende  Sta- 
tistik hierüber  habe  ich  bereits  in  J'accuse  (S.  37  ff.)  gegeben. 
Fürst  Bülow  weist  ■ —  in  seinem  kürzlich  erschienenen  Buche 
Deutsche  Politik  1  —  mit  Recht  und  Stolz  darauf  hin,  dass  Deutsch- 
land «  mit  seinen  22,5  Milliarden  Aussenhandel im  Jahre  1913 

hinter  Grossbritannien  mit  27  und  vor  den  Vereinigten  Staaten 
mit  17  Milliarden  die  zweit grösste  Handelsmacht  der  Welt  »  ge- 
worden ist.  Im  Frieden,  notabene  !  Und  trotzdem  behauptet 
Bülow  —  wie  der  letzte  der  Alldeutschen  — ,  man  habe  uns 
den  «  Platz  an  der  Sonne  »  versagt,  und  verteidigt  den  Krieg, 
der  uns  den  Sonnenplatz  erkämpfen  soll  !  Derselbe  Mangel  an 
Logik  —  oder  an  Ehrlichkeit  — ,  der  die  ganze  deutsche 
Intelligenz  beherrscht  ! 

Das  obengenannte  Buch  des  früheren  Reichskanzlers  — 
eine  neue  Bearbeitung  der  Betrachtungen  über  die  deutsche 
Politik,  die  Fürst  Bülow  vor  dem  Kriege  in  dem  Sammelwerk  : 
«  Deutschland  unter  Kaiser  Wilhelm  IL  »  veröffentlicht  hatte,  — 
gibt  nach  manchen  Richtungen  hin  ein  so  charakteristisches 
Bild  der  in  Deutschland  herrschenden  Anschauungen  über  den 
Kriegsursprung  und  die  Kriegsziele,  dass  es  sich  lohnt,  etwas 
ausführlicher  darauf  einzugehen. 

Man  mag  es  dem  Fürsten  Bülow  in  seiner  exponierten  Stellung 
zugute  halten,  dass  er  in  einen  Pancgyrikus  über  die  Persönlich- 
keit des  deutschen  Kaisers  ausbricht,  dessen  «  im  Hohenzollern- 

hause  erbliche  vorbildliche  Pflichttreue  und  Unerschrockenheit 

den  monarchischen  Gedanken  im  Volke  gefestigt  und  vertieft  » 
habe.  Der  Fürst  sieht  diese  Dinge  natürlich  aus  der  Fürsten-, 
aus  der  Hof  Perspektive.  Wie  das  Volk  denkt  und  empfindet, 
das  dringt  nicht  in  die  Fürstenschlösser.  Die  Zukunft  wird 
erweisen,  dass  nichts  in  der  bisherigen  preussisch-deutschen 
Geschichte  dem  monarchischen  Gedanken  einen  so  schweren 
Schlag  versetzt  hat,  als  die  vorsätzliche  Entfesselung  dieses 
noch  nie  dagewesenen  Massenmordens,  —  eine  Tat,  die,  gleich- 
viel welche  Einflüsse  in  der  Umgebung  des  Kaisers  gewirkt  haben 
mögen,  auf  seinen  Entschluss,  auf  seinen  Willen,  auf  seine  Verant- 
wortung zurückzuführen  ist.  Diese  Erkenntnis  wird,  wie  sie 
heute  Gemeingut  der  ganzen  Welt  ist,  später,  wenn  das  deutsche 
Volk  erwachen  und  zur  Besinnung  kommen  wird,  auch  Ge- 
meingut des  deutschen  Volkes  werden  und  dann  erst  wird  sich 
herausstellen,  ob  der  monarchische  Gedanke  in  Deutschland 
durch  diesen  Krieg  gefestigt  und  vertieft  oder  ob  ihm  der 
Todesstoss  versetzt  worden  ist. 

Auch  Fürst  Bülow  natürlich  segelt  in  dem  Fahrwasser  des 

1  Berlin,  19 16,  bei  Hobbing. 
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«  Verteidigungskrieges  ».  Auch  er  spricht  von  «  der  Feindselig- 
keit,  dem  erneuerten  und  neuen  Revanchegelüst  in  West,  in  Ost 
und  jenseits  des  Kanals  ».  Auch  er  leugnet  die  verderbliche 
Wirkung  des  preussischen  Militarismus,  den  er  «  das  Fundament 
unseres  Staatswesens  und  die  Gewähr  unserer  Zukunft  »  nennt. 
Auch  er  spricht  von  der  «  Unversöhnlichkeit  Frankreichs  », 
die  «  sich  nur  zu  deutlich  gezeigt  »  habe.  Kurz,  ein  Mann,  dem 
man  eine  gewisse  Feinheit  des  Geistes,  eine  gewisse  Bildungshöhe, 
die  über  das  preussische  Junker-  und  Beamtentum  weit  hinaus- 
ragt, nicht  absprechen  kann,  bewegt  sich  in  seinen  Ausführungen 
und  Argumenten  über  den  Ursprung  dieses  Krieges  auf  dem- 
selben niedrigen  Niveau  wie  irgend  ein  alldeutscher  General 
oder  Artikelschreiber.  Das  ist  eines  der  traurigsten  Zeichen  der 
deutschen  Geistesverfassung  und  bestätigt  vollkommen  die 
Diagnose,  die  ich  in  einer  anderen  Schrift  über  diesen  Krank- 
heitszustand  gegeben  habe  : 

Dieser  Ideenkreis  der  in  Deutschland  massgebenden  Parteien  und  Re- 
gierungsmänner bewegt  sich  überall  in  den  ausgetretenen  Geleisen  der  Ver- 
gangenheit. Diese  Leute  haben  nichts  gelernt  und  nichts  vergessen  und  selbst 
die  schaurigen  Lehren  dieses  Krieges  haben  nicht  vermocht,  sie  von  ihren 
Irrwegen  abzulenken.  Es  wird  weiter  wie  bisher  fortgewurstelt,  fortintrigiert, 

fortgerüstet  und  fortgekämpft  werden,  wenn  nicht  das  deutsche  Volk, 

mahnend,  drohend  und  endlich  fordernd  seine  Stimme  erhebt.  Das  muss 
geschehen  und  es  ivird  geschehen. 

Die  Feststellung  dieses  Geisteszustandes,  der  durch  die  jetzigen 
Betrachtungen  des  Fürsten  Bülow  in  erschreckender  Weise  be- 
stätigt wird,  würde  nur  historischen  Wert  haben,  wenn  sie  sich 
lediglich  auf  die  Vergangenheit  bezöge.  Leider  aber  wirkt  dieser 
Geisteszustand  auch  in  die  Zukunft,  in  die  nächste  Zukunft  des 
Kriegsendes  und  in  die  fernere  Zukunft  der  europäischen  Frie- 
densgestaltung. Und  gerade  dieser  Zukunftswirkung  wegen 
müssen  wir  Gegner  des  herrschenden  Systems  immer  wieder  von 
neuem  unsere  drohend- warnende  Stimme  erheben  und  den  deut- 
schen Machthabern  zurufen  :  Eure  Ideen  über  die  Zukunftsge- 
staltung Europas  bedeuten  nichts  anderes  als  neue  Spannungen, 
neue  Rüstungen,  neue  Entladungen.  Wollt  ihr —  unverbesserliche 
Schuldenmacher,  die  ihr  seid  !  —  euer  ungeheures  Debetkonto 
aus  der  Vergangenheit  mit  immer  neuen  Schuldposten  für  die 
Zukunft  belasten  ?  — 

Wie  denkt  sich  der  talentvollste  deutsche  Staatsmann  —  nach 
Bismarck  —  die  Zukunft  Deutschlands  und  Europas  nach  diesem 
Kriege  ?  Hören  wir  ihn  selber  : 

15s  ist  selbstverständlich,  dass  des  Krieges  vornehmstes  Ziel  sein  muss,  für 
Deutschland  nicht  nur  ausreichende  Entschädigung,  sondern  auch  Garantien 
zu  schaffen,  die  die  Vermeidung  eines  Krieges  unter  gleichen  oder  ähnlichen 
ungünstigen  Verhältnissen  für  die  Zukunft  verbürgen 

Der  Schutz,  den  Deutschland  in  Zukunft  gegenüber  der  Feindseligkeit, 
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dem  erneuerten  und  neuen  Revanchegelüst  in  West,  in  Ost  und  jenseits  des 
Kanals  findet,  kann  nur  liegen  in  seiner  eigenen  vermehrten  Macht.  Die  Rü- 
stung zu  Laude  und  zu  Wasser  werden  auch  die  Gegner  stärken.  Wir  aber 
müssen  uns  an  unseren  Grenzen  und  an  unserer  Küste  stärker,  schwerer 
angreifbar  machen,  als  wir  es  zu  Beginn  dieses  Krieges  waren.  Nicht  in  dem 
uns  angedichteten  Streben  nach  Weltherrschaft,  sondern  um  uns  zu  behaup- 
ten. Das  Ergebnis  des  Krieges  darf  kein  negatives,  es  muss  ein  positives  sein. 
Es  handelt  sich  nicht  darum,  dass  wir  nicht  vernichtet,  nicht  verkleinert 
noch  zerstückelt,  noch  ausgeraubt  werden,  sondern  um  ein  Plus  in  Gestalt  realer 
Sicherheiten  und  Garantien  als  Entschädigung  für  nie  gesehene  Mühen  und 
Leiden,  wie  als  Bürgschaft  für  die  Zukunft.  Gegenüber  der  Stimmung,  die 
dieser  Krieg  gegen  uns  zurücklassen  wird,  würde  die  einfache  Wiederher- 
stellung des" Status  quo  ante  bellum  für  Deutschland  nicht  Gewinn,  sondern 
Verlust  bedeuten.  Nur  wenn  die  Verstärkung  unserer  politischen,  wirtschaft- 
lichen und  militärischen  Machtstellung  durch  den  Krieg  die  durch  ihn  ent- 
zündete Feindschaft  erheblich  überwiegt,  werden  wir  uns  mit  gutem  Gewissen 
sagen  köimen,  dass  unsere  Gesamtlage  durch  den  Krieg  verbessert  wurde. 

Da  haben  wir  wieder  einmal  in  unzweideutiger  Nacktheit,  aus 
autoritativem  Munde,  die  deutschen  Kriegsziele  :  Erhöhter  Schutz 
Deutschlands  gegen  zukünftige  Ueberfälle,  ausreichende  Ent- 
schädigungen für  die  Vergangenheit,  reale  Sicherheiten  und  Ga- 
rantien für  die  Zukunft,  Verstärkung  der  politischen,  wirtschaft- 
lichen und  militärischen  Machtstellung  Deutschlands,  Ablehnung 
des  Status  quo  ante  bellum.  Auch  Fürst  Bülow  also  hat  durch 
die  Erfahrungen  dieses  Krieges  nichts  gelernt  und  nichts  vergessen. 
Im  Gegenteil,  er  führt  noch  die  Machterweiterungen  Preussens 
nach  1866  und  Deutschlands  nach  1870  als  ermunternde  Beispiele 
für  weitere  Machtausdehnung  auch  nach  diesem  Kriege  an.  Dass 
der  Gewaltfrieden  von  1871  eine  der  schwerwiegendsten  unter  den 
entfernteren  Ursachen  dieses  Krieges  ist,  diese  Wahrheit  ist  dem 
klügsten  unter  den  lebenden  deutschen  Staatsmännern  noch  nicht 
aufgegangen.  Dass  ein  durch  den  Sieger  diktierter  Gewaltfrieden, 
der  die  Machterweiterung  des  einen  doch  stets  nur  mit  einer 
Machtverminderung  des  anderen  erkaufen  kann,  niemals  einen 
wirklich  dauernden  Friedenszustand  schaffen  kann,  auch  diese 
geschichtsphilosophische  Tatsache  ist  dem  sonst  durchaus  nicht 
beschränkten  Geiste  eines  Bülow  noch  nicht  klar  geworden.  Dass 
nur  durch  eine  radikale  Systemänderung,  durch  die  Beseitigung 
der  bisherigen  Völkeranarchie,  durch  eine  auf  rechtlicher  Basis 
ruhende  Friedensorganisation  eine  dauernde  Friedenssicherung 
in  Europa  möglich  ist,  das  haben  zwar  die  Staatsmänner  der 
Entente  und  Amerikas  längst  erkannt,  einem  Bülow  aber  erschei- 
nen solche  pazifistischen  Gedanken  noch  immer  als  eine  derartige 
Utopie,  dass  er  sie  nicht  einmal  einer  Erwähnung  für  wert  hält. 
Der  frühere  Reichskanzler  erscheint  noch  heute  in  derselben 
Geistesrüstung,  mit  der  er  seinerzeit  als  Leiter  der  deutschen 
Politik,  während  der  zweiten  Haager  Konferenz,  alle  Gedanken 
völkerrechtlichen  Fortschritts  unerbittlich  bekämpft  hat.  Man 
entsinnt  sich  seiner  antipathischen  Stellungnahme  gegenüber  den 
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wichtigsten  Problemen  der  Haager  Konferenz  von  1907,  gegen- 
über dem  Schiedsgerichts-Problem,  der  Rüstungsbeschränkung 
etc.  Fürst  Bülow  ist  heute  noch  genau  derselbe,  der  er  damals 
war>  —  ein  würdiger  Nachkomme  seiner  Vorgänger,  ein  würdiger 
Vorgänger  seiner  Nachkommen. 

Es  gibt  nur  zwei  Wege  für  die  Zukunftsgestaltung  Europas  :  den 
Weg  der  Macht  oder  den  Weg  des  Rechts.  Ein  Drittes  gibt  es  nicht. 
Wenn  ein  Mann  wie  Fürst  Bülow  noch  heute  nicht  bis  zu  der 
Einsicht  vorgedrungen  ist,  dass  das  Machtprinzip  für  immer  in 
dem  gegenwärtigen  Kriege  Schiffbruch  gelitten  hat,  dass  nur  ein 
Rechtssystem  Europa  aus  dem  Strudel  erretten  kann,  —  wenn  ein 
Bülow,  auch  heute  noch,  das  nicht  begreift,  so  kann  man  sich 
denken,  welche  Geistesverfassung  in  den  tieferen  Regionen  der 
preussisch-deutschen  Bureaukratie  und  Bildungswelt  herrschen 
mag.  Die  neuesten  Auslassungen  des  Fürsten  Bülow  werfen  ein  er- 
schreckendes Licht  auf  Deutschlands  Intelligenz  ;  sie  müssen  jeden 
Freund  Deutschlands,  Europas,  der  Menschheit  mit  schwerstem 
Kummer  erfüllen.  Auf  dieser  Basis,  wie  sie  Fürst  Bülow  gezeichnet 
hat,  wäre  ein  Friedensschluss  nur  möglich,  wenn  Deutschland 
und  seine  Bundesgenossen  als  unbestrittene  Sieger  aus  dem  Kriege 
hervorgingen.  Da  dies  ausgeschlossen  ist,  wird  der  Krieg  mit 
solchen  Kriegszielen  notwendigerweise  ins  unendliche  verlängert 
werden.  Wäre  aber  selbst  das  Unmögliche  möglich,  wäre  es 
denkbar,  dass  Deutschland  die  Friedensbedingungen  diktieren 
könnte,  so  wäre  der  Bülowsche  Frieden  wiederum  nichts  anderes 
als  der  Frieden,  den  wir  vor  1914  hatten  :  ein  latenter  Kriegs- 
zustand,   ein   maskierter  Krieg. 

Wenn  man  den  Fürsten  Bülow  liest,  so  beginnt  man  beinahe, 
dem  Herrn  von  Bethmann  zu  verzeihen.  Armes  Deutschland,  wo 
die  Ersten  im  Amt  gleichzeitig  die  Letzten  im  fortschrittlichen 
Denken  sind  !  Armes  Europa,  wo  solche  Zurückgebliebenen  mass- 
gebenden Einfluss  auf  die  Geschicke  der  Völker,  haben  ! 


Glossen  zur  Reichskanzler-Rede 
vom  5.  April  1916.1 

Lasciate  ogni  speranza  !  Lasst  alle  Hoffnung  fahren,  ihr,  die 
ihr  einen  Frieden,  einen  baldigen  Frieden,  einen  daiiernden  Frieden, 
einen  europäischen  Frieden  mit  heisser  Sehnsucht  erwartet  1 

1  Dieser  —  bisher  noch  nicht  veröffentlichte  —  Aufsatz  ist  im  April  1916  ge- 
schrieben und  durch  eine  Reihe  von  Zusätzen,  die  sich  auf  spätere  Ereignisse  be- 
ziehen, ergänzt  worden. 


44  KRIEGSZIEI.E 

Die  Rede  des  Reichskanzlers  vom  5.  April  macht  alle  eure 
Hoffnungen  zuschanden. 

Nun  ist  der  Fuchs  aus  dem  Loch,  nun  sind  die  Masken  ge- 
fallen, nun  sieht  man  in  greifbarer  Nacktheit  den  Frieden  vor  sich, 
den  Deutschland  erstrebt,  der  aber  in  den  früheren  Reden  vom 
Regierungstische  aus  noch  schamhaft  verhüllt  worden  war. 

Schon  bisher  zwar  hat  man  als  deutsches  Kriegsziel  hingestellt : 
die  Schaffung  der  «  politischen,  militärischen  und  wirtschaftlichen 
Sicherheiten,  die  Deutschland  vor  einem  zukünftigen  Ueberfall 
schützen  sollen.  »  Schon  in  seiner  Rede  in  der  Dezembersitzung 
des  Reichstags  (1915)  ist  Herr  von  Bethmann  deutlicher  geworden. 
Schon  da  hat  er  von  «  Macht- Garantien  »  in  Belgien  gesprochen, 
die  verhindern  sollten,  dass  dieses  Land  wiederum  als  «  Auf- 
marschgebiet »  von  Deutschlands  Feinden  missbraucht  werde. 
Schon  da  hat  er  die  «  Einfallstore  im  Osten  und  Westen  »  als  eine 
Gefahr  für  Deutschland  hingestellt,  die  für  die  Zukunft  beseitigt 
werden  müsse.  Schon  da  hat  er  in  verschleierter,  aber  genügend 
durchsichtiger  Weise  von  den  russischen  Festungen  und  Eisen- 
bahnen an  der  deutschen  Ostgrenze  gesprochen.  Aber  immerhin 
wurden  diese  Postulate  eines  deutschen  Gewaltfriedens  noch  in 
bescheiden- verschämter  verklausulierter  Form  vorgebracht,  sodass 
sie  sogar  den  Wortführern  der  sozialdemokratischen  Mehrheit 
die  Möglichkeit  eines  absichtlichen  Missverständnisses  und  darauf- 
hin einer  vertrauensvollen  Zustimmung  boten. 

Heute  ist  jedes  schamverhüllende  Mäntelchen  gefallen.  Herr 
von  Bethmann  ist  deutlich,  nur  allzu  deutlich  geworden.  Die 
Redner  der  bürgerlichen  Parteien  haben  ihn  in  der  Deutlichkeit 
sogar  noch  übertrumpft  und,  wenn  der  Sprecher  der  sozialdemo- 
kratischen Mehrheit  auch  heute  noch  —  nach  den  Reden  des 
Reichskanzlers  und  des  Dr.  Spahn  —  das  Vertrauen  hat,  «  dass 
wir  nicht  daran  denken,  andere  Völker  zu  vergewaltigen  »,  so  ent- 
wickelt dieser  Genosse  ein  derartiges  Mass  von  Naivität  oder 
absichtlicher  Schwerhörigkeit,  dass  man  ihm  wegen  geistiger  oder 
physischer  Unzulänglichkeit  die  Befugnis  zur  Volksvertretung 
aberkennen  müsste. 

Verteidigungskrieg    — 
nicht    Präventivkrieg. 

Die  Rede  des  Reichskanzlers  vom  5.  April  ist  nach  jeder 
Richtung  hin  eines  der  traurigsten  Dokumente  der  Zeit.  Sie  beweist 
zunächst,  dass  die  deutsche  Regierung  und  mit  ihr  die  bürger- 
lichen Parteien,  einschliesslich  der  Majorität  der  Sozialdemokra- 
ten, unentwegt  die  Lüge  aufrechterhalten,  dass  Deutschland 
diesen  Krieg  nicht  gewollt  habe,  dass  es  von  den  Gegnern  über- 
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fallen  worden  sei  und  einen  Verteidigungskrieg  führe.  Diese  Lüge 
ist  seit  Kriegsbeginn  so  viele  hunderttausend  Mal  in  Deutschland 
wiederholt  worden,  dass  —  nach  bekanntem  psychologischen 
Vorgang  —  ihre  Erfinder  vielleicht  schon  selbst  daran  glauben. 
Das  wäre  noch  der  einzige  mildernde  Umstand,  den  man  den 
verantwortlichen  Urhebern  dieses  deutschen  Angriffskrieges 
zubilligen  könnte. 

Die  Widerlegung  der  Verteidigungslüge  ist  in  meinen  Büchern 
enthalten.  Die  Frage  des  Präventiv- Krieges  steht  —  angesichts 
der  Reichskanzler- Rede  vom  5.  April  und  aller  früheren  Reden 
von  derselben  Stelle  —  nicht  zur  Erörterung.  Herr  von  Bethmann 
hat  auch  diesmal  wieder  mit  keinem  Worte  auch  nur  durch- 
blicken lassen,  dass  die  Ententemächte  zwar  diesen  Krieg  nicht 
gewollt,  aber  für  später  einen  Ueberfallskrieg  gegen  Deutschland 
und  Oesterreich  beabsichtigt  hätten,  dem  man  durch  die  Entfesse- 
lung des  jetzigen  Krieges  hätte  zuvorkommen  müssen.  Nicht  ein 
Wort,  nicht  eine  Andeutung  in  diesem  Sinne  findet  sich  in  irgend 
einer  der  bisherigen  Reden  des  Reichskanzlers,  in  irgend  einer 
offiziellen  oder  offiziösen  Erklärung  der  deutschen  Regierung. 
Herr  von  Bethmann  wiederholt  auch  jetzt  wieder  die  bekannte 
Litanei,  dass  die  drei  feindlichen  Mächte  durch  Eroberungssucht, 
Revanchelust  und  Eifersucht  sich  gegen  uns  zusammengeschlos- 
sen, dass  sie  versucht  hätten,  «  das  Rad  der  Geschichte  in  ewig  ver- 
flossene Zeiten  zurückzudrehen  »,  dass  sie  den  Krieg  gewollt  hätten, 
um  uns  zu  vernichten  und  zu  zerschmettern,  und  dass  wir  nur 
ausgezogen  seien,  um  unser  Vaterland  zu  verteidigen  und  den 
Feind  von  unseren  Grenzen  fernzuhalten  : 

Für  die  Wahrung  der  Einheit  und  Freiheit  Deutschlands  sind  wir,  die 
ganze  Nation,  geschlossen  wie  ein  Mann  in  den  Kampf  gezogen.  Dieses 
einige  und  freie  Deutschland  ist  es,  das  unsere  Feinde  vernichten  wollen... 
Zu  unserer  Verteidigung  sind  wir  ausgezogen,  aber  das,  was  war,  ist  nicht 
mehr.  Die  Geschichte  ist  mit  ehernen  Schritten  vorwärts  gegangen.  Es 
gibt  kein  Zurück 

In  diesem  Kriegsziele  (Vernichtung  und  Zerstückelung  Deutschlands) 
sind  sich  London,  Paris  und  Petersburg  einig.  Und  dieser  Tatsache  stellen 
wir  die  andere  gegenüber,  dass,  als  die  Katastrophe  über  Europa  herein- 
brach, wir  anders,  als  1870,  wo  die  Reichslande  und  das  Kaisertum  jedem 
Deutschen  als  selbstverständlicher  Siegespreis  vorschwebten,  nur  das  eine 
Ziel  hatten,  uns  zu  wehren  und  selbst  zu  behaupten,  den  Feind  von  der  Heimat 
fernzuhalten 

Für  Deutschland,  nicht  für  ein  fremdes  Stück  Land,  bluten  und  sterben 
Deutschlands  Söhne 

Man  sieht,  Herr  von  Bethmann  proklamiert  von  neuem  die 
These  des  Verteidigungskrieges  zur  Abwehr  eines  gt 
Ueberfalls  und  lehnt  damit  den  Gedanken  eines  Präventivkrieges 
gegen  zukünftige  Gefahren  mit  aller  Entschiedenheit  ab. 

Dies  der  von  Anbeginn  an  festgehaltene  offizielle  Staudpunkt 
der  deutschen   Regierung  —  ein  Standpunkt,   den  sie   wählen 
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musste,  um  bei  Beginn  des  Krieges  die  nötige  Volksbegeisterung 
zu  entfachen,  den  sie  bis  zum  Schluss  festhalten  muss,  um  das 
patriotische  Feuer  weiter  lebendig  zu  erhalten.  Mit  dem  Präventiv- 
krieg —  der  doch  immerhin  ein  Angriffskrieg  bleibt  und  den  man 
nur  mit  zukünftigen,  schwer  beweisbaren  Gefahren  begründen 
kann  — ,  mit  dem  Präventivkrieg  kann  man  bei  einem  intelligenten 
und  friedliebenden  Volke  heutzutage  keine  Geschäfte  mehr 
machen  :  man  muss  ihm  schon  die  Bedrohung  von  Haus  und  Herd, 
von  Heimat  und  Vaterland,  man  muss  ihm  einen  wirklichen 
gegenwärtigen  Ueberfall  als  Schreckgespenst  vor  Augen  führen, 
wenn  man  es  zu  so  ungeheuren  Opfern  an  Gut  und  Blut,  wie  dieser 
Krieg  sie  fordert,  entflammen  will. 

Daher  die  auch  heute  noch  wiederholte  —  natürlich  nur  für 
die  grossen  Volksmassen,  nicht  für  die  Eingeweihten  bestimmte  — 
Ivüge  von  dem  feindlichen  Ueberfall. 

Für  uns,  die  revolutionären  Gegner  des  ganzen  herrschen- 
den Regimes,  der  politischen  und  wirtschaftlichen  Ordnung  in 
Deutschland,  —  für  uns  ist  damit  der  Kampf  erleichtert.  Wir 
haben  nicht  zu  untersuchen,  was  England,  Frankreich  und  Russ- 
land etwa  in  Zukunft  einmal  gegen  Deutschland  unternommen 
hätten  :  denn  darauf  stützt  sich  die  deutsche  Regierung  ja  selber 
nicht I.  Wir  haben  nur  zu  untersuchen,  was  die  Entente-Mächte 
gegen  Deutschland  unternommen  haben,  ob  sie  diesen  Krieg 
wirklich  gewollt  und  herbeigeführt,  ob  sie  Deutschland  überfallen 
und  zur  berechtigten  Notwehr  gezwungen  haben,  —  ja  oder 
nein  ?  Diese  Fragen  habe  ich  untersucht,  an  der  Hand  aller  vor- 
liegenden Tatsachen  und  Dokumente,  und  habe  sie  mit  einem 
glatten  Nein  beantwortet  : 

Deutschland  —  mit  seinem  Bundesgenossen  Oesterreich 
—  hat  den  Krieg  herbeigeführt,  nicht  die  Gegner  Deutsch- 
lands. Deutschland  ist  nicht  überfallen  werden,  Deutsch- 
land hat  überfallen.  Also  ist  nicht  Deutschland,  sondern 
sind  Deutschlands  Gegner  im  Stande  der  Notwehr. 

Kriegs  Ursache  —  Kriegsziele. 

Mit  dieser  Feststellung  ist  der  Rede  des  deutschen  Reichs- 
kanzlers, wie  allen  seinen  früheren  und  späteren  Reden,  der  Boden 
entzogen.  Diese  Feststellung  dient  aber  nicht  nur  zur  historischen 
Beurteilung  des  Vergangenen,  sie  dient  ebenso  sehr  zur  Gewinnung 

1  Der  Vorsicht  und  Vollständigkeit  halber  habe  ich  —  in  den  vorhergehenden 
Abschnitten  dieses  Werkes  —  auch  diese  Untersuchung  angestellt,  um  die  Präven- 
tionisten,  die  nicht  —  wie  die  Regierung  —  auf  defensionistischem  Boden  stehen, 
mit  ihren  eigenen  Waffen  zu  bekämpfen. 
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des  richtigen  Standpunktes  in  allen  Zukunftsfragen,  vor  allem  in 
der  Bewertung  der  Kriegsziele  der  beiden  Parteien. 

Die  Kriegsziele  stehen  im  engsten  Zusammenhang  mit  der 
Kriegsursache.  Die  zukünftige  Friedensgestaltung  Europas  hängt 
von  der  Erkenntnis  ab,  wer  und  was  den  Frieden  gebrochen  hat  ? 
Der  Sitz  des  Uebels  muss  erkannt  werden,  ehe  es  geheilt  und  für 
die  Zukunft  verhütet  werden  kann. 

Auf  der  Grundlage  des  Verteidigungskrieges  sind  die  deutschen 
Kriegsziele,  wie  sie  Herr  von  Bethmann  nunmehr  mit  aller 
wünschenswerten  Deutlichkeit  aufgezeichnet  hat,  aufgebaut  : 
Deutschland  ist  überfallen  worden  und  muss  sich  gegen  ähnliche 
Ueberfälle  durch  Schutzmauern  im  Osten  und  Westen  sichern  : 

Herr  Asquith  spricht  in  seinen  Friedensbedingungen  von  dem  Prinzip 
der  Nationalität.  Wenn  er  das  tut  und  wenn  er  sich  in  die  Lage  des  unbe- 
siegten und  unbesiegbaren  Gegners  versetzt,  kann  er  dann  annehmen,  dass 
Deutschland  die  von  ihm  und  seinen  Bundesgenossen  befreiten  Völker 
zwischen  dem  baltischen  Meer  und  den  wolhynischen  Sümpfen  freiwillig  wieder 
dem  reaktionären  Russland  ausliefern  wird,  mögen  es  Polen,  Balten,  Litauer 
oder  Letten  sein  ?  Nein,  Russland  darf  nicht  zum  zweiten  Male_  seine  Heere 
auf  die  ungeschützte  Grenze  Ost-  und  Westpreussens  aufmarschieren  lassen, 
nicht  noch  einmal  mit  französischem  Gelde  Deutschland  als  Einfallstor 
benutzen  und  in  das  ungeschützte  Weichselland  einrücken. 

Dies  das  Kriegsziel  nach  Osten. 

Und  welches  ist  das  Kriegsziel  nach  Westen  ? 

Und  wenn  jemand  glaubt,  dass  wir  die  im  Westen  besetzten  Länder,  auf 
denen  das  Blut  unseres  Volkes  geflossen  ist,  ohne  völlige  Sicherung  für 
unsere  Zukunft  freigeben  werden,  —  wir  werden  uns  reale  Garantien  dafür 
schaffen,  dass  Belgien  nicht  englisch-französischer  Vasallenstaat,  nicht  mili- 
tärisch und  wirtschaftlich  als  Bollwerk  gegen  Deutschland  ausgebaut  wird. 
Auch  hier  gibt  es  keinen  status  quo  ante,  auch  hier  kann  Deutschland  das 
lange  niedergehaltene  flämische  Volkstum  nicht  wieder  der  Verwelschung 
preisgeben.  Wir  wollen  eine  seiner  Anlage  und  Entwicklung  entsprechende, 
auf  der  Grundlage  seiner  Sprache  und  seiner  innerlichen  Einheit  gesicherte 
Nation,  wir  wollen  kerne  Nachbarn,  die  sich  aufs  neue  gegen  uns  zusammen- 
schliessen,  um  uns  zu  erdrosseln,  wir  wollen  Nachbarn,  die  mit  uns  und  mit 
denen  wir  zusammenarbeiten,  zu  unserem  gegenseitigen  Nutzen.  (Stür- 
mischer Beifall.)  Hat  nicht  friedliche  deutsche  Arbeit,  friedlicher  deutscher 
Fleiss  in  Antwerpen  weiter  mitgearbeitet  an  der  Wohlfahrt  des  Landes  ? 
Sind  wir  nicht  auch  jetzt  während  des  Krieges  bestrebt,  das  Leben  des  Landes 
wieder  aufzurichten,  soweit  wie  möglich  ?  Die  Erinnerung  an  diesen  Krieg 
wird  in  dem  schwer  heimgesuchten  Lande  lauge  nachzittern.  (Zuruf  des 
Abgeordneten  Liebknecht  :  Ihre  Schuld  !)  Wir  können  es  nicht  zulassen, 
im  beiderseitigen  Interesse  nicht,  dass  daraus  wieder  neue  Kriege  hervor- 
wachsen  können. 

Was  der  Reichskanzler  im  einzelnen  mit  den  verschiedenen 
Völkern  machen  will,  auf  die  er  das  Füllhorn  deutscher  Herrlich- 
keit auszugiessen  beabsichtigt,  bleibt  vorläufig  noch  sein  Geheim- 
nis *.  Dass  er  die  Karte  Europas  in  erheblicher  Weise  verändern 

1  Ist  aber  inzwischen  —  wie  wir  an  späterer  Stelle  sehen  werden  —  genügend 
klar  geworden. 
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will,  gibt  er  offen  zu  :  «  Den  Status  quo  ante  kennt  nach  so  ungeheuren 
Geschehnissen  die  Geschichte  nicht.  »  In  welchen  Formen  sich  die 
Angliederung  der  verschiedenen,  zum  Aufgehen  in  das  Deutsche 
Reich  bestimmten  Völkerschaften  vollziehen  soll,  interessiert 
uns,  die  wir  jeder  Gewalt-  und  Annexionspolitik  grundsätzlich 
als  Gegner  gegenüberstehen,  wenig.  Für  uns  genügt  es,  dass  nun- 
mehr —  nach  der  Rede  des  Reichskanzlers  —  eine  Anzahl  Bäume 
im  europäischen  Forst  mit  dem  ominösen  Kreuz  gezeichnet,  dass 
sie  zum  Fällen  in  der  bevorstehenden  Abholzungskampagne 
bestimmt  sind.  Für  uns  und  alle  Freunde  eines  baldigen  und 
dauernden  europäischen  Friedens  genügt  diese  traurige  Fest- 
stellung, um  unsere  Hoffnungen  zu  begraben  oder  jedenfalls  auf 
eine  so  lange  Zeit  zurückzustellen,  dass  die  europäischen  Völker 
verblutet  sein  werden,  ehe  ihre  Erfüllung  naht. 

Die  Erklärungen  Bethmanns  bezüglich  der  östlichen  Gebiete 
sind  ziemlich  eindeutig  —  eindeutig  insofern,  als  mau  diese  Ge- 
biete von  dem  Zarenreiche  abtrennen  und  teils  unmittelbar  zu 
Preussen  schlagen  will  (die  russischen  Ostseeprovinzen),  teüs  als 
eine  Art  gemeinschaftlichen  Reichslandes  (Polen)  —  unter  dem 
Schein  der  Selbständigkeit  —  an  Oesterreich  und  Deutschland 
angliedern  will. 

Die  Pläne,  die  man  gegen  die  Selbständigkeit  und  Unabhän- 
gigkeit des  bisherigen  Königreichs  Belgien  hegt,  sind  insofern 
ebenfalls  ganz  eindeutig,  dass  man  diese  Unabhängigkeit  und 
Selbständigkeit  aufheben  und  das  Land  «  wirtschaftlich,  politisch 
und  militärisch  »  dem  deutschen  Einfluss  unterwerfen  will.  Das 
sind  die  «  realen  Garantien  »,  von  denen  Herr  von  Bethmann 
spricht  und  die  in  den  anschliessenden  Reden  der  Herren  Spahn, 
Westarp  und  Stresemann  einen  ganz  präzisen  Ausdruck  gefunden 
haben.  Nach  beiden  Himmelsrichtungen  hin,  nach  Westen  wie 
nach  Osten,  handelt  es  sich  um  Annexionen  grössten  Stils  —  um 
fette  Bissen,  wie  sie  der  preussische  Magen  bisher  noch  nie  mit 
einem  Male  verschlungen  hat,  die  ihm  aber  noch  schlechter 
bekommen  werden,  als  die  in  einem  halben  Jahrhundert  noch 
nicht  verdaute  Vertilgung  Elsass-Lothringens. 

Das  Königreich  Polen.1 

Inzwischen  haben  die  Befreiungsbestrebungen  Deutschlands 
nach  Osten  hin  feste  Gestalt  gewonnen  durch  die  Proklamierung 
des  neuen  Königreichs  Polen,  Anfang  November  1916. 

Dieser  Akt  an  sich  und  seine  nähere  Begründung  —  in  den 
kaiserlichen  Manifesten  und  in  der  offiziösen  Berliner  und  Wiener 
Presse  —  beweisen  von  neuem,  dass  von  den  verbündeten  Kaiser- 

1  Dieser  Zusatz  ist  im  Dezember  1916  geschrieben  worden. 
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mächten  nichts  für  die  zukünftige  pazifistische  Organisation 
Europas  zu  erwarten  ist.  Die  Norddeutsche  Allgemeine  Zeitung  und 
das  Wiener  Fremdenblatt  —  die  beiden  anerkannten  Sprachrohre 
der  deutschen  und  der  österreichischen  Regierung  —  sprechen  es 
mit  aller  wünschenswerten  Deutlichkeit  aus,  dass  die  Befreiung 
Polens  von  der  russischen  Herrschaft  nicht  aus  dem  idealen 
Bestreben  erfolgt,  einer  lange  geknechteten  Nation  wiederum  zur 
Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  zu  verhelfen,  sondern  viel- 
mehr im  Interesse  der  Sicherung  Deutschlands  und  Oesterreichs 
gegen  zukünftige  russische  Angriffe.  Die  Norddeutsche  Allgemeine 
Zeitung  sagt  wörtlich  (5.  November  1916)  : 

Ueber  allem  Für  und  Wider  aber  steht  beherrschend  der  Satz,  dass  wir 
üm  unserer  eigenen  Zukunft  willen  Polen  nicht  an  Russland  zurückfallen 
lassen  dürfen.  Deutschlands  Sicherheit  verlangt  für  alle  kommende  Zeit, 
dass  nicht  aus  einem  als  militärisches  Ausfallstor  ausgebauten  Polen  russische 
Heere,  Schlesien  von  Ost-  und  Westpreussen  trennend,  ins  Reich  einbrechen 
können.  Nicht  immer  wird  ein  gütiges  Geschick  uns  einen  Hindenburg  zur 
Verfügung  stellen,  der  trotz  solcher  Grenzen  die  Russenflut  einzudämmen 
vermochte. 

Um  drei  Millionen  wächst  alljährlich  die  Bevölkerung  des  Riesenreichs 
im  Osten.  Kürzere,  stark  geschützte  Grenzen  werden  das  festeste  Fundament 
eines  ruhigen  Verhältnisses  zu  unserm  russischen  Nachbarn  sein. 

Das  Wiener  Fremdenblatt  (5.  November  1916)  wiederholt  auch 
bei  dieser  Gelegenheit,  dass  die  Mittelmächte  «  durch  Russlands 
Eroberungsdrang  und  seinen  Anspruch  auf  die  Vormundschaft 
über  das  gesamte  Slawentum  zum  Kampfe  genötigt  wurden  », 
und  fährt  dann  fort  : 

Für  die  Mittelmächte  aber  ist  es  höchst  wertvoll,  dass  die  Herstellung 
eines  selbständigen  Polens  ihre  Ostgrenze  verändert.  Es  war  für  die  Mittel- 
mächte eine  schwere  Bedrohung,  dass  der  Mittellauf  der  Weichsel  mit  rus- 
sischen Festungen  besetzt  war,  dass  russische  Truppen  stellenweise  nur 
wenige  Tagesmärsche  von  den  Karpathen  und  in  geringer  Entfernung  von 
Breslau  und  Dauzig  gestanden  sind,  und  dass  die  verbündeten  Streitkräfte 

eine  Linie  von  kaum  übersehbarer  Ausdehnung  zu  verteidigen  hatten 

Es  ist  daher  ein  grosser  militärischer  Gewinn  für  uns,  dass  unsere  Grenze 
zurückgeschoben  wird.  Die  Grenzverschiebung  ist  zugleich  eine  Verschie- 
bung der  Machtverhältnisse.  Die  Mittelmächte  werden  stärker  und  Russland 
schwächer,  wodurch  die  Erhaltung  des  Friedens  erhöht  wird. 

Auch  in  den  kaiserlichen  Proklamationen  selbst  ist  der  Ge- 
danke der  Zukunftssicherung  Deutschlands  und  Oesterreichs 
—  in  etwas  unbestimmterer  Form  —  zum  Ausdruck  gebracht  : 
die  polnischen  Wünsche  nach  staatlicher  und  nationaler  Entwick- 
lung sollen  seitens  der  kaiserlichen  Nachbarstaaten  nur  «  im 
Anschluss  an  die  beiden  verbündeten  Mächte  »,  nur  «  unter  gebotener 
Rücksichtnahme  auf  die  allgemeinen  politischen  Verhältnisse 
Europas  und  auf  die  Wohlfahrt  und  Sicherheit  ihrer  eigenen  Länder 
und  Völker  »  erfüllt  werden.  Schon  diese  offiziellen  und  offiziösen 
Erklärungen  lassen  keinen  Zweifel  an  der  traurigen  Tatsache, 
dass   die   Kaisermächte   noch  immer   nicht   zu   der   Erkenntnis 

Da»  Verbrechen  III  4 


50  KRIEGSZIEI.E 

gelangt  sind,  dass  nicht  auf  dem  Wege  der  Macht  politik  der 
Zukunftsfrieden  Huropas  dauernd  begründet  werden  kann, 
sondern  nur  auf  dem  Wege  einer  Rechts  Organisation,  die  allen 
Völkern  gleiche  Rechte  und  Pflichten  auferlegt,  und  allen  gleiche 
Sicherheit,  gleichen  Schutz  vor  Angriffen  gewährt. 

Die  Proklamierung  des  neuen  Königreichs  Polen  «  im  An- 
schlüsse an  die  beiden  verbündeten  Mächte  »,  unter  «  gebotener 
Rücksichtnahme  auf  die  Wohlfahrt  und  Sicherheit  Deutschlands 
und  Oesterreichs  »  ist  nichts  anderes  als  eine  Annektierung  in 
verschleierter  Form.  Sie  beruht  nicht  auf  dem  freien  Willen  der 
Bevölkerung,  die  man  —  nicht  einmal  zum  Schein  —  um  ihre 
plebiszitarische  Meinung  befragt  hat.  Die  Polen  sollen  einen  König 
deutschen  Blutes  oktroyiert  erhalten,  den  sie  nicht  gerufen  und 
dessen  Herrschaft  sie  sich  nicht  freiwillig  unterworfen  haben. 
Sie  sollen  aber  vor  allem  —  und  das  ist  der  Gipfel  der  Gewalt- 
tätigkeit —  ein  eigenes  Heer  erhalten,  dessen  «  Organisation, 
Ausbildung  und  Führung  in  gemeinsamem  Einvernehmen  »  Deutsch- 
lands und  Oesterreichs  geregelt  werden  wird.  Dieses  Heer  soll 
schon  jetzt  —  darüber  ist  nach  dem  offiziellen  Manifest,  den  offi- 
ziösen Kommentaren  und  der  Rede  des  deutschen  General- 
gouverneurs kein  Zweifel  möglich  —  zur  «  tätigen  Anteilnahme 
am  Befreiungskämpfe  »  —  dies  die  Worte  des  Generals  von  Beseler 
—  gebildet  und  herangezogen  werden. 

Was  heisst  das  ?  Es  heisst,  dass  die  Bewohner  eines  im  Kriege 
okkupierten  Gebietes  schon  während  des  Krieges,  also  ehe  durch 
Friedensschluss  aus  der  Okkupation  ein  Eigentumserwerb  gewor- 
den ist,  gezwungen  werden  sollen,  der  Heeresmacht  des  okku- 
pierenden Staates  gegen  ihren  eigenen  Staat  Beistand  zu  leisten. 
Niemals  in  der  neueren  Geschichte  ist  ein  gröberer  Verstoss  gegen  die 
elementarsten  Grundsätze  des  Völkerrechts  begangen  worden.  Nirgends 
in  der  offiziellen  Proklamation  und  den  offiziösen  Kommentaren 
ist  davon  die  Rede,  dass  die  Bildung  des  polnischen  Heeres  von 
dem  freien  Willen  der  Bevölkerung  oder  der  auszuhebenden  Mann- 
schaften abhängen  solle.  Die  spätere  Hervorhebung  der  «  Frei- 
willigkeit »  in  einem  Manifest  des  Generalgouverneurs  Beseler 
ist  erst  durch  den  flammenden  Protest  der  ganzen  gesitteten  Welt 
hervorgerufen  worden  und  trägt  den  Stempel  eines  Schein- 
manövers zu  deutlich  an  der  Stirn,  um  irgend  jemand  über  den 
wahren  Sinn  der  polnischen  Heeresbildung  täuschen  zu  können. 
Wie  man  bei  der  Schaffung  des  neuen  «  Königreichs  »  das  polnische 
Volk  nicht  um  seine  Meinung  befragt  hat,  so  wird  man  es  noch 
weniger  bei  der  Rekrutierung  und  Einrichtung  des  polnischen 
Heeres  befragen.  Schon  lesen  wir  im  Verordnungsblatt  für  Polen, 
dass  die  neu  zu  bildenden  polnischen  Regimenter  «  vorübergehend 
dem  deutschen   Heere   einverleibt   werden  »,    dass   die   polnischen 
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Soldaten  —  neben  ihrem  polnischen  Vaterlande  —  auch  den 
Monarchen  der  beiden  Zentralmächte  «  als  Bürgen  für  den  pol- 
nischen Staat  »  den  Treueid  zu  leisten  haben.  Man  wird  durch 
eine  Notabein- Versammlung,  die  man  nach  eigener  Auswahl 
beruft,  die  polnische  Heeresorganisation  genehmigen  lassen  und 
so  aus  dem  polnischen  Zwangsheer  eine  sogenannte  «  Freiwilligen- 
I^egion  »  machen  —  nach  dem  Muster  der  in  Oesterreich  bestehen- 
den polnischen  Region,  nur  mit  dem  Unterschied,  dass  letztere 
wirklich  auf  Freiwilligkeit  beruht,  während  das  neue  polnische 
Heer  nur  den  Schein  der  Freiwilligkeit  tragen  wird. 

Geradezu  reizend  ist  der  Satz  der  Norddeutschen  Allgemeinen 
Zeitung  : 

Indem  die  Mittelmächte  Polen  den  allmählichen  Ausbau  einer  eigenen 
Wehrmacht  gestatten,  erfüllen  sie  ihm  einen  brennenden  Wunsch,  der  bei 
dieser  militärisch  so  begabten  Nation  besonders  begreiflich  ist. 

Mit  anderen  Worten  :  die  Polen,  die  bisher  für  Russland  bluten 
mussten,  können  es  gar  nicht  erwarten,  nunmehr  für  Deutschland 
und  Oesterreich  gegen  Russland  zu  bluten  *. 

Diese  Bildung  eines  polnischen  Heeres  gegen  den  Staat,  dem 
die  Polen  heute  noch  rechtlich  zugehören,  ist,  wie  ich  schon  sagte, 
ein  Unikum  in  der  neueren  Völkergeschichte.  Selbst  Napoleon  I. 
verpflichtete  erst  in  den  einzelnen  Friedensschlüssen  die  besiegten 
Staaten,  ihm  ihre  Truppen  für  seine  ferneren  Feldzüge  zur  Ver- 
fügung zu  stellen.  Selbst  die  alten  Römer  führten  unterworfene 
Völkerschaften  zwar  in  die  Sklaverei  ab,  zwangen  sie  aber  nicht 
zum  Kampfe  gegen  ihre  Brüder. 

Das  Haager  A  bkommen  betreffend  die  Gesetze  und  Gebräuche 
des  Landkrieges  vom  18.  Oktober  1907  hielt  den  Fall  eines  Kriegs- 
dienstzwanges gegenüber  der  Bevölkerung  eines  okkupierten 
Ivandes  für  derartig  undenkbar,  dass  es  nicht  einmal  eine  Bestim- 

1  Diese  Kampfesglut  der  Polen  scheint  sich  allerdings  in  der  Folge  erheblich 
abgekühlt  zu  haben,  auch  scheint  die  von  den  Kaisermächten  —  ganz  nach  ihrem 
bon  plaisir  —  berufene  und  zusammengesetzte  provisorische  Regierung  des  zu- 
künftigen Königreichs  keineswegs  den  Erwartungen  der  hohen  Protektoren  be- 
züglich der  Heeresbildung  und  anderer  Massnahmen  entsprechen  zu  wollen.  Die 
Rückwirkung  der  russischen  Revolution,  die  den  Polen  die  Herstellung  ihres  alten 
Reiches  in  vollem  Umfange,  in  voller  Freiheit  und  Selbständigkeit  in  Aussicht  stellt, 
hat  allmählich  —  im  Laufe  des  Frühjahrs  und  Sommers  1917  —  die  von  den  okku- 
pierenden Mächten  geschaffene  Lage  im  russischen  Polen  völlig  unhaltbar  gemacht 
und  die  deutsch-österreichische  «  Befreiung  »  Polens  als  das  enthüllt,  was  sie  von 
Anfang  an  war,  als  eine  Gewaltherrschaft,  als  eine  verschleierte  Annexion.  Beständige 
Konflikte  zwischen  der  provisorischen  Regierung  und  dem  General-Gouvernement, 
Eidesverweigerung  der  Legionäre,  die  sich  nicht  zur  militärischen  Treue  den  okku- 
pierenden Mächten  gegenüber  verpflichten  wollen,  massenweise  Haussuchungen, 
Verhaftungen  und  strafrechtliche  Verfolgungen  hervorragender  Führer  des 
polnischen  Volkes  —  das  ist  die  Signatur  des  heutigen  Zustandes  in  Polen  (Juli 
1917),  den  der  verflossene  Reichskanzler  Bethmann  Hollweg  noch  kurz  vor  seinem 
Abgang  mit  dem  Worte  gekennzeichnet  hat,  die  polnische  Frage  lasse  sich  über- 
haupt nicht  gründlich  lösen.  Man  ist  schon  heute  auf  dem  Punkte  angelangt,  sie 
mit  denselben  Mitteln  «  gründlich  »  lösen  zu  wollen,  die  man  seit  einem  halben 
Jahrhundert  zur  «  Lösung  »  der  elsass-lothringischen  Frage  mit  dem  bekannten 
Erfolge  angewandt  hat. 
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mung  dagegen  erlassen  hat.  Der  Artikel  23  des  Abkommens  ver- 
bietet den  Zwang  zur  «  Teilnahme  an  Kriegsunternehmungen  » 
gegenüber  einzelnen  « Angehörigen  der  Gegenpartei  ».  An  die 
Möglichkeit  indessen,  dass  ein  moderner  kriegführender  Staat  die 
ganze  Bevölkerung  okkupierter  Gebiete  zum  Kriegsdienst  gegen 
ihren  bisherigen  Staat  zwingen  könnte,  hat  die  Haager  Konferenz 
offenbar  nicht  gedacht.  Die  Artikel  44  und  45  des  Abkommens 
begnügen  sich  damit,  dem  Okkupanten  zu  untersagen,  die  Be- 
völkerung okkupierter  Gebiete  zur  Auskunftserteilung  über  die 
Verhältnisse  der  anderen  Kriegspartei  oder  zur  Ableistung  des 
Treueides  gegenüber  der  okkupierenden  Macht  zu  zwingen.  Hätte 
man  die  zwangsweise  Massenaushebung  ganzer  Bevölkerungen  für 
möglich  gehalten,  so  würde  man  sich  nicht  mit  dem  Verbote  jener 
viel  unerheblicheren  Zwangshandlungen  begnügt  haben. 

Bas  gesamte  Haager  Abkommen  geht  überhaupt  von  dem 
Grundsatz  aus,  dass  die  militärische  Besetzung  während  der 
Bauer  eines  Krieges  zwar  zeitweiligen  Besitz,  aber  keinen  Eigen- 
tumsübergang darstellt.  Ber  letztere  kann  rechtlich  erst  durch 
den  Friedensvertrag  erfolgen.  Ber  besetzende  Staat  ist  (nach 
Art.  55  des  Abkommens) 

nur  als  Verwalter  und  Nutzniesser  der  öffentlichen  Gebäude,  Liegen- 
schaften, Wälder  und  landwirtschaftlichen  Betriebe  zu  betrachten Er 

soll  den  Bestand  dieser  Güter  erhalten  und  sie  nach  den  Regeln  des  Niess- 
brauchs  verwalten. 

Also  nicht  einmal  über  leblose  Güter  darf  der  besetzende  Staat 
als  Eigentum  verfügen.  Wieviel  weniger  darf  er  lebende  Menschen 
als  «  Untertanen  »  behandeln,  die  er  nach  seinem  Belieben  und 
seinem  Vorteil  zu  ihrem  eigenen  «  Befreiungskampfe  »  komman- 
dieren kann  ?  !  Bas  ist  eine  —  zwar  nicht  gelungene,  aber  immer- 
hin beabsichtigte  —  Gewalttat,  die  sich,  wie  alles  andere,  an  den 
Tätern  bitter  rächen  wird.  Bie  Logik  dieser  Bildung  eines  Zwangs- 
heeres würde  übrigens  erfordern,  dass  auch  die  kr iegs gefangenen 
Russen  polnischer  Nation  zum  Kriegsdienst  in  dem  neuen  pol- 
nischen Heere  gezwungen  würden.  Bas  wäre  ein  neuer  Verstoss 
gegen  die  Haager  Konvention  (Art.  6),  wonach  Kriegsgefangene 
nicht  einmal  zw  Arbeiten  verwendet  werden  dürfen,  die  «  in  Be- 
ziehung zu  den  Kriegsunternehmungen  stehen  ».  Auch  bei  dieser 
beschränkten  Bestimmung  hat  man  nicht  an  die  Möglichkeit 
gedacht,  dass  ein  kriegführender  Staat  Kriegsgefangene  sogar 
zum  Kriegsdienst  gegen  ihr  eigenes  Land  zwingen  könnte.  Deutsch- 
land und  Oesterreich  haben  eben  in  diesem  Kriege  ein  eigenes 
Völkerrecht  für  ihren  Privatbedarf  geschaffen  und  sowohl  zu 
Wasser  wie  zu  Lande  alles  übertroffeu,  was  man  früher  auf  diesem 
Gebiete  für  möglich  gehalten  hätte. 

Die  Polen  aber  dürften  allen  Grund  haben,  so  sehr  sie  auch  an 
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sich  das  Wiedererstehen  ihres  so  lange  erträumten  Königreichs 
begrüssen  mögen,  die  Mächte  zu  beargwöhnen,  die  ihnen  dieses 
verhängnisvolle  Geschenk  ins  Haus  bringen.  Timeo  Danaos  et 
dona  ferentes.  Der  Befreier,  der  mit  der  polnischen  Königskrone 
in  der  einen,  mit  der  preussischen  Pickelhaube  in  der  andern  Hand, 
vor  dem  polnischen  Volke  erscheint,  der  mit  dem  einen  Satze  den 
unglücklichen  Polen  ihre  Freiheit  und  Unabhängigkeit  verspricht, 
mit  dem  anderen  Satze  aber  sie  zum  militärischen  und  politischen 
«  Anschlüsse  »  an  die  reaktionären  Kaisermächte  verpflichtet, 
solch  ein  Befreier  wird  dem  vielgeprüften  Lande  nicht  die  Wieder- 
auferstehung, nicht  die  Unabhängigkeit  bringen,  nach  der  es  sich 
seit  anderthalb  Jahrhunderten  sehnt  ;  er  wird  ihm  einen  neuen 
Herrn  bringen,  der,  nach  seinen  vergangenen  Taten  zu  urteilen, 
eher  noch  schlimmer  als  der  alte  sein  wird. 


Während  der  Kaiser  von  Oesterreich  den  im  Rahmen  der 
Monarchie  verbliebenen  galizischen  Polen  gleichzeitig  mit  der 
Errichtung  des  neuen  polnischen  Königreichs  eine  erweiterte 
Autonomie  zum  Zwecke  ihrer  nationalen  und  wirtschaftlichen 
Entfaltung  gewährt  hat,  ist  mit  dem  preussischen  Polen  bislang 
alles  beim  alten  geblieben.  Nichts  verlautet  davon,  dass  irgend 
eines  der  drakonischen  Polengesetze,  die  die  polnische  Bevölke- 
rung Preussens  in  ihrer  Sprache,  Kultur,  in  ihrer  politischen  Be- 
tätigung, ja  sogar  in  ihrem  privaten  Eigentum  aufs  schärfste 
bedrücken  und  beschränken,  —  dass  irgend  eines  dieser  Zwangs- 
gesetze aufgehoben  oder  auch  nur  gemildert  worden  sei.  Derselbe 
Staat,  der  den  russischen  Polen  Freiheit  und  Unabhängigkeit  zu 
bringen  vorgibt,  behandelt  die  preussischen  Polen  nach  wie  vor 
wie  Bürger  und  Staatsbürger  zweiten  Ranges  1.  Diese  zwiespältige 
Politik  ist  nicht  nur  unwahr  und  heuchlerisch,  sie  ist  auch  vom 
preussischen  Standpunkte  aus  unklug  und  gefährlich.  Denselben 
Zustand,  den  Oesterreich-Ungarn  an  seiner  südlichen  Grenze  für 
so  unerträglich  hielt,  dass  es  selbst  auf  die  Gefahr  eines  europäi- 
schen Krieges  hin  ihn  beseitigen  zu  müssen  glaubte,  —  nämlich 
das  Vorhandensein  eines  benachbarten  slawischen  Königreichs, 
das  auf  die  unterdrückten  Serben  der  Habsburger  Monarchie 
eine  unwiderstehliche  Attraktion  ausüben  musste,  —  diesen 
Zustand  stellt  Preussen  heute  im  Osten  her,  indem  es  ein  polnisches 
Königreich  an  der  Grenze  seiner  preussisch-polnischen  Provinzen 
errichtet.   Nur  zwei   Fälle  sind   denkbar   :    Entweder   das   neue 

1  Inzwischen  —  sechs  Monate  nach  der  Proklamierung  des  Königreichs  Polen 
und  beinahe  drei  Jahre  nach  Kriegsausbruch  —  ist  endlich  der  berüchtigte  Enteig- 
nungs-Paragraph  aus  den  —  im  übrigen  fortbestehenden  —  Polengesetzen  entfernt 
worden. 
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Königreich  wird  unter  dem  Druck  der  natürlichen  Verhältnisse 
wirklich  unabhängig  von  Preussen-Deutschland  —  dann  wird  es 
eine  unbezwingliche  Anziehungskraft  auf  die  preussischen  Polen 
ausüben,  deren  nationale  Bestrebungen  stärken  und  sie  zu  einer 
wirklichen  Irredenta  machen.  Oder  das  neue  Königreich  Polen 
wird  unter  dem  Schein  der  Selbständigkeit  nichts  anderes  als  eine 
preussisch-österreichische  Filiale  —  dann  wird  im  Osten  ein  neues 
Elsass-IvOthringen  erstehen,  ein  neuer  Keim  innerer  Kämpfe  und 
äusserer  Beunruhigung. 

In  jedem  Falle  wird  die  deutsch-österreichische  Gewaltpolitik, 
die  schon  heute,  noch  ehe  der  Krieg  entschieden  ist,  zu  einer 
gewaltsamen  Abtrennung  wertvoller  Gebietsteile  von  Russland 
geführt  hat,  nicht  nur  den  Krieg  ins  Unendliche  verlängern, 
sondern  von  neuem  Europa,  nach  Beendigung  des  akuten,  in  einen 
latenten  Kriegszustand  versetzen.  Die  Zeichen  der  Zeit  deuten 
auf  Rechtsorganisation  Europas,  ja,  über  Europa  hinaus  —  aller 
zivilisierten  Staaten  der  Welt.  Deutschland  und  Oesterreich  zeigen 
durch  ihren  schon  jetzt  während  des  Krieges  vorgenommenen 
Gewaltakt  —  den  sie  in  das  durchsichtige  Mäntelchen  der  Be- 
glückung eines  unterdrückten  Volkes  hüllen  — ,  dass  sie  keine 
Rechtsorganisation,  sondern  nur  eigene  Machtsicherung  für  die 
Zukunft   erstreben. 

Das  Manifest  vom  5.  November  1916  ist  ein  historisches 
Dokument  in  dem  Sinne,  dass  es  die  beiden  Kaisermächte  von 
neuem  als  Feinde  jedes  Fortschritts,  jeder  Entwicklung  der  zivi- 
lisierten Menschheit  zu  höheren  Daseinsformen  kennzeichnet. 

Die  Annexion  Vlamlands.1 

Obwohl  die  deutsche  Regierung  weder  in  ihrem  Friedensan- 
gebot vom  12.  Dezember  1916  noch  in  ihrer  Antwort  auf  die 
Friedensnote  des  Präsidenten  Wilson  ihre  Friedensbedingungen 
genannt,  sich  vielmehr  auf  die  Erklärung  beschränkt  hat,  diese 
Bedingungen  zu  der  Konferenz  der  kriegführenden  Mächte 
«  mitbringen  »  zu  wollen  2,  so  ist  es  doch  nicht  schwer,  aus  den 
offiziellen  und  offiziösen  Aeusserungen  der  deutschen  Regierung 
sowie  aus  den  Erklärungen  der  massgebenden  politischen  Parteien 
die  deutschen  Kriegszielforderungen  zu  erkennen. 

In  erster  Linie  steht  nach  wie  vor,  nachdem  man  im  Osten  das 
angeblich  unabhängige,  in  Wahrheit  von  Deutschland  und  Oester- 
reich beherrschte  Königreich  Polen  neu  geschaffen  hat,  die  Her- 
stellung eines  Zustandes  im  Westen,  den  man  als  «  deutsche 
Grenzsicherung   gegen   englische   und   französische   Einfälle  »   zu 

1  Zusatz,  geschrieben  im  März  1917.  . 

2  Ich  behandle  diese  Dinge  ausführlich  in  dem  späteren  Artikel  :  « Bethmann, 
der  Friedensbieter  ». 
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bezeichnen  beliebt,  der  aber  tatsächlich  auf  eine  Unterdrückung 
oder  mindestens  Beeinträchtigung  der  Souveränität  und  Unab- 
hängigkeit des  Königreichs  Belgien  hinausläuft.  Man  spielt  in 
Deutschland  beständig  mit  den  Worten  «  Annexion  »  oder  «  Nicht- 
Annexion »  Belgiens  und  auch  der  Reichskanzler  hat  in  seiner 
grossen  «  pazifistischen  »  Rede  vom  9.  November  1916  betont, 
dass  die  «  Annexion  »  Belgiens  niemals  von  ihm  als  deutsches 
Kriegsziel  bezeichnet  worden  sei.  Allerdings  nicht,  aber  stets  hat 
Herr  von  Bethmann  hervorgehoben,  dass  Deutschland  sich  «  reale 
Machtgarantien  »  politischer,  militärischer  und  wirtschaftlicher 
Art  verschaffen  müsse,  damit  Belgien  nicht  von  neuem  als 
«  Einfallstor  »,  als  «  Aufmarschgebiet  für  feindliche  Ueberfälle  * 
gegen  Deutschland  benutzt  werden  könne. 

Die  letzten  positiven  Aeusserungen  des  Herrn  von  Bethmann 
nach  dieser  Richtung  sind  in  seiner  Reichstagsrede  vom  5.  April 
1916  gefallen.  Seit  diesem  Tage  hat  er  sich  stets  auf  die  Negative 
zurückgezogen  —  und  diesen  Rückzug  noch  ganz  besonders  durch 
gleichartige  Erklärungen  seines  freiwilligen  Eeib-Herolds  Schei- 
demann decken  lassen  — ,  dass  er  Belgien  «  nicht  annektieren  » 
wolle.  Unter  diesen  Umständen  war  es  von  unschätzbarem  Wert 
und  diente  zur  Aufklärung  etwa  entstandener  Zweifel,  dass 
letzthin,  im  Januar  1917,  —  mitten  in  den  europäisch-amerika- 
nischen Friedenserörterungen  —  das  Sprachrohr  der  deutschen 
Regierung,  die  Norddeutsche  Allgemeine  Zeitung,  mit  unverblüm- 
ten Worten  von  neuem  die  positiven  deutschen  Kriegsziele  bezüg- 
lich Belgiens  proklamierte. 

Das  Wolffbureau  verbreitete  am  23.  Januar  einen  langen 
Artikel  des  offiziösen  Blattes,  der  scheinbar  nur  einer  Polemik 
gegen  die  englische  Regierung  gewidmet  war,  in  Wirklichkeit  aber 
den  Zweck  verfolgte,  auf  die  Annexion  Belgiens  vorzubereiten  und 
sie  mit  den  Sicherungsbedürfnissen  Deutschlands  zu  begründen, 
—  ein  Zweck,  der  in  dem  Schlussabsatz  des  Artikels  unzweideutig 
zum  Ausdruck  kam.  Nachdem  lang  und  breit  —  unter  Hervor- 
hebung gewisser  Auslassungen  Salisburys  (1887),  Gladstones 
(1870)  und  Greys  (1914)  —  die  angeblich  wechselnde,  nur  durch 
eigene  englische  Interessen  geleitete  Haltung  englischer  Regie- 
rungen in  der  belgischen  Neutralitätsfrage  dargelegt  worden  ist 
{eine  höchst  angreifbare  Darlegung,  auf  die  ich  an  dieser  Stelle 
keine  Veranlassung  habe,  näher  einzugehen),  schliesst  der  Artikel 
der  Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung  folgendermassen  : 

Mit  zwingender  Notwendigkeit  ergibt  sich  hieraus  für  Deutschland  die 
Folgerung  :  Der  Zustand,  der  es  England  ermöglicht,  nach  Belieben  die 
Neutralität  Belgiens  anzuerkennen  und  zu  schützen  oder  aber  zu  verleugnen 
und  preiszugeben,  ist  unhaltbar.  Deutschland  tnuss  dagegen  gesichert  werden, 
dass  Belgien  nicht  wie  bisher  das  Einfallstor  bleibt,  das  der  englische  Bgoismus 
je  nach  Bedarf  nach  Osten  oder  Westen  öffnen  oder  schliessen  kann. 
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Mit  dieser  offiziösen  Aeusserung  der  deutschen  Regierung 
haben  wir  von  neuem  den  festen  Boden  für  die  Beurteilung  der 
deutschen  Kriegsziele  nach  Westen  hin  gefunden,  der  uns  durch 
die  halben  und  verschwommenen  Erklärungen  des  Reichskanzlers 
und  seiner  Anhänger  seit  dem  Frühjahr  1916  zu  entschwinden 
drohte  :  Deutschland  weigert  sich  definitiv  —  seiner  eigenen  Zu- 
kunftssicherung wegen  — ,  das  Königreich  Belgien  in  seiner  unbe- 
schränkten  Souveränität   und    Unabhängigkeit   wiederherzustellen. 

Der  obige  offiziöse  Artikel  der  Norddeutschen  Allgemeinen 
Zeitung  war  aber  nur  das  Vorspiel  zu  einer  noch  viel  deutlicheren 
offiziellen  Kundgebung  der  deutschen  Regierung,  die  die  Anne- 
xionsabsichten auf  Belgien  nicht  nur  nach  Art  und  Umfang  ausser 
jeden  Zweifel  stellte,  sondern  auch  bereits  den  Beginn  der  Aus- 
führung jener  Absichten  enthielt.  Das  Wölfische  Tclegraphen- 
bureau  veröffentlichte  am  4.  März  1917  folgenden  Bericht  : 

Gestern  empfing  der  Reichskanzler  eine  Abordnung  des  Rates  von  Flan- 
dern, die  die  Wünsche  und  Beschlüsse  dieses  Rates  überbrachte,  wie  sie  dieser 
in  einem  Aufruf  vom  4.  Februar  19 17  der  Welt  zur  Kenntnis  gebracht  hatte. 
Der  Sprecher  der  Abordnung,  der  an  die  Worte  der  Reichskanzlerrede  vom 
5.  April  1916  und  an  die  bisherigen  Massnahmen  erinnerte,  trug  das  aktivis- 
tische vlämische  Programm  einer  inneren  Autonomie  Flanderns  auf  Grund- 
lage der  niederländischen  Sprache  und  Kultur  vor.  Der  Reichskanzler  führte 
einleitend  aus,  dass  er  dem  Wunsche  des  Rates  nach  persönlicher  Bespre- 
chung gerne  nachgekommen  sei.  Er  erinnerte  an  die  gemeinsamen  Bande, 
die  die  Deutschen  und  Vlämen  verbinden,  und  versicherte  den  Abgeordneten, 
dass  auch  der  Kaiser  den  Willen  habe,  den  berechtigten  Wünschen,  soweit  es 
die  Lage  erlaube,  entgegenzukommen.  In  Uebereinstimmung  mit  dem  bel- 
gischen Generalgouverneur  sind  vorbereitende  Massnahmen  getroffen  worden, 
um  dem  vlämischen  Volk  die  Möglichkeit  zur  Selbständigkeit,  die  es  aus 
eigener  Kraft  kaum  erringen  würde,  zu  geben.  Es  wird  in  beiden  Teilen  Bel- 
giens, die  durch  die  Sprachengrenze  geschieden  sein  müssen,  eine  Verwaltungs- 
trennung durchgeführt  werden.  Das  Deutsche  Reich  wird  bei  den  Friedens- 
verhandlungen und  auch  später  alles  tun,  um  die  freie  Entwicklung  des 
vlämischen   Volkes  zu  fördern  und  sicherzustellen. 

Dieses  offene  Bekenntnis  der  deutschen  Regierung  zu  einer 
Annexion  —  ich  erlaube  mir,  trotz  aller  Ableugnungen,  dieses 
Wort  zu  wiederholen  —  des  vlämischen  Teiles  von  Belgien,  gerade 
in  der  Zeit,  wo  ganz  Deutschland  von  neuem  zur  «  Vaterlandsver- 
teidigung »  begeistert  wurde,  wegen  der  Ablehnung  des  soge- 
nannten deutschen  Friedensangebotes,  —  dieses  neue  amtliche 
Bekenntnis  zu  einer  «  Befreiung  »  des  vlämischen  Volkes,  wie  sie 
der  Reichskanzler  bereits  in  seiner  Rede  vom  5.  April  1916  in  sein 
Friedensprogramm  aufgenommen  hatte,  ist  von  unschätzbarem 
Werte.  Mit  dem  Empfang  einer  vlämischen  Deputation,  die  die 
«  innere  Autonomie  Flanderns  auf  Grundlage  der  niederländischen 
Sprache  und  Kultur  »  verlangt,  beginnt  dasselbe  Possenspiel,  das 
man  einige  Monate  früher  mit  der  Befreiung  der  Polen  vom  rus- 
sischen Joche  aufgeführt  hatte.  Das  Spiel  im  Westen  wird  —  vor- 
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ausgesetzt  natürlich,  dass  der  Kriegsverlauf  die  Durchführung 
der  deutschen  Absichten  gestattet,  —  mit  demselben  Schlussakt 
wie  jenes  im  Osten  endigen,  wenn  auch  vielleicht  die  Lösung  in 
etwas  anderer  Form  stattfinden  wird.  Das  Resultat  wird  in  beiden 
Fällen  dasselbe  sein  :  Angliederung  des  vorwiegend  vlämischen 
Teiles  von  Belgien  (zu  dem  die  Presskommentare  bereits  Brüssel 
als  Hauptstadt  rechnen)  an  das  Deutsche  Reich  und,  als  Vorbe- 
reitung dazu,  die  bereits  jetzt  erfolgende  Einführung  einer  Ver- 
waltungstrennung. Es  bedarf  wahrlich  keines  grossen  Scharfsinns, 
um  in  und  zwischen  den  Zeilen  dieses  neuesten  Wolff-Telegramms 
den  Beginn  der  Ausführung  des  belgischen  Annexionsprogramms 
zu  finden.  Bequem  ist  diese  Methode  allerdings  :  man  annektiert 
bereits  im  Kriege,  im  Osten  und  im  Westen,  was  einem  be- 
liebt, lässt  gemächlich  das,  was  man  annektiert  hat,  in  dem 
grossen  Sack  verschwinden  und  zeigt  dann  aller  Welt  die  leeren 
Hände,  mit  dem  scheinheiligen  Ausruf  :  «  Wir  sind  zum  Frieden 
bereit  ;  die  anderen,  die  unser  Friedensangebot  ablehnen,  sind 
für  die  Fortsetzung  des  Kampfes  verantwortlich.  » 

Sehr  interessant  ist  auch  der  Vergleich  dieses  neuesten,  durch 
das  Wolff-Telegramm  berichteten  Vorganges  mit  dem  die  Zu- 
kunft Belgiens  betreffenden  Passus  in  der  Zimmermann-Note  an 
die  Vereinigten  Staaten  vom  31.  Januar  1917  K  Nach  der  Note 
Zimmermanns  wünscht  Deutschland  in  seiner  edlen  Selbstbe- 
schränkung nichts  anderes  als  «  in  gutem  nachbarlichen  Verhältnis  » 
mit  dem  Königreich  Belgien  zu  leben.  Nach  dem  Wunsche  des 
Vlämen- Komitees  und  den  Zusicherungen  Bethmanns  aber  sind 
bereits  «  in  Uebereinstimmung  mit  dem  belgischen  Generalgou- 
verneur vorbereitende  Massnahmen  getroffen,  um  dem  vlämischen 
Volk  die  Möglichkeit  zur  Selbständigkeit,  die  es  aus  eigener  Kraft 
kaum  erringen  würde,  zu  geben.  »  Ist  das  die  Vorbereitung  zu 
dem  nachbarlichen  Verhältnis,  in  dem  man  später  mit  Belgien 
zu  leben  wünscht  ?  Ist  das  ein  Teil  des  «  mit  Belgien  zu  schlies- 
senden  Friedens  »,  durch  den  Herr  Zimmermann  die  späteren 
Beziehungen  zwischen  Deutschland  und  Belgien  regeln  will,  oder 
ist  es  einfach  ein  einseitiger  Gewaltakt,  eine  verschämte  Annek- 
tierung schon  jetzt  im  Kriege  ?  Es  fehlte  bloss  noch,  dass  man  den 
vlämischen  Marionetten,  die  man  eigens  zu  diesem  Zwecke  nach 
Berlin  entboten  hat,  auch  noch  den  Wunsch  in  den  Mund  legte 
—  wie  seinerzeit  den  polnischen  Deputationen  — ,  dass  sie  den 
Moment  nicht  erwarten  könnten,  um  für  ihr  neues  Vaterland  an 
der  Seite  Deutschlands  gegen  ihre  bisherigen  Unterdrücker  das 
Schwert  zu  ziehen.  Ich  empfehle  den  Herren  in  Berlin,  um  eine 

1  Auf  die  ich  in  dein  späteren  Kapitel  «  Bethmann,  der  Friedensbieter  »  noch 
zurückkomme. 
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ästhetisch  befriedigende  Parallele  zwischen  Osten  und  Westen 
herzustellen,  neben  den  «  freiwilligen  »  polnischen  Legionen  im 
Osten  auch  «  freiwillige  >>  vlämische  Regimenter  im  Westen  zu 
bilden  zum  heiligen  Befreiungskampfe  gegen  ihre  wallonischen 
Unterdrücker  und  deren  Bundesgenossen. 

Durch  dieses  Wölfische  Telegramm  vom  4.  März  1917  ist  die 
deutsche  Regierung  auf  ihr  Annexionsprogramm  bezüglich  der 
vlämischen  Teile  Belgiens  festgenagelt,  sind  alle  neuerlichen 
Rückhalte  und  Reserven  des  Reichskanzlers,  sind  die  beruhigen- 
den Erklärungen  Zimmermanns  den  Vereinigten  Staaten  gegen- 
über als  Finten  und  Heucheleien  entlarvt.  Es  steht  nunmehr 
unwiderruflich  fest,  dass  der  Eingriff  in  Belgiens  Integrität  und 
Unabhängigkeit  nicht  mehr  ein  Programm  unverantwortlicher 
Annexionisten  und  Hyperannexionisten,  sondern  der  entschlossene 
Wille  des  deutschen  Kaisers  und  der  deutschen  Regierung  ist,  —  ein 
Wille,  den  man  bereits  jetzt  in  die  Tat  umzusetzen  beginnt. 


Dabei  ist  wohl  festzuhalten,  dass  der  beschränkte  Annexions- 
plan bezüglich  Vlamlands  bereits  das  Resultat  eines  Kompromisses 
in  den  massgebenden  Kreisen  ist,  dass  die  Ziele  der  extremen 
Annexionisten  —  die,  vom  Kronprinzen  und  den  Tirpitz-Leuten 
geführt,  den  grössten  Einfluss  an  der  entscheidenden  Stelle  haben 
—  viel  weiter,  nämlich  auf  die  Annexion  von  ganz  Belgien  gehen. 
Das  ist  das  ausgesprochene  Ziel  der  Alldeutschen,  der  Imperia- 
listen, der  Militaristen  und  ihres  mächtigen  Anhanges.  Unzählige 
Stimmen  zum  Belege  dieser  Tatsache  Hessen  sich  aus  der  be- 
treffenden Zeitungs-  und  Buchliteratur  anführen.  Ich  will  hier  nur 
auf  eine  der  wichtigsten  Publikationen  in  obigem  Sinne  hinweisen, 
auf  eine  Denkschrift  desjenigen  Mannes,  dessen  Wort  beim  deut- 
schen Kaiser  zweifellos  am  meisten  ins  Gewicht  fällt,  des  inzwi- 
schen verstorbenen  Generalgouverneurs  in  Belgien,  General- 
obersten Freiherrn  von  Bissing.  Diese  in  der  Wochenschrift 
Das  Grössere  Deutschland  (Nr.  20  vom  19.  Mai  1917)  veröffentlichte 
Denkschrift  verdient  die  aufmerksamste  Beachtung  aller,  die  sich 
über  die  Strömungen  und  Anschauungen  in  der  unmittelbaren 
Umgebung  des  Kaisers  Aufklärung  verschaffen  wollen.  Herr  von 
Bissing  erklärt  ganz  unverblümt  : 

Ich  beabsichtige  nur  in  Erweiterung  meiner  bereits  in  einer  Denkschrift 
niedergelegten  Anschauung  von  der  dira  necessitas  oder  besser  von  der 
heiligen  Pflicht  zu  sprechen,  Belgien  unserem  Einfluss  und  unserer  Macht- 
sphäre zu  erhalten,  es  für  Deutschlands  Sicherheit  nicht  wieder  freizugeben 

Wir  müssen  uns  darüber  jetzt  schon  klar  werden,  dass  ein  wiederhergestelltes 
Belgien,  ob  es  als  neutrales  Land  erklärt  wird  oder  nicht,  mit  Naturgewalt 
in  das  Lager  unserer  Feinde  nicht  nur  hinüberdrängen,  sondern  von  den- 
selben herübergezogen  werden  wird So  kann  kein  Zweifel  mehr  bestehen, 
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dass  eine  Grenze,  die  ganz  fälschlich  als  Maaslinie  bezeichnet  wird  und  durch 
die  Festungen  Lüttich  und  Namur  gesichert  sein  soll,  unzureichend  ist. 
Sie  muss  vielmehr  bis  an  das  Meer,  auch  im  Interesse  unserer  Seegeltung, 
vorgeschoben  werden 

Wenn  wir  Belgien  nicht  in  die  Hand  nehmen,  es  nicht  in  Zukunft  für 
unsere  Interessen  verwalten  und  durch  Waffengewalt  schützen,  würde 
unser  Handel  und  Industrie  die  erworbene  Stellung  in  Belgien  ver Heren 
und  vielleicht  nie  wieder  zurückgewinnen 

Dagegen  gibt  es  nur  das  Mittel  der  Machtpolitik,  die  auch  dafür  sorgen 
muss,  dass  die  jetzt  noch  feindselige  Bevölkerung,  wenn  auch  nur  allmählich, 
sich  der  deutschen  Herrschaft  anbequemt  und  unterordnet. 

Gewiss  ist  das  Vlamentum  zu  schützen,  aber  niemals  darf  man  die  Hand 
dazu  bieten,  es  vollständig  selbständig  werden  zu  lassen.  Die  Vlamen  mit 
ihrer  gegensätzlichen  Stellung  zu  den  Wallonen  werden  als  germanischer 
Volksstamm  eine   Stärkung  deutschen   Volkstums   werden.    Belgien  muss 

genommen  und  behalten  werden,  wie  es  jetzt  ist  und  künftig  auch  sein  muss 

Geben  wir  einen  Teil  Belgiens  preis  oder  machen  wir  einen  Teil  desselben, 
wie  das  Gebiet  Flandern,  als  Vlamenstaat  selbständig,  so  schaffen  wir  uns 
nicht  nur  erhebliche  Schwierigkeiten,  sondern  wir  berauben  uns  der  erheb- 
lichen Vorteile  und  Hilfen,  welche  das  ganze  Gebiet  Belgiens  allein  unter 
deutscher  Verwaltung  gewähren  kann Bei  Belgien  handelt  es  sich  tat- 
sächlich  nicht   nur   um  Mindestforderungen   aus   militärischen   Gründen, 

sondern  um  Zukunfts-Lebensfragen  des  Volkes  und  des  deutschen  Reiches 

Die  Eroberung  Belgiens  ist  uns  geradezu  aufgedrungen  worden 

Wir  werden  doch  aus  solchen  Fehlern,  die  gemacht  wurden,  gelernt 
haben  und  werden  niemals  wieder  zu  einer  schwankenden  Versöhnungspolitik 
in  Belgien  übergehen,  wie  es  so  nachteilig  nicht  nur  in  Elsass-Lothringen, 
sondern  auch  in  Polen  gewesen  ist  (sie  !) . 

So  bleibt  nur  übrig,  dass  wir  über  die  Form  der  Angliederung  während 
der    Friedensverhandlungen    jede    Aussprache    vermeiden    und   das    Recht 

der  Eroberung  allein  gelten  lassen Es  handelt  sich  um  das  Wohl  und  um 

die  Zukunft  Deutschlands,  es  handelt  sich  aber  auch  um  die  Sühne  für  den 
gegen  uns   gerichteten   Vernichtungskrieg    (sie  !).   Wir   müssen   noch   für 

Jahre   den  jetzt   bestehenden  Diktaturzustand   behalten Wer   im   Lande 

bleibt,  muss  sich  zu  Deutschland  und  nach  absehbarer  Zeit  zum  Deutschtum 

bekennen Das  Enteignungsverfahren  ist  unbedingt  notwendig,  um  nicht 

solche  Verhältnisse  herbeizuführen,  wie  sie  in  Elsass-Lothringen  bis  zum 
heutigen  Tage  bestehen. 

Ich  bin  mir  bewusst,  dass  die  Forderung,  ganz  Belgien  zu  behalten,  der 
deutschen  Machtsphäre  in  dieser  oder  jener  Form  anzugliedern,  ein  grosses, 
nur  mit  entschlossenem  Opfermut  und  kraftvollster  Verhandlungskunst 
erreichbares  Ziel  in  Aussicht  nimmt. 

Ein  Kommentar  zu  diesem  annexionistisch-militaristisclien 
Grössenwahnsinn  eines  der  einflussreichsten  Vertrauensmänner  des 
deutschen  Kaisers,  dem  die  schwierige  Aufgabe  der  Verwaltung  des 
okkupierten  Landes  anvertraut  war,  —  ein  Kommentar  zu  obiger 
Denkschrift  ist  überflüssig.  Der  reinste  Räuber-Egoismus,  der  kalt- 
schnäuzig über  alle  Rücksichten  der  Vernunft,  der  Menschlichkeit, 
über  alle  Rechte  des  räuberisch  Ueberfallenen  mit  Kürassier- 
stiefeln hinwegschreitet,  —  der  brutalste  Erobererinstinkt  tritt  so 
nackt  und  greifbar  in  den  Aeusserungen  des  belgischen  General- 
gouverneurs hervor,  dass  man  dem  Herausgeber  der  Wochen- 
schrift für  diese  Publikation  nur  aufrichtig  dankbar  sein  kann. 

Diese  Publikation  ist  auch  an  und  für  sich  schon  sehr  charak- 
teristisch. In  der  Regel  werden  derartige  kompromittierende 
Dokumente  nur  durch  Indiskretion  in  die  Oeffentliclikeit  gebracht. 
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Hier  wird  das  betreffende  Dokument  von  einer  Zeitschrift  publi- 
ziert, die,  von  dem  Abgeordneten  Bacmeister  herausgegeben,  die 
Ideen  des  verstorbenen  Generalgouverneurs  zu  den  ihrigen,  zum 
Gegenstand  ihrer  Propaganda  macht.  Man  ersieht  daraus,  mit 
welcher  Sicherheit,  mit  welchem  Gefühl  des  Rückhaltes  an  den 
massgebenden  Stellen  die  extremsten  Annexionsbestrebungen 
auftreten  können.  Wenn  Herr  von  Bethmann,  wie  seine  jetzigen 
Verwaltungsmassnahmen  anzudeuten  scheinen,  seine  Annexion 
wirklich  und  dauernd  nur  auf  Vlamland  beschränken  will,  so 
hat  er  diese  Beschränkung  auf  eine  Teil  annexion  sicher  nur 
nach  den  schwersten  Kämpfen  gegen  die  Ganz-  Annexionisten 
ä  la  Bissing  in  der  Umgebung  des  Kaisers  durchgesetzt. 

Die  Denkschrifft  des  früheren  Generalgouverneurs  ist  auch 
nach  der  Richtung  interessant,  dass  sie  der  deutscheu  und  preus- 
sischen  Regierung  für  Elsass-Lothringen  und  Preussisch-Polen 
eine  «  schwankende  Versöhnungspolitik  »  vorwirft,  dass  sie  eine 
mehrjährige  Diktatur,  ein  Enteignungsgesetz  und  andere  freund- 
liche Gewaltmassnahmen  gegen  die  unglücklichen  Belgier,  die 
sich  dem  preussischen  Säbelregiment  nicht  unterwerfen  wollen 
—  gleichviel  ob  Wallonen  oder  Vlamen  — ,  ins  Auge  fasst.  Dieser 
Generaloberst  und  Generalgouverneur,  dieser  besondere  Ver- 
trauensmann Seiner  Majestät  des  Deutschen  Kaisers,  erweist  sich 
in  seiner  Denkschrift  —  die  offenbar  für  den  Kaiser  bestimmt 
war  —  als  der  unverfälschte  Typus  eines  preussisch-militaristisch- 
reaktionären  Gewaltpolitikers.  Einem  solchen  Manne  hat  man 
die  schwierigste  und  delikateste  Aufgabe,  die  einem  Staatsmann 
werden  kann,  anvertraut  :  die  Verwaltung  eines  eroberten  und 
okkupierten  Landes  ! 

So  stehen  die  Dinge  am  deutschen  Kaiserhof.  Die  Denkschrift 
Bissings  gibt  uns  ein  Bild  von  dem  Zustande  Belgiens,  wie  er  im 
Falle  eines  wirklichen  deutschen  Sieges  sich  gestaltet  hätte.  Dem- 
gegenüber stellen  die  Verwaltungsmassnahmen  Bethmanns  bereits 
einen  Kompromiss  mit  seinen  Gegnern  von  rechts  dar  ;  sie  sind, 
solange  die  Waffen  oder  der  Hunger  nicht  anders  entscheiden, 
das  Minimum  der  deutschen  Eroberungsabsichten  auf  Belgien. 

Eroberer  wider  Willen. 

Der  Kernpunkt  in  der  Begründung  aller  deutschen  Eroberungs- 
pläne —  in  dieser  oder  jener  Form  —  ist,  wie  bereits  hervorge- 
hoben, die  Behauptung,  Deutschland  sei  überfallen  worden  und 
müsse  sich  gegen  zukünftige  Uebeifälle  schützen  : 

Wir  hatten  den   Krieg  nicht   gewollt Die   Feinde   haben   den   Krieg 

gewählt Wir  konnten,   was   wir  haben  wollen,   durch  friedliche  Arbeit 

haben Woher  nehmen  wir  die  Kraft,  um  trotz  aller  Absperrungs-Schwie- 
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rigkeiten  daheim  die  Bevölkerung  zu  versorgen  und  die  Ueberzahl  der  Feinde 
weiter  zu  schlagen  und  zu  siegen  ?  Will  jemand  ernsthaft  glauben,  dass  es 
Ländergier  sei  ? Nein,  das  sind  Erfindungen  derer,  die  den  Krieg  wollten. 

So  der  Reichskanzler.  Das  heisst  also  :  Wir  sind  zwar  Eroberer, 
aber  Eroberer  wider  Willen.  Wir  sind  es  geworden  durch  die  Schuld 
und  den  Angriff  unserer  Feinde.  Die  Verteidigung  hat  uns  das 
Schwert  in  die  Hand  gedrückt.  Nun  müssen  wir  es  gebrauchen, 
um  unsere  Zukunft  zu  sichern-  Alan  sieht,  die  eine  Lüge  gebiert 
immer  andere  :  das  «  schmählich  Überfallene  »  Lamm  wird  —  wider 
Willen  —  zum  reissenden  Wolfe  und  das  deutsche  Volk  macht 
—  ebenso  gutgläubig  und  einmütig,  wie  es  in  den  Schützengräben 
den  Feinden  auf  allen  Fronten  die  Stirne  bietet,  —  auch  diese 
Wandlung,  auch  diesen  neuen  Feldzug  gegen  die  Wahrheit  mit, 
in  dem  gewissenlose  Herrscher,  Minister  und  Parteihäupter  seine 
Anführer  sind. 

Natürlich  wird  das  brutal-egoistische  Motiv  der  zukünftigen 
Sicherung  Deutschlands  auch  noch  mit  dem  ideal-altruistischen 
der  Befreiung  unterdrückter  Völkerschaften  verbrämt.  Das  kostet 
nichts  und  macht  sich  gut.  Deutschland  als  Befreier  !  Welch' 
hehre  Mission  !  Die  preussisch-deutsche  Regierung,  die  seit  Jahr- 
zehnten in  unerbittlicher  Weise  den  Ausrottungskampf  gegen 
Sprache,  Gesinnung  und  Gesittung  ihrer  polnischen,  dänischen 
und  elsass-lothringischen  Untertanen  führt,  die  in  diesem  Kampfe 
bis  zu  Gewaltmassregeln  vorgeschritten  ist,  wie  sie  nicht  einmal 
das  despotische  Zarenregiment  gegen  die  inneren  Feinde  Russ- 
lands angewandt  hat,  bis  zur  Expropriation  wohlerworbenen 
und  altererbten  Eigentums,  —  die  preussisch-deutsche  Regierung, 
die  heute  die  unglücklichen  Bewohner  ihrer  Grenzprovinzen  zwar 
zwingt,  für  Deutschland  ihr  Leben  zu  lassen,  aber  noch  keine 
Miene  macht,  ihnen  die  gleichen  bürgerlichen  und  staatsbürger- 
lichen Freiheiten  zu  gewähren,  wie  ihren  Mitkämpfern  im  Schüt- 
zengraben, —  dieselbe  väterlich-wohlwollende  Regierung,  der 
noch  kürzlich  die  Polen  und  Dänen  im  preussischen  Abgeordne- 
tenhause durch  Ablehnung  des  Etats  ihr  unverändertes  Miss- 
trauen  ausgedrückt  haben,  —  diese  reaktionärste,  rückständigste 
aller  Regierungen  will  den  unterdrückten  Völkerschaften  im 
Osten  und  Westen  die  Freiheit  bringen,  will  die  Polen,  Balten, 
Litauer  und  Letten  von  der  russischen  Reaktion,  die  Vlamen  von 
der  gewaltsamen  Niederhaltung  und  Verwelschung  erlösen  ?  ! 
Wollen  denn  diese  Völkerschaften  überhaupt  aus  ihrer  bisherigen 
Volksgemeinschaft  erlöst  werden  ?  Wollen  sie  von  Prcussen  und 
Deutschland  erlöst  werden  ?  Sehnen  sich  die  Bewohner  der  rus- 
sischen Ostsee-Provinzen,  das  polnische  Russland,  das  belgische 
Vlamland  nach  der  Regierung  preussischer  Landräte,  ostelbischer 
Junker  und  alldeutscher  Generale  ?  Lest  die  Aufrufe  der  Polen, 
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der  Letten,  der  Litauer,  der  Vlamen,  die  sich  schön  dafür  be- 
danken, durch  solche  «  Befreier  »  befreit  zu  werden  !  Lasst  diesen 
angeblich  unterdrückten  Völkerschaften  die  freie  Wahl,  die 
Selbstbestimmung,  fordert  sie  zum  Plebiszit  auf,  wie  dies  selbst  die 
napoleonische  Gewaltherrschaft  getan  hat,  —  und  ihr  werdet 
sehen,  ob  sie  von  euch  erlöst  werden  wollen  oder  nicht.  Von  euch 

—  ja  !  Durch  euch  —  nein  !  Räumt  die  eroberten  Gebiete  und  die 
Völker  werden  sich  erlöst  fühlen.  Behaltet  die  eroberten  Gebiete 

—  sie  werden  sich  geknechtet  fühlen  und  eine  neue  Irredenta 
wird  euch  erstehen,  stärker  und  verhängnisvoller  als  die,  die  ihr 
1871  durch  die  Annektierung  von  Elsass-Lothringen  euch  ge- 
schaffen habt.  Im  Osten  und  Westen  wird  es  in  euren  Grenz- 
provinzen gären  —  werden  die  unzufriedenen  Elemente  mit  den 
Nachbarstaaten,  von  denen  sie  gewaltsam  losgerissen  sind,  Füh- 
lung zu  halten  suchen  —  werdet  ihr,  der  preussischen  Tradition 
folgend,  diese  Volksströmungen  durch  Gewaltmassregeln  zu  unter- 
drücken suchen  —  werden  neue  eiternde  Wunden  an  der  Periphe- 
rie eures  nationalen  Volkskörpers  fressen  und  eure  Grenzen  unsi- 
cherer machen,  als  sie  je  vorher  gewesen  sind. 

Das  ist  die  politische  und  militärische  «  Sicherung  »,  die  ihr 
mit  euren  Annexionen  erstrebt. 


Um  die  Tragikomödie  voll  zu  machen,  geschieht  natürlich  mit 
den  zu  erlösenden  Völkerschaften  zunächst  das,  was  man  überall 
mit  ihnen  macht :  man  ruiniert  sie.  Die  Balkanstaaten  :  Bulgarien, 
Griechenland,  Serbien  und  Montenegro  sind  damals  ausgezogen, 
um  die  europäische  Türkei  von  dem  türkischen  Joch  zu  befreien. 
Man  hat  Mazedonien  und  Thrazien  in  ein  Leichen-  und  Trümmer- 
feld verwandelt  und  hat  als  ersten  Schritt  zur  «  Befreiung  »  nicht 
nur  die  türkischen  Soldaten,  sondern  auch  die  Männer,  Frauen 
und  Kinder  der  zu  erlösenden  Gebiete  zu  Hunderttausenden  tot- 
geschlagen, ihre  Länder  verwüstet,  ihre  Städte  und  Ortschaften 
zerstört. 

Italien  hat  Tripolis  «  befreit  »,  indem  es  die  Tripolitaner,  die 
nicht  befreit  sein  wollten,  massenweise  aufgehängt  und  füsiliert 
hat.  Italien  führt  heute  den  längst  erstrebten  und  ersehnten  Irre- 
dentakrieg  —  und  was  geschieht  ?  Es  verwüstet  die  Länder  am 
Isonzo  und  im  Trentino,  die  angeblich  ihrem  Erlöser  entgegen- 
jubeln. Es  macht  die  schöne  alte  Stadt  Görz  dem  Erdboden 
gleich.  Es  lässt  über  Rovereto,  Trento  und  Triest,  über  die  Berge 
des  Karst  und  die  fruchtbaren  Gefilde  von  Südtirol  Bomben  und 
Granaten  aus  den  Lüften  herniedersausen,  die  den  verarmten 
und  blutenden  Bewohnern  die  frohe  Botschaft  bringen  sollen  : 
Seht,  es  kommt  der  Erlöser,  arriva  ü  redentore ! 


BETHMANN,  DER  ANNEXIONIST  63 

Und  nun  erst  Deutschland  und  Oesterreich  in  Kurland, 
Litauen,  Belgien  und  Polen  !  Was  ist  aus  dem  blühenden,  frucht- 
baren, industriereichen,  mit  allen  Bodenschätzen  reich  gesegneten, 
friedlichen  und  glücklichen  Belgien  unter  dem  Einbruch  und  der 
Herrschaft  des  «  Befreiers  des  Vlamentums  »  geworden  ?  Eine 
Stätte  des  Elends,  des  Hungers  und  der  Verwüstung  —  des 
Hungers  in  einem  solchen  Masse,  dass,  wenn  nicht  fremde  Länder, 
besonders  Amerika,  den  unglücklichen  Bewohnern  mit  der  Sen- 
dung von  Lebensmitteln  zu  Hilfe  gekommen  wären,  tatsächlich 
eine  Hungersnot  ausgebrochen  wäre.  Erst  schafft  man  durch 
Ausraubung  der  Fabriken  die  Arbeitsnot,  durch  Verwüstung  der 
Felder  die  Hungersnot,  und  wenn  dann  die  armen  Leute  nichts 
zu  arbeiten  und  nichts  zu  essen  haben,  dann  schleppt  man  die 
«  Faulenzer  »  und  «  Hungerleider  »  gewaltsam  —  als  moderne 
Sklaven  —  nach  Deutschland,  zu  Zwangsdiensten,  die  dem  Erobe- 
rer und  Unterdrücker  ihres  Vaterlandes  zugutekommen. 

Selbst  der  Reichskanzler  kann  sich  nicht  enthalten,  hervor- 
zuheben, dass  «  die  Erinnerung  an  diesen  Krieg  in  dem  schwer 
heimgesuchten  Lande  lange  nachzittern  werde  ».  Diese  Heim- 
suchung trifft  die  Vlamen  in  gleichem  Masse  wie  die  Wallonen, 
die  «  Verwelschten  »  in  gleichem  Masse  wie  die  Welschen.  Also 
auch  hier  dasselbe  Bild,  wie  überall  bei  den  Unternehmungen  zur 
Befreiung  der  Völker  :  Tod  und  Verwüstung  als  erster  Schritt  zur 
Befreiung!  In  gewissem  Sinne  sogar  ein  Grundsatz,  würdig  des 
Philosophen  von  Hohenfinow  :  der  Tod  als  Befreier  von  aller 
irdischen   Drangsal  ! 

Wie  es  in  Polen  und  in  den  baltischen  Kampfgebieten  aussieht, 
brauche  ich  nicht  weiter  auszumalen.  Ein  halbes  Jahrhundert 
kann  die  Schäden  nicht  ausbessern,  die  die  Kriegsfurie  den  un- 
glücklichen Ländern,  über  die  sie  dahingefahren,  zugefügt  hat. 
Aber  gleichviel :  Deutschland,  das  «  demokratische  »  Deutschland, 
das  wie  kein  anderes  Land  sich  in  früheren  besseren  Zeiten  zum 
Polizeischergen  der  russischen  Reaktion  erniedrigte,  das  russische 
Revolutionäre  allem  Völkerrecht  zuwider  den  Grenzkosaken  in 
die  Arme  geliefert  hat,  —  Deutschland  will  und  muss  —  das  ist 
nun  seine  historische  Aufgabe  —  alle  Völker  vom  baltischen  Meere 
bis  zu  den  wolhynischen  Sümpfen  von  der  russischen  Despotie 
befreien  und  es  führt  diese  Aufgabe  durch,  indem  es  zunächst 
einmal  seine  Schützlinge  vernichtet,  ihren  Besitz  dem  Erdboden 
gleich  macht. 

So  wird  der  «  Befreiungskrieg  »  nicht  nur  ein  Krieg  zur  Be- 
freiung des  deutschen  Volkes  von  seinen  Feinden,  sondern  auch 
zur  Befreiung  feindlicher  Völker  von  ihren  Unterdrückern.  Der 
alte  Grundsatz  :  beneficia  non  obtruduntur  —  wird  den  Entmün- 
digten gegenüber  in  sein  Gegenteil  verkehrt.  Die  Wohltaten  der 
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deutschen    Herrschaft    werden    ihnen    aufgedrungen,    wie    man 
Kinder  auch  gegen  ihren  Willen  zum  Guten  erzieht. 


Inzwischen  haben  die  russischen  Völkerschaften  —  und  das 
ist  der  Witz  von  der  Sache  —  ihre  Befreiung  von  dem  zarischen 
Despotismus  selbst  —  und  zwar  mit  durchschlagendem  Erfolge  — 
in  die  Hand  genommen.  Der  Romanow  ist  —  wie  vom  Blitz  ge- 
troffen —  verschwunden,  der  Hohenzoller  aber  —  bis  heute  we- 
nigstens noch  —  vom  Blitzstrahl  verschont  geblieben.  Noch 
heute  beharrt  der  deutsche  Kaiser  unentwegt  in  der  Rolle  als 
Wilhelm  «der  Befreier»,  als  der  er  in  den  Hundstagen  1914  in  den 
Krieg  gegen  Russland  gezogen  ist.  Was  aber  gibt  es  heute  noch 
zu  befreien  in  dem  ehemaligen  Zarenreiche,  wo  das  Volk  in  we- 
nigen stürmischen  Revolutionstagen  sich  aus  tiefster  Knecht- 
schaft zur  höchsten  demokratischen  Freiheit  emporgeschwungen 
hat  ?  Was  will  der  Hohenzoller  heute  noch  im  Lande  der  seligen 
Romanows  ?  Kommt  ihm  nicht  selbst  jene  angemasste  Befreier- 
rolle, die  stets  eine  elend-erfundene  Finte  war,  heutigen  Tags 
als  eine  Lächerlichkeit  vor,  die  den  Spott  der  ganzen  Welt  heraus- 
fordern muss  ?  Wenn  aber  der  Kampf  gegen  den  «  Zarismus  »,  die 
Zukunftssicherung  gegen  dessen  angebliche  Angriffsgelüste,  als 
Kriegsziel  wegfällt,  weil  der  Zarismus  nicht  mehr  existiert,  was 
bleibt  dann  als  Motiv  und  Zweck  der  beabsichtigten  Riesenannexionen 
im  Osten  noch  übrig  ?  Eroberungssucht,  Machtvergrösserung  — 
nichts  weiter.  Und  damit  ist  von  neuem  das  ursprüngliche  Ziel 
dieses  Hohenzollernschen  Beutekrieges  in  seiner  ganzen  Nackt- 
heit —  noch  deutlicher  als  zuvor  —  enthüllt. 


Die  riesenhaften  Gebietserweiterungen,  die  man  im  Osten  und 
Westen  plant,  sind  selbstverständlich  «  keine  Vergewaltigungen 
fremder  Völker  ».  Beileibe  nicht  !  Solche  Brutalität  liegt  dem 
leitenden  deutschen  Staatsmann  vollständig  fern.  Und  auch  die 
Sozialdemokraten  Ebert  und  Scheidemann  bezeugen  diesem  ver- 
trauensvoll, dass  er  nicht  daran  denke,  andere  Völker  zu  verge- 
waltigen. So  spricht  der  Storch  zum  Regenwurm  :  Ich  will  dir 
wohl,  ich  will  dir  kein  Leid  zufügen,  —  und  verschlingt  ihn.  Was 
Deutschland  vorhat,  ist  nichts  anderes,  als  —  Schutz  für  sich 
selbst  und  Wohltat  für  die  anderen.  «  Waren  wir  denn  vor  dem 
Kriege  Belgiens  Feinde  ?  »  —  fragt  der  Reichskanzler  ganz 
treuherzig  seine  Zuhörer  im  Reichstag.  Gewiss  wart  ihr  das  — und 
zwar  nicht  nur  von  dem  Augenblicke  an,  wo  ihr  —  am  2.  August 
abends  —  den  Durchmarsch  durch  das  neutrale  Land  verlangtet, 
unter  der  Drohung,  es  im  Falle  des  Widerstandes  als  Feind  zu 
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behandeln,  sondern  schon  von  dem  Augenblicke  an,  wo  ihr  die 
strategischen  Pläne  zum  Durchmarsch  gefasst  und  ausgearbeitet 
habt.  Schon  in  diesem  Augenblick  war  das  deutsche  Verbrechen 
begangen,  das  man  heute  vergeblich  damit  zu  entschuldigen  sucht, 
dass  Belgien  in  Wahrheit  schon  längst  seine  Neutralität  zu  Gunsten 
der  Ententemächte  aufgegeben  habe.  Diese  Düge  bedarf  an  dieser 
Stelle  keiner  Widerlegung  mehr  ;  sie  stützt  sich  bekanntlich  auf 
nichts  anderes  als  auf  zwei  Unterhaltungen  englischer  Militär- 
Attaches  mit  belgischen  Offizieren,  die  in  Wahrheit  das  gerade 
Gegenteil  der  deutschen  Beschuldigung  ergeben. 

Nicht  allein  die  Haltung  Belgiens  in  der  ganzen  Vergangenheit, 
auch  seine  Haltung  unmittelbar  vor  und  bei  Ausbruch  des  Krieges 
—  ja  sogar  sein  Verhalten  während  des  Krieges,  seine  Ablehnung 
der  Teilnahme  an  dem  londoner  Friedens -Abkommen  vom 
September  1914  —  alles  beweist,  dass  der  König  und  die  Regierung 
von  Belgien  nie  die  wahnsinnige  Absicht  gehabt  haben,  sich  an 
einem  Kriege  gegen  Deutschland  zu  beteiligen  und  damit  ihre 
völkerrechtlich  garantierte  Neutralität  von  dem  ungewissen 
Schicksal  der  Waffen  abhängig  zu  machen  1. 

Die  deutsche  Regierung,  welche  die  belgischen  Gesandten- 
berichte veröffentlicht  hat,  schlägt  sich  selbst  ins  Gesicht,  wenn 
sie  nach  dieser  Veröffentlichung  die  Legende  von  der  Parteinahme 
Belgiens  für  die  Ententemächte  noch,  aufrecht  erhält.  Manche 
Berichte  der  belgischen  Gesandten  ergeben  in  der  Tat  —  es  wäre 
ungerecht,  dies  zu  leugnen  — ,  dass  diese  Diplomaten  die  Politik 
der  Ententemächte  zwar  nicht  für  kriegs  süchtig,  aber  viel- 
fach für  kriegs  gefährlich  hielten.  Wenn  sich  auch  nirgends 
in  diesen  Berichten  der  Vorwurf  findet,  dass  die  Regierungen  der 
Ententemächte  auf  einen  Krieg  lossteuerten,  so  wird  doch  an 
manchen  Stellen  auf  die  Gefahren  hingewiesen,  die  das  enge 
diplomatische  —  und  teilweise  auch  militärische  —  Zusammen- 
halten Frankreichs,  Russlands  und  Englands  für  den  europäischen 
Frieden  heraufbeschwören  könnte.  Die  belgischen  Diplomaten, 
denen,  wie  jedem  Belgier,  nichts  an  den  Rivalitäten  der  Gross- 
mächte, aber  alles  an  der  Erhaltung  des  europäischen  Friedens 
liegen  musste,  sprechen  wiederholt  die  Befürchtung  aus,  dass  der 
enge  Zusammenschluss  der  Ententemächte  als  weitere  Aufrei- 
zung der  an  sich  schon  kriegslustigen  chauvinistischen  und  mili- 
taristischen Kreise  Alldeutschlands  wirken,  dass  er  deren  Einfluss 
auf  die  massgebenden  Stellen  verstärken  und  so  die  absichtliche 
Herbeiführung  des  Krieges  von  Deutschlands  Seite  hervorrufen 
oder  beschleunigen  könnte.   Der  Gedankengang  der  belgischen 

1  Siehe  Näheres  hierüber  iin  Buche  J'accuse,  S.  178  ff..  Das  Verbrechen,  Band  I, 
S.  413  ff.  Ferner  Waxweiler  La  Belgique  neutre  et  loyale  (Lausanne,  Payot  &  C1», 
I9I5)- 
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Diplomaten  lässt  sich  etwa  mit  den  Warnungstafeln  vergleichen, 
die  man  am  Eingang  mancher  Grundstücke  angeschlagen  rindet  : 
«  Achtung  !  Bissiger  Hund  !  »  Die  Eintretenden  werden  den  ge- 
fährlichen vierfüssigen  Torwächtern  gegenüber  zur  grössten  Vor- 
sicht ermahnt.  So  warnten  die  belgischen  Gesandten  die  Fran- 
zosen, Russen  und  Engländer,  die  bellende  Hundemeute  der 
preussischen  Kriegsschürer  nicht  unvorsichtiger  Weise  zu  reizen, 
damit  sie  nicht  unversehens  vom  Bellen  zum  Beissen  übergingen. 
Dies  der  wahre  Sinn  der  belgischen  Gesandtenberichte  —  wie 
ich  in  einer  späteren  Studie  noch  im  einzelnen  nachweisen  werde  *. 

Die  deutsche  Regierung  aber  sucht  —  durch  ihre  tendenziös 
zusammengestellten  und  noch  tendenziöser  interpretierten  Ge- 
sandtenberichte —  jenen  wahren  Sinn  ins  Gegenteil  zu  verkehren, 
sucht  aus  der  Warnung  an  den  Wanderer  den  Vorwurf  herzu- 
leiten, dass  dieser  der  gefährliche  Angreifer,  und  der  bissige  Hund 
nur  sein  unschuldiges  Opfer  sei,  —  auch  hier  manchen  Tierhal- 
tern ähnlich,  die  der  Schadenersatzklage  beschädigter  Passanten 
den  Einwand  entgegenzusetzen  pflegen,  nicht  der  Beissende, 
sondern  der  Gebissene  sei  an  dem  Unglück  schuld. 

Indessen,  nehmen  wir  einmal  an,  jene  Gesandtenberichte  er- 
gäben wirklich  das,  was  die  deutsche  Regierung  aus  ihnen  herzu- 
leiten sucht,  nämlich  die  Kriegsabsichten  der  Ententemächte, 
—  wird  nicht  gerade  dadurch  die  gleichzeitige  Beschuldigung 
gegen  das  kleine,  durch  jeden  Grossmachtkrieg  aufs  äusserste 
gefährdete  Belgien  ad  absurdum  geführt  —  die  Beschuldigung 
(die  man  durch  die  militärischen  Besprechungen  belgischer  und 
englischer  Offiziere  zu  rechtfertigen  sucht),  dass  das  neutrale 
Land  sich  zur  Unterstützung  jener  kriegerischen  Ententepolitik 
hergegeben  und  sogar  seine  militärische  Hilfe  dazu  versprochen 
habe  ?  Die  eine  Publikation  der  deutschen  Regierung  schlägt 
doch  die  andere  mausetot.  Hätten  die  Ententemächte  tatsächlich 
Kriegsabsichten  gehabt,  so  ist  es  undenkbar,  dass  Belgien  solchen 
Absichten  Vorschub  und  Unterstützung  geleistet  haben  soll.  Wie 
sollte  dieses  kleine  neutrale  Iyändchen,  dem  selbst  der  verbohrteste 
deutsche  Professor  wohl  keine  Kriegs-  und  Eroberungsabsichten 
andichten  könnte,  das  nur  Interesse  an  der  Friedenserhaltung 
hatte,  —  wie  sollte  Belgien  dazu  gekommen  sein,  eine  —  nach 
Ansicht  seiner  Gesandten  —  an  sich  schon  friedensgefährdende 
Politik  noch  durch  seine  Unterstützung  zu  fördern  ?  Entweder 
die  Ententemächte  haben  eine  Kriegspolitik  getrieben,  dann  hat 
Belgien  sie  nicht  unterstützt.  Oder  Belgien  hat  sie  unterstützt,  dann 
haben  sie  keine  Kriegspolitik  getrieben.  Beide  Hypothesen  neben- 
einander können  nicht  bestehen. 

Da  nun  aber  tatsächlich  —  wie  wir  an  anderer  Stelle  ausführ- 

1  Das  Verbrechen,  Band  IV  :  «  Belgische  Aktenstücke  ». 


BETHMANN,  DER  ANNEXIONIST  67 

lieh  erörtert  haben  x  —  Besprechungen  zwischen  belgischen  und 
englischen  Offizieren  zwecks  eventueller  militärischer  Zusammen- 
arbeit stattgefunden  haben,  so  ergibt  sich  daraus  die  doppelte 
Schlussfolgerung  —  die  ja  auch  durch  die  Dokumente  selbst 
bestätigt  wird  —  : 

1.  dass  die  Ententemächte  tatsächlich  keinen  Ueberfall 
auf  Deutschland,  sondern  nur  eine  Verteidigung  gegen 
Deutschlands  Ueberfall  vorbereiteten  ; 

2.  dass  auch  die  leitenden  Kreise  Belgiens  nur  an  Ver- 
teidigungs-,  nicht  an  Angriffsabsichten  der  Entente- 
mächte glaubten. 

Selbst  wenn  gar  keine  anderen  Beweise  für  Belgiens  Unschuld 
vorlägen,  die  deutschen  Publikationen  selbst  würden  diese  Un- 
schuld in  vollem  Masse  dartun.  Auch  hier  bestätigt  sich  die  alte 
Erfahrung  :  Wer  zu  viel  beweisen  will,  beweist  gar  nichts. 


Damit  fällt  auch  das  Schuld  moment  fort,  das  stets  von 
neuem  als  Rechtsgrund  für  die  beabsichtigte  Einschränkung  der 
politischen  und  wirtschaftlichen  Unabhängigkeit  Belgiens  ange- 
führtwird. Als  Grund  zum  Ueberfall  Belgiens  konnte  dessen  angeb- 
liche Schuld  überhaupt  niemals  gelten  :  denn  der  Ueberfall  war 
längst,  ehe  die  «  Schuld  »  entdeckt  wurde,  von  dem  deutschen 
Generalstab  beschlossen  und  wäre  auch  ausgeführt  worden,  wenn 
Belgien  (was  es  ja  tatsächlich  getan)  aufs  peinlichste  seine  Neu- 
tralität gewahrt  hätte.  Als  Grund  zur  Ganz-  oder  Halbannek- 
tierung Belgiens  aber  kann  die  «  Schuld  »  der  belgischen  Regierung 
nicht  herangezogen  werden,  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  sie 
nicht  existiert,  weil  sie  durch  nichts  bewiesen,  dagegen  durch  alle 
Handlungen  dieser  Regierung  und  nicht  zuletzt  auch  durch  die 
deutschen  Publikationen  selbst  widerlegt  ist. 

Es  bleibt  also  auch  hier,  bei  den  Eroberungsplänen  nach 
Westen  wie  bei  denen  nach  Osten,  —  wenn  man  von  dem  lächer- 
lichen Vorwand  der  «  Befreiung  des  Vlamenvolkes  »  absieht  — 
kein  anderer  «  Rechtsgrund  »  übrig  als  der  Satz  :  Macht  geht  vor 
Recht.  Das  heisst  :  L,eugnung  jedes  Rechtsgrundes.  Deutschland 
bedarf  der  Sicherung.  Diese  Sicherung  erfordert  die  Unter drük- 
kung  der  Selbständigkeit  Belgiens.  Das  ist  das  A  und  O  der 
deutschen  Regierungs Weisheit. 


1  Siehe  Das  Verbrechen,  Band  I,  S.  413  ff. 
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Sozialdemokratie  und  Annexionen. 

Die  Rede  des  Reichskanzlers  vom  5.  April  1916  stellt  in  un- 
zweideutiger Weise,  vor  der  ganzen  Welt,  klar,  was  die  Kenner 
der  preussisch-deutschen  Politik,  ihrer  geistigen  Strömungen  und 
ihrer  innerpolitischen  Machtverhältnisse  längst  gewusst  haben  : 
Es  gibt  für  die  massgebenden  Kreise  in  Preussen -Deutschland 
keine  andere  Sicherung  eines  zukünftigen  Friedens,  als  :  eine  über- 
wiegende, hegemonische,  Machtstellung  Deutschlands  auf  dem  euro- 
päischen Kontinent  und  gleichzeitig  eine  Weltmachtstellung,  die  auf 
der  europäischen  Hegemonie  beruht.  Die  Tendenz  dieses  Krieges, 
als  eines  deutsch-imperialistischen  Eroberungskrieges,  die  durch 
die  gesamte  alldeutsche,  chauvinistische  und  militärische  Lite- 
ratur der  letzten  anderthalb  Jahrzehnte  —  seit  Beginn  des  Flotteu- 
baues  —  bewiesen  und  in  den  kurzen  Worten  Bernhardis  «  Welt- 
macht oder  Niedergang  »  scharf  ausgeprägt  ist,  —  diese  Tendenz 
tritt  in  der  Kanzlerrede  vom  5.  April  1916  für  jeden  Sehenden 
unverhüllt  in  die  Erscheinung,  wird  aber  dem  blindgläubigen 
deutschen  Volke  noch  immer  unter  dem  euphemistischen  Titel  : 
«  Sicherung  gegen  zukünftige  Angriffe  »  vorgeführt.  Nie  haben 
wir  —  das  ist  der  langen  Kanzlerrede  kurzer  Sinn  —  nach  Welt- 
macht, nach  europäischer  Hegemonie,  nach  Unterdrückung 
fremder  Völker  getrachtet.  Friedliebend  wollten  wir  unserer 
friedlichen  Arbeit  nachgehen  ;  schnöde  und  hinterrücks  hat  man 
uns  überfallen,  will  uns  vernichten,  will  uns  wieder  «  ohnmächtig 
machen,  wie  in  vergangenen  Jahrhunderten  ».  Wir  haben  mit 
Erfolg  den  Angriff  zurückgeschlagen  und  sind  nun  —  ganz  gegen 
unsere  ursprüngliche  A  bsicht  —  gezwungen,  uns  durch  Landerobe- 
rungen und  « reale  Garantien  »  im  Osten  und  Westen  gegen 
zukünftige  Ueberfälle  zu  schützen. 

So  der  Kanzler.  Und  alle  bürgerlichen  Parteien  stiessen  be- 
geistert in  dasselbe  Hörn  und  auch  die  Sozialpatrioten  fanden 
—  damals  wenigstens  —  kein  Wort  des  Widerspruchs  gegen  das 
Bethmaunsche  Annexions-Programm  und  seine  Begründung.  Dass 
die  Heine,  David,  Scheidemann  und  Genossen  auf  der  abschüs- 
sigen Bahn,  auf  die  sie  sich  mit  der  Annahme  der  Lügenthese  von 
der  Vaterlands- Verteidigung  begeben  haben,  schliesslich  im  Lande 
der  Annexionen  und  Eroberungen  enden  müssten,  war  voraus- 
zusehen ;  das  habe  ich  ihnen  schon  im  Dezember  1915,  bei  Gele- 
genheit der  damaligen  Reichstags-Verhaudlungen,  mit  aller 
Bestimmtheit  vorausgesagt.  In  einem  damals  von  mir  publizierten 
Artikel «  Auf  der  abschüssigen  Bahn  »  heisst  es  : 

Man  will  und  muss  schliesslich  —  das  ist  der  fatale  logische  Portgang 
der  bisherigen  Entwicklung  —  auch  den  letzten  Schritt  ins  Lager  der  Re- 
gierung und  der  bürgerlichen  Parteien  tun,  den  Schritt  zu  Gebietserwei- 
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terungen,  wie  sie  —  nach  der  bekannten,  auch  diesmal  wieder  von  dem 
Reichskanzler  und  den  bürgerlichen  Parteien  wiederholten  Formel  —  0  für 
die  politische,  militärische  und  wirtschaftliche  Sicherung  Deutschlands 
erforderlich  sind  ».  Zu  diesem  letzten  Schritt  ins  Lager  der  Annexionisten 
muss  naturnotwendig  der  erste  Schritt  führen,  der  die  deutsche  Sozial- 
demokratie an  die  Seite  der  Verteidiger  des  « bedrohten  Vaterlandes  » 
gestellt  hat.  Diese  Entwicklung  ist  logisch  und  unvermeidlich.  Die  Behauptung, 
Deutschland  sei  in  niederträchtiger,  heimtückischer  Weise  von  seinen 
Nachbarn  überfallen  worden,  und  gleichzeitig  die  Ablehnung  der  Mass- 
nahmen, die  zu  einem  Schutze  gegen  fernere  Ueberfälle  notwendig  erscheinen, 

wäre  unlogisch  und  widerspruchsvoll 

So  wird  der  abschüssige  Weg,  den  sie  mit  dem  «  Verteidigungskrieg  » 
betreten,  im  Lande  der  Annexionen,  der  militärischen,  politischen  und 
wirtschaftlichen  Sicherungen  enden.  Der  « ehrenvolle  Frieden  »,  den  sie 
dem  Reichskanzler  anempfehlen  und  dem  sie  schon  pränumerando  ihre 
Zustimmung  erteilen,  wird  nichts  von  den  Forderungen  verwirklichen, 
die  der  internationale  Sozialismus  an  einen  dauernden  Frieden  stellt  :  er 
wird  keine  Völkerverständigung,  keine  obligatorischen  Schiedsgerichte, 
keine  Milizheere,  keine  Abrüstung,  keine  Volksentscheidung  über  Krieg 
und  Frieden,  keine  Abschaffung  der  Geheimdiplomatie  —  er  wird  nichts 
von  allem  bringen,  was  die  Völker  bedürfen,  ersehnen  und  fordern.  Er 
wird  eine  Machtvergrösserung  Deutschlands  und  seiner  Verbündeten, 
wird  neue  Konflikte,  neue  Reibungen  und  Rüstungen  bringen  —  schlimmere 
und  verderblichere  als  bisher  — ,  und  die  wesentliche  Mitschuld  an  dieser 
verhängnisvollen  Entwicklung  Europas  wird  der  Mehrheit  der  deutschen 
sozialdemokratischen  Partei  zur  Last  fallen,  die,  von  dem  Irrwahn  der 
Dandesverteidigung  geblendet,  ihre  sozialistische  Weltanschauung  ver- 
leugnet hat  und  Schritt  für  Schritt  —  halb  gezogen  und  halb  gesunken  — 
in  der  nationalen  Strömung  untergegangen  ist. 

Die  Erklärung  des  sozialdemokratischen  Parteivorstandes  vom 
23.  Juni  igi$  enthielt  folgende  schärfste  Ablehnung  jeder  Erobe- 
rungs-  und  Annexions-Politik  : 

Die  Reichstagsfraktion  und  der  Parteivorstand  der  deutschen  Sozial- 
demokratie haben  stets  einmütig  die  Eroberungs-  und  Annexionspolitik 
bekämpft.  Wir  erheben  erneut  den  schärfsten  Protest  gegen  alle  Bestre- 
bungen und  Kundgebungen  zugunsten  der  Annexion  fremder  Landesteile 
und  der  Vergewaltigung  anderer  Völker,  wie  sie  insbesondere  durch  die 
Forderungen  grosser  wirtschaftlicher  Verbände  und  die  Reden  führender 
bürgerlicher  Politiker  der  Oeffentlichkeit  bekannt  wurden.  Schon  die  Gel- 
tendmachung solcher  Bestrebungen  schiebt  den  vom  ganzen  Volke  heiss 
ersehnten  Frieden  immer  weiter  hinaus.  Das  Volk  will  keine  Annexionen, 
das  Volk  will  den  Frieden  ! 

Damit  vergleiche  man  nun  die  Reden  der  Ebert  und  Scheide- 
mann in  den  Reichstagssitzungen  vom  5.  und  6.  April  1916.  Der 
Genosse  Ebert  stellte  sich  ebenso  schwerhörig,  wie  sich  der  Genosse 
Landsberg  in  der  Reichstagssitzung  vom  9.  Dezember  1915  ge- 
stellt hatte  :  über  die  Eroberungen  im  Osten,  von  denen  der  Reichs- 
kanzler in  gänzlich  unzweideutiger  Weise  gesprochen  hatte,  ging 
er  mit  Stillschweigen  hinweg  und  auch  die  Entrechtungspläue 
gegen  Belgien  würde  er  vermutlich  nicht  eines  Wortes  gewürdigt 
haben,  wenn  er  nicht  durch  einen  Zwischenruf  des  Genossen  Lieb- 
knecht dazu  gezwungen  worden  wäre.  Wie  sich  Landsberg  im 
Dezember  über  die  Annexionspläne  Bethmanns,  die  damals  noch 
in  schüchterner  Form  angedeutet  waren,  mit  dem  Tröste  hinweg- 
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setzte,  der  Reichskanzler  habe  nur  von  «  Faustpfändern  »  gespro- 
chen, die  man  doch  später  zurückgebe,  —  so  beruhigte  sich  der 
Genosse  Ebert  diesmal  über  die  «  realen  Garantien  »  militärischer 
und  wirtschaftlicher  Art,  die  man  sich  in  Belgien  verschaffen 
müsse,  über  die  «  Befreiung  des  vlämischen  Volkes  »  u.  s.  w., 
mit  dem  süssen  Trost  : 

Was  der  Reichskanzler  über  Belgien  gesagt  hat,  fällt  selbstverständlich 
unter  die  von  ihm  abgegebene  Erklärung,  dass  wir  nicht  daran  denken, 
andere    Völker  zu  vergewaltigen. 

Noch  einen  Schritt  weiter  im  Umlernen  ging  Scheidemann,  der 
die  «  Befreiung  »  des  von  dem  Zarismus  geknechteten  Polens  als 
eine  Freude  für  die  ganze  Kulturmenschheit  bezeichnete,  der  den 
«  Schutz  der  Vlamen  in  ihrer  Sprache  und  Kultur  »  als  das  Gegen- 
teil einer  Vergewaltigung  Belgiens  hinstellte,  der  dem  neuen 
Europa,  das  der  Kanzler  an  Stelle  des  alten  errichten  will,  Jubel- 
lieder anstimmte  und  jeden  Gegner  von  Annexionen  und  Grenz - 
Verschiebungen  für  einen  «  politischen  Kindskopf  »  erklärte. 

Damit  waren  unsere  Sozialpatrioten  —  trotz  der  theoretischen 
Aufrechterhaltung  ihres  Anti- Annexionsstandpunktes  —  praktisch 
nun  glücklich  an  dem  logischen  Ende  ihrer  neuen  politischen  Lauf- 
bahn angelangt.  Die  berühmte  Politik  des  4.  August  1914  hatte  sie 
durch  den  Burgfrieden  hindurch  zum  Nationalismus  auf  der 
ganzen  Linie  und  schliesslich  zum  Annexionismus  geführt l. 

Wo  aber  blieben  die  Grundsätze  gegen  Eroberungs-  und 
Annexionspolitik,  die  sie  noch  am  23.  Juni  1915  —  also  ein  Jahr 
nach  Kriegsausbruch;  von  der  Vorkriegszeit  spreche  ich  nicht 
einmal  —  mit  so  flammenden  Worten  verkündet  hatten  ?  !  Was 
damals  nur  «  Forderungen  grosser  wirtschaftlicher  Verbände  und 
Reden  führender  bürgerlicher  Politiker  »  waren,  war  inzwischen 
offizielles  Programm  der  deutschen  Regierung  geworden.  Diesem 
Programm  haben  sie  mit  ihren  Reden  und  ihrer  Abstimmung  vom 
5.  und  6.  April  1916  —  und  ebenso  mit  ihrer  Zustimmung  zu  den 
ferneren  Kriegskrediten  —  ihre  Sanktion  erteilt  und  damit  nicht 
allein  alle  Grundsätze  der  internationalen  Sozialdemokratie, 
sondern  auch  ihre  eigenen  programmatischen  Erklärungen  vom 
23.  Juni  1915  über  den  Haufen  geworfen.  Die  Reserven,  die  sie 
dabei  machten, gegen  «törichte  Eroberungspläne  politisch  unver- 
antwortlicher   Personen  »,    gegen    die    «  Vergewaltigung    anderer 

1  Kein  Wunder  nach  diesem  Vorspiel,  dass  die  Scheideinann  und  Genossea , 
trotz  der  nun  vollzogenen  «  Verkönigreichung  »  Polens  (November  1916),  trotz  der 
«Verdeutschung»  Vlamlands  (Februar  191 7)  noch  immer  nicht  den  Eroberungs- 
krieg sehen,  sondern  unentwegt  —  durch  immer  neue  Milüardenbewilligungen  — 
der  Regierung  auf  dem  Pfade  des  «  Verteidigungskrieges  »  Gefolgschaft  leisten. 
Reizend  ist,  wie  der  Vorwärts  (neuesten  Stils)  sich  mit  der  vorbereitenden  Annek- 
tierung Vlamlands  unter  dem  neckischen  Titel  «  Verbrüderung  mit  den  Vlamen  » 
abfindet,  wie  er  sich  über  die  deutschen  Gewaltniassnahmen  mit  dem  Tröste 
hinwegsetzt,  sie  seien«  natürlich  nur  vorläufige  ».  (Siehe  Vorwärts  vom  4.  März  1917-) 
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Völker  »  u.  s.  w.  waren  praktisch  wertlos  und  nur  zur  Dupierung 
ihrer  Wähler  und  Anhänger  bestimmt. 


Der  Parteiausschuss  der  sozialdemokratischen  Partei  hat  in 
seiner  Tagung  vom  21.  Juli  1916  folgenden  Beschluss  gefasst  : 

Die  Sozialdemokratie  hält  fest  an  der  prinzipiellen  Verwerfung  aller 
Annexionen  sowie  jeder  politischen  und  wirtschaftlichen  Vergewaltigung 
eines  Volkes  von  irgend  einer  Seite  ;  denn  diese  wurden  nur  weitere  Kriege 
in  der  Zukunft  zur  Folge  haben.  Die  Sozialdemokratie  erklärt,  dass  die 
Verteidigung  unseres  Landes,  die  Sicherung  seiner  politischen  Unversehrtheit 
und  wirtschaftlichen  Entwicklungsfreiheit  das  einzige  Kriegsziel  sein  müsse. 

Auch  dieser  Beschluss  konnte  an  sich,  als  Rückkehr  zu  den  alt- 
bewährten sozialistischen  Grundsätzen,  begrüsst  werden ;  es  kam  nur 
darauf  an,  wieweit  er  von  den  Mitgliedern  der  Reichstagsfraktion 
in  der  Praxis  befolgt  werden  würde.  Auch  ein  Jahr  vorher  schon 
hatte  der  Vorstand  der  sozialdemokratischen  Partei  Deutsch- 
lands —  wie  wir  oben  gesehen  —  «  einmütig  die  Eroberungs-  und 
Annexionspolitik  bekämpft.  »  Trotzdem  hatten  führende  Mit- 
glieder der  Majorität,  in  und  ausserhalb  des  Parlaments,  wie 
Scheidemann,  Ebert,  Heine,  Landsberg  und  so  weiter,  sich  der 
Annexionspolitik  des  Kanzlers  gegenüber  teils  verschämt-zustim- 
mend,  teils  schwerhörig  verhalten.  Andere  —  mutigere  —  wie 
Haenisch,  Lensch,  Peus,  Südekum,  hatten  sich  sogar  unumwunden 
für  die  Notwendigkeit  weitgehender  Annexionen  ausgesprochen. 
Man  musste  also  auch  die  neue  Prinzipienerklärung  der  Partei 
mit  einem  gewissen  Misstrauen  aufnehmen  und  die  praktische 
Anwendung  der  proklamierten  Grundsätze  abwarten. 

Interessant  ist,  wie  Herr  Georg  Bernhard,  der  frühere  Sozial- 
demokrat und  jetzige  politische  Leiter  der  Ullstein-Blätter,  den 
Genossen  von  der  rechten  Seite  sofort  das  Ausgangspförtchen 
zeigte,  durch  das  sie  aus  dem  Kerker  ihrer  Antiannexions-Erklä- 
rung  im  geeigneten  Moment  entschlüpfen  könnten.  Der  ex-Genosse 
Bernhard  steht  mit  dem  heutigen  Genossen  Scheidemann  «  nach 
wie  vor  auf  dem  Standpunkt,  dass  uns  dieser  Krieg  aufgezwungen 
worden  ist  ».  Er  stellt  daher  ganz  logisch  die  Forderung  auf,  dass 
wir  uns  <*  auf  alle  Fälle  gegen  jede  Wiederholung  von  Ueberfällen 
schützen  »  müssen.  Wie  weit  dieser  Schutz  zu  gehen  habe,  müssen 
wir  —  so  deduziert  Bernhard  weiter  —  vertrauensvoll  den  militä- 
rischen Sachverständigen  zur  Entscheidung  überlassen  : 

Wir  sind  überzeugt,  dass  auch  die  Sozialdemokratie  dahingehende 
Forderungen,  die  nach  bedächtiger  Erwägung  von  den  Führern  unseres 
Heeres  und  unserer  Marine  aufgestellt  werden,  nicht  als  Annexionen  be- 
zeichnen wird,  denen  man  sich  prinzipiell  widersetzen  kann Nichts  liegt 

uns  ferner  als  Länderraub 
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Die  Sozialpatrioten  müssen  dem  ex- Genossen  Bernhard  aus- 
serordentlich dankbar  sein,  dass  er  ihnen  die  Entschuldigungs- 
gründe für  ihre  spätere  Mehr-oder-weniger-Zustimmung  zu 
Annexionen  so  sorgfältig  vorkaut.  Länderraub  —  Gott  bewahre  ! 
Bas  widerspricht  unseren  Prinzipien.  Aber  «  Sicherung  unserer 
politischen  Unversehrtheit  und  wirtschaftlichen  Entwicklungs- 
freiheit »  —  das  haben  wir  ja  ausdrücklich  als  unser  Kriegsziel 
aufgestellt,  und,  wenn  zu  dieser  Sicherung  Landerwerb  oder 
ähnliche  Gewaltmassregeln  nach  dem  Urteil  kompetenter  Sach- 
verständiger erforderlich  sind,  so  fällt  das  durchaus  in  den  Rahmen 
unserer  programmatischen  Erklärung.  Ich  höre  und  sehe  bereits 
die  Genossen  Scheidemann,  Ebert  und  Landsberg  diesen  Eiertanz 
nach  der  Pfeife  des  Herrn  Bernhard  aufführen. 


Die     R e i c h s k o n f e r e n z     der 
sozialdemokratischen    Partei. 

Die  Reichskonferenz  der  deutschen  sozialdemokratischen 
Partei  hat  am  23.  September  1916  mit  251  gegen  5  Stimmen 
—  wobei  sich  die  gesamte  Minorität  der  Abstimmung  enthielt  — 
eine  Entschliessung  angenommen,  die  sich,  wie  alle  bisherigen 
Parteibeschlüsse,  auf  den  Boden  der  Landesverteidigung  stellt 
und  mit  dem  «  bedrohten  Vaterland  »  die  Unterstützung  dieses 
imperialistischen  Eroberungskrieges  rechtfertigt  : 

Noch  immer  ist  dieser  Krieg  für  Deutschland  ein  Verteidigungskrieg. 
Noch  immer  gilt  es,  die  schweren  Gefahren,  die  unserm  Lande  drohen  und 
die  Arbeiterschaft  nicht  zuletzt  treffen  würden,  abzuwehren.  Wir  danken 
unsern  Brüdern  im  Felde,  die  auf  allen  Fronten  dem  Anstürme  der  feind- 
lichen Uebermacht  todesmutig  standhalten.  Die  Sozialdemokratie  ist  nach 
wie  vor  entschlossen,  auszuharren  in  der  Verteidigung  unseres  Landes,  bis 
die  Gegner  zu  einem  Frieden  bereit  sind,  der  die  politische  Unabhängigkeit, 
die  territoriale  Unversehrtheit  und  die  wirtschaftliche  Fntwicklungsfreiheit 
Deutschlands  gewährleistet 

Den  für  die  Weigerung  eines  Zusammenkommens  mit  uns  (seitens  der 
französischen  Sozialisten)  angeführten  Grund,  die  deutsche  Sozialdemokratie 
mache  sich  dadurch,  dass  sie  zu  ihrem  Lande  steht,  zur  Mitschuldigen  an 
einem  angeblichen  «  Ueberfall  Deutschlands  auf  Russland  und  Frankreich  », 
weisen  wir  mit  aller  Fntschiedenheit  zurück,  denn  Deutschland  war  infolge 
der  allgemeinen  Mobilmachung  Russlands  vom  31.  Juli  1914  aufs  schwerste 
bedroht. 

Dass  diese  Sätze  von  a  bis  z  ein  Gewebe  von  Lügen  sind,  die 
ihren  Urhebern  vielleicht  zwei  Jahre  vorher  noch  nicht  als  solche 
bewusst  waren,  aber  heute  ohne  Zweifel  jedem  einzelnen  \Ton  ihnen 
zum  Bewusstsein  gelangt  sind,  brauche  ich  nicht  nochmals  aus- 
einanderzusetzen. Das  habe  ich  an  anderen  Stellen  meiner 
Bücher  genügend  dargetan.  Die  obige  Erklärung  zeichnet  sich 
vor  früheren  ähnlichen  nur  dadurch  aus  —  und  verdient  deswegen 
eine  besondere  Betrachtung  — ,  dass  die  angebliche  Bedrohung 
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Deutschlands,  Ende  Juli  1914,  die  man  früher  mit  dem  Einbruch 
der  Kosaken  in  Ostpreussen  nach  erfolgter  deutscher  Kriegserklä- 
rung, also  mit  einem  normalen,  durch  diese  Kriegserklärung 
herbeigeführten  Kriegsakt  motivierte,  —  dass  diese  Bedrohung 
heute  auf  die  «  allgemeine  Mobilmachung  Russlands  vom  31.  Juli 
1914  »  zurückgeführt  wird.  Die  Begründung  ist  also  diesmal 
logischer,  insofern  sie  sich  auf  einen  Akt  Russlands  vor  der  deut- 
schen Kriegserklärung  stützt  ;  sie  ist  aber  aus  tatsächlichen 
Gründen  umso  haltloser  geworden.  Was  es  mit  der  russischen 
Generalmobilisierung  vom  31.  Juli  für  eine  Bewandtnis  hat,  habe 
ich  an  anderen  Stellen  meines  ersten  und  zweiten  Buches  ausführ- 
lich auseinandergesetzt 1.  Hier  nur  ein  kurzes  Resume  zu  dem 
Zwecke,  das  entscheidende  Fundament  der  Entschliessung  der 
Reichskonferenz,  die  « Bedrohung  durch  die  russische  Mobili- 
sierung »,  von  neuem  zu  zerstören  : 

1.  Eine  Mobilisierung  ist  kein  Angriffs-  oder  Bedrohungs- 
akt, sondern  eine  militärische  Sicherungsmassregel. 

2.  Mobilisierungen  bei  drohenden  europäischen  Kon- 
flikten, insbesondere  bei  den  Balkankonflikten  der  letzten 
Jahre,  haben  in  verschiedenen  Präzedenzfällen  stattge- 
funden, ohne  dass  man  sie  als  casus  belli  aufgefasst  hätte 
und  ohne  dass  es  zum  Kriege  gekommen  wäre. 

3.  Die  russische  Generalmobilisierung  vom  31.  Juli 
vormittags  war  die  Antwort  auf  die  österreichische  General- 
mobilisierung, die  in  der  Nacht  vom  30.  zum  31.  Juli 
stattgefunden    hatte. 

4.  Die  russische  Generalmobilisierung  wäre  nicht  erfolgt, 
wenn  die  Londoner  Konferenz  oder  der  Verständigungs- 
vorschlag Greys  vom  29.  Juli  oder  wenn  der  Zarenvorschlag 
betreffend  den  Haager  Schiedshof  oder  die  Sazonowsche 
Einigungsformel  vom  30.  Juli  seitens  Deutschlands  und 
Oesterreichs  akzeptiert  worden  wären.  Statt  dessen  ist  die 
Greysche  Konferenz  abgelehnt,  der  Greysche  Verständi- 
gungsvorschlag (Blaubuch  Nr.  88)  ebenso  wie  der  Zaren- 
vorschlag unbeantwortet  geblieben,  ist  die  Sazonowsche 
Einigungsformel  als  «  für  Oesterreich  unannehmbar  »  von 
Herrn  von  Jagow  zurückgewiesen  worden.  (Orangebuch 
Nr.  63).  Die  Sazonowsche  Formel  vom  30.  Juli  enthielt 
das  ausdrückliche  Angebot  Russlands,  alle  weiteren  mili- 
tärischen Massregeln  einzustellen,  falls  Oesterreich  nur  aus 
seinem  Ultimatum  die  Punkte  entfernen  würde,  die  die 
Souveränitätsrechte  Serbiens  beeinträchtigten.  Erst  die  am 
30.  Juli  erfolgte  Ablehnung  dieses  russischen  Einigungs- 

1  Siehe  J'accitse,  S.  134  ff.,  161  ff.  ;  Das  Verbrechen,  Band  I,  S.  333  ff. 
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Vorschlages  führte  zu  der  russischen  General mobilisierung 
am  folgenden  Tage. 

5.  Diese  russische  Mobilisierung  war  auch  deswegen 
keine  Bedrohung  Deutschlands,  weil  die  russische  Regie- 
rung vom  ersten  bis  zum  letzten  Moment  der  Krisis  alle 
Verständigungsvorschläge  von  anderer  Seite  akzeptiert 
und  überdies  eine  Reihe  eigener  Verständigungsvorschläge 
—  sogar  noch  nach  erfolgter  Mobilisierung,  am  31.  Juli 
und  1.  August  —  gemacht  hat.  (Orangebuch  Nr.  67,  Blau- 
buch Nr.  133,  139.) 

Mit  diesen  Feststellungen,  die  nur  ein  Resume  meiner  ausführ- 
lichen Darlegungen  und  Begründungen  (in  J'accuse  und  im  ersten 
Bande  von  Das  Verbrechen)  geben,  bricht  das  windige  Gebäude 
des  Verteidigungskrieges,  das  man  in  obiger  Resolution  von  neuem 
aufzurichten  versucht,  von  neuem  zusammen. 


Genau  ebenso  haltlos,  wie  die  Sätze  über  den  Ursprung  des 
Krieges,  sind  die  von  der  Reichskonferenz  aufgestellten  Behaup- 
tungen über  die  Kriegsziele  der  Gegner  Deutschlands.  Entgegen 
allen  Erklärungen  der  leitenden  Staatsmänner  der  feindlichen 
Mächte  (auf  die  ich  später  noch  ausführlich  zurückkomme), 
wagt  es  die  Mehrheit  der  deutschen  Sozialdemokratie  noch  immer, 
diesen  Staatsmännern  « Zerschmetterungs-  und  Eroberungs- 
drohungen »  gegen  Deutschland  in  die  Schuhe  zu  schieben,  ihnen 
«  die  Verantwortung  für  die  V erlängerung  dieses  Krieges  »  zur  Last 
zu  legen. 

Es  ist  nicht  wahr,  dass  man  Deutschland  zerschmettern  oder 
vernichten  will. 

Es  ist  nicht  wahr,  dass  die  Feinde  Deutschlands  sich  einem 
Friedensschluss  widersetzen,  ehe  diese  ihre  angebliche  Absicht 
nicht  durchgeführt  sei. 

Das  ausgesprochene  Ziel  der  Kriegsgegner  Deutschlands  ist 
die  Unschädlichmachung  des  preussisch- deutschen  Militarismus, 
die  Schaffung  einer  überstaatlichen  Rechtsordnung,  die  die  Aus- 
wüchse und  Gefahren  dieses  Militarismus  für  die  übrige  Welt  be- 
seitigt und  die  Wiederkehr  einer  solchen  Weltkatastrophe,  auch 
im  Interesse  Deutschlands  selbst,  unmöglich  macht.  Wenn  die 
Machthaber  Deutschlands  sich  heute  x  bereit  erklärten,  die  okku- 
pierten Gebiete  in  Belgien,  Frankreich,  Serbien,  Montenegro, 
Russland  zu  räumen,  für  die  zerstörten  Ortschaften  und  Lände- 
reien angemessene  Entschädigung  zu  gewähren,   das  Schicksal 

1  Dieser  Abschnitt  über  die  «  Reichskonferenz  »  ist  Ende  September  1916 
geschrieben  worden,  was  bei  der  obigen  Erörterung  wohl  zu  beachten  ist. 
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gewisser  umstrittener  Grenzgebiete  von  der  freien  Selbstbestim- 
mung ihrer  Bewohner  abhängig  zu  machen,  vor  allem  aber  sich 
einer  überstaatlichen  Organisation  zu  unterwerfen,  die  die  Schlich- 
tung völkerrechtlicher  Streitigkeiten  auf  dem  Rechtswege  und 
damit  die  Herabsetzung  der  Rüstungen  aller  Einzelstaaten 
ermöglicht,  —  wenn  die  deutsche  Regierung  ihre  Bereitwilligkeit 
zu  einem  solchen  Frieden  erklärte,  so  würde  damit  zweifellos  der 
erste  und  wichtigste  Schritt  zur  möglichen  Einleitung  von  Frie- 
densverhandlungen getan  sein. 

Statt  dessen  besteht  Deutschland  noch  heute  —  trotz  der 
Kriegslage,  die  solche  Ambitionen  ohne  weiteres  ausschliessen 
sollte,  —  auf  Annexionen  im  Osten  und  Westen,  in  mehr  oder 
weniger  verschleierter  Form,  und  nur  über  den  Umfang  dieser 
Annexionen  ist  noch  Streit  in  deutschen  Landen.  Nirgends  in 
Deutschland  ist  von  massgebender  Stelle  bisher  —  weder  von 
Herrschern  noch  von  Regierungen  noch  von  Parteiführern  noch 
von  der  tonangebenden  Presse  —  der  Gedanke  an  eine  überstaat- 
liche Organisation  Europas  auch  nur  ernsthaft  erörtert  worden  1, — 
ein  Gedanke,  der  alle  mündlichen  und  schriftlichen  Aeusserungen 
der  gegnerischen  Staatsmänner  als  ihr  leitendes  Kriegsziel  durch- 
zieht. Für  die  Fortsetzung  des  Blutvergiessens  ist  daher  niemand 
anders  verantwortlich  als  Deutschland,  das  keinen  Rechts-, 
sondern  einen  Gewaltfrieden  erstrebt  und  auf  diese  Weise  jeden 
Versuch  einer  Annäherung  von  vornherein  unmöglich  macht. 
Wenn  die  deutsche  Sozialdemokratie  ernsthaft  —  wie  sie  behaup- 
tet —  allen  Forderungen  entgegen  wäre,  «  die  dem  Kriege  den 
Charakter  eines  deutschen  Eroberungskrieges  geben  wollen  »,  so 
müsste  sie  zunächst  einmal  gegen  die  deutsche  Regierung  Front 
machen,  ihr  alle  weiteren  Kriegskredite  rundweg  verweigern.  Da 
sie  das  nicht  tut,  so  macht  sie  sich  fortdauernd  —  trotz  aller 
gegenteiligen  Deklamationen  —  zur  Mitschuldigen  dieser  imperia- 
listischen Regierung,  zur  Gehilfin  und  Begünstigerin  dieses  Hohen- 
zollernschen  Raub-  und  Eroberungskrieges. 

Der  Beschluss  vom   19.  April  1  9  1  7  2. 

Der  Parteiausschuss  und  der  Parteivorstand  der  sozialdemo- 
kratischen Partei  Deutschlands  haben  in  gemeinsamer  Sitzung 
mit  den  Fraktionsvorständen  des  Reichstages  unddes  preussischen 
Abgeordnetenhauses  am  19.  April  19 17  einstimmig  einen  Beschluss 
gefasst,  der  «  mit  leidenschaftlicher  Anteilnahme  den  Sieg  der 
russischen  Revolution  »  begrüsst  und,  im  Einverständnis  mit  dem 

1  Die  <t  pazifistischen  »  Anwandlungen  des  Reichskanzlers  —  die  meteorgleich 
plötzlich  am  9.  November  1916  auftauchten,  um  gleich  darauf  wieder  zu  verschwin- 
den, —  behandle  ich  im  nächstfolgenden  Kapitel. 

3  Dieser  Zusatz  ist  im  Mai  191 7  geschrieben  worden. 
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russischen  Arbeiter-  und  Soldatenrat,  einen  Frieden  fordert  «  ohne 
Annexionen  und  Kriegsentschädigungen  auf  der  Grundlage  einer 
freien  nationalen  Entwicklung  aller  Völker  ».  Die  sozialdemokra- 
tische Partei  Deutschlands  betrachtet  es  als  die  «  wichtigste  Pflicht » 
der  Sozialisten  aller  Länder  : 

die  Machtträume  eines  ehrgeizigen  Chauvinismus  zu  bekämpfen,  die 
Regierungen  zum  klaren  Verzicht  auf  jede  Eroberungspolitik  zu  drängen  und 
so  rasch  wie  möglich  entscheidende  Friedensverhandlungen  auf  dieser 
Grundlage  herbeizuführen.  Kein  Volk  darf  durch  den  Friedensschluss  in 
eine  demütigende  und  unerträgliche  Lage  gedrängt  werden,  sondern  jedem 
muss  die  Möglichkeit  gegeben  sein,  durch  freiwilligen  Beitritt  zu  einer  über- 
staatlichen Organisation  und  Anerkennung  einer  obligatorischen  Schieds- 
gerichtsbarkeit den  dauernden  Bestand  des  künftigen  Weltfriedens  sichern 
zu  helfen. 

Dieser  Beschluss  —  es  wäre  ungerecht,  es  nicht  anzuerkennen 
—  spricht  die  Sprache  und  atmet  den  Geist,  der  in  früheren, 
besseren  Zeiten,  ehe  der  Krieg  die  Geister  verwirrt  und  alle  Werte 
umgewertet  hatte,  die  ganze  deutsche  Sozialdemokratie  beseelte  ; 
er  bekennt  sich  in  den  wesentlichen  Grundlinien  zu  denselben 
Anschauungen,  die  die  Minorität  der  Partei,  die  jetzige  «  Unab- 
hängige Sozialdemokratische  Partei  »  stets,  ohne  Wanken  und 
Schwanken,  vertreten  hat.  Das  wichtigste  an  diesem  Beschlüsse 
aber  ist,  dass  er  nicht  nur  Gedanken  auszusprechen  bestimmt 
war,  sondern  dass  ihm  —  als  Antwort  und  Anknüpfung  an  das 
von  dem  russischen  Arbeiter-  und  Soldatenrat  kundgegebene 
Kriegszielprogramm  —  eine  unmittelbare  praktische  Folge  gegeben 
werden,  dass  auf  das  Wort  die  Tat  folgen  sollte.  Der  sozialistische 
Friedenskongress  in  Stockholm  bezweckte  —  zum  Unterschied 
von  früheren  Sozialistenkongressen  —  nicht  bloss  theoretische 
Prinzipien  zu  proklamieren,  sondern  —  gestützt  auf  die  überra- 
gende Machtstellung  des  sozialistischen  Arbeiterrats  im  heutigen 
Russland  —  einen  Ausgangspunkt  für  praktische  Friedensverhand- 
lungen zwischen  den  feindlichen  Regierungen  oder,  falls  diese 
versagten,  direkt  zwischen  den  feindlichen  Völkern  zu  schaffen  l. 

Diese  aussergewöhnliche  Bedeutung  des  Beschlusses  der  deut- 
schen Sozialdemokraten  vom  19.  April  wurde  von  der  Regierung 
und  den  übrigen  Parteien  in  Deutschland  bald  erkannt.  Die  Folge 
war,  dass  ein  Sturm  entrüsteten  Widerspruchs  fast  durch  die 
ganze  bürgerliche  Presse  ging,  dass  die  Alldeutschen  und  ihre 
Gefolgschaft  vor  Wut  schäumten,  dass  die  Vorwürfe  des  Hoch- 
und  Landesverrats  nur  so  durch  die  Luft  schwirrten  und  die 
eine  Zeitlang  etwas  gedämpf ten  Annexionsgelüste  mit  verdoppelter 
Kraft  wieder  emporschössen. 

1  Inzwischen  ist  der  von  der  holländisch-skandinavischen  Kommission  ange- 
regte Friedenskongress  in  dem  Stadium  separater  Vorbesprechungen  zwischen  der 
Kommission  und  den  sozialistischen  Gruppen  der  verschiedenen  Länder  stecken 
geblieben.  Der  von  dem  russischen  Arbeiter-  und  Soldatenrat  projektierte  interna- 
tionale Sozialisten-Kongress  ist  bis  heute  (Juli  191 7)  noch  nicht  zustande  gekommen. 
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Bethmanns      Ablehnung       des 
sozialistischen  Friedensprogramms, 

Die  weitere  Folge  des  immer  heftiger  werdenden  Meinungs- 
streites war  die  Stellung  zweier  entgegengesetzter  Interpellationen 
im  Reichstag  —  der  einen  von  konservativer,  der  anderen  von 
sozialdemokratischer  Seite  — ,  die  beide  eine  klare  Stellungnahme 
des  Reichskanzlers  zu  dem  von  dem  russischen  Arbeiterrat  pro- 
klamierten,  von   der   deutschen   Sozialdemokratie   akzeptierten 
Friedensprogramm  :  Frieden  ohne  Annexionen  und  ohne  Ent- 
schädigungen —  forderten.  Herr  von  Bethmann,  wie  stets  besorgt, 
zwischen  Scylla  und  Charybdis  hindurchzusteuern,  sein  Schifilein 
weder  an  dem  sozialistischen  noch  an  dem  pangermanistischen 
Felsen  scheitern  zu  lassen,  —  Herr  von  Bethmann  beeilte  sich, 
zuerst  in  der  Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung,  dann  in  seiner 
Reichstagsrede  vom  15.  Mai,   jede  Solidarität  mit  den  sozialis- 
tischen Friedensidealen  schroff  abzulehnen,  ohne  aber   deswegen 
die  alldeutschen  Ideale  auf  seine  Fahne  zu  schreiben.  Er  lavierte 
wie  immer,   und  selbst    in    diesem   ausserordentlich  kritischen 
Moment  seiner  Laufbahn,  da  er  von  den  beiden  äussersten  Grup- 
pen an  die  Mauer  gestellt  und  zu  deutlichen  Erklärungen  aufge- 
fordert wurde,  selbst  diesmal  verstand  er  es  wieder,  nach  dem 
Rezept  des  alten  Nestroy  zu  handeln,  der  —  als  unverbesserlicher 
«  Neutralist  »  an  seinem  Wiener  Stammtische  bekannt  —  bei 
jedem  auftauchenden  Streitfall   die  stereotype   Antwort  bereit 
hatte  :  «  Ich  sag'  nit  so,  ich  sag'  nit  so  —  man  soll  nit  sagen,  der 
alte  Nestroy  hat  so  oder  so  gesagt.  » 

Der  Reichskanzler  lehnte  den  Verzichtfrieden  der  Sozialdemo- 
kraten ebenso  entschieden  ab  wie  den  Erobererfrieden  der  Kon- 
servativen. Gleichzeitig  aber  gab  er  deutlich  genug  zu  verstehen 
—  und  diese  seine  Absicht  wurde  durch  die  gemeinschaftliche 
Erklärung  der  Mehrheit  der  bürgerlichen  Parteien  noch  unter- 
strichen — ,  dass  er  nur  von  «  uferlosen  »  Eroberungsplänen,  also 
vom  H  y  p  e  r  annexionismus  nichts  wissen  wolle,  aber  nach  wie 
vor  sein  früher  proklamiertes  g£wäss*g£-annexionistisches  Pro- 
gramm aufrechterhalte.  Herr  von  Bethmann  berief  sich  aus- 
drücklich auf  seine  früheren  programmatischen  Erklärungen  in 
der  Annexionsfrage  : 

Was  ich  jeweilig  über  unsere  Kriegsziele  habe  sagen  können,  das  habe  ich 
hier  im  Reichstage  öffentlich  gesagt.  Allgemeine  Grundlinien  waren  es,  und 
konnten  auch  nicht  mehr  sein.  Aber  sie  waren  deutlich  genug,  um  Identi- 
fizierungen mit  anderen  Programmen,  die  lautgeworden  sind,  auszuschhessen. 
Ich  habe  diese   Grundlinien  unverändert  festgehalten. 

Er  lehnte  ausdrücklich  eine  Politik  der  «  einseitigen  Preisgabe 
dessen,  was  unsere  Söhne  und  Brüder  mit  ihrem  Blute  errungen 
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haben  »,  ab  und  bezeichnete  eine  solche  Politik  als  den  «  schnöde- 
sten Undank  gegen  unsere  Kämpfer  an  der  Aisne  und  vor  Arras  %. 
Ja,  er  verstieg  sich  sogar  zu  der  Beteuerung,  dass  solche  Entsa- 
gungspolitik «  unser  Volk  bis  zum  geringsten  Arbeiter  in  seinen 
Lebensbedingungen  dauernd  herabdrücken,  dass  sie  gleichbe- 
deutend sein  würde  mit  einer  Preisgabe  unseres  Vaterlandes.  » 

Am  Schlüsse  seiner  Rede  betonte  der  Kanzler  —  unter  stür- 
mischem Beifall  der  Versammlung  — ,  dass  er  sich  «bezüglich  seiner 
Kriegsziele  in  voller  Uebereinstimmung  mit  der  obersten  Heereslei- 
tung befinde.  » 

Kann  es  eine  schärfere  Absage  an  das  sozialdemokratische 
Friedensprogramm  geben,  als  diese  Rede  des  leitenden  deutschen 
Staatsmannes  ?  Und  diese  Rede  steht  nicht  für  sich  allein  da. 
Sie  stimmt  mit  allen  früheren  Kriegszielreden  des  Reichskanzlers 
überein,  nimmt  sogar  ausdrücklich  auf  diese  Bezug.  Was  ihr  aber 
eine  besonders  scharfe  und  neue  Note  gibt,  das  ist  die  feierliche 
Betonung  der  Uebereinstimmung  der  diplomatischen  Kriegsziele 
mit  den  strategischen.  Wir  kennen  zur  Genüge  aus  der  preussisch- 
deutschen  Geschichte ,  besonders  aus  der  Bismarckschen  Geschichts- 
periode, den  ewigen  Kampf  der  diplomatischen  mit  den  militä- 
rischen Rücksichten  am  preussischen  Königshof,  am  späteren 
deutschen  Kaiserhof.  Ich  habe  an  anderer  Stelle  manche  interes- 
sante Phasen  dieses  chronischen  Kampfes  in  die  Erinnerung  ge- 
rufen. Das  neueste  und  verhängnisvollste  Beispiel  der  Unterwer- 
fung der  Diplomatie  unter  die  Strategie  bietet  der  Kriegsausbruch 
im  Sommer  1914,  bieten  die  überstürzten  Ultimata,  vor  allem  die 
überstürzte  Kriegserklärung  an  Russland,  die  auf  Verlangen  der 
ungeduldigen  Militärs  sofort  an  die  Stelle  der  im  Ultimatum 
angedrohten  deutschen  Gegenmobilisierung  gesetzt  wurde.  Wie 
der  Kriegs  a  u  s  b  r  u  c  h,  so  ist  auch  die  Krieg  führung  zu 
Wasser  und  zu  Lande  —  von  dem  Einmarsch  in  Belgien  an  bis 
zur  Verkündung  des  unbeschränkten  Unterseebootkrieges,  bis 
zur  vorbedachten  Verwüstung  breiter  französischer  Landstriche, 
Städte  und  Dörfer  «  aus  strategischen  Rücksichten  »  —  ein  be- 
ständiger Sieg  der  Strategie,  eine  beständige  Niederlage  der 
Diplomatie    gewesen. 

Dasselbe  Schauspiel  soll  sich  nun  —  nach  der  neuesten  Erklä- 
rung des  Herrn  von  Bethmann  —  beim  Friedensschlüsse  wieder- 
holen. Die  Militärs  werden  die  Grenzsteine  zu  bestimmen  haben, 
die  das  deutsche  Vaterland  vor  zukünftigen  Angriffen  verruchter 
Feinde  schützen  sollen.  Die  Militärs  werden  vor  beten,  was  zur 
zukünftigen  Sicherheit  Deutschlands  erforderlich  ist,  und  Herr 
von  Bethmann  wird  ein  Nachbet-mann  werden,  wird  Ja  und 
Amen  zu  allem  sagen,  was  Hindenburg  und  seine  Leute  ihm 
vorsprechen  werden.  Wenn  er  nicht  inzwischen  —  was  keineswegs 
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ausgeschlossen  ist  —  den  militärischen  Vorbetern  und  Textdik- 
tierern  direkt  Platz  gemacht  haben  wird  K 

Die  Unparteilichkeit  in  der  Stellungnahme  des  Reichskanzlers 
zu  den  Kriegszielen  der  Annexionisten  und  der  Internationalisten 
ist  also  nur  eine  scheinbare  :  nur  den  Extremen  des  Annexionismus 
ist  er  abhold  ;  die  Mittellinie  der  Eroberungen  nach  Osten  und 
Westen  hin,  die  er  —  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Block  der 
bürgerlichen  Parteien  —  früher  gezeichnet  hat,  —  diese  Mittel- 
linie hält  er  unverändert  fest,  er  bleibt  nach  wie  vor  «  Bethmann, 
der  Annexionist  ». 

Die   Blindheit    und    Taub- 
heit der  Sozialpatrioten. 

Wie  nun  verhielten  sich  die  deutschen  Sozialpatrioten  dieser 
deutlichen  Ablehnung  ihrer  Friedensinterpellation  gegenüber  ? 
Ungefähr  ebenso,  wie  gegenüber  den  früheren  annexionistischen 
Reden  des  Reichskanzlers.  Nachdem  der  Genosse  Scheidemann  in 
seiner  Einleitungsrede  mit  reichlich  scharfem  Geschütz  gegen 
jede  Idee  eines  Erobererfriedens,  von  welcher  Seite  sie  auch  kom- 
men möge,  vorgegangen  war,  und  sich  sogar  bis  zu  dem  Ausruf 
verstiegen  hatte  :  «  Wenn  England  und  Frankreich,  ebenso  wie 
Russland,  auf  Eroberungen  verzichten,  Deutschland  aber  einen 
solchen  Verzicht  nicht  aussprechen  sollte,  so  würde  das  Revolu- 
tion im  Lande  bedeuten  »,  —  nachdem  der  Führer  der  Sozial- 
pattioten,  offenbar  bewusst  und  absichtlich,  mit  solcher  Drohung 
einen  Druck  auf  die  nachfolgenden  Erklärungen  des  Reichskanz- 
lers auszuüben  versucht  hatte  —  aber  ohne  jeden  Erfolg  — ,  so 
hinkte  der  Abgeordnete  Dr.  David  hinter  der  ablehnenden  Rede 
des  Reichskanzlers  in  derselben  lahmen,  blinden,  schwerhörigen 
und  absichtlich  missverstehenden  Weise  hinterher,  wie  dies  die 
Genossen  Scheidemann,  Ebert,  Landsberg  u.  s.  w.  nach  frühe- 
ren Annexionsreden  des  Reichskanzlers  getan  hatten : 

*  Diese  Voraussage  ist  —  zwar  nicht  in  vollem  Umfange,  aber  bis  zu  einem 
bestimmten  Grade  —  schneller  zur  Wahrheit  geworden,  als  man  erwarten  konnte. 
Herr  von  Bethmann  hat  —  Mitte  Juli  1917  —  seinen  Platz  zwar  nicht  einem  Gene- 
ral, aber  einem  Kandidaten  der  Generale,  dem  bisherigen  Unterstaatssekretär  und 
Ernährungskommissar,  Dr.  Michaelis,  eingeräumt.  Diesem  Kanzlerwechsel  widme 
ich  später  noch  eine  kurze  Betrachtung.  An  dieser  Stelle  will  ich  nur  hervorheben, 
dass  der  neue  Kanzler  mit  seiner  Kriegszielformel  :  «  Wenn  wir  Frieden  machen, 
dann  müssen  wir  in  erster  Dinie  erreichen,  dass  die  Grenzen  des  deutschen  Reiches 
für  alle  Zeit  sichergestellt  werden  »  —  sich  genau  auf  den  Boden  seines  Vorgängers, 
auf  den  Standpunkt  der  strategischen  Machtsicherung  gestellt  hat.  Die  Anteze- 
dentien  der  Ernennung  des  neuen  Mannes  —  die  Mitwirkung  des  Kronprinzen,  der 
Generale  Hindenburg  und  Eudendorff  (ungerechnet  alle  geheimen  Einflüsse),  die 
Nichtbefragung  der  Präsidenten  und  Parteiführer  des  Reichstags  u.  s.  w.  —  alles 
das  muss  den  Eindruck  erwecken,  dass  der  neue  Kanzler  noch  mehr  als  der  alte  sich 
die  Friedensbedingungen  von  den  Militärs  vorschreiben  lassen  wird.  Hat  er  doch 
schon  in  seiner  Programmrede  bezeichnenderweise  hervorgehoben,  dass  «  die 
deutsche  Armee  mit  ihren  Führern  mit  seinen  Erklärungen  einverstanden  sei.  » 
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Der  Reichskanzler  hat  keine  programmatische  Erklärung  abgegeben, 
wie  er  sich  zur  Frage  eines  Friedens  oline  Annexionen  und  Kontributionen 
stellt.  Andererseits  anerkenne  ich,  dass  die  Erklärung  des  Reichskanzlers 
ausserordentlich  wertvolle  Momente  enthalten  hat.  Das  Wertvollste  sehe  ich 
in  der  Erklärung,  die  er  hinsichtlich  unserer  Friedenswünsche  mit  Russland 
gegeben  hat.  Keinesfalls  hat  der  Reichskanzler  ein  Annexions  Programm  auf- 
gestellt, wie  es  der  Abgeordnete  Dedebour  behauptete.  Das  ist  eine  Entstel- 
lung, die  der  Sache  des  Friedens  nichts  nutzt.  Er  hat  nichts  gesagt,  was 
unvereinbar  wäre  mit  unseren  Forderungen,  sondern  meinte  nur,  es  sei  jetzt 
nicht  der  Moment  für  ihn,  sich  jetzt  irgendwie  festzulegen. 

Sollte  man  es  glauben,  dass  ein  intelligenter  Mann  es  wagt,  in 
dieser  Weise  eine  eben  gehaltene  Regierungsrede  umzudeuten, 
ein  Annexionsprogramm  in  ein  Nicht-Annexionsprogramm  um- 
zufälschen,  eine  strikte  Absage  dahin  zu  verdrehen,  dass  sie 
durchaus  nicht  unvereinbar  mit  den  eigenen  Forderungen  sei. 
Solche  Leute  merken  den  Fusstritt  nicht,  den  man  ihnen  versetzt, 
ehe  sie  nicht  auch  noch  die  Treppe  hinuntergeflogen  sind,  ehe 
sie  nicht  Hals  und  Beine  und  Genick  gebrochen  haben.  Erst  dann 
kommt  es  ihnen  zum  Bewusstsein,  dass  man  mit  ihnen  nicht 
«  einer  Meinung  »  ist.  Taktische  Erwägungen  nennt  dieser  Genosse 
die  Gründe,  die  Herr  von  Bethmann  gegen  eine  Erklärung  zu 
Gunsten  eines  sozialistischen  Friedensprogramms  angeführt  habe. 
Taktische  Erwägungen  !  Nein,  Herr  Dr.  David,  der  Reichskanzler 
hat  seine  früheren  Annexionsprogramme  —  vor  allem  also  die 
am  9.  Dezember  19 15  und  5.  April  1916  kundgegebenen  —  einfach 
aufrechterhalten. 

Er  hat  einen  sozialistischen  Frieden  für  schnöden  Undank 
gegen  die  Kämpfer,  für  eine  Preisgabe  des  deutschen  Vaterlandes 
erklärt.  Er  hat  vor  allem  —  Sie  wissen  es  ebenso  gut,  wie  wir  — 
seine  Annexionspläne  nach  Westen  und  Osten  zum  grossen  Teil 
schon  in  die  Wirklichkeit  übersetzt.  Er  kann  also  gar  nicht  mehr 
zurück.  Er  hat  das  zu  annektierende  Vlamland  bereits  verwal- 
tungstechnisch abgesondert.  Er  hat  das  sogenannte  Königreich 
Polen  zur  Sicherung  der  deutschen  Ostgrenze  «  im  Anschluss  an 
das  deutsche  und  das  österreichische  Kaiserreich  »  gegründet.  Er 
hat  bereits  estnische  und  lettische  Deputationen  empfangen  — 
genau  wie  er  es  mit  den  Vlamen  gemacht  hat  —  und  hat  ihnen  die 
«  Befreiung  »  durch  Deutschland  zugesichert.  Nicht  aus  taktischen, 
sondern  aus  faktischen  Gründen  lehnt  er  das  Anti- Annexionspro- 
gramm der  Sozialdemokraten  ab,  weil  er  sein  Gegenprogramm 
zum  Teil  schon  ausgeführt  hat  und  den  Rest  noch  ausführen  wird, 
falls  die  militärischen  Ereignisse  es  ihm  gestatten  sollten. 

Den  Gipfel  der  Unverfrorenheit  in  der  Umfälschung  klar  vor- 
liegender Tatsachen  erreicht  ein  Fon^ä^s-Artikel  vom  17.  Mai 
1917,  der  nach  vielem  Drehen  und  Wenden  schliesslich  zu  dem 
Resultat  kommt,   dass  der   Reichskanzler  in  seiner  Rede  vom 
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15.  Mai  sich  im  Grunde  zu  dem  Scheidemann-Frieden  bekannt, 
wenn  er  auch  leider  noch  nicht  die  letzten  Konsequenzen  aus 
diesem  Bekenntnis  gezogen  habe  : 

Insofern  ist  der  Verlauf  der  Dienstagdebatte  ein  Symptom  für  die  fort- 
schreitende Klärung  der  öffentlichen  Meinung  im  Deutschen  Reich.  Herr 
von  Graefe  hatte  im  Grunde  ganz  recht,  wemi  er  meinte,  dass  diese  Entwick- 
lung letzten  Endes  doch  auf  den  ihm  so  verhassten  «  Scheidemann- Frieden  » 
hinauslaufe. 

Das  Bedauerliche  an  der  Sache  bleibt,  dass  diese  Entwicklung  im  gegen- 
wärtigen entscheidenden  Augenblick  nicht  schon  abgeschlossen  ist,  und  dass 
der  Reichskanzler  nichts  getan  hat,  um  sie  zu  beschleunigen. 

Dieses  equilibristische  Interpretationskunststück  erinnert  mich 
an  den  berühmten  etymologischen  Nachweis,  dass  der  deutsche 
Fuchs  aus  dem  griechischen  alopex  entstanden  sei :  alopex,  lopex, 
opex,  pex,  pux,  Fuchs.  Herr  Dr.  David,  der  Allerwelts-Interpre- 
tierer,  hatte  sich  sofort  daran  gemacht,  aus  dem  Fusstritt  des 
Kanzlers  eine  Art  verschämter  Liebkosung  zu  machen,  er  kam 
vom  alopex  etwa  bis  zum  opex.  Die  ferneren  Schritte  vom  opex 
bis  zum  Fuchs  machte  zwei  Tage  später  —  im  obigen  Artikel  — 
der  Vorwärts,  und  siehe  da :  nach  zweitägigem  Dunkel  herrschte 
von  neuem  wieder  hellste  Uebereinstimmung  zwischen  Beth-  und 
Scheidemann.  Trotz  der  Germanisierung  Vlamlands,  trotz  der 
Austro-Prussinzierung  Polens,  trotz  der  Befreiungs-Proklamie- 
rung  Kur-  und  Livlands  —  trotz  aller  dieser  sieht-  und  greifbaren 
Eroberer-Massnahmen,  blieb  für  unsere  blinden  und  tauben  Regie- 
rungssozialisten noch  immer  die  Gleichung  bestehen  :  Bethmann  = 
Scheidemann,  Scheidemann  =Bethmann.  Nach  dem  Muster  des 
bekannten  Refrains  aus  «  Mamsell  Nitouche  »  : 

Car  Floridore  est  Celestin, 
Et  Celestin  est  Floridore. 

Das  Beste  aber  kommt  noch.  Der  «  Internationalen  Korres- 
pondenz »,  die  bekanntlich  noch  um  einige  Grade  regierungs- 
sozialistischer als  der  Vorwärts  ist,  dieser  Korrespondenz,  die  sich 
kaum  noch  von  einem  aus  dem  Pressefonds  gefütterten  Reptil 
unterscheidet,  genügte  obige  —  immerhin  noch  etwas  verschämte 
—  Interpretation  des  Bethmann-Friedens  als  eines  Scheidemann- 
Friedens  noch  lange  nicht.  Es  niissfiel  ihr,  dass  ihr  journalistisches 
Bruderorgan  immer  noch  die  Möglichkeit  offen  Hess, 

dass  Herr  von  Bethmann  gewaltsame  Eroberungen  anstrebe.  Eine  solche 
Auslegung  der  Erklärmagen  des  deutschen  Reichskanzlers  wäre  die  denkbar 

bösartigste  Unterstellung  und  Entstellung  seiner  Worte.  Sie widerspricht 

aber  allem,  was  die  sozialdemokratische  Reichstagsfraktion  aus  des  Kanzlers 
Worten  herausgehört  hat.  Der  Vorwärts  befindet  sich  auf  der  schiefen  Bahn, 
die ins  Lager  der  Minderheit  herunterführt. 

Also  wohlverstanden  :  nur  wer  unverblümt  und  mit  klaren 
Worten  den  Reichskanzler  als  einen  entschlossenen  Anti-Annexio- 
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nisten,  als  einen  unbedingten  Anhänger  der  sozialistischen  Frie- 
densformel «  Keine  Annexionen,  keine  Entschädigungen  »  hin- 
stellt, —  nur  ein  ganz  Verblödeter,  ganz  Verblendeter,  dem 
bereits  alle  Sinneswahrnehmungen,  Sehen,  Riechen,  Hören, 
Schmecken,  Fühlen  unheilbar  eingetrocknet  sind,  —  der  die  Sonne 
am  hellen  Tage,  der  in  sternenklarer  Nacht  die  Gestirne  nicht 
sieht,  —  nur  der  ist  ein  wahrer  Sozialist,  nur  der  ist  vor  der 
grossen  Exkommunikation  aus  der  alleinseligmachenden  Kirche 
der  Scheidemann,  Ebert,  David  und  Konsorten  sicher.  — 

Und  doch,  meine  verehrten  —  wahrlich  mehr  beklagens-  als 
verdammens werten  —  Genossen,  alle  eure  verzweifelten  Eier- 
und  Schleiertänze,  alles  Verstopfen  eurer  Ohren,  alles  Verbinden 
eurer  Augen  wird  euch  nichts  nützen.  Ihr  werdet  doch  schliesslich 
einmal  hören  und  sehen  und  Farbe  bekennen  müssen.  Je  länger 
ihr  das  Bekenntnis  hinausschiebt,  umso  schmerzvoller,  umso 
belastender  wird  es  für  euch  sein.  Die  Tatsachen  reden  zu  deutlich 
und  werden  noch  deutlicher  in  Zukunft  reden.  Nicht  lange  mehr 
wird  es  dauern  und  die  deutschen  Regierungssozialisten  werden 
von  neuem  und  endgültig  vor  die  Schicksalsfrage  gestellt  werden, 
ob  sie  weiter  Regierungssozialisten  bleiben  oder  endlich  zwischen 
sich  und  einer  imperialistischen  Regierung  einen  deutlichen  Tren- 
nungsstrich ziehen  wollen. 

Was  sie  in  der  Vergangenheit  am  deutschen  Volke,  an  allen 
Völkern  gesündigt  haben,  würde  auch  durch  eine  heutige  Unr- 
und Abkehr  von  den  Bahnen  der  kaiserlichen  Eroberungspolitik 
nicht  wieder  gutzumachen  sein.  Noch  in  seiner  Rede  vom  15.  Mai 
1917  (die  der  Kanzlerrede  vorausging)  hält  Scheidemann  seinen 
Standpunkt  zur  Schuldfrage  aufrecht.  Noch  jetzt  wagt  er,  die 
Behauptung,  der  deutsche  Kaiser  sei  für  den  Ausbruch  des  Welt- 
krieges verantwortlich,  als  eine  Lügenerfindung  des  Auslandes 
hinzustellen,  die  Kriegsschuld  auf  die  Ententemächte  abzuwälzen, 
den  Krieg  für  einen  «  Verteidigungskrieg  »  zu  erklären,  zur  Abwehr 
eines  «  feindlichen  Anschlages  auf  deutsches  Hab  und  Gut  ».  Noch 
jetzt  wagt  er,  von  dem  «  Erobererhandwerk  Englands  und  Frank- 
reichs »  zu  sprechen,  während  Deutschland,  das  unschuldige 
Deutschland,  durch  die  Alldeutschen  nur  in  den  Verdacht  kom- 
men könnte,  ein  «  Räubervolk  »  zu  sein. 

In  der  Schuldfrage  sind  die  deutschen  Sozialpatrioten  nach 
dreijährigem  Lügen  so  festgelegt,  dass  sie  sich  aus  dem  verhängnis- 
vollen Bann  nicht  mehr  befreien  können.  In  der  Kriegszielfrage 
scheint  es,  als  ob  sie  sich  befreien,  sich  wieder  auf  eigene  Füsse 
stellen  wollten.  Die  erste  Vorbedingung  zu  dieser  Neugeburt  wäre 
aber,  dass  sie  den  unüberbrückbaren  Zwiespalt  zwischen  ihren  und 
den  Bethmannschen  Kriegszielen  nicht  nur  e  r  kennen  —  das 
haben  sie  längst  getan  — ,  sondern  auch  b  e  kennen, wovor  sie  sich 
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bis  heute  noch  gescheut  haben.  An  die  Stelle  ihrer  bisherigen 
gewollten  Kurzsichtigkeit  müsste  die  Weitsicht,  an  die  Stelle  ihrer 
gewollten  Schwerhörigkeit  die  Hellhörigkeit  treten.  Vor  allem 
aber  müsste  ihre  bisherige  Unentschlossenheit  durch  den  festen 
Entschluss  ersetzt  werden,  einer  Regierung,  die  den  sozialistischen 
Frieden  verneint,  die  den  Erobererfrieden  (gleichviel  in  welcher 
beschränkten  Form)  bejaht,  ihre  fernere  Unterstützung  zu  ver- 
sagen, ihr  alle  ferneren  Kriegskredite  zu  verweigern  x.  Das  wäre 
der  beste  Freibrief,  mit  dem  die  deutschen  Sozialdemokraten  zu 
einem  Zukunftskongress  der  Internationale  reisen  könnten,  das 
wäre  der  Schlüssel,  der  ihnen  zwar  nicht  die  Herzen  und  Gewissen 
der  internationalen  Genossen  öffnen  würde  —  dazu  lastet  die 
Vergangenheit  zu  schwer  auf  ihnen  — ,  der  ihnen  aber  wenigstens 
das  Tor  zu  einer  besseren  Zukunft  erschliessen  könnte,  zu  gemein- 
samer Arbeit  der  werktätigen  Klassen  aller  Länder  an  dem  Aufbau 
eines  dauernden  Völkerfriedens. 

Deutschland    als    «Freiheicsbringerin». 

Die  Führer  der  früheren  Mehrheit  der  sozialdemokratischen 
Fraktion  —  die  jetzt,  nach  der  Gründung  der  «  Unabhängigen 
Sozialdemokratischen  Partei  »,  die  ausschliesslichen  Herren  im 
alten  Hause  geworden  sind,  —  bemühen  sich  allesamt,  ihr  Ver- 
halten der  deutschen  Kriegspolitik  gegenüber  nach  Möglichkeit 
zu  rechtfertigen,  um  aus  dem  jetzigen  Schiffbruch  für  spätere 
Zeiten  wenigstens  einige  Planken  ihrer  ehemals  so  stolzen  Platt- 
form ans  Ufer  zu  retten.  Sie  haben  für  diese  löblichen  Reinigungs- 
bestrebungen eine  Art  Arbeitsteilung  unter  sich  vorgenommen. 
Während  Dr.  David  —  wie  wir  früher  gesehen  2  —  die  Frage  des 
Kriegs  Ursprunges  zu  seiner  Spezialität  erkoren  hat,  pflegen 
die  Genossen  Ebert  und  Scheidemann  die  Frage  der  Kriegs  ziele 
zum  bevorzugten  Gegenstand  ihrer  Erörterungen  zu  machen. 
Die  grosse  Wärme,  mit  der  beide  —  in  der  Frühjahrssitzung  des 
Reichstags  (1916)  —  für  die  «  Befreiung  »  der  Vlamen,  Polen, 
Balten  und  Letten  eingetreten  sind,  scheint  indessen  bis  zum 
Herbst  1916,  mit  der  fortschreitenden  Verlängerung  des  Krieges, 
einer  zunehmenden  Abkühlung  Platz  gemacht  zu  haben.  Wenig- 
stens ist  inzwischen  dem  «  Gehege  der  Zähne  »  Scheidemanns  das 

1  Zu  diesem  Entschluss  hat  sich  die  alte  sozialdemokratische  Partei  bis  heute 
(Juli  1917)  uoch  nicht  durchgerungen.  Trotz  der  gewundenen,  alle  Möglichkeiten 
offenlassenden  Erklärungen  des  neuen  Kanzlers  bezüglich  seiner  Kriegsziele,  trotz 
des  Fortbestehens  der  auf  Annexion  hinzielenden  Gewaltakte  nach  Osten  und 
Westen,  trotz  der  Zurückweisung  jedes  Gedankens  an  parlamentarische  Regierung 
seitens  aller  massgebenden  Stellen  in  Deutschland,  hat  die  sozialdemokratische 
Partei  dennoch  die  neuesten  fünfzehn  Milliarden  Kriegskredite  —  im  Ganzen  bis 
jetzt  94  Milliarden  —  bewilligt  und  damit  die  praktische  Wertlosigkeit  aller  ihrer 
Anti-Annexionserklärungen    bestätigt. 

2  Siehe  Das  Verbrechen,  Band  I,  S.  454  ff. 
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berühmt  gewordene  Wort  entfahren  :  «  Was  deutsch  ist,  soll 
deutsch,  was  französisch  französisch,  was  belgisch  belgisch 
bleiben.  »  Gewiss,  sehr  schön  und  ganz  sozialistisch  gedacht  ! 
Indessen  —  «  das  ist  das  Los  des  Schönen  auf  der  Erde  »,  auch 
dieses  Wort  wird  untergehen  «  unter  dem  Hufschlag  der  Pferde  »; 
es  wird,  wie  so  viele  andere  schöne  Prinzipien  unserer  Regierungs- 
sozialisten, von  dem  Donner  der  Kanonen  übertönt,  von  den  Ros- 
sen der  Regimenter  überritten  werden.  Belgien  soll  belgisch 
bleiben,  aber  die  germanischen  Vlamen  sollen  doch  —  denke 
ich  —  nach  dem  früheren  Verlangen  Scheidemanns  von  dem  wallo- 
nischen Joch  befreit  werden  ?  !  Den  Anfang  dieser  Befreiung  hat 
ja  Scheidemanns  Organ,  der  Vorwärts,  als  «  Verbrüderung  mit 
den  Vlamen  »  freudig  begrüsst  —  als  einen  Akt,  der  diesem 
Volksstamm  eine  « kulturelle  Autonomie  sichern  »,  ihm  «  dauernden 
Nutzen  bringen  »  wird.  Wie  denkt  sich  der  sozialistische  «  Oerin- 
dur  »  die  «  Lösung  dieses  Zwiespaltes  der  Natur  »,  wonach  die 
Vlamen  zwar  Belgier  bleiben,  aber  gleichzeitig  von  Deutschland 
mit  allen  möglichen  Freiheiten  und  Kulturfortschritten  beglückt 
werden  sollen  —  mit  Freiheiten,  die  notabene  alle  massgebenden 
Vlamen — zum  Unterschiede  von  den  nach  Berlin  bestellten  Mario- 
netten —  ebenso  höflich  als  entschieden  aus  deutschen  Händen 
ablehnen  ?  Wie  denkt  sich  der  sozialistische  Rechenmeister  diese 
Quadratur  des  Zirkels  ?  Vermutlich  ist  er  sich  selbst  über  diese 
schwierige  Frage  noch  nicht  ganz  klar  geworden.  Ich  empfehle 
als  Vorbild  für  die  Lösung  die  «  Badische  Republik  mit  dem  seligen 
Grossherzog  an  der  Spitze  » 

Die  Bbert  und  Scheidemann,  die  Deutschland  als  «  Freiheits- 
bringerin  »  für  unterdrückte  Völkerschaften  herbeirufen,  wissen 
so  gut  wie  wir,  dass  kein  Staat  in  der  Welt  weniger  geeignet  ist, 
anderen  Völkern  die  Freiheit  zu  bringen,  als  das  von  dem  reak- 
tionär-absolutistischen Preussen  geführte  Deutschland.  Sie  wissen, 
dass  das  deutsche  Volk  selbst  in  der  Entwicklung  demokratischer 
Freiheiten  weit  hinter  allen  anderen  Völkern  Europas  zurückge- 
blieben ist  ;  auch  Russland  ist  ihm  ja  nun  um  ein  halbes  Jahr- 
hundert vorausgeeilt  und  selbst  die  jung  aufstrebenden  Balkan- 
völker erfreuen  sich  grösserer  Rechte  und  Freiheiten,  grösseren 
Einflusses  auf  ihre  Geschicke  als  das  uralte  Kulturvolk  der 
Deutschen. 

In  keinem  europäischen  Staate  —  ebensowenig  in  den  beiden 
Amerika  oder  in  Japan  —  hat  eine  kleine  Schicht  von  Landbaronen, 
die  noch  völlig  in  vormärzlich-feudalen  Anschauungen  befangen 
sind,  einen  so  massgebenden  Einfluss  auf  die  Verwaltung  und  Re- 
gierung des  Landes  wie  in  Preussen  und  durch  Preussen  in 
Deutschland.  Die  politische  Uebermacht  Preussens  in  Deutsch- 
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land,  seine  Personal-Union  mit  dem  Deutschen  Reiche,  mittels 
deren  der  König  von  Preussen  deutscher  Kaiser,  der  preussische 
Ministerpräsident  deutscher  Reichskanzler  ist,  —  die  der  herr- 
schenden Kaste  Preussens  angeborene  und  anerzogene  rücksichts- 
lose Brutalität  in  der  Verfolgung  ihrer  eigenen  Interessen  auf 
Kosten  der  übrigen  Bevölkerungsklassen,  ihre  gegenseitige 
Schiebung  und  Stützung  durch  Bande  der  Berufsgemeinschaft, 
der  Familien,  der  Korpsbrüderschaft,  der  militärischen  Kamerad- 
schaft, —  ihre  intrigante  Gewandtheit  auf  dem  schlüpfrigen  Boden 
des  Hofparketts,  ihre  Geschicklichkeit  in  der  Anlage  von  kirnen 
und  Sappen  bis  zu  den  höchsten  Stellen  hinauf  —  und  schliesslich, 
als  Krönung  ihrer  Einfluss-Sphäre,  das  preussische  Dreiklassen- 
Parlament,  das  auf  junkerlich-aristokratischem  Boden  aufgebaute 
preussische  Herrenhaus,  ohne  deren  Zustimmung  kein  Gesetz 
geschaffen  werden,  ohne  deren  Wohlwollen  keine  Regierung 
Bestand  haben  kann,  —  alle  diese  Umstände  haben  es  zuwege 
gebracht,  dass  im  Verlaufe  dieses  letzten  halben  Jahrhunderts 
—  seit  Erschaffung  des  Deutschen  Reiches  —  nicht  etwa  Preussen 
germanisiert,  sondern  Deutschland  prussijiziert  worden  ist.  Wenn 
auch  manche  der  deutschen  Bundesstaaten  innerpolitisch  nach 
freieren  und  demokratischeren  Grundsätzen  regiert  werden  als 
Preussen  —  bekanntlich  wird  die  preussische  Innenreaktion  nur 
noch  durch  Mecklenburg  übertroffen  — ,  so  ist  doch,  soweit  die 
Reichs  angelegenheiten  in  Betracht  kommen,  bei  allen  Regie- 
rungen der  deutschen  Bundesstaaten  und  auch  in  den  Anschau- 
ungen der  Bundesfürsten  allmählich  der  preussische  Geist  allein- 
herrschend geworden.  Er  hat  wie  eine  epidemische  Krankheit 
ansteckend  gewirkt  :  die  sächsischen  Könige  und  Herzoge,  wie 
die  bayrischen  Witteisbacher,  haben  mit  der  preussischcn  Pickel- 
haube auch  das  darunter  liegende  Gehirn  übernommen.  Die  Reden 
des  Königs  Ludwig  von  Bayern,  der  wahrlich  seinem  äusseren 
und  inneren  Wesen  nach  nichts  besonders  Martialisches  an  sich 
hat,  stehen  an  Schneidigkeit  und  kriegerischem  Elan  den  Hohen- 
zollernreden  Wilhelms  II.  in  keiner  Weise  nach.  Sie  sind  aber,  da 
der  bayrische  König  sich  erst  durch  mühsame  Selbsterziehung  zu 
dem  preussischen  Niveau  emporschrauben  musste  und  weniger 
Uebung,  als  der  deutsche  Kaiser,  in  kriegerischen  Ansprachen 
besitzt,  bedeutend  kompromittierender  für .  den  Sprecher  und 
für  Deutschland,  als  die  Reden  des  deutschen  Kaisers  selbst.  Ich 
erinnere  nur  an  die  bekannte  Ansprache  des  Königs  Ludwig,  im 
Juni  1915,  am  Jubiläumstage  des  bayrischen  Kanalverems,  — 
jene  Ansprache,  in  der  der  König  —  als  erster  —  mit  der  offenen 
Proklamierung  von  Annexionen  heraustrat  und  gleichzeitig  die 
epochemachende  Enthüllung  vortrug,  dass  Frankreich  und  Russ- 
land uns  den  Krieg  erklärt  hätten. 
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Um  sich  von  neuem  als  gründlicher  Geschichtsforscher  in 
Erinnerung  zu  bringen,  hat  er  am  5.  Mai  1917  an  die  bayrischen 
Truppen  in  Strassburg  i/E.  folgende  Ansprache  gerichtet  : 

Unsere  Feinde  wollten  unser  Friedensangebot  nicht,  wir  kämpfen  weiter 
bis  zum  siegreichen  Ende.  Auch  jetzt  noch  sind  wir  zu  einem  ehrenvollen 
Frieden  bereit,  der  uns  die  Sicherheit  gibt,  dass  wir  nicht  wieder  von  der  ganzen 
Welt  überfallen  werden,  wie  dies  geschehen  ist.  Unsere  Feinde  wollen  nicht  nur 
die  Grenzen,  wie  sie  vor  dem  Kriege  bestanden,  nicht  wiederherstellen,  sie 
wollen  uns  diese  schöne  Stadt  und  dies  schöne  Land  entreissen  ;  aber  sie 
werden  zerschellen  am  Widerstand  unserer  sieggewohnten  und  tapfern 
Truppen.  (Wolff-Telegramm  vom  7.  Mai.) 

Kommentar  überflüssig  !  Dieser  Witteisbacher  ist  eben,  wie 
alle  anderen  Könige,  Fürsten  und  Herzoge  in  Deutschland,  nichts 
anderes  als  ein  verwässerter  Hohenzollern-Aufguss.  Nicht  Preus- 
sen  ist  in  Deutschland  aufgegangen,  wie  es  das  Ziel  der  alten 
deutschen  Demokratie  war,  wie  es  das  Heil  Deutschlands  und  der 
Welt  gewesen  wäre,  —  Deutschland  ist  in  Preussen  aufgegangen 
und  damit  ist  nicht  nur  die  deutsche  Demokratie,  damit  ist  auch 
die  Ruhe  der  Welt  zu  Grabe  getragen  worden. 

Und  dieses  so  regierte  und  geführte  Deutschland,  das  dem 
eigenen  Volke  die  Freiheiten  versagt,  die  andere  auf  weit  niedri- 
gerer Kulturstufe  stehende  Völker  längst  gemessen,  —  das  den 
fremden  Nationalitäten  in  seinem  Bereiche  nur  durch  eine  Unter- 
drückungs-  und  Gewaltpolitik  die  Segnungen  der  deutschen 
Kultur  aufzudrängen  versteht,  —  dieses  Deutschland  soll  die 
Polen,  Balten,  Litauer  und  Letten  von  der  russischen  Reaktion 
erlösen  (die  notabene  inzwischen  auch  ohne  deutsche  Hilfe  hin- 
weggefegt ist),  soll  die  Vlamen  vor  der  Verwelschung  retten,  soll 
links  und  rechts,  im  Osten  und  Westen,  als  «  Befreier  »  auftreten, 
während  es  doch  im  eigenen  Lande  bisher  nur  als  Kuechthalter 
fungiert  hat. 

Und  Sozialdemokraten  sind  es,  die  solche  Pläne  unterstützen, 
solchen  offenbaren  Täuschungen  Glauben  zu  schenken  vorgeben! 
«  Gegen  jede  Vergewaltigung  müssten  wir  uns  entschieden  wenden  », 
ruft  der  Genosse  Scheidemann  emphatisch  aus.  Also  keine  Gewalt- 
politik, beileibe  nicht  !  Auch  keine  Sicherungspolitik  durch 
Annexionen  !  Beides  würde  den  sozialdemokratischen  Grund- 
sätzen widersprechen.  Aber  Befreiungspolitik  —  ä  la  bonne 
heure  !  Ja,  Bauer,  das  ist  ganz  was  anderes  !  Da  machen  die 
Sozialpatrioten  mit.  Aus  dem  Füllhorn  der  kanzlerischen  An- 
nexionsmotive greifen  sie  das  Befreiungsmotiv  heraus,  um  sich 
auf  dieser  Planke,  auch  in  der  Frage  der  territorialen  Eroberungen, 
auf  das  Regierungs-Eiland  hinüber  zu  retten. 
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Ob  alle  die  Völker,  denen  Deutschland  die  Freiheit  verspricht, 
ob  auch  nur  eines  von  ihnen  durch  Deutschland  befreit  sein 
will,  —  danach  fragt  natürlich  niemand.  Wir  wissen,  dass  weder 
die  Polen  noch  die  Litauer  noch  die  Letten  noch  die  Vlamen 
sich  nach  der  deutschen  «  Freiheit  »  sehnen.  Es  würde  zu  weit 
führen,  die  massenhaft  vorhandenen  Belege  hierfür  an  dieser 
Stelle  aufzuzählen. 

Dass  die  Vlamen  insbesondere,  die  man  bereits  heute  — 
durch  die  Verwaltungstrennung  —  als  zukünftige  Angehörige  des 
Deutschen  Reiches  abgestempelt  hat,  je  auch  nur  den  entfern- 
testen Gedanken  an  eine  Loslösung  von  ihren  wallonischen  Volks- 
genossen gefasst  hätten,  kann  nur  ein  Unkundiger  oder  ein 
Lügner  behaupten.  Die  Schritte  der  sogenannten  vlämischen 
«  Aktivisten  »  bei  der  Berliner  Regierung  (Anfang  März  1917) 
sind  von  den  führenden  Männern  der  vlämischen  Belgier  aufs 
entschiedenste  desavouiert  worden.  Unmittelbar  nach  dem 
Empfang  der  Abordnung  des  «  Rates  für  Flandern  »  beim  deut- 
schen Reichskanzler  hat  ein  Belgier  in  der  Neuen  Zürcher  Zeitung 
(Nummer  vom  13.  März  1917)  die  Personen,  welche  jene  Depu- 
tation zusammensetzten,  als  « einige  unreife  ehrgeizige  Leute,  ohne 
Auftrag  und  ohne  Autorität  »  charakterisiert  und  hinzugefügt  : 

Alle  Führer  der  vlämischen  Partei,  alle  Persönlichkeiten,  die  in  Flandern, 
sei  es  durch  ihr  Talent  oder  durch  ihre  politische  oder  soziale  Stellung  irgend- 
welche Geltung  haben,  haben  sich  klar  und  offen  in  einer  feierlichen  Kund- 
gebung von  dieser  künstlichen,  von  Fremden  getragenen  Bewegung  losgesagt. 
Sie  haben  sich  klar  und  offen  gegen  jede  Einmischung  der  besetzenden  Macht 
in  die  belgischen  Angelegenheiten  ausgesprochen.  Alle  haben  ihre  Treue  zur 
Regierung  des  Königs  Albert  betont  und  einige  unter  ihnen,  wie  Professor 
Paul  Fredericq  von  der  Genter  Universität  und  der  Abgeordnete  Verhaegen, 
haben  das  offene  Bekenntnis  ihrer  Vaterlandsliebe  mit  einem  mehr  oder 
weniger  längeren  Aufenthalt  in  deutschen  Gefängnissen  bezahlt. 

Der  Verfasser  des  Aufsatzes  stellt  fest,  dass  alle  Forderungen 
der  Vlamen  schon  lange  vor  dem  Kriege,  eine  nach  der  anderen, 
bewilligt  waren  :  die  Verwaltungs-  und  Rechtssprache  war 
vlämisch,  der  Unterricht  in  den  Primär-  und  Sekundärschulen 
wurde  ebenfalls  in  vlämischer  Sprache  erteilt  ;  nur  die  Univer- 
sitätsfrage harrte  noch  der  Lösung.  Niemals  hätten  sich  die 
Vlamen  über  das  vor  dem  Kriege  geltende  Regime  beklagt  ; 
dies  um  so  weniger,  als  sie  ja  die  Mehrheit  im  Parlament  besassen. 
Der  Verfasser  weist  mit  Recht  darauf  hin,  dass  die  Pläne,  welche 
Deutschland  mit  der  Verwaltungstrennung  verfolgt,  nur  allzu 
durchsichtig    seien.    Die   Trennungsbewegung    würde 

heute  von  allen  belgischen  Patrioten  als  ein  Verbrechen  gegen  das  eine 
und  unteilbare  Vaterland  angesehen.  Die  Antwort,  die  mau  jenseits  der  Yser  - 
jenen  geben  wird,  die  sich  zu  Wortführern  dieser  Bewegung  machen,  kann 
nicht  zweifelhaft  sein  :  sie  wird  mit  den  Gewehren  gegeben  werden.  Glauben 
Sie  einem  Manne,  der  eben  erst  vor  einigen  Wochen  die  belgische  Front 
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besucht  hat,  und  der  dort  in  der  Lage  war,  festzustellen,  dass  in  den  gemein- 
samen Kämpfen  für  das  gemeinsame  Vaterland  die  alten  Streitigkeiten 
zwischen  Vlamen  und  Wallonen  vollständig  in  Vergessenheit  geraten  sind. 


Dass  die  russischen  Polen  keine  Veranlassung  hatten,  mit 
dem  russischen  Regiment  zufrieden  zu  sein,  ist  bekannt,  aber 
die  preussischen  Polen  waren  —  zum  mindesten  in  den  letzten 
Jahrzehnten  —  noch  unzufriedener  mit  dem  preussischen.  Auf 
welche  Seite  sich  heute,  nach  der  Befreiung  des  russischen  Volkes, 
nach  der  feierlich  zugesicherten  Autonomie  für  alle  zu  der  rus- 
sischen Republik  gehörigen  Nationalitäten,  nach  dem  Versprechen 
der  provisorischen  Regierung,  ein  neues  ungeteiltes  polnisches 
Reich  mit  republikanischer  Regierungsform  herzustellen,  — 
auf  welche  Seite  sich  heute  der  freie  Volkswille  der  Polen  stellen 
würde,  ob  auf  die  Seite  der  autokratischen  Kaisermächte  oder 
der  russischen  Demokratie,  das  ist  so  klar,  dass  jedes  weitere 
Wort  darüber  überflüssig  erscheint.  Aber  auch  früher  schon, 
als  der  Zarismus  noch  aufrechtstand,  würde  —  das  kann 
keinem  Zweifel  unterliegen  —  ein  polnisches  Plebiszit  niemals 
zu  Gunsten  des  Landes  ausgefallen  sein,  das  in  der  Verfol- 
gung und  Unterdrückung  der  Polen  alle  Rekorde  geschlagen  hat. 

Schon  die  preussische  Friedens  politik  gegen  die  pol- 
nischen «  Untertanen  »  —  die  bis  heute,  selbst  während  des 
Krieges,  keine  durchgreifende  Veränderung  erfahren  hat  1J  — 
hätte  den  russischen  Polen  jede  Sehnsucht  genommen,  zu  Preussen 
geschlagen  zu  werden.  Die  preussische  Eroberung  und  Besetzung 
Polens  hat  noch  ein  übriges  getan,  hat  die  Abneigung  gegen 
Preussen  bei  der  grossen  Mehrheit  der  Bevölkerung  zu  einem 
unversöhnlichen  Hass  gesteigert.  Die  Grundsätze,  nach  denen 
die  deutsche  Militärokkupation  das  Land  verwaltet,  sind  von 
einer  so  rücksichtslosen  Ungerechtigkeit  und  Härte,  dass  jede 
Sympathie  für  den  deutschen  «  Befreier  »,  wenn  sie  überhaupt 
je  vorhanden  gewesen  wäre,  mit  Stumpf  und  Stiel  ausgerottet 
werden  musste.  Die  russischen  Polen  werden  —  vor  wie  nach 
der  Proklamation  des  sogenannten  Königreichs  Polen  —  von 
der  preussischen  Militärverwaltung  nicht  besser  behandelt  als 
die  unglücklichen  Belgier  ;  nur  dass  die  Berichte  der  letzteren 
ins  feindliche  Ausland  und  so  in  die  Welt  dringen  können,  während 
die  Jammerzustände  der  ersteren  innerhalb  der  Grenzen  ihres 

1  Auf  die  endliche  Aufhebung  des  Enteignungsparagraphen  (Mai  191 7)  habe  ich 
schon  an  früherer  Stelle  hingewiesen.  Alle  übrigen  Auti- Polengesetze  bleiben 
unverändert  bestehen  ;  nicht  einmal  zur  Einführung  der  polnischen  Sprache  in  den 
Schulunterricht  der  polnisch  sprechenden  Landesteile  hat  sich  die  preussische 
Regierung  bisher  entschlossen  ;  nur  für  den  Religionsunterricht  hat  sie  gewisse 
stark  verklausulierte  Ausnahmen  zugelassen,  woraus  hervorgeht,  dass  die  preus- 
sische Bureaukratie  das  Verstehen  der  Religionslehre  für  wichtiger  hält,  als  das 
aller  übrigen  Lehrfächer. 
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verwüsteten  Landes  verborgen  bleiben  und  nur  gelegentlich 
durch  mündliche  Erzählungen  bekannt  werden. 

Mir  sind  solche  mündlichen  Berichte  von  unbedingt  zuver- 
lässigen, aus  Kaiisch  gebürtigen  Leuten  zugegangen  —  Berichte, 
die  die  in  den  Ententeländern  üblich  gewordene  Bezeichnung 
«  Hunnen  »  für  die  deutsche  Soldatesca  mehr  wie  rechtfertigen. 
Die  wehrlose,  von  den  russischen  Truppen  sofort  bei  Kriegs- 
ausbruch aufgegebene  und  verlassene  Stadt  wurde  in  den  ersten 
Kriegstagen  von  deutschen  Truppen  besetzt  und  auf  Befehl  des 
Oberkommandos  zum  grössten  Teil  eingeäschert  ;  viele  Bürger 
wurden  erschossen  und  eine  grössere  Anzahl  Notabilitäten  unter 
unsagbaren  Qualen,  Drohungen,  Misshandlungen  und  Strapazen 
als  Geiseln  abgeführt.  Diese  Geiseln,  die  man  gefangennahm, 
ohne  ihnen  auch  nur  das  Abschiednehmen  von  ihren  Familien 
zu  gestatten,  deren  Häuser  und  Fabriken  man  durch  absicht- 
liche, obrigkeitlich  angeordnete  Brandlegung  zerstörte,  die  mau 
schlimmer  als  die  schwersten  Verbrecher  behandelte,  —  sie 
wurden  nach  einigen  Wochen  in  Posen  entlassen,  ohne  Hilfs- 
mittel, wie  sie  gingen  und  standen.  Der  kommandierende  General, 
Herr  von  Bernhardi  —  der  berühmte  Bernhardi  —  erklärte 
ihnen  hierbei  wörtlich  :  «  Ihr  werdet  entlassen  (der  General 
redete  die  Herren,  die  seiner  Gesellschaftsklasse  angehören,  mit 
«  Ihr  »  an),  weil  sich  der  Verdacht,  es  sei  in  Kaiisch  auf  deutsche 
Truppen  geschossen  worden,  als  unbegründet  herausgestellt 
hat.  »  Dieser  Verdacht  hatte  die  Brandlegung  der  Stadt,  die 
Tötung  vieler  Einwohner,  das  Martyrium  der  Geiseln  zur  Folge 
gehabt.  Genau  wie  in  Belgien.  Der  Verdacht  stellt  sich  später 
als  unbegründet  heraus  —  was  tut's  ?  Kriegsrecht  !  Kriegs- 
notwendigkeit !  Um  so  schlimmer  für  die  Betroffenen !  Weshalb 
sind  sie   auch  Bürger  in  Feindesland  ?  ! 

Das  war  der  Auftakt  der  deutschen  Befreiungsmission  in 
Russisch-Polen  ! 

* 
*  * 

Dass  die  Bevölkerung  der  baltischen  Provinzen,  die  man 
ebenfalls  befreien  will,  weder  deutsch  ist  noch  deutsch  empfindet 
noch  deutsch  werden  will,  das  weiss  jedes  Kind.  Hier  liegt  die 
Lüge  von  der  Völkerbefreiung  fast  noch  klarer  zu  Tage  als  bei 
den  übrigen  Völkerschaften,  die  die  «  hochgefürsteten  »  deutschen 
Fürsten  «  mit  Freiheit  tränken  »  wollen.  Die  Einzigen,  die  in 
den  russischen  Ostseeprovinzen  ganz  oder  zum  Teil  germanisches 
Blut  in  ihren  Adern  haben,  sind  die  baltischen  Barone  und 
Grossgrundbesitzer.  Gerade  diese  aber  sind  unbedingt  antideutsch 
gesinnt,  sie  gravitieren  in  jeder  Beziehung  nach  Russland,  wo 
sie  von  alters  her  die  bedeutendsten  Stellungen  in   Regierung, 
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Verwaltung  und  Militär  eingenommen,  wo  sie  einen  grossen 
Einfluss  bei  Hofe  und  in  der  Gesellschaft  genossen  haben.  Die 
vielen  deutschen  Namen,  die  uns  in  der  hohen  Bureaukratie 
und  in  der  Generalität  Russlands  begegnen,  sind  fast  alle  bal- 
tischen Ursprungs.  Die  materiellen  und  sozialen  Interessen 
dieser  baltischen  Herrenkaste,  die  nicht  nur  durch  geographische 
Nähe,  sondern  auch  durch  Seelenverwandtschaft  in  einem  ge- 
wissen Zusammenhang  mit  unserem  ostelbischen  Junkertum 
steht,  —  die  Interessen  dieser  Kaste  sind  mit  dem  herrschenden 
Regime  in  Russland  ebenso  innig  verknüpft,  wie  die  Interessen 
unserer  preussischen  Junker  mit  dem  preussischen  Regime.  Der 
baltische  Grundadel  ist  in  seinen  politischen  und  sozialen  An- 
schauungen ebenso  junkerlich-feudal,  wie  sein  ostelbisch-preus- 
sisches  Pendant,  aber  er  denkt  nicht  daran  und  würde  sich  mit 
Händen  und  Füssen  dagegen  sträuben,  wenn  er  das  russische 
Regime,  in  dessen  Schosse  er  wohlgeborgen  ist  und  gute  Ge- 
schäfte macht,  mit  dem  preussischen  vertauschen  sollte1. 

Wenn  schon  diese  germanische  Oberschicht  nichts  von 
Deutschland  wissen  will,  so  kann  man  sich  denken,  wie  es  bei 
den  mittleren  und  unteren  Schichten  aussieht,  die  alles  andere 
eher  als  germanisch  sind.  Die  Revolution  von  1905  hat  bekanntlich 
besonders  stark  in  den  russischen  Ostseeprovinzen  gewütet. 
Haufenweise  sind  die  Besitzungen  baltischer  Barone  verwüstet, 
ihre  Schlösser  in  Brand  gesteckt  worden.  Das  war  eine  Art  Bauern- 
krieg gegen  die  feudale  Unterdrückung,  die  nach  dortigem  Her- 
kommen und  Gesetz  die  ländliche,  arbeitende  Bevölkerung 
immer  noch  in  einer  Art  tatsächlichen  Hörigkeitsverhältnisses 
zu  den  Grossgrundbesitzern  hält.  Es  war  gleichzeitig  aber  auch 
ein  Kampf  nationaler  Strömungen  gegen  eine  dem  Volkstum 
aufgepfropfte  und  übergeordnete  andersrassige  Herrenschicht. 
Nicht  einmal  die  Litauer  Russlands  fühlen  sich  eins  mit  den 
Litauern  Ostpreussens  :  jene  sind  katholisch,  diese  protestan- 
tisch. Um  wieviel  weniger  kann  man  von  den  Esthen,  Letten  oder 
Finnen  eine  Hinneigung  zu  Deutschland  oder  gar  eine  Befreiungs- 
sehnsucht erwarten  !  Und  nun  erst  jetzt  nach  der  grossen  Be- 
freiungstat der  russischen  Revolution  !  Nein,  das  ist  alles  reiner 
Mumpitz,  Erfindung  des  Eroberers  und  Landverschlingers,  der 
beteuernd  mit  der  Hand  auf  die  Brust  schlägt  und  ausruft  : 
«  Glaubt  nicht,  dass  Eroberungssucht  und  Ländergier  mich 
leiten,  ich  will  nur  das  Wohl  derer,  die  ich  meinem  Magen  einver- 
leibe ».  —  Auch  die  «  Genossen  »,  die  mithelfen,  dem  unersätt- 
lichen Moloch  die  Mahlzeit  zu  servieren,  wissen  genau,  um  was 

1  Diese  Stellungnahme  der  baltischen  Barone  hat  sich  naturgemäss  mit  dem 
Ausbruch  und  dem  weiteren  Verlauf  der  russischen  Revolution  von  1917,  insbesondere 
mit  der  wachsenden  Macht  der  Maxhnalisten,  geändert  :  aus  den  früheren  Gegnern 
sind  —  der  Mehrzahl  nach  —  Anhänger  einer  Angliedcrung  an  Deutschland  geworden. 
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es  sich  handelt.  Aber  sie  greifen  begierig  nach  der  Befreiungs- 
formel, weil  sie  darin  den  Anker  finden  im  Schiffbruch  all  ihrer 
Ueberzeugungen  und  Grundsätze. 


Wenn  die  Sozialdemokraten  der  alten  Partei  im  späteren 
Verlauf  der  Ereignisse  —  wie  wir  oben  gesehen  haben  —  sich 
scheinbar  gemausert  und  ihre  frühere  Zustimmung  zu  den  «  Be- 
freiungs  »-Aktionen  im  Westen  und  im  Osten  in  die  entgegenge- 
setzte Formel  «  Keine  Annexionen,  gleichviel  in  welcher  Form 
und  unter  welchem  Vorwand  »  umgewandelt  haben,  so  beseitigt 
diese  jetzige  Verleugnung  ihrer  früheren  Kriegsziel politik  nicht 
die  schwere  Verantwortung,  die  sie  mit  ihrem  bisherigen  Verhalten 
auf  sich  geladen  haben.  Sie  haben  eben  die  Annexionspolitik  so 
lange  praktisch  unterstützt,  als  sie  noch  an  einen  Erfolg  dieser 
Politik  glauben  konnten.  Ihre  heutige  Absage  ist  keine  prinzipielle, 
sondern  eine  opportunistische,  durch  den  Verlauf  des  Krieges 
bedingte.  Aber  selbst  heute,  da  sie  die  Friedensformel  der  rus- 
sischen Revolution  scheinbar  zu  der  ihrigen  gemacht  haben, 
wagen  sie  es  noch  nicht,  die  selbstverständliche  Konsequenz 
hieraus  zu  ziehen,  den  Burgfrieden  aufzusagen  und  die  ferneren 
Kriegskredite  zu  verweigern.  Erst  wenn  sie  diese  Konsequenz 
gezogen  haben  werden,  wird  der  Beweis  erbracht  sein,  dass  ihre 
Wandlung  gegenüber  ihrer  bisherigen  Kriegszielpolitik  eine  voll- 
ständige, ihre  Rückkehr  zu  sozialistischen  Grundsätzen  wenigstens 
auf  diesem  Gebiete  eine  ernsthafte  ist.  Ich  halte  es  nicht  für  aus- 
geschlossen, dass,  ehe  diese  Zeilen  im  Druck  erscheinen,  die  fort- 
wirkende Einsicht  in  die  Unmöglichkeit,  einen  deutschen  Frieden 
gegenüber  der  Weltkoalition  feindlicher  Mächte  durchzusetzen, 
auch  die  alte  sozialdemokratische  Partei  schliesslich  zur  Absage 
an  die  Regierung,  zur  Ablehnung  weiterer  Kriegskredite  veran- 
lassen wird.  Um  so  besser  für  die  Partei !  Um  so  besser  für  Deutsch- 
land !  Aber  die  Sünden  der  Vergangenheit  werden  damit  nicht 
ausgelöscht.  Der  späte  Verzicht  auf  die  «  Befreiung  »  der  Vlamen, 
Polen,  Litauer  und  Letten  —  in  dem  Augenblick,  da  diese  Be- 
freiung nicht  mehr  durchführbar  ist,  —  ist  kein  Verdienst  der 
deutschen  Sozialpatrioten,  sondern  nur  eine  Bestätigung  und  ein 
Selbstbekenntnis  ihres  früheren  Fehltrittes. 

In  dem  der  holländisch-skandinavischen  Kommission  in 
Stockholm  übergebenen  Expose  suchen  die  Führer  der  Partei 
den  Glauben  zu  erwecken,  als'wenn  sie  von  Anbeginn  des  Krieges 
an  auf  dem  Boden  des  Friedensprogramms  der  russischen  Revo- 
lution gestanden  hätten.  Diese  Behauptung  ist  —  wie  mein  ge- 
schichtliches Resume  ergibt  —  nur  insoweit  richtig,  als  die  Partei 
als  Ganzes  sich  prinzipiell  gegen  Annexionen  ausgesprochen  hat  ; 
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sie  verschweigt  aber,  dass  die  hervorragendsten  Führer  der  Partei 
—  und  noch  weit  mehr  die  dii  minorum  gentium  —  sich  in  ihren 
Einzel  äusserungen  zu  mehr  oder  weniger  annexionistischen 
Anschauungen  bekannt  haben.  Was  will  ein  Parteibeschluss,  der 
emphatisch  jede  Eroberung  verdammt,  besagen,  wenn  sich 
nachher  die  Genossen  Scheidemann,  Ebert,  Lensch,  Haenisch 
und  andere  hinstellen  und  Russland,  Polen,  Belgien  zwar  nicht 
«  erobern  »,  aber  von  ihren  bisherigen  Herrschern  «  befreien  » 
wollen  ?  Bern  Expose  über  die  Gesamt  haltung  der  Partei 
müsste  ein  Expose  über  die  Einzel  haltung  der  Parteiführer 
entgegengestellt  werden,  wenn  man  ein  lichtiges  Bild  von  der 
Kriegszielpolitik  der  Partei  während  der  ersten  Kriegsjahre 
gewinnen  will.  Dieses  Bild  würde  zeigen,  dass  die  prinzipiellen 
Parteibeschlüsse  nur  Trug  und  Schein,  nur  zur  Täuschung  der 
Wähler  und  Anhänger  bestimmt  waren,  dass  in  Wahrheit  die 
sozialpatriotische  Mehrheit  der  alten  Partei  so  lange  mit  der 
Regierung  auf  dem  annexionistischen  Wege  gewandelt  ist,  als  sie 
die  Erreichung  des  Zieles  für  möglich  hielt,  und  dass  sie  erst 
dann  die  —  bisher  noch  platonisch  gebliebene  —  Schwenkung 
vorgenommen  hat,  als  das  Ziel  sich  definitiv  als  unerreichbar 
herausstellte.  Die  heuchlerisch- verschleierte  Zustimmung  zu  den 
Bethmannschen  Annexionszielen,  solange  diese  erreichbar  schienen, 
die  jahrelange  Unterstützung  dieser  Eroberungspolitik  durch 
immer  neue  Kriegskredit-Bewilligungen  wird  ein  untilgbarer 
Schuldposten  auf  dem  Konto  der  alten  sozialdemokratischen 
Partei  bleiben.  Dieser  Schuldposten  bleibt  bestehen,  auch  wenn 
die  Partei  in  Zukunft  sich  entschliessen  sollte,  aus  ihrer  bisher 
nur  theoretischen  Ablehnung  von  Annexionen  alle  praktischen 
Konsequenzen  zu  ziehen.  Die  Mit- Verantwortlichkeit  der  Mehr- 
heitssozialisten für  die  Kriegszielpolitik  der  deutschen  Regierung 
festzunageln  —  vor  der  Geschichte,  vor  dem  deutschen  Volke 
und  vor  den  internationalen  Genossen  — ,  dazu  soll  die  vorher- 
gehende Zusammenstellung  der  entscheidenden  Tatsachen  dienen. 

Die  Kriegsziele  der  Gegner  Deutschlands. 

Die  Kriegsziele  der  Gegner  Deutschlands  hat  Herr  von  Beth- 
mann  am  5.  April  1916  in  folgenden  Sätzen  gekennzeichnet, 
deren  Inhalt  —  mit  gewissen  Nuancen  in  der  Ausdrucksweise  — 
in  allen  Reden  des  Reichskanzlers  wiederkehrt  : 

Für  Herrn  Asquith  ist  die  vollständige  und  endgültige  Zerstörung  der 
militärischen  Macht  Preussens  die  Vorbedmgung  aller  Friedensverhand- 
lungen  

Dieses  einige  und  freie  Deutschland  ist  es,  das  unsere  Feinde  vernichten 
wollen.  Ohnmächtig  soll  Deutschland  wieder  werden  wie  in  vergangenen  Jahr- 
hunderten, den  Machtgelüsten  der  Nachbarn  ausgesetzt,  der  Prügeljunge 
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Europas,  auch  noch  nach  dem  Kriege  in  der  Entfaltung  seiner  wirtschaft- 
lichen Fähigkeiten  ewig  in  Fesseln  geschlagen.  Das  verstehen  unsere  Feinde 
unter  der  Vernichtung  der  militärischen  Macht  Preussens 

Erst  sollen  wir  militärisch,  dann  wirtschaftlich  vernichtet  werden.  Ueber- 
all  eine  brutale  Zerstörungs-  und  Vernichtungswut  und  der  vermessene  Wille, 
ein  Volk  von  70  Millionen  zum  Krüppel  zu  schlagen 

Von  allen  kriegführenden  Mächten  ist  Deutschland  die  einzige,  der  von 
ihren  Feinden  aus  dem  Munde  der  Staatsmänner  die  Vernichtung  und  Zer- 
stückelung des  Reiches,  die  Zerstörung  des  Wesens  unserer  militärischen 
und  wirtschaftlichen  Macht  angedroht  wird.  Die  treibenden  Kräfte,  die  vor 
dem  Kriege  die  Koalition  gegen  uns  zusammengeführt  hatten,  Eroberungs- 
sucht, Revanchelust,  Eifersucht  gegen  den  Konkurrenten  auf  dem  Welt- 
markt, sie  sind  auch  während  des  Krieges  trotz  aller  Niederlagen  bei  den 
Regierungen  unserer  Feinde  mächtig  geblieben 

Wir  hatten  den  Krieg  nicht  gewollt,  wir  sind  es  nicht  gewesen,  die  einer 
anderen  Nation  Vernichtung  der  Existenz,  Zerstörung  des  nationalen  Wesens 
angedroht   haben 

Wie  verhält  es  sich  mit  diesen  Beschuldigungen  des  Reichs- 
kanzlers ?  Sind  dies  in  Wahrheit  die  Kriegsziele  der  Gegner 
Deutschlands  ?  Oder  welche  Ziele  verfolgen  sie  sonst  ? 

Ich  werde  den  Nachweis  führen,  dass  kein  verantwortlicher 
Staatsmann  der  Entente-Mächte  je  das  Kriegsziel  aufgestellt  oder 
auch  nur  angedeutet  hat,  Deutschlands  Macht  zu  zertrümmern, 
seine  Einheit  und  Freiheit  zu  unterdrücken,  Deutschland  ohn- 
mächtig zu  machen  «  wie  in  vergangenen  Jahrhunderten  »,  es 
militärisch  und  wirtschaftlich  zu  vernichten  oder  dergleichen  x. 

A  s  q  u  i  t  h. 

Interessant  ist  zunächst,  wie  der  Reichskanzler  in  der  Hitze 
des  Gefechts  sich  immer  mehr  echauffiert,  wie  er  die  Kriegsziele 
der  Gegner  mit  jedem  Satze  immer  weitgehender,  immer  schrecken- 
erregender ausmalt.  Er  fängt  damit  an,  Herrn  Asquith  die 
Absicht  der  Zerstörung  der  militärischen  Macht  Preussens  unter- 
zuschieben, und  endigt  damit,  dass  die  Staatsmänner  der  Entente- 
Mächte  das  Deutsche  Reich  vernichten  und  zerstückeln,  sozusagen 
dem  Erdboden  gleich  machen  wollen.  Wenn  er  noch  ein  halbes 
Stündchen  weiter  geredet  hätte,  so  kann  man  damit  rechnen, 
dass  er  den  Grey,  Asquith,  Poincare  und  Sazonow  die  gänzliche 
Ausrottung  der  70  Millionen  Deutschen  als  Kampfziel  unterge- 
schoben hätte. 

1  Die  nachfolgende  Uebersicht  über  die  von  den  Kriegsgegnern  Deutschlands 
in  den  Vordergrund  gestellten  Kriegsziele  (die  sich  naturgemäss  mit  einer  kleinen 
Auswahl  aus  dem  überreichlichen  Material  begnügen  muss)  ist  lange  vor  dem  Beginn 
der  eigentlichen  —  durch  das  deutsche  Angebot  vom  12.  Dezember  1916  eingelei- 
teten —  Friedenserörterungen,  auch  lange  vor  der  «  pazifistischen  »  Rede  des  Reichs- 
kanzlers vom  9.  November  1916  geschrieben  worden.  Diese  Rede  und  jene  Erörte- 
rungen behandle  ich  in  späteren  Kapiteln  dieses  Abschnittes,  bemerke  aber  schon 
hier,  dass  meine  obige  Darstellung  über  die  wesentlichen  Kriegsziele  der  Entente- 
Staatsmänner  durch  die  späteren  Ereignisse  in  keiner  Weise  desavouiert  wird.  Im 
Gegenteil,  die  früheren  Erklärungen  der  Asquith,  Grey,  Viviani,  Briand,  etc.  —  aus 
den  ersten  zwei  Kriegsjahren  —  geben  sozusagen  den  Leitfaden  zum  besseren  Ver- 
ständnis ihres  späteren  Verhaltens  gegenüber  dem  sogenannten  Friedensangebot 
Deutschlands. 
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Was  erstreben  die   Gegner  Deutschlands  in  Wirklichkeit  ? 

Halten  wir  uns  zunächst  an  die  Aeusserungen  des  Herrn 
Asquith,  den  Herr  von  Bethmann  ganz  speziell  als  «  schwarzen 
Mann  »  hinzustellen  sucht.  In  seiner  Dubliner  Rede  vom  25.  Sep- 
tember 1914  —  also  kaum  acht  Wochen  nach  Kriegsbeginn  — 
sagte  Asquith  über  die  Kriegsziele  der  Verbündeten  wörtlich 
folgendes  : 

Lassen  Sie  mich  noch  weitergehen  und,  die  Erörterung  der  Gründe  und 
Ursachen  des  Krieges  beiseite  lassend,  Ihre  Aufmerksamkeit  und  diejenige 
meiner  Landsleute  einen  Augenblick  auf  das  Endziel  lenken,  das  wir  in  diesem 
Kriege  uns  vor  Augen  halten  sollen.  Vor  vier  und  vierzig  Jahren,  zur  Zeit 
des  Krieges  von  1 870,  gebrauchte  Mr.  Gladstone  folgende  Worte  :  «  Der 
grösste  Triumph  unserer  Zeit  wird  die  Erhebung  der  Idee  des  öffentlichen 
Rechts  zu  dem  vorherrschenden  Prinzip  der  europäischen  Politik  sein  ».  Fast 
fünfzig  Jahre  sind  seitdem  verflossen.  Wie  es  scheint,  ist  nur  wenig  Fort- 
schritt in  der  Richtung  auf  dieses  gute  und  heilreiche  Ziel  gemacht  worden, 
aber  es  erscheint  mir  im  jetzigen  Augenblick  als  eine  so  gut  als  mögliche  De- 
finition unserer  euiopäischen  Politik. 

Was  bedeutet  die  Idee  des  internationalen  Rechts,  wenn  man  sie  in  konkrete 
Begriffe  überträgt  ?  Sie  bedeutet  zuerst  und  vor  allem,  die  Urbarmachung 
des  Bodens  durch  die  entschiedene  Verwerfung  des  Militarismus  als  des  das 
Verhältnis  der  Staaten  zu  einander  und  die  zukünftige  Gestaltung  der 
europäischen  Welt  bestimmenden  Prinzips.  Zweitens  bedeutet  sie,  dass  Platz 
gefunden  und  gewahrt  werden  muss  für  die  unabhängige  Existenz  und  die 
freie  Entwicklung  kleinerer  Nationalitüten  mit  ihren  eigenen  Formen  eines 

Gemeinbewusstseins Sie  bedeutet  endlich,  oder  sie  sollte  bedeuten,  dass 

langsam  und  allmählich  an  die  Stelle  der  Gewalt,  des  Zusammenprallens 
wetteifernden  Ehrgeizes,  der  Gruppierungen  und  Bündnisse,  und  eines  un- 
sicheren Gleichgewichtes,  eine  wirkliche  europäische,  auf  die  Anerkennung 
gleicher  Rechte  basierte,  und  durch  gemeinsamen  Willen  errichtete  und  erzwungene 
Genossenschaft  tritt.  Vor  einem  Jahre  würde  das  wie  eine  utopistische  Idee 
geklungen  haben.  Wahrscheinlich  dürfte  oder  wird  sie  weder  heute  noch 
morgen  verwirklicht  werden  ;  aber  wenn  und  wann  die  Entscheidung  dieses 
Krieges  zu  Gunsten  der  Alliierten  ausgefallen  ist,  wird  diese  Idee  sofort  in 
den  Gesichtskreis  europäischer  Politik  kommen,  und,  ehe  lange  Zeit  ver- 
streichen wird,  für  sie  zu  einer  greifbaren  Möglichkeit  werden. 

In  seiner  Cardifj-Rede  vom  2.  Oktober  1914  sagte  Asquith 
folgendes  : 

In  diesem  Falle,  so  weit  es  uns  angeht,  spielen  Ehrgeiz  und  Angriffslust 
keine  Rolle.  Was  wollen  wir  ?  Was  ist  unser  Zweck  ?  Was  haben  wir  zu  ge- 
winnen ? 

Wir  bilden  eine  grosse,  weltweite,  friedliebende  Genossenschaft.  Durch 
die  Weisheit  und  Tapferkeit  unserer  Vorfahren,  durch  grosse  Heldentaten 
und  Abenteuer  zu  Land  und  zu  Wasser,  durch  die  Einsicht  und  den  Scharf- 
blick, die  geprüfte  und  erwiesene  Erfahrung  vieler  Geschlechter  haben  wir 
eine  Herrschaft  aufgebaut,  die  auf  den  Saiden  der  Freiheit  und  des  Gesetzes 
ruht.  Wir  sind  weder  so  eitel  noch  so  töricht,  um  zu  glauben,  dass  im  Verlaufe 
einer  langen  Entwicklung  keine  Fehler,  oder  noch  Schlimmeres  als  Fehler, 
untergelaufen  sind,  und  dass  heute  unser  Reich  dem  schon  entspricht,  dem 
es  unserem  Ideal  nach  entsprechen  kömite,  sollte,  und,  wie  wir  glauben,  zu 
entsprechen  bestimmt  ist.  Aber  wie  wir  es  auch  ererbt  haben  und  wie  wir  es 
zu  gestalten  hoffen,  wir  sind  mit  ihm  zufrieden. 

Wir  beneiden  niemanden  um  sein  Gebiet.  Wir  haben  keinen  Wunsch, 
unsere  Herrschaft  fremden  Völkern  aufzuzwingen.  Das  britische  Reich 
genügt  uns 

Wenn  wir,  wie  ich  sagte,  keinen  Wunsch   haben,  die  Bürden  unseres 
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Reiches  —  weder  was  Umfang  noch  Verantwortlichkeit  anbelangt  —  zu 
vermehren,  so  ist  es  ebenso  wahr,  dass  wir  durch  unseren  Eintritt  in  den  Krieg 
weder  irgend  welchen  Neid  zu  befriedigen  noch  irgend  ein  erlittenes  Unrecht 
zu  rächen  wünschen.  In  Beziehung  besonders  auf  Deutschland  bestand 
unsere  Politik  —  wie  sie  im  Parlament  wiederholt  dargelegt  und  in  London 
und  Berlin  jahrelang  unentwegt  verfolgt  wurde  —  darin,  etwaige  Ursachen 
möglicher  Streitpunkte,  eine  nach  der  andern,  zu  beheben  und  auf  diese 
Weise  eine  feste  Grundlage  für  zukünftige  herzliche  Beziehungen  zu  errichten. 

Asquith  spricht  dann  von  den,  nur  durch  Deutschlands 
Schuld  gescheiterten,  Verständigungs- Verhandlungen  im  Jahre 
1912  1,  von  dem  Zusammengehen  mit  Deutschland  während  der 
Balkankrisis,  von  dem  Erfolg  der  damaligen  gemeinschaftlichen 
Friedens-Intervention,  die  auch  diesmal,  wenn  Deutschland  den 
Frieden  hätte  erhalten  wollen,  zum  Ziele  geführt  hätte,  und  stellt 
schliesslich  die  neudeutschen,  aus  dem  Feudalismus  und  Militaris- 
mus entsprungenen  Gewalt-  und  Macht-Theorien  in  Gegensatz 
zu  den  Rechts- Anschauungen  der  modernen  Demokratie,  die  die 
Grundsätze  des  Rechts  und  der  Gleichheit  auch  auf  das  Völker- 
leben übertragen  wollen  : 

Die  neue  Schule  der  deutschen  Philosophie  lehrt  seit  einer  Generation, 
dass  in  internationalen  Beziehungen  ethische  Gesichtspunkte  keinen  Platz 
finden.  Ihrer  Auffassung  nach  ist  Macht,  und  Macht  allein,  der  Masstab  und 
Prüfstein  des  Rechtes.  Wie  die  Ereignisse,  die  sich  vor  unseren  Augen  ab- 
spielen, beweisen,  ist  es  ihnen  nur  zu  gut  gelungen,  mit  ihren  Theorien,  ich 
will  nicht  sagen  das  deutsche  Volk  —  demi,  wie  Burke,  hegt  mir  der  Versuch 
fern,  eine  Anklage  gegen  eine  ganze  Nation  zu  erheben,  —  aber  doch  die- 
jenigen zu  durchdringen,  die  die  deutsche  Politik  leiten  und  zur  Ausführung 
bringen. 

Aber  es  ist  eines  der  Erzeugnisse  des  deutschen  Geistes,  fremden  oder 
eigenem  Gebrauche  bestimmt,  das  glücklicherweise  keinen  Absatz  im  Ausland 
und  am  wenigsten  innerhalb  der  Grenzen  unseres  Reiches  gefunden  hat.  Wir 
altvaterische  Leute,  die  wir  sind,  glauben  immer  noch  an  die  Unverbrüch- 
lichkeit der  Verträge,  huldigen  immer  noch  der  Ansicht,  dass  der  Schwache 
Rechte,  wie  der  Mächtige  Pflichten  hat,  dass  kleine  Nationen,  ebensogut  wie 
die  grossen,  Anspruch  auf  Leben  und  Unabhängigkeit  haben,  und  dass 
Freiheit  heute  ebenso  sehr  des  Kampfes  wert  ist  wie  ehedem.  Wir  blicken  dem 
Ende  des  Krieges  entgegen  als  einer  Zeit,  in  der  Europa  die  grossen,  einfachen 
und  ehrwürdigen  Wahrheiten  auf  immer  gegenüber  einem  neuen  Ausbruch 
des  blutigen,  eisernen  Zeitalters  anerkennen  und  in  Schutz  nehmen  wird. 
Kurz  ausgedrückt,  ist  dies  die  Ursache  unseres  einstimmigen  Zusammen- 
schlusses. 

Alle  diese  früheren  Aeusserungen  des  englischen  Minister- 
präsidenten sind  in  seiner  Antwort  auf  die  Reichstags-Rede  des 
deutschen  Reichskanzlers  vom  5.  April  1916  in  präzisester  Form 
zusammengefasst  worden.  Diese  Antwort  erfolgte  in  einem  Trink- 
spruch, den  Asquith  auf  den  Präsidenten  der  französischen  Repu- 
blik —  bei  dem  Festmahl  zu  Ehren  der  französischen  Parlaments- 
Abgeordneten  am  10.  April  1916  —  ausbrachte  ;  er  sagte  darin 
über  die  Kriegsziele  der  Entente-Mächte  folgendes  : 

1  Siehe  J'accuse,  S.  78  ff.,  und  Das  Verbrechen,  Band  II,  S.  215  ff. 
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Grossbritannien  und  auch  Frankreich  traten  nicht  in  den  Krieg  ein,  um 
Deutschland  zu  erdrosseln  oder  um  es  von  der  Karte  Europas  wegzuwischen, 
nicht  um  sein  nationales  Leben  zu  zerstören  oder  zu  verstümmeln,  und  sicher- 
lich nicht,  um  sich  in  die  freie  Ausübung  seiner  friedlichen  Bestrebungen 
hineinzumischen.  Wir  wurden  beide,  hier  und  in  Frankreich,  dazu  genötigt, 
die  Waffen  aufzunehmen,  um  zu  verhindern,  dass  Deutschland,  womit  in 
diesem   Falle   Preussen  gemeint  ist,    eine    militärische   Bedrohung   für  die 

Nachbarn  bilde  und  eine  Oberherrschaft  über  diese  erreichte Die  Absicht 

der  an  dem  Kriege  beteiligten  Verbündeten  ist,  diesen  Versuch  zunichte  zu 
machen  und  dadurch  den  Weg  für  ein  internationales  System  zu  ebnen, 
welches  den  Grundsatz  gleicher  Rechte  für  alle  zivilisierten  Staaten  sicher- 
stellen wird.  Wir  wollen  als  Ergebnis  des  Krieges  den  Grundsatz  festlegen, 
dass  internationale  Probleme  durch  freie  Unterhandlung  unter  gleichen 
Bedingungen  zwischen  freien  Völkern  behandelt  werden  müssen,  und  dass 
eine  solche  Uebereinkuuft  nicht  länger  durch  das  überwältigende  Gebot  einer 
Regierung,  die  von  einer  militärischen  Kaste  kontrolliert  wird,  aufgehalten  und 
beherrscht  wird.  Das  ist  es,  was  ich  unter  Vernichtung  der  militärischen 
Herrschaft  Preussens  verstehe,  nicht  mehr,  aber  auch  nicht  weniger. 

Auf  die  Annexions-Forderungen  Bethmanns  eingehend,  er- 
klärte Asquith,  dass  die  verbündeten  Mächte  die  Beschützer  der 
kleinen  unabhängigen  Staaten  und  vor  allem  entschlossen  seien, 
«  das  alte  Belgien  wieder  erstehen  zu  sehen.  Es  darf  nicht  dauernd 
unter  dem  leichtfertigen  und  verruchten  Angriff  auf  seine  Freiheit 
leiden,  und,  was  niedergetreten  wurde,  muss  wiederhergestellt  und 
aufgebaut  werden.  » 

Diese  Erklärungen  des  englischen  Ministerpräsidenten  sind 
durchaus  eindeutig  und  werden  durch  alle  seine  früheren  Aeusse- 
rungen  über  die  Kriegsziele  der  Ententemächte,  wie  auch  durch 
das  ganze  Verhalten  der  liberalen  englischen  Regierung  seit  1905, 
bekräftigt.  Die  englische  Presse  aller  politischen  Richtungen  hat 
ihre  Zustimmung  zu  den  Aeusserungen  des  leitenden  Staats- 
mannes zu  erkennen  gegeben.  Desgleichen  die  Presse  in  den  ande- 
ren Ländern  des  Vierverbandes.  Selbst  ein  so  nationalistisch- 
italienisches Blatt  wie  der  Corriere  della  Sera  bestätigt  —  bei 
Besprechung  der  Asquithschen  Rede  —  die  von  diesem  prokla- 
mierten Kriegsziele  des  Vierverbandes,  der  nicht  daran  denke, 

Deutschland  zu  vernichten  oder  ihm  das  Recht  auf  seine  Zukunft  zu 

rauben Der  Vierverband  kämpfe  für  das  Gleichheitsprinzip  der  zivilisierten 

Nationen  und  für  die  internationale  Verständigung.  Auch  der  deutsche 
Reichskanzler  habe  von  einem  neuen  Europa  gesprochen  und  von  einem 
sicheren,  dauerhaften  Frieden.  Deutschland  denke  dieses  Ziel  zu  verwirk- 
lichen, indem  es  verschiedene  Völker  seiner  Kontrolle  unterwerfe,  während  der 
Vierverband  jedem  Volke  sein  Selbstbestimmungsrecht  lasse.  Dem  Frieden 
Deutschlands  stehe  nach  wie  vor  der  europäische  Friede  gegenüber,  dessen 
Verwirklichung  der  Zivilisation  diene. 


Am  zweiten  Jahrestage  der  Kriegserklärung  Englands  an 
Deutschland  hielt  Asquith  vor  einer  Riesenversammlung  in  der 
Queens-Hall  zu  London  eine  grosse  politische  Rede,  in  der  er 
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wiederum  die  Kriegsziele  der  Verbündeten  genau  in  derselben 
Weise  wie  in  seinen  früheren  Reden  umschrieb  : 

Durch  den  Sieg  der  Verbündeten  wird  die  Herrschaft  des  öffentlichen  Rechts 
in  Europa  aus  dem  Gebiet  eines  Ideals  in  die  konkrete  Wirklichkeit  übergehen. 
Das  bedeutet  die  Unabhängigkeit  und  die  Gleichheit  der  grossen  und  der 
kleinen  Staaten.  Die  Anwendung  von  Gewalt  im  Falle  eines  Streites  wird 
verhindert  werden  durch  den  gemeinsamen  Willen  Europas.  Dies  wird  einen 
grossen  Zusammenschluss  der  Nationen  zur  Folge  haben,  die  dazu  bestimmt 
sind,  um  Millionen  von  Wesen  ein  schöneres  und  freieres  heben  zu  verschaffen, 
die  von  Generation  zu  Generation  das  Menschheitserbe  bereichern.  (Agence 
Havas,  London,  5.  August  1916.) 

Vandervelde. 

Ungefähr  zur  gleichen  Zeit,  bei  Gelegenheit  der  Erinnerungs- 
feier an  Jaures,  im  Trocadero  zu  Paris,  hielt  der  belgische  Minister 
Vandervelde  eine  epochemachende  Rede,  in  der  er  mit  Recht  die 
Haltung  der  sozialistischen  Parteien  der  kriegführenden  Länder 
nach  dem  Kriterium  beurteilte  :  Welches  Land  führt  einen  Ver- 
teidigungs-,  welches  einen  Angriffskrieg  ?  Pflicht  der  Verbün- 
deten —  und  insbesondere  der  sozialistischen  Parteien  in  ihren 
Ländern  —  sei  es,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  aus  ihrem  Verteidi- 
gungskriege kein  Eroberungskrieg,  weder  im  territorialen  noch  im 
wirtschaftlichen  Sinne,  werde.  Der  belgische  Minister  nahm  aus- 
drücklich Bezug  auf  die  Kriegsziele,  wie  sie  Asquith  von  Beginn 
des  Krieges  an  in  seinen  politischen  Reden  definiert  habe  : 

Er  (der  kommende  Frieden)  muss  für  Alle  und  im  ganzen  Umfang  das 
Recht  der  Völker,  über  sich  selbst  zu  verfügen,  verbürgen  und  darf  Europa 
nicht  in  zwei  Reihen  Feinde  getrennt  lassen,  indem  er  den  politischen  Krieg 
in  einen  wirtschaftlichen  verlängert.  Mit  einem  Wort  :  Dieser  Verteidigungs- 
krieg darf  sich  keinesfalls  durch  Annexionen  und  V  er  geltun  gsmassnahmen  in 
einen  Eroberungskrieg  umwandeln.  Es  wird  deshalb  genügen,  dass  die  Völker 
des  Vierverbandes  den  Grundsätzen  treu  bleiben,  wie  Asquith  sie  darlegte  : 
Gerechtigkeit  und  Wiederherstellung  für  Belgien,  Befreiung  für  Frankreich, 

kein    Irredentismus   mehr   in   Europa (Wölfisches   Telegraphenbureau, 

Bern,  31.  Juli  1916.) 

Emile  Vandervelde  und  Louis  de  Brouckere  haben  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Mitglieder  des  Internationalen  Sozialistischen  Bureaus 
und  des  Generalrats  der  belgischen  Arbeiterpartei  der  holländisch- 
skandinavischen Kommission  zu  Stockholm  am  30.  Juni  1917 
ein  Memorandum  überreicht,  das  nach  mancher  Richtung  hin 
ein  besonderes  Interesse  in  Anspruch  nimmt.  Die  Verantwortlich- 
keiten für  den  Ausbruch  des  Krieges,  die  Beurteilung  der  Stellung- 
nahme der  Sozialisten  ihren  Regierungen  gegenüber  —  nach  dem 
auch  von  mir  als  allein  massgebend  hingestellten  Gesichtspunkte 
des  Angriffs-  und  des  Verteidigungskrieges  — ,  das  Verschulden 
Deutschlands  gegenüber  Belgien,  die  Kriegsziele  der  Entente- 
mächte und  ihre  Kritik  vom  sozialistischen  Standpunkte  aus,  der 
Einfluss  der  russischen  Revolution  und  des  Beitritts  Amerikas 
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auf  diese  Kriegsziele,  —  alles  dies  ist  in  dem  genannten  Dokument 
so  lichtvoll,  kurz  und  schlagend  auseinandergesetzt,  dass  diesem 
Schriftstück  unter  allen  Anklageakten  gegen  die  Urheber  dieses 
Krieges  eine  hervorragende  Bedeutung  innewohnt. 

Ich  muss  mich  an  dieser  Stelle  begnügen,  einige  Sätze  wieder- 
zugeben, welche  die  Behauptung  des  leitenden  deutschen  Staats- 
mannes und  seiner  Anhänger,  die  Kriegsgegner  beabsichtigten 
eine  Zerschmetterung  und  Vernichtung  des  deutschen  Volkes,  wieder 
einmal  Lügen  strafen.  Es  heisst  in  dem  Vanderveldeschen  Expose  : 

Der  internationale  kapitalistische  Imperialismus  hat  die  ökonomischen 
und  politischen  Bedingungen  geschaffen,  welche  die  Katastrophe  möglich 
gemacht  haben,  aber  der  reaktionäre  militärische  Imperialismus  der  Zentral- 
mächte hat  sich  diese  Umstände  zunutze  gemacht  zum  Zwecke  der  Aufrich- 
tung ihrer  Hegemonie,  hat,  bewusst  und  absichtlich  ein  lang  gereiftes  Projekt 
ausführend,  diesen  Krieg  entfesselt  unter  den  elendesten  Vorwänden  und 
zu  den  erbärmlichsten  Zwecken.  Er  hat  seine  Pläne  ausführen  können  dank 
einer  Passivität  des  Volkes,  die  in  jedem  anderen  Lande  unmöglich  gewesen 
wäre,  sowohl  in  Frankreich  wie  in  England,  sogar  wie  in  dem  Russland  von 
19 14,  wo  bereits  die  Kräfte  der  Demokratie  sich  gegen  den  Zaren  zusammen- 
schlössen und  sich  gegen  ein  so  unerhörtes  Attentat  revoltiert  hätten 

Man  sage  uns  nicht,  die  Zerstörung  des  deutschen  Imperialismus  sei  Sache 
nur  der  Deutschen.  Das  konnte  gelten,  solange  dieser  Imperialismus  nur  bei 
sich  zu  Hause  wirkte.  Heute  ist  er  aus  seinen  Grenzen  herausgetreten  und 
unterdrückt  uns.  Wir  wollen  die  Macht  unseres  Tyrannen  brechen.  Das  ist 
ebenso  gut  unser  Recht,  wie  es  das  Recht  der  Russen  war,  die  Macht  ihres 
Tyrannen  zu  brechen.  Der  Umstand,  dass  der  unserige  in  Berlin  sitzt,  ist  kein 
genügender  Grund,  um  unsere  Ansicht  hierüber  zu  ändern Die  Unter- 
drückung des  deutschen  Imperialismus  ist  offenbar  ein  Interesse  und  eine 
Notwendigkeit  für  die  ganze  Welt 

Wir  legen  aber  Wert  darauf,  um  jedes  Missverständnis  zu  beseitigen,  hier  zu 
betonen,  dass  der  unseres  Erachtens  unvermeidliche  Kampf  ein  Kampf  gegen 
den  deutschen  Imperialismus,  nicht  ein  Kampf  gegen  das  deutsche  Volk  ist 

Wir  haben  kein  Gefühl  des  Hasses  gegen  die  deutsche  Nation,  wir  wollen 
keine  Revanche  an  ihr  nehmen,  wir  wollen  sie  nicht  unterdrücken,  wir  wollen 
sie  nur  befreien,  indem  wir  uns  selbst  befreien,  wir  wollen  ihr  das  Recht 
verschaffen,  über  sich  selbst  zu  verfügen,  wie  es  die  Formel  der  russischen 
Revolution  verlangt.  Dieses  Recht  involviert  die  Befreiung  von  jedem  natio- 
nalen wie  von  jedem  fremden  Despotismus.  Jedes  Projekt  einer  Zerstückelung 
Deutschlands  und  Oesterreich-Ungarns,  jeder  Plan,  deutsche  oder  öster- 
reichisch-ungarische Territorien  entgegen  dem  Willen  ihrer  Einwohner  einer 
fremden  Macht  zuzuschlagen  oder  die  jetzigen  Reiche  zu  zwingen,  sich  in 
unabhängige  souveräne  Territorien  zu  zerteilen,  jeder  Plan  dieser  Art  würde 
uns  zu  unerbittlichen  Feinden  haben  (nous  trouverait  irreductiblement 
hostiles).  Die  gleiche  Stellung  würden  wir  einnehmen  gegen  jede  ökonomische 
Liga,  die  den  Zweck  verfolgte  oder  das  Resultat  ergeben  könnte,  dass  Deutsch- 
land in  der  legitimen  Entwicklung  seiner  Industrie  gehindert,  einem  Tribut 
unterworfen  oder  wirtschaftlich  isoliert  würde. 

Solche  Vorsichtsmassregeln  könnten  unvermeidlich  werden  gegen  die 
Untertanen  der  Hohenzollern,  wenn  diese  hartnäckig  darauf  beständen, 
ihr  Los  mit  dem  jener  Herrscherfamilie  zu  verketten,  ihnen  weiter  gegen  die 
Menschheit  zu  dienen  ;  sie  sind  aber  ausgeschlossen  und  würden  au  dem 
Widerstände  der  Weltdemokratie  scheitern  gegenüber  einem  befreiten 
Deutschland  (si  l'on  tentait  de  les  appliquer  ä  une  Allemagne  liberee). 

Wir  betrachten  eine  demokratische  Konstitution  Deutschlands  nicht 
nur  als  ein  Recht,  das  dieses  Volk  selbst  in  Anspruch  nehmen  kann,  sondern 
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als  eine  Bedingung,  von  welcher  die  anderen  Nationen  mit  Recht  ihre  Zu- 
stimmung zu  einem  allgemeinen  Friedensschluss  abhängig  machen 

Der  Geist,  der  aus  diesen  Sätzen  spricht,  durchweht  das  ganze 
lange  Schriftstück  des  belgischen  Staatsministers,  der  als  solcher 
nie  vergessen  hat,  dass  er  Präsident  der  sozialistischen  Interna- 
tionale ist.  Es  ist  derselbe  Geist,  der  die  Vereinigten  Staaten  zur 
Teilnahme  an  diesem  Kampfe  für  Frieden,  Recht  und  Demokratie 
geführt,  der  das  russische  Volk  zur  Erlangung  seiner  Freiheit  und 
Selbstbestimmung  befähigt  und  begeistert  hat.  Solchen  Kriegs- 
gegnern Vernichtungs-  und  Unterdrückungstendenzen  unter- 
zuschieben, ist  nur  beschränkten  Geistern  möglich,  die,  ihrerseits 
in  dem  engen  Horizont  veralteter,  reaktionär-feudaler  Anschau- 
ungen befangen,  unfähig  sind,  über  ihren  Dunstkreis  hinaus  die 
leuchtende  Zukunftssonne  am  Firmament  zu  erkennen.  «  Du 
gleichst  dem  Geist,  den  du  begreifst  » 

Grey. 

Ganz  ähnlich  wie  sein  Ministerkollege  Asquith  definierte 
Sir  Edward  Grey  in  seiner  öffentlichen  Erklärung  vom  25.  August 
1915  —  der  Antwort  auf  die  vorangegangene  Reichstagsrede 
Bethmanns  vom  19.  August  —  das  englische  Kriegsziel x  : 

Das  (nämlich  die  von  dem  deutschen  Reichskanzler  gezeichnete  Zukunf  ts- 
gestaltung  Europas)  würde  einen  eisernen  Frieden  unter  preussischem  Schild 
und  deutscher  Oberherrschaft  bedeuten.  Deutschland  allein  würde  die  Frei- 
heit geniessen,  die  internationalen  Verträge  zu  brechen,  und  frei  sein,  sie 
zu  vernichten,  wenn  es  ihm  gefalle,  frei,  jede  Vermittlung  auszuschlagen, 
frei,  Krieg  anzufangen,  wenn  es  ihm  passt,  frei,  wenn  es  wieder  in  den  Krieg 
zieht,  wiederum  alle  Regeln  zivilisierter  Kriegführung  und  Menschlichkeit 
zu  Lande  und  zur  See  zu  brechen,  und  während  es  so  handelte,  würde  sein 
ganzer  Seehandel  in  Kriegszeiten  frei  bleiben,  wie  es  jeder  Handel  im  Frieden 
ist.  Es  wäre  sehr  vernünftig,  die  Freiheit  der  Meere  zum  Gegenstand  von 
Beratungen,  Begriffsbestimmungen  und  Abkommen  nach  diesem  Kriege  zu 
machen,  aber  nicht  als  etwas  Abgesondertes  und  nicht,  solange  kein  Friede 
und  keine  Sicherheit  gegen  den  Krieg  und  gegen  deutsche  Methoden  zu 
Wasser  und  zu  Lande  bestehen.  Wenn  es  Garantien  gegen  einen  zukünftigen 
Krieg  geben  soll,  so  müssen  sie  allumfassend  und  wirksam  sein  und  Deutsch- 
land ebenso  wie  die  anderen  Nationen,  England  eingeschlossen,  binden. 
Deutschland  will  an  erster  Stelle  stehen,  der  Friede  für  die  anderen  Nationen 

würde  der  sein,  den  Deutschland  gewährt Der  Friede  kann  nicht  unter 

solchen  Bedingungen  geschlossen  werden.  Das  Leben  der  anderen  Nationen 
würde  dann  weder  frei  noch  erträglich  sein.  Die  Reden  des  deutschen  Reichs- 
kanzlers und  des  Reichsschatzsekretärs  zeigen,  dass  Deutschland  um  die 
Oberherrschaft  und  um  einen  Tribut  kämpft t.  Wenn  dem  so  ist,  und  solange 
es  so  ist,  kämpfen  unsere  Verbündeten  und  wir,  und  wir  müssen  kämpfen  um 
unser  Recht,  zu  leben,  nicht  unter  Deutschlands  Oberherrschaft,  sondern  in 
wirklicher  Freiheit  und  Sicherheit. 

1  Greys  bedeutungsvolle  Bankettrede  vom  23.  Oktober  1916  behandle  ich  in 
dem  späteren  Kapitel  :  «  Bethmann,  der  Pazifist  ». 

1  Herr  Dr.  Helflerich,  der  damalige  Reichsschatz-Sekretär,  hatte  bekanntlich 
—  neben  den  Bethmannschen  Territorialforderungen  —  auch  noch  Kriegsentschädi- 
gung für  Deutschland  verlangt. 
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Lloyd    George. 


Der  Nachfolger  von  Asquith  in  der  englischen  Minister- 
präsidentschaft Lloyd  George  —  der,  wie  ich  an  anderen  Stellen 
dieses  Werkes  hervorgehoben  habe,  in  seiner  ganzen  politischen 
Laufbahn  bis  zu  diesem  Kriege  einer  der  eifrigsten  und  beredtesten 
Verfechter  pazifistischer  Ideen  unter  den  führenden  englischen 
Politikern  war,—  Lloyd  George  hat,  sowohl  als  Munitionsminister 
im  Kabinett  Asquith  wie  jetzt  als  Premierminister,  so  häufig  und 
entschieden  betont,  dass  England  nicht  auf  Vernichtung  und  Er- 
niedrigung des  deutschen  Volkes,  sondern  nur  auf  Unschädlich- 
machung der  preussischen  Militärautokratie  ausgehe,  dass  man 
bogenlange  Zitate  bringen  müsste,  um  den  Standpunkt  des  eng- 
lischen Ministers  ausführlich  zu  belegen. 

Hören  wir  nur,  was  Lloyd  George  am  12.  April  1917  —  in 
einer  bedeutsamen  politischen  Rede  im  American  Luncheon  Club 
—  über  das  Ziel  dieses  Krieges,  in  den  Amerika  damals  gerade 
eingetreten  war,  sagte  : 

Ich  bin  glücklich  im  Gedanken,  der  erste  englische  Minister  zu  sein,  der, 
im  Namen  seines  Volkes  sprechend,  die  amerikanische  Nation  als  Waffen- 
kameraden begrüssen  darf.  Ich  bin  glücklich  nicht  allein,  weil  diese  grosse 
Nation  ihre  ungeheuren  Hilfsquellen  zur  Verfügung  der  Alliierten  stellt, 
sondern  auch,  weil  ich  Demokrat  bin.  Der  Eintritt  der  Vereinigten  Staaten  in 
diesen  Krieg  gibt  ihm  seinen  abschliessenden  Charakter  als  Kampf  der  ganzen 

Welt  gegen  die  Militärautokratie 

Das  war  die  Note,  von  welcher  die  ganze  Rede  des  Präsidenten  Wilson 
wiederhallte.  Die  Vereinigten  Staaten  haben  eine  grosse  Ueberlieferung, 
welche  nie  verletzt  wurde  :  nur  um  der  Freiheit  willen  in  Kriege  verwickelt 
worden  zu  sein.  Wahrlich  dieser  Kampf  ist  der  gerechtfertigtste,  der  je  um 

der  Freiheit  willen  unternommen  wurde In  der  Vergangenheit  wurden 

die  meisten  grossen  europäischen  Kriege  um  der  Eroberung  willen  geführt 

Die  Tatsache,  dass  sich  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  entschlossen 
haben,  in  die  Linie  einzutreten,  beweist  klar  und  mehr  als  genügend,  dass  der 
gegenwärtige  Kampf  der  Menschheit  keinen  solchen  Charakter  besitzt, 
sondern  dass  er  im  Gegenteil  ein  grosser  Kampf  für  die  Freiheiten  der  Mensch- 
heit sei 

Diese  Konferenz  (die  spätere  Friedenskonferenz)  wird  die  Geschicke  der 

Nationen  für  Gott  weiss  wieviele  Jahrhunderte  regeln Ich  kann  jetzt  den 

Frieden,  der  kommt,  sehen  :  Kein  Frieden,  der  der  Beginn  eines  Krieges  wäre, 
kein  Frieden,  der  eine  unausgesetzte  Vorbereitung  für  Kämpfe  und  Blut- 

vergiessen  bilden  wird,  sondern  ein  wirklicher  Frieden Die  Demokratie 

bedeutet  den  Frieden.  Die  Demokratie  Frankreich  verlangte  keinen  Krieg. 
Die  Demokratie  Gross-Britannien  zitterte  vor  ihm.  Sie  erschauerte  und, 
wenn  der  Ueberfall  auf  Belgien  nicht  stattgefunden  hätte,  würde  Gross- 
Britannien  nicht  in  diesen  Dampfkessel  eingetreten  sein.  Die  Demokratie 
sucht  den  Frieden,  kämpft  für  den  Frieden  und,  wenn  Preussen  eine  Demo- 
kratie gewesen  wäre,  hätte  man  keinen  Krieg  gehabt Heute  haben  wir  den 

zerstörendsten  Krieg,  den  die  Welt  je  gekannt  hat,  und  morgen  vielleicht, 
einem  sehr  nahen  Morgen,  kann  man  den  Krieg  für  immer  aus  der  Kategorie 
der  menschlichen  Verbrechen  streichen. 

So    sehen    die    Vernichtungsabsichten    der    Entente- Staats- 
männer gegen  das  deutsche  Volk  aus.  So  sieht  der  Zustand  der 
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«  Ohnmacht,  wie  in  vergangenen  Jahrhunderten  »  aus,  in  den  die 
Kriegsgegner  Deutschlands  - —  nach  der  Behauptung  des  Reichs- 
kanzlers —  das  deutsche  Reich  und  Volk  versetzen  wollen  ! 
Unschädlich  machen  wollen  sie  die  preussische  Militärautokratie, 
die  preussische  Militär-  und  Junkerkaste,  die  diese  unerhörte 
Katastrophe  über  die  Welt  gebracht  haben.  Für  kein  Volk  wäre 
die  Ertötung  dieser  ewigen  und  unverbesserlichen  Friedens- 
störer segensreicher  als  für  das  deutsche  Volk  selbst.  Möge  es  von 
innen  heraus  —  mutig  und  machtvoll  —  die  Arbeit  verrichten,  die 
die  anderen  von  aussen  her  zu  verrichten  sich  zum  Ziele  gesetzt 
haben.  Unter  dem  doppelten  Druck  wird  und  muss  diese  letzte  Zwing- 
burg kriegerischer  Autokratie  zusammenbrechen. 

V  i  v  i  a  n  i. 

Ebenso  wie  die  englischen  haben  die  französischen  Staats- 
männer unzählige  Male  nicht  die  Unterdrückung  oder  Zerstücke- 
lung Deutschlands  als  ihr  Kriegsziel  aufgestellt,  sondern  nur  die 
Unschädlichmachung  des  preussischen  Militarismus,  den  sie  mit 
Recht  für  diesen  fürchterlichen  Weltkrieg  verantwortlich  machen. 
Nicht  auf  den  Trümmern  eines  ohnmächtigen  Deutschlands,  sondern 
auf  der  Grundlage  gleichen  Rechts  und  gleicher  Freiheit  für  alle 
Nationen  will  Frankreich  —  wie  England  —  die  zukünftige 
Organisation  Europas  errichten.  Als  « Aufbau  eines  endlich 
regenerierten  Europa  auf  der  Grundlage  des  Rechts  »  (reconstruire 
sur  la  justice  une  Europe  enfin  regeneree)  —  so  stellte  Viviani, 
der  damalige  Ministerpräsident,  bereits  wenige  Monate  nach 
Ausbruch  des  Krieges,  am  22.  Dezember  1914,  das  Kriegsziel 
der  Alliierten  hin. 

Duell    Briand-Bethmann  *. 
(September  1916.) 

Aehnlich  sprach  sich  zu  wiederholten  Malen  der  Nachfolger 
Vivianis,  Briand,  aus.  Schon  in  seiner  Antrittsrede  als  Minister- 
präsident vom  2.  November  191 5  hatte  Briand,  unter  stürmischem 
Beifall  der  Kammer,  die  Kriegsziele  der  französischen  Republik 
folgendermassen  definiert  : 

Welches  wird  dieser  Frieden  sein  ?  Wird  es  ein  Frieden  irgend  welcher  Art 
sein,  mit  dem  sich  Frankreich  egoistisch-bef  riedigt  über  die  Realisation 
seiner  besonderen  Wünsche  zufrieden  geben  würde  ?  Nein,  meine  Herren. 
Unser  Land  wird  nicht  zu  einer  so  elenden  und  niedrigen  Auffassung  seiner 
Rolle  herabsteigen.  Frankreich  ist  in  diesem  Kriege  —  "das  ist  seine  Ehre  und 

sein  Ruhm  —  der  Champion  der  Welt Wenn  es  seinen  Degen  senken  wird, 

so  wird  es  dies  tun  nach  Erlangung  aller  Garantien  für  einen  dauerhaften 

1  Dieser  Aufsatz  ist  im  Oktober  1916  —  unmittelbar  nach  den  Erörterungen 
zwischen  Briand  und  Bethmann  —  geschrieben  worden. 
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soliden  Frieden.  Dieser  durch  Frankreich  und  seine  Verbündeten  der  Welt 
gewonnene  Friede  wird  keinerlei  Hintergedanken  tyrannischer  Herrschsucht 
haben,  er  wird  dem  Fortschritt  der  Zivilisation  durch  die  Herstellung  der 
Freiheit  und  vollen  Autonomie  der  Völker  den  Weg  gebahnt  haben. 

Am  23.  Mai  1916  stellte  der  französische  Ministerpräsident  — 
in  einer  Rede  an  die  Delegierten  der  russischen  Regierung  und  des 
russischen  Parlaments  —  folgendes  als  das  wichtigste  Kriegsziel 
der  verbündeten  Mächte  hin  : 

Der  Frieden  darf  nicht  eine  leere  Formel  sein.  Er  muss  begründet  sein 
auf  dem  internationalen  Recht  und  garantiert  durch  Sanktionen,  gegen  die  kein 
Land  sich  auflehnen  kann  (basee  sur  le  droit  international  et  garantie  par  des 
sanctions  contre  lesquelles  aucun  pays  ne  pourra  se  dresser).  Ein  solcher 
Frieden  wird  seinen  Glanz  über  die  Menschheit  ausstrahlen  und  wird  den 
Völkern  die  Sicherheit  geben,  die  ihnen  ermöglicht,  zu  arbeiten  und  ihr  Genie 
zu  entwickeln.  Keine  Blutdrohung  wird  mehr  über  ihnen  schweben  (le  sang 
ne  sera  plus  sur  eux) . 

Am  14.  September  1916  verlas  Briand  —  in  der  Deputierten- 
kammer und  im  Senat  —  im  Namen  der  französischen  Regierung 
ein  grosses  politisches  Manifest,  in  welchem  das  Kriegsziel  Frank- 
reichs folgendermassen  definiert  wurde  : 

La  paix  par  la  victoire,  une  paix  solide  et  durable,  garantie  contre  tout 
retour  de  violence  par  des  sanctions  internationales  appropriees.  (Ein  Frieden 
durch  den  Sieg,  ein  fester  und  dauerhafter  Frieden,  der  gegen  jede  Wieder- 
kehr der  Gewalttätigkeit  durch  geeignete  internationale  Vorkehrungen 
Garantie  schafft.) 

Vorstehende  Erklärungen  des  leitenden  französischen  Staats- 
mannes definieren  das  Kriegsziel  Frankreichs  mit  derselben 
unzweideutigen  Bestimmtheit,  wie  es  die  Erklärungen  der  eng- 
lischen Staatsmänner  getan  haben.  Die  französische  Republik 
will,  ebenso  wie  Grossbritannien,  einen  europäischen  Rechts- 
zustand an  die  Stelle  des  gegenwärtigen  Gewaltzustandes  setzen, 
sie  will  die  Errungenschaften  der  grossen  französischen  Revo- 
lution, die  den  Staatsbürgern  in  den  vorgeschrittenen  Ländern 
«  les  droits  de  l'homme  et  du  citoyen  »  verschafft  hat,  dahin  erwei- 
tern, dass  sie  den  Staaten  —  den  grossen  wie  den  kleinen  —  « les 
droits  des  nations  »,  das  Recht  auf  Unabhängigkeit  und  Selbst- 
bestimmung, das  Recht  auf  das  Recht  in  allen  internationalen 
Streitigkeiten  erkämpft. 


An  die  letztgenannte  programmatische  Erklärung  des  franzö- 
sischen Ministerpräsidenten  knüpfte  sich  eine  öffentliche  Dis- 
kussion zwischen  Briand  und  Bethmann  an,  auf  die  ich  hier,  da  sie 
ein  besonderes  Interesse  verdient,  etwas  näher  eingehen  muss. 
Das  besondere  Interesse  besteht  darin,  dass  Herr  von  Bethmann 
—  in  seiner  Erwiderung  auf  Briands  Rede  (28.  September  1916)  — 
zum  ersten  Male  gewisse  pazifistische  Anklänge  ertönen  Hess,  die 
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bei  manchen  Optimisten,  gerade  unter  den  Pazifisten,  die  Hoff- 
nung auf  einen  allmählichen  Umschwung  in  den  Grundanschau- 
ungen der  deutschen  Machthaber  erweckten,  —  eine  Hoffnung 
indessen,  die  sich  bald  als  Seifenblase  erwies  und  schon  beim 
ersten  Windstoss  jäh  zerplatzte.  Mit  der  Bethmannschen  Er- 
widerungsrede auf  Briands  Friedensprogramm  begann  in  der  Tat 
ein  langsames  crescendo  pazifistisch  abgestimmter  Friedens- 
schalmeien auf  deutscher  Seite,  das  sich  in  der  grossen  Pazifisten- 
rede Bethmanns  vom  9.  November  1916  zu  einem  überraschend 
kräftigen  fortissimo  steigerte  und  jene  oben  erwähnten  Optimisten 
zu  rauschenden  Beifallsstürmen  entflammte.  Wir  anderen  aller- 
dings, wir  unverbesserlichen  Pessimisten,  waren  hellhöriger,  wir 
fühlten  und  merkten  hinter  den  sanften  Flötentönen  das  unver- 
änderte Geschmetter  der  Militärmusik  und  zweifelten  keinen 
Augenblick,  dass  bald  die  Holzbläser  verstummen  und  die  Posau- 
nen wieder  einsetzen  würden,  —  in  dem  Moment  nämlich,  wo  das 
« unglückselige  Flötenspiel  »  den  Berliner  Herren  nicht  mehr 
zweckmässig  oder  notwendig  erscheinen  würde.  Wir  merkten  die 
taktische  Absicht  und  wurden  verstimmt,  wir  merkten,  dass  es 
sich  im  Sinne  der  Musikanten  nicht  um  ein  neues  Leitmotiv, 
sondern  nur  um  ein  lyrisches  Intermezzo  handelte,  nicht  um  einen 
fruchtbringenden  Ehebund  mit  einer  neuen  Weltanschauung, 
sondern  nur  um  eine  vorübergehende  Liebelei,  ein  «  Techtel- 
mechtel »  ohne  ernsthafte  Konsequenzen.  Wir  haben  uns  nicht 
getäuscht.  Auf  das  pazifistische  fortissimo  vom  November  1916 
ist  ein  rapides  decrescendo  gefolgt  und  heute  ist  von  dem  Heb- 
lichen Flötenkonzert  nicht  einmal  ein  fernes  Echo  mehr  zu  hören. 
Bas  Nähere  über  diese  Entwicklung  werden  wir  in  den  ferneren 
Kapiteln  dieses  Abschnittes  sehen.  An  dieser  Stelle  interessieren 
uns  nur  jene  ersten  Keime  der  pazifistischen  Episode  in  dem 
politischen  Leben  des  deutschen  Reichskanzlers,  jene  vergänglichen 
Herbstblüten,  die  in  dem  Rededuell  zwischen  Bethmann  und  Briand 
vom  September  1916  schüchtern  ans  Tageslicht  traten,  um  bald 
wieder  von  den  rauhen  Winterstürmen  militaristischer  Real- 
politik verwischt  und  verweht  zu  werden. 

In  seiner  Rede  vom  28.  September  1916  —  der  Erwiderung 
auf  die  Briandsche  Rede  vom  14.  September  —  legte  der  Reichs- 
kanzler von  neuem  die  gegnerischen  Kriegsziele  dar  —  so,  wie 
sie  sich  in  seinem  Kopfe  abspiegeln,  oder  vielmehr, wie  er  sie  dem 
deutschen  Volke  vorspiegeln  möchte,  um  die  allmählich  erschlaf- 
fende Kriegslust  immer  wieder  von  neuem  aufzupeitschen  : 

Die  Kriegsziele,  die  unsere  Gegner  immer  unverhüllter  verkünden,  dulden 
keine  Missdeutung  :  Eroberungslust  und  Vernichtungswille  t Ihre  Er- 
oberungslust ist  es,  die  die  Schuld  trägt,  dass  die  Berge  der  Toten  sich  täglich 

türmen Was  die  Briten  aus  Deutschland  machen  wollen,  darüber  lassen 

sie  keinen  Zweifel.  Militärisch  wehrlos,  wirtschaftlich  zerschmettert  und  bovkot- 
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tiert  von  aller  Welt,  verurteilt  zu  dauerndem  Siechtum,  so  sieht  das  Deutsch- 
land aus,  das  England  sich  selbst  zu  Füssen  legen  will 

Demgegenüber  erstrebt  das  friedliebende  Deutschland 

nichts  anderes  als  Verteidigung  unseres  Rechtes  auf  Leben,  Freiheit  und 

Entwicklung Ich  vertrete  nur  deutsche  Interessen,  nur  die  Achtung  vor 

dem  deutschen  Recht,  vor  den  deutschen  Interessen  ist  das,  was  wir  im  Frie- 
den von  den  anderen  Mächten  verlangen Als  wir  im  August  19 14  gezwun- 
gen waren,  das  Schwert  zu  ziehen,  da  wussten  wir  alle,  dass  wir  gegen  eine 
mächtige,  ja  fast  übermächtige  Koalition  Haus  und  Hof  zu  verteidigen 
hätten 

Man  sieht,  in  allem  und  jedem  die  alte  Litanei,  dieselben 
Lügenphrasen,  die  einem  schon  fast  zum  Halse  herauswachsen. 
Verteidigung  von  Haus  und  Hof,  Schwertziehen  zum  Schutze 
unseres  Rechts  auf  Leben  und  Freiheit  etc.  —  alles  das  haben  wir 
nachgerade  zur  Genüge  gehört.  Auch  die  abgeleierten  Phrasen  von 
der  «  französischen  Revanchepolitik  »,  von  der  «  russischen  Erobe- 
rungslust »,  von  dem  «  englischen  Einkreisungs-  und  Weltbeherr- 
schungsdrang» fehlten  natürlich  nicht — auch  diese  abgedroschenen 
Register  zog  der  geistvolle  Kanzler  diesmal  von  neuem,  aber  — 
sie  haben  im  deutschen  Parlament  und  im  deutschen  Volke  nicht 
mehr  gezogen.  Keine  Rede  des  Kanzlers  hat  so  wenig  Widerhall 
im  Reichstag  und  in  der  Presse  gefunden  wie  seine  damalige  vom 
September  1916.  Damals,  als  der  deutsche  Sieg  auf  den  Schlacht- 
feldern immer  zweifelhafter  wurde,  schien  auch  der  deutschen 
Lüge  zu  Hause  allmählich  der  Atem  auszugehen  ;  es  war  offen- 
sichtlich nicht  mehr  der  alte  Elan  vorhanden.  Deshalb  versuchte 
man,  der  absterbenden  Begeisterung  für  den  «  Verteidigungs- 
krieg »  künstliche  Lebenskraft  einzuflössen,  indem  man  dem 
Patienten  —  das  ist  dem  deutschen  Volke  —  die  alten,  durch 
Abstumpfung  des  Organismus  nicht  mehr  recht  wirksamen, 
Stimulantien  in  immer  neuen  und  stärkeren  Dosen  applizierte. 

Dass  die  Briten  Deutschland  wirtschaftlich,  politisch  und  mili- 
tärisch zerschmettern,  wehrlos  und  ohnmächtig  machen  wollen, 
—  diese  ewig  wiederkehrende  Behauptung  des  Herrn  von  Beth- 
mann  ist  —  wie  wir  oben  gesehen  haben  —  klar  und  bündig  von 
den  englischen  Staatsmännern  zurückgewiesen  worden.  Aber 
Herr  von  Bethmann  ist  eben  nicht  tot  zu  machen  :  Die  Anfangs- 
lüge des  deutschen  Verteidigungskrieges  hat  ihn  so  in  die  Sack- 
gasse getrieben,  dass  er  heute  gar  nicht  mehr  anders  kann,  als 
beständig  —  ungeachtet  aller  Erklärungen  der  Gegenpartei  — 
auszurufen  :  Ihr  habt  uns  überfallen,  ihr  wollt  uns  zerschmettern, 
für  uns  ist  der  Krieg  seit  seinem  ersten  Tage  nichts  anderes  als 
ein   Verteidigungskrieg. 
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Am  unangenehmsten  war  dem  deutschen  Reichskanzler  offen- 
bar, dass  nun  auch  der  französische  Ministerpräsident  Briand  sich 
offen  zu  den  pazifistischen  Kriegszielen  der  englischen  Staats- 
männer bekannte,  die  Herr  von  Bethmann  in  allen  seinen  Reden 
geflissentlich  verschwiegen  oder  vielmehr  in  ihr  Gegenteil  ver- 
fälscht hatte.  Was  macht  also  der  Kanzler  diesem  neuen  unbe- 
quemen Gegner  gegenüber  ?  Nun,  nichts  einfacher  als  das  :  er 
macht  mit  Briands  Reden  dasselbe,  was  er  mit  denen  von  Grey 
und  Asquith  gemacht  hat,  er  verfälscht  sie. 

In  seiner  Programmrede  vom  14.  September  hatte  der  fran- 
zösische Ministerpräsident  —  an  der  Hand  eines  von  ihm  verlese- 
nen Manuskripts  —  das  oben  angeführte  pazifistische  Kriegsziel 
aufgestellt.  Was  erwidert  Herr  von  Bethmann  darauf  ? 

«  Das  wollen  auch  wir  :  wir  wollen  Deutschland  für  alle 
Zeiten  und  gegen  jeden  Angriff  schützen.  » 

Mit  Verlaub,  Exzellenz  !  Was  Sie  wollen,  ist  das  gerade  Gegen- 
teil von  dem,  was  Ihr  französischer  Kollege  will.  Sie  wollen  Deutsch- 
land schützen  —  gegen  Angriffe  notabene,  die  niemand  auf 
Deutschland  gemacht  hat.  Ihr  französischer  Kollege  aber  will 
den  europäischen  Frieden  schützen,  den  Frieden  aller  Nationen 
—  der  grossen  wie  der  kleinen  —  durch  eine  zwischenstaatliche 
Organisation,  durch  die  Herrschaft  des  Rechts  über  die  Gewalt. 
Wenn  Sie  dieselben  pazifistischen  Friedensziele  hätten  und  haben, 
wie  sie  die  englischen  und  französischen  Staatsmänner  nun  oft 
genug  proklamiert  haben,  weshalb  sagen  Sie  es  nicht  deutlich  heraus? 
Weshalb  gebrauchen  Sie  so  verwaschene,  verschwommene, 
molluskenartige  Ausdrücke,  die  jedem  Missverständnis,  jeder 
späteren  Interpretation  Tür  und  Tor  öffnen  ?  Weshalb  sprechen 
Sie  immer  wieder  —  auch  diesmal  —  nur  von  der  Sicherung 
Deutschlands,  nicht  von  der  Sicherung  aller  grossen  und  kleinen 
Nationen  ?  Weshalb  nehmen  Sie  vor  allem  nicht  die  Annexions- 
forderungen zurück,  jene  riesenhaften  Annexionsforderungen 
im  Osten  und  im  Westen,  die  Sie  in  Ihren  früheren  Reden  als 
deutsches  «  Sicherungsziel  »  aufgestellt  haben,  und  die,  wenn  sie 
verwirklicht  würden,  jede  pazifistische  Organisation  Europas 
unmöglich  machen,  in  jeden  Friedensschluss  von  vornherein  den 
Kraukheitskeim  neuer  Kriege  hineintragen  würden  ?  Weshalb  ? 
Die  Antwort  ist  sehr  einfach  :  Weil  Ihr  deutscher  Sicherungs- 
frieden nichts  anderes  ist  als  ein  Gern* altfrieden  —  also  das  gerade 
Gegenteil  des  von  den  englischen  und  französischen  Staatsmän- 
nern proklamierten,  von  der  ganzen  Welt  verlangten  und  erwar- 
teten   Rechtsfriedens. 

«  Das  wollen  auch  wir  »  —  rufen  Sie  aus.  Wenn  Sie  das,  was 


106  KRIEGSZIELE 

Herr  Briand  will,  auch  wollen,  dann  geben  Sie  zunächst  die  feier- 
liche Erklärung  ab  : 

«  Wir  sind  bereit,  Frankreich  zu  räumen.  Wir  sind 
bereit,  Belgien  zu  räumen,  ihm  seine  volle  Unabhängigkeit 
in  militärischer,  politischer  und  wirtschaftlicher  Beziehung 
zurückzugeben.  Wir  sind  bereit,  das  Gleiche  mit  Serbien 
und  Montenegro  zu  tun.  Wir  sind  bereit,  den  von  uns 
verwüsteten  Ländern  volle  Entschädigung  zu  gewähren. 

Wir  sind  bereit,  aus  dem  russischen  Polen  —  unter 
Hinzufügung  gewisser  preussischer  und  österreichischer 
Landesteile  —  ein  neues  polnisches  Reich  zu  machen, 
unabhängig  von  Deutschland,  Oesterreich  oder  Russland. 

Wir  sind  bereit,  in  gewissen  Grenzgebieten,  die  gegen 
den  Willen  ihrer  Bevölkerungen  einer  fremden  Macht 
unterworfen  sind,  diesen  Bevölkerungen  selbst  die  Entschei- 
dung darüber  einzuräumen,  welchem  Lande  sie  zugehören 
wollen  1. 

Wir  sind  vor  allem  bereit,  das  Haager  Werk  in  dem 
Sinne  fortzusetzen,  dass,  an  Stelle  des  sogenannten  Gleich- 
gewichtsystems, eine  europäische  Rechtsorganisation  zwecks 
friedlicher  Schlichtung  aller  Streitigkeiten  und  gleich- 
massiger  Herabsetzung  aller  Rüstungen  geschaffen  wird. » 

Wenn  Sie,  Herr  von  Bethmann,  bereit  und  in  der  Lage  sind, 
eine  solche  Erklärung  abzugeben,  dann  erst  haben  Sie  das  Recht 
zu  sagen,  Deutschland  wolle  dasselbe,  was  England  und  Frank- 
reich wollen  ;  dann  aber  wäre  auch  der  Frieden  da,  nach  dem  alle 
Völker  so  sehnsüchtig  verlangen  :  denn  alle  anderen  Streitfragen 
würden,  wenn  über  jene  Hauptpunkte  eine  Einigung  erzielt  wäre, 
mit  allseitigem  guten  Willen  ohne  grosse  Schwierigkeiten  aus  der 
Welt  geschafft  werden. 

Aber  das  ist  es  ja  eben,  da  liegt  ja  der  Hund  begraben  :  solche 
Friedensbedingungen  haben  Sie  nicht  angeboten,  werden  Sie 
nicht  anbieten  und  können  Sie  nicht  anbieten,  weil  Sie  der  Sklave 
Ihrer  eigenen  Anfangslüge,  der  Komplice  Ihrer  mächtigen  Mit- 
lügner sind,  die  Sie  heute  nicht  mehr  aus  den  Scheeren  lassen  und 
immer  weiter  auf  den  Lügenweg  drängen.  Der  Verteidigungskrieg 
erfordert  die  Sicherung  Deutschlands  gegen  zukünftige  U  eher  fälle 
—  das  ist  das  Halseisen,  das  Sie  sich  selbst  angelegt  haben  und 
an  dem  Ihre  Mitschuldigen,  die  jetzt  Ihre  Dränger  und  Bedränger 
sind,  Sie  immer  weiter  ins  Verderben  ziehen. 

1  Meine  Stellung  zur  elsass-lothringischen  Frage  habe  ich  ausführlich  in  meiner 
Schrift  «  Der  springende  Punkt  »  von  Germanicus  (Zürich,  1916)  dargelegt.  Siehe 
auch  die  interessante,  in  ihren  Schlussfolgerungen  mit  mir  übereinstimmende  Schrift 
von  S.  Grumbach  :  Das  Schicksal  Elsass-Lothringens  (Neuchätel,  19 15). 
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Herr  von  Bethmann  beklagt  sich,  in  seiner  Rede  vom  28.  Sep- 
tember 1916,  dass  man  seine  bisher  kundgegebenen  Friedensbe- 
dingungen als  «  unerträglich  und  erniedrigend  »  zurückgewiesen 
habe.  Sind  sie  das  etwa  nicht  ?  Sind  die  Annexionen  nach  Osten 
und  Westen,  nach  Süden  und  Norden  —  gleichviel,  ob  man  diese 
oder  jene  verschleierte  Form  dafür  wählt,  —  ist  die  Aufrichtung 
einer  deutschen  Kontinental-Hegemonie  mit  all  ihren  verderbli- 
chen Folgen  für  die  zukünftige  Ruhe  des  Erdteils,  ist  die  einsei- 
tige Machtsicherung  Deutschlands,  die  Ablehnung  jeder  euro- 
päischen Rechtsordnung,  jeder  vertragsmässigen  Rüstungs- 
beschränkung etwa  nicht  unannehmbar,  unerträglich  für  Europa, 
erniedrigend  für  Deutschlands  Gegner  ?  Für  die  Gegner,  die  die 
Angegriffenen  und  keineswegs  gewillt  sind,  den  Landkarte  n- 
sieg  des  Angreifers  als  wirklichen  Sieg  anzuerkennen,  die  der 
Landkarte  die  Seekarte,  auch  die  Brot-  und  Fleischkarte  als 
Gegenbild  gegenüberstellen,  die  bisher  keinen  Sieg  Deutschlands 
sehen,  für  die  Zukunft  aber  seine  Niederlage  erhoffen  ? 
|  •  Herr  von  Bethmann  pocht  auf  die  jetzige  Kriegskarte  und 
glaubt  darauf  hin,  seinen  deutschen  Frieden  diktieren  zu  können, 
über  dessen  Mehr  oder  Minder  sich  die  Parteien  in  Deutschland 
herumstreiten.  Die  Gegner  sagen  :  «  Nun  gut,  da  du  einmal  auf 
die  Kriegskarte  pochst  und  dich  als  Sieger  gerierst,  so  werden  wir 
eben  die  Kriegskarte  ändern  und  dich  auf  diesem  Wege  zur  Raison, 
zu  einem  raisonnablen  Frieden,  wie  er  für  die  Zukunft  Europas 
notwendig  ist,  bringen  und  zwingen  ».  Dies  der  Gedanke,  der  alle 
Reden  der  gegnerischen  Staatsmänner  durchzieht  :  Keine  Zer- 
schmetterung, keine  Vernichtung  Deutschlands,  aber  Herbei- 
führung einer  militärischen  Situation,  die  den  Deutschen  endlich 
zu  Gemüte  führt,  dass  nicht  sie  den  Frieden  zu  diktieren,  sondern 
sich  einem,  den  Interessen  aller  dienenden  Frieden  zu  beugen 
haben 

Diesen  Grundgedanken  der  Gegenpartei  verfälscht  Herr  von 
Bethmann,  indem  er  den  gegnerischen  Staatsmännern  Worte  und 
Absichten  unterschiebt,  die  sie  nie  geäussert  haben,  indem  er 
ihnen  die  Kriegsverlängerung  zur  Last  legt,  weil  sie  seinen  Sieger- 
frieden nicht  annehmen  wollen. 

Trotz    der    sich    zusehends    verschlechternden    militärischen 

—  und  wirtschaftlichen  —  Lage  Deutschlands  hat  Bethmann 

—  der  Gefangene  der  Junker  und  Alldeutschen,  der  Reaktionäre 
und  Imperialisten  —  noch  nicht  einen  Deut  von  seinen  Siegerbe- 
dingungen aufgegeben.  So  wird  denn  die  weitere  militärische 
Bedrängung  Deutschlands,  das  weitere  siegreiche  Vordringen  der 
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verbündeten  Mächte  das  traurige  Mittel  sein  müssen,  um  endlich 
durch  Nacht  zum  Licht,  durch  weitere  Blutströme  zu  einem  segens- 
reichen Frieden  zu  gelangen. 

Ribot,    Wilson,    Provisorische 
Regierung   Russlands   und    andere. 

Der  Nachfolger  Briands  in  der  französischen  Minister-Präsi- 
dentschaft, Ribot,  sprach  sich  in  einer  Rede  zu  Ehren  der  eng- 
lischen und  italienischen  Parlamentsabgeordneten  —  am  5.  Mai 
1917  —  über  die  Kriegsziele  der  Ententemächte  folgendermassen 
aus  : 

Wir  denken  nicht  daran,  irgend  ein  Volk,  irgend  eine  Nationalität,  nicht 
einmal  diejenige  unserer  Feinde,  zu  unterdrücken.  Aber  wir  wollen  Garantien, 
Restitutionen,  Kompensationen  und  Züchtigungen  für  die  Urheber  der 
Verbrechen  gegen  das  allgemein  gültige  Recht,  denen  die  Schuld  an  diesem 
Kriege  zufällt.  Nach  dem  Siege  werden  wir  nicht  an  Rache,  sondern  an  Ge- 
rechtigkeit denken.  Es  ist  nötig,  um  der  Ehre  unserer  Zivilisation  willen  und 
wegen  des  Heiles  der  zukünftigen  Generationen,  dass  gewisse  gemeine  Ver- 
brechen nicht  unbestraft  bleiben. 

Derselbe  Gedanke,  den  der  französische  Ministerpräsident  hier 
zum  Ausdruck  bringt,  die  Zurückweisung  jeder  Vernichtungs- 
absicht gegen  das  deutsche  Volk  und  die  mit  ihm  verbündeten 
Völker,  —  dieser  Gedanke  durchzieht  wie  ein  roter  Faden  sämt- 
liche Kundgebungen  des  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten, 
nach  Ausbruch  des  Krieges  mit  Deutschland.  Es  würde  zu  weit 
führen,  auch  nur  einen  Teil  der  Aeusserungen  Wilsons  in  diesem 
Sinne  hier  zu  zitieren  l.  Hören  wir  nur  folgende  Sätze  aus  seiner 
Botschaft  vom  3.  April  1917  an  den  Kongress  : 

Ich  denke, dass  unser  Ziel  darin  besteht,  die  Grundsätze  des  Friedens 

und  der  Gerechtigkeit  im  Leben  der  Welt  gegen  die  egoistische  und  auto- 
kratische Macht  zu  verteidigen.  Es  ist  keine  Neutralität  mehr  möglich,  wenn 
der  Friede  der  Welt  auf  dem  Spiele  steht,  wenn  die  Bedrohung  dieses  Friedens 
von  einer  autokratischen  Regierung  herrührt,  die  durch  ihren  Eigenwillen 
und  nicht  durch  den  des  Volkes  geleitet  ist.  Wir  haben  keine  Differenzen  mit 
dem  deutschen  Volke,  das  nicht  der  Urheber  des  Krieges  ist 

Wir  sind  nun  auf  dem  Punkte,  den  Kampf  mit  dem  Feinde  der  Freiheit 

aufzunehmen Die  Sicherheit  der  Demokratie  in  der  Welt  muss  geschaffen 

werden.  Der  Friede  muss  auf  der  festen  Grundlage  politischer  Freiheit 
begründet  werden.  Wir  verfolgen  keinen  eigennützigen  Plan.  Wir  wünschen 
keine  Eroberung  und  keine  Entschädigung  für  uns  selbst,  wir  wünschen  keine 
materielle  Kompensation.  Wir  werden  zufrieden  sein,  wenn  die  Rechte  der 
Menschheit  gesichert  sein  werden,  denn  wir  werden  unsern  Beistand  ohne 
Hass  einem  ehrenhaften  und  gerechtfertigten  Krieg  leihen..... 

Wir  sind  aufrichtige  Freunde  des  deutschen  Volkes.  Wir  wünschen  eine 
rasche  Wiederherstellung  unserer  freundschaftlichen  Beziehungen  mit  ihm 

Dass  die  russische  Revolutions-Regierung  mit  ihren  Bundes- 
genossen England,  Frankreich  und  Amerika  in  der  Ablehnung 

1  In  dem  späteren  Kapitel  :  «  Bethmann,  der  Friedensbieter  »  komme  ich  aus- 
führlich auf  das  Wilsonsehe  Friedensprogramm  zurück. 
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jeder  Gewaltpolitik  gegen  das  deutsche  Volk  vollkommen  über- 
einstimmt, bedarf  —  nach  dem  Ursprung  und  den  Zielen  der  neuer- 
standenen russischen  Demokratie  —  keines  besonderen  Beweises. 
Trotzdem  will  ich  —  zur  Vervollständigung  des  Bildes  —  inige 
Sätze  aus  der  Erklärung  der  Provisorischen  Regierung  vom 
10.  April  1917  hiehersetzen  : 

Die  Provisorische  Regierung  überlässt  es  dem  Willen  des  Volkes,  in  enger 
Gemeinschaft  mit  unseren  Verbündeten  alle  auf  den  Weltkrieg  und  seme 
Beendigung  betreffenden  Fragen  endgültig  zu  entscheiden,  hält  es  aber  für 
ihr  Recht  und  ihre  Pflicht,  schon  jetzt  zu  erklären,  dass  das  freie  Russland 
nicht  das  Ziel  hat,  andere  Völker  zu  beherrschen,  ihnen  ihr  nationales  Erbe 
wegzunehmen  und  gewaltsam  fremdes  Gebiet  zu  besetzen,  dass  es  vielmehr 
einen  dauerhaften  Frieden  auf  Grund  des  Rechtes  der  Völker,  ihr  Schicksal 
selbst  zu  bestimmen,  herbeiführen  will.  Das  russische  Volk  erstrebt  nicht 
die  Steigerung  seiner  äusseren  Macht  auf  Kosten  anderer  Völker,  es  hat  nicht 
das  Ziel,  irgend  ein  Volk  zu  unterjochen  oder  zu  erniedrigen. 

Schon  lange  vor  dem  Ausbruch  der  russischen  Revolution 
— ■  am  11.  Februar  1915  —  hatte  der  russische  Dumapräsident 
Rodzianko,  der  dann  in  der  Revolution  eine  führende  Rolle  spielen 
sollte,  diesen  Krieg  als  den  «  Weltkampf  zweier  entgegengesetzter 
Prinzipien  »  gekennzeichnet,  «  des  Prinzips  des  Völkerrechts  und 
Völkerfriedens  auf  der  einen,  des  gefrässigen  und  brutalen  Mili- 
tarismus auf  der  anderen  Seite.  » 

Interessant  ist  es,  in  diesem  Zusammenhange  auf  einen  Brief 
hinzuweisen,  den  der  japanische  Minister- Präsident  Okuma,  der 
gleichzeitig  Präsident  der  japanischen  Friedens- Gesellschaft  ist, 
Ende  November  1915  an  den  Vorstand  des  Friedens- Kongresses 
zu  San  Francisco  gerichtet  hat.  Es  heisst  darin  : 

Die  wesentliche  Ursache  dieses  Weltkrieges  scheint  mir  der  Wunsch  ge- 
wisser Völker  zu  sein,  die  anderen  zu  beherrschen.  So  lange  es  Nationen  oder 
Individuen  gibt,  die  sich  den  anderen  absolut  überlegen  glauben,  und  die, 
um  ihre  Ueberlegenheit  zu  bekräftigen,  nicht  vor  der  brutalen  Gewalt  zurück- 
schrecken, die  für  sie  der  einzige  Beweis  und  der  einzige  Masstab  des  Rechtes 
ist,  —  so  lange  wird  eine  Propaganda  zu  Gunsten  des  Friedens  nicht  zum 
Ziele  führen.  Heute  glücklicherweise  begreift  wohl  jeder,  wer  der  verant- 
wortliche Urheber  dieses  Krieges  ist So  kostspielig  und  hart  dieser  Krieg 

sein  möge,  er  ist  der  Kampf  des  Rechtes  gegen  die  Gewalt,  der  Freiheit  und  der 
Unabhängigkeit  gegen  den  Militarismus  und  die  Unterdrückung,  der  Inter- 
nationalis ation  gegen  den  Nationalismus.  Ich  bin  überzeugt,  dass  nach  dieser 
fürchterlichen  Erfahrung  die  Völker  der  Erde  den  Wahnsinn  des  bewa; 
Friedens  begreifen  und  sich  vereinigen  werden,  die  dauernde  Herrschaft  des 
Gesetzes  und  der  Gerechtigkeit  zu  etablieren. 


Wenige  Tage  nach  der  extravagantesten  Annexionsrede,  die 
der  deutsche  Reichskanzler  je  gehalten  hat,  gab  die  HumaniU 
—  in  einem  Leitartikel  vom  8.  April  1916  —  eine  vorzügliche, 
kurze  und  präzise  Definition  des  Kriegszieles  der  Ententemächte 
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—  eine  Definition,  die  hunderte  von  Malen  —  in  gleichem  Sinne 
und  in  wechselnder  Form  —  von  dem  sozialistischen  Blatte  wieder- 
holt worden  ist  : 

Das  Kriegsziel,  das  die  Verbündeten  vom  ersten  Tage  an  proklamiert 
haben,  ist  für  sie  :  der  Respekt  vor  dem  Recht,  das  Bestreben,  den  deutschen 
Militarismus  ausserstand  zu  setzen,  noch  einmal  die  Welt  in  diesen  Abgrund 
von  Blut  und  Schrecken  zu  werfen. 

Aehnlich  hat  sich  die  bekannte  Resolution  der  französischen 
Sozialisten  vom  30.  Dezember  igi5  ausgesprochen,  wenn  sie  als 
Kriegsziel  hinstellt  : 

den  preussischen  Militarismus  dahin  zurückzuführen,  dass  er  die  Pro- 
zeduren des  Rechts  akzeptiert,  d.  h.  ihn  zu  verpflichten,  sich  selbst  zu  zer- 
stören, indem  er  seinen  Existenzgrund  verneint.  (Reduire  le  müitarisme 
prussien  ä  accepter  les  procedures  du  droit,  c'est  l'obliger  ä  se  detruire  lui- 
meme,  en  reniant  sa  raison  d'etre.) 

In  einer  Reihe  früherer  und  späterer  Beschlüsse  hat  die  fran- 
zösische Sozialistenpartei  die  wichtigsten  Kriegsziele  der  Entente- 
mächte definiert  und  dabei  stets  an  die  Spitze  gestellt  :  Die 
Schaffung  einer  «  Societe  des  Nations  »,  einer  obligatorischen  inter- 
nationalen Gerichtsbarkeit  mit  Zwangsgewalt,  die  gleichmässige 
Herabsetzung  der  Rüstungen  etc.,  —  kurz  alle  überstaatlichen 
Einrichtungen  und  Massregeln,  die  diesen  Krieg  zum  letzten  aller 
Kriege  machen  sollen.  Jede  territoriale,  militärische  oder  wirt- 
schaftliche Bedrückung  oder  gar  Knechtung  des  deutschen  Volkes 
hat  die  französische  Sozialistenpartei  stets  als  ihren  Prinzipien 
zuwiderlaufend  und  als  Keim  neuer  Kriege  mit  der  grössten  Ent- 
schiedenheit abgelehnt.  Diese  konsequente  Stellungnahme  der  fran- 
zösischen Sozialisten  gegen  jeden  Gewaltfrieden  verdient  des- 
halb    besonders     hervorgehoben     zu     werden,     weil     es     sich 

—  angesichts  der  Machtstellung  der  Sozialisten  in  Frankreich 
und  ihrer  Teilnahme  an  der  Regierung  —  nicht  um  Aeusse- 
rungen  unverantwortlicher  Personen  oder  Parteien,  sondern  um 
die  Wiedergabe  der  in  leitenden  Kreisen  der  Republik  herr- 
schenden Anschauungen   handelt. 


Mit  vorstehenden  Aeusserungen  führender  Männer  und  Grup- 
pen auf  Seiten  der  Ententemächte  muss  ich  mich  hier  begnügen. 
Auf  die  offiziellen  Friedensforderungen  der  Verbündeten  —  wäh- 
rend der  eigentlichen  Friedenserörterungen  in  den  Monaten 
Dezember  1916  bis  Februar  1917  —  gehe  ich  in  dem  späteren 
Kapitel  «  Bethmann,  der  Friedensbieter  »  ausführlich  ein.  An  dieser 
Stelle  handelt  es  sich  für  mich  nur  um  die  Untersuchung,  ob  der 
Reichskanzler  —  in  seiner  Rede  vom  5.  April  1916,  wie  in  all  seinen 
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übrigen  Reden,  —  berechtigt  war,  den  Kriegsgegnern  Deutsch- 
lands Zerschmetterungs-  und  Vernichtungsabsichten  gegen  das 
deutsche  Volk  vorzuwerfen.  Dass  dieser  Vorwurf  jeder  Begrün- 
dung entbehrt,  dass  er  im  Gegenteil  durch  die  Tatsachen  voll- 
ständig widerlegt  wird,  glaube  ich  durch  obige  Zusammenstellung 
bewiesen  zu  haben.  Dieses  Resume  von  Aeusserungen  der  leitenden 
Staatsmänner  der  Entente  ist  auch  insofern  wertvoll,  als  es  das 
Verständnis  für  die  spätere  Haltung  der  Ententemächte  bei  den 
eigentlichen  Friedenserörterungen  erleichtert.  Während  Deutsch- 
land länger  als  zwei  Jahre  nichts  anderes  getan  hat  als  Eroberungs- 
und Annexionsforderungen  zu  stellen  (die  es  bis  heute  noch  nicht 
zurückgezogen,  zum  Teil  sogar  schon  verwirklicht  hat) ,  haben  die 
leitenden  Männer  der  Entente  vom  Beginn  des  Krieges  an  als 
ihr  wichtigstes  Ziel  die  Verhütung  zukünftiger  Kriege  durch  eine 
Rechtsorganisation  der  Völkergemeinschaft  in  den  Vordergrund 
gestellt.  Diese  Tatsache  ist  als  Ausgangspunkt  für  die  Beurtei- 
lung der  späteren  Ententeforderungen  bei  den  eigentlichen  Frie- 
denserörterungen (die  ich  im  Schlusskapitel  dieses  Abschnittes 
behandle)    festzuhalten. 

Die  Kriegsziele  Deutsehlands1. 

Um  den  Gegensatz  zwischen  den  Kriegszielen  der  Entente- 
mächte und  denen  der  Zentralmächte  noch  deutlicher  heraus- 
zuarbeiten, als  dies  bereits  in  der  vorhergehenden  Zusammen- 
stellung geschehen  ist,  lasse  ich  hier  noch  eine  Reihe  von  Kundge- 
bungen aus  leitenden  Kreisen  Deutschlands  folgen,  die  zwar  in 
ihren  Erobererforderungen  ein  grösseres  oder  geringeres  Mass 
von  Anmassung  zeigen,  aber  sämtlich,  ohne  Ausnahme,  in  dem 
Grundzug  übereinstimmen,  dass  für  Deutschland  überhaupt  nur 
ein  deutscher,  auf  realer  Macht  gegründeter,  kein  europäischer 
Rechtsfrieden  in  Betracht  kommen  kann.  Das  Hauptziel  der  auf 
der  Gegenseite  vereinigten  Mächte  —  England,  Frankreich, 
Amerika  und  das  neuerstandene  Russland  —  :  die  Friedensliga 
der  Nationen,  die  Schaffung  eines  internationalen  Rechtszustandes 
zur  Verhinderung  künftiger  Kriege,  —  dieses  Hauptziel  der  Gegen- 
partei ist  und  bleibt  für  die  massgebenden  Kreise  Deutschlands 
eine  undiskutierbare  Utopie.  Interessant  und  bezeichnend  für 
diesen  Geisteszustand  sind  wieder  einmal  die  Kundgebungen,  die 
bei  Abschluss  des  zweiten  Kriegsjahres  von  den  geistigen  und 
politischen  Führern  des  deutschen  Volkes  —  in  erster  Linie  vom 
Kaiser  selbst  —  in  die  Welt  gesandt  worden  sind. 

1  Geschrieben  im  Herbst  1916. 
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Der    Kaiser. 

Unentwegt  hält  noch  heute  der  deutsche  Kaiser  die  Lüge  des 
feindlichen  Ueberfalls  aufrecht.  In  seinem  an  das  deutsche  Volk 
gerichteten  Erlass  vom  31.  Juli  1916  heisst  es  : 

«  Zum  zweiten  Male  kehrt  der  Tag  wieder,  an  dem  mich 
die  Feinde  zwangen,  Deutschlands  Söhne  zu  den  Waffen 

zu  rufen,  um  Ehre  und  Bestand  des  Reiches  zu  schützen 

Aber  der  Krieg  dauert  fort,  weil  die  Losung  der  feindlichen 
Machthaber  auch  heute  noch  Deutschlands  Vernichtung  ist. 
Auf  unsere  Feinde  allein  fällt  die  Schuld  des  weiteren  Blut- 
vergiessens 

Bas  deutsche  Volk  weiss,  dass  es  um  sein  Dasein  geht.... 
Wir  werden  diesen  Kampf  zu  einem  Ende  führen,  das 
unser  Reich  vor  neuem  Ueberfall  schützt  und  der  friedlichen 
Arbeit  deutschen  Geistes  und  deutscher  Hände  für  alle 
Zukunft  ein  freies  Feld  sichert.  Frei,  sicher  und  stark 
wollen  wir  wohnen  unter  den  Völkern  des  Erdballs » 

Ganz  ähnlich  heisst  es  in  der  Kundgebung  des  Kaisers  an  die 
deutsche  Wehrmacht  von  demselben  Tage  : 

«  In  schwerem  Streite  müssen  wir  weiter  ringen  um 
die  Sicherheit  unserer  Lieben,  um  des  Vaterlandes  Ehre 
und  für  die  Grösse  des  Reiches » 

Man  sieht,  die  alte  Litanei  :  Feindlicher  Ueberfall,  Schutz  vor 
neuen  Ueberfällen,  grössere  Sicherheit  Deutschlands,  freies  Feld 
für  Deutschlands  Entwicklung  in  geistiger  und  materieller  Be- 
ziehung. Als  wenn  die  Welt  uns  nicht  offen  gestanden  hätte,  wie 
allen  anderen  Völkern,  zu  Wasser  und  zu  Lande  !  Als  wenn  wir 
nicht  die  Ozeane  mit  unserer  Schiffahrt,  alle  nahen  und  fernen 
Erdteile  mit  unserem  Handel  und  unserer  Industrie,  die  ganze 
Welt  mit  unseren  technischen,  wissenschaftlichen,  literarischen 
und  künstlerischen  Leistungen  befruchtet,  ja  zum  Teil  sogar 
beherrscht  hätten  !  Ist  dem  Kaiser  Wilhelm  IL  nichts  mehr  von 
all  den  Festschriften  in  Erinnerung,  die  zur  Feier  seines  fünfund- 
zwanzigjährigen Regierungs Jubiläums  die  phänomenale  Ent- 
wicklung Deutschlands  auf  allen  Gebieten  menschlicher  Tätigkeit 
während  des  letzten  Vierteljahrhunderts  zahlenmässig  nachge- 
wiesen und  in  begeisterten  Worten  gepriesen  haben  ?  Haben  wir 
nicht  «  frei,  sicher  und  stark  »  unter  den  Völkern  des  Erdballs 
gewohnt  ?  Wann,  wo  und  von  wem  ist  Deutschland  vor  oder  wäh- 
rend des  Krieges  mit  «  Vernichtung  »  bedroht  worden  ?  Wer  darf 
es  wagen,  den  Kriegsgegnern  Deutschlands  solche  Vernichtungs- 
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absichten  unterzuschieben,  nachdem  die  führenden  Staatsmänner 
der  Gegenseite  diesen  Vorwurf  so  oft,  so  klar  und  bündig  zurück- 
gewiesen haben  ?  Noch  zuletzt,  in  der  Antwortnote  der  Entente- 
mächte an  Wilson  (vom  12.  Januar  1917),  heisst  es  : 

Wenn  die  Alliierten  Europa  der  brutalen  Begierde  des  preussischen 
Militarismus  entreissen  wollen,  so  war  es  selbstverständlich  niemals  ihre 
Absicht  —  wie  man  vorgegeben  hat  —,die  Vernichtung  der  deutschen  Völker 
und  ihr  politisches  Verschwinden  anzustreben.  Was  sie  vor  allem  wollen,  ist 
die  Sicherung  des  Friedens  auf  der  Grundlage  der  Freiheit  und  Gerechtigkeit. 

Tirpitz  und  seine  Deute. 

Den  Kommentar  zu  den  obigen  Kundgebungen  des  Kaisers 
bilden  die  38  Reden  der  Mitglieder  des  «  Deutschen  National- 
ausschusses zur  Vorbereitung  eines  ehrenvollen  Friedens  »,  die 
nach  vorbedachtem  Plane  in  38  Städten  des  deutschen  Reiches 
in  den  ersten  Tagen  des  dritten  Kriegsjahres  gehalten  worden 
sind.  Jene  Reden  sind  gerade  deswegen  besonders  charakteristisch, 
weil  der  genannte  Ausschuss  zur  Bekämpfung  der  h  y  p  e  r  anne- 
xionistischen Bestrebungen  der  preussisch-deutschen  Kriegs- 
partei, der  Tirpitzianer,  gegründet  worden  ist,  also  eine  mittlere 
Richtung  zwischen  den  Extremen  von  Links  und  Rechts  darstellen 
will. 

Ueber  die  Ziele  der  Tirpitz-Leute,  die  halb  Europa  und  dazu 
noch  grosse  Brocken  in  allen  möglichen  anderen  Weltteilen  annek- 
tieren wollen,  die  als  Mittel  zu  diesem  Zweck  die  Massener- 
säufung  unschuldiger  Schiffspassagiere  durch  Unterseeboote,  die 
Massenzerstörung  offener  Städte  durch  Zeppeline  und  Aeroplane 
empfehlen,  denen  es  bei  der  Verfolgung  ihrer  Ziele,  bei  der  An- 
wendung ihrer  Mittel  auf  eine  Handvoll  Feinde  mehr  oder  weniger 
nicht  ankommt,  denen  es  gleichgültig  ist,  selbst  wenn  Amerika  sich 
zu  den  Feinden  Deutschlands  gesellen  sollte  \  —  über  die  Ziele 
dieser  Partei,  die  zeitweise  an  den  massgebenden  Stellen  zurück- 
gedrängt erscheint,  aber  nach  bekannten  Erfahrungen  jeden 
Augenblick  wieder  dieselbe  Macht  erlangen  kann,  die  sie  jahrelang 
vor  dem  Kriege  in  so  verhängnisvoller  Weise  ausgeübt  hat,  —  über 
diese  Ziele  brauche  ich  mich  an  dieser  Stelle  nicht  nochmals 
ausführlich  auszulassen.  Ich  habe  sie  bereits  an  anderen  Stelleu 
genügend  gekennzeichnet.  Interessant  ist  nur,  wie  der  Chef  der 
Tirpitzianer,  der  Grossadmiral  von  Tirpitz  selbst,  bei  Gelegen- 
heit des  zweijährigen  Kriegsgeburtstages,  seine  höchst-eigeneu 
Kriegsziele  präzisiert  hat.  Das  Hamburger  Fremdenblatt  vom  5.  Au- 
gust 1916  bringt  eine  Depesche  des  Grossadmirah  an  den  L,and- 
gerichtsrat  Händler,  Koblenz,  vom  28.  Juli,  die  folgeudermasseu 
lautet  : 

1  Was  sie  ja  inzwischen  auch  glücklich  erreicht  haben. 
Das  Verbrechen  III  8 
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Herzlichen  Dank  für  Ihr  freundliches  Schreiben  vom  8.  und  die  poe- 
tischen Zeilen,  die  es  begleiten.  Möge  das  Verständnis  in  unserem  Vaterlande 
zunehmen,  dass  das  Deutschtum  sich  nur  erhalten  und  durchsetzen  kann, 
wenn  wir  aus  diesem  Kriege  mit  einer  Stellung  dem  An  glo- Amerikaner  tum 
gegenüber  hervorgehen.  Wir  erlangen  diese  Stellung,  wenn  nicht  England, 
sondern  wir  die  Vormacht  von  Vlandem  werden.  Ihr  ergebener  Landsmann 
von  Tirpitz,  Grossadmiral,  Mitglied  des  Herrenhauses. 

Ich  will  mit  dem  Herrn  Grossadmiral  nicht  über  die  Ortho- 
graphie des  Wortes  Flandern  streiten,  obwohl  ich  der  Meinung  bin, 
dass  ein  unglückliches  Land,  dem  man  alle  anderen  Rechte 
nimmt,  wenigstens  das  Recht  auf  seinen  Namen  behalten  müsste. 
Flandern  —  mit  Verlaub,  Herr  Grossadmiral  !  —  schreibt  sich 
mit  einem  F,  nicht  mit  einem  V. 

Aber  lassen  wir  die  Orthographie.  Was  verlangt  Herr  von 
Tirpitz,  damit  das  «  Deutschtum  »  sich  erhalten  und  durchsetzen 
kann  ?  Eine  «  Stellung  dem  Anglo-Amerikanertum  gegenüber  ». 
Was  soll  das  heissen  ?  Sind  England  und  Amerika  ein  Staat  ? 
Sind  sie  damals,  als  Herr  von  Tirpitz  seine  Depesche  schrieb, 
auch  nur  miteinander  verbündet  gewesen  ?  Erst  durch  die  Tir- 
pitzsche  Unterseeboot-Politik  sind  sie  ja  miteinander  verbündet 
geworden.  Hatten  sie,  ausser  der  Sprachgemeinschaft,  irgend  ein 
sonstiges  Band  miteinander  ?  Nicht  einmal  von  Rassengemein- 
schaft kann  man  bei  Engländern  und  Amerikanern  reden,  an- 
gesichts der  Rassenmischung  aus  allen  Völkern  der  Erde  —  Ger- 
manen, Romanen,  Slaven,  Mongolen,  Gelben,  Braunen  und 
Schwarzen  — ,  wie  sie  sich  in  den  Vereinigten  Staaten  vorfindet. 
Was  meint  also  der  Grossadmiral  mit  seiner  « Stellung  dem  Anglo- 
Amerikanertum  gegenüber  »  ?  Und  wie  soll,  speziell  den  Ameri- 
kanern gegenüber,  die  Vormachtstellung  Deutschlands  in  Flandern 
die  Grundbedingung  der  «  Erhaltung  und  Durchsetzung  des 
Deutschtums  »  sein  ?  Den  Amerikanern  ist  es  an  sich  doch  voll- 
ständig gleichgültig,  ob  Deutschland  oder  sonstwer  die  «  Vor- 
macht »  von  Flandern  ist  ;  sie  sind  mächtig  genug,  sich  um  diese 
europäischen  Besitzstreitigkeiten  überhaupt  nicht  kümmern  zu 
müssen.  Interesse  gewinnt  diese  Vormachtstellung  nur  insofern 
für  sie,  als  sie  nach  Lage  der  Verhältnisse  nur  durch  eine  mehr  oder 
weniger  ausgedehnte  Annektierung  des  unglücklichen  neutralen 
Landes,  dem  alle  Sympathien  Amerikas  gehören,  erlangt  werden 
kann.  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  würde  nichts  verderblicher 
für  das  Deutschtum  in  den  Augen  der  Amerikaner  sein,  als  gerade 
jener  von  Tirpitz  empfohlene  Versuch,  der  Integrität  und  vollen 
Unabhängigkeit  des  Königreichs  Belgien  in  irgend  einer  Weise 
Abbruch  zu  tun.  Solcher  Versuch  würde  die  gerade  entgegen- 
gesetzte Wirkung  auslösen,  als  Tirpitz  voraussieht.  Die  Sympa- 
thien oder  Antipathien  der  Amerikaner  den  europäischen  Völkern 
gegenüber  —  von  denen  sie  keines  zu  fürchten  haben  —  richten 
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sich  nicht  nach  dem  grösseren  oder  geringeren  Territorialumfang 
dieses  oder  jenes  Staates,  sondern  nach  dem  Masse,  wie  die  ein- 
zelnen europäischen  Staaten  den  von  Amerika  in  erster  Linie 
propagierten  Bestrebungen  einer  friedlichen  Völker  Organisation 
entgegenkommen.  Nicht  der  Besitz  oder,  wie  Herr  von  Tirpitz 
so  schön  sagt,  die  «  Vormacht  »  an  der  flandrischen  Küste  impo- 
niert den  Amerikanern  oder  gewinnt  ihre  Sympathien,  sondern  die 
Geneigtheit  zur  Völkerverständigung,  zur  friedlichen  Organisation 
der  Menschheit,  die  Abkehr  von  feudalistischer  Beschränktheit, 
von  kriegerischem  Absolutismus,  von  mittelalterlicher  Barbarei. 
Nur  wenn  das  «Deutschtum»  modern-demokratisch,  antikriege- 
risch, pazifistisch  wird,  wird  es  sich  dem  «  Amerikanertum  » 
gegenüber  erhalten  oder  durchsetzen.  Nicht  aber  durch  den  Besitz 
oder  die  Vormacht  in  irgend  einem  europäischen  Landstrich. 

Was  soll  das  aber  überhaupt  heissen  :  Deutschland  soll  die 
«  Vormacht  von  Flandern  »  werden  ?  Ich  habe  wohl  davon  reden 
hören  (siehe  Bernhardi,  Alldeutschland  etc.),  dass  Deutschland  die 
Vormacht  auf  dem  europäischen  Kontinent,  ja  die  Vormacht  der 
Welt  werden  soll  : 

denn  es  soll  an  deutschem  Wesen 
einmal  noch  die  Welt  genesen. 

Aber  die  Vormacht  von  Flandern?  Das  verstehe  ich  nicht. 
Kann  man  die  Vormacht  von  Mecklenburg,  von  Schleswig- 
Holstein,  von  Ostpreussen  werden  ?  Besitzen  kann  man  diese 
Gegenden  und,  wenn  man  sie  nicht  besitzt,  kann  man  sie  annek- 
tieren. Vermutlich  soll  auch  die  Tirpitzsche  Wendung  nichts 
anderes  sein,  als  ein  Euphemismus  für  Annektierung.  So  wie  die 
Sätze  des  Grossadmirals  aber  dastehen,  sind  sie  —  von  Anfang 
bis  zu  Ende  —  der  blühendste  Unsinn,  der  je  aus  der  Feder  eines 
Mannes  geflossen  ist,  der  auf  politische  Bildung  und  Einfluss 
Anspruch  macht.  Und  dieser  Mann  ist  der  anerkannte  Führer 
jener  gefährlichen  Scharf macherpartei,  die  die  Hauptschuld  an 
diesem  Kriege  trägt,  die  die  ganze  Welt  brüskiert,  herausgefordert, 
gegen  Deutschland  in  die  Schranken  gerufen  hat,  die  mit  ihren 
masslosen  Kriegszielen  den  von  ihr  verschuldeten  Massenmord 
bis  zum  Weissbluten  aller  Völker  fortsetzt,  ja  geradezu  den 
körperlichen  und  wirtschaftlichen  Untergang  der  europäischen 
Kulturwelt  herbeizuführen  im  Begriff  ist.  Dieser  Seemann,  dessen 
Pläne  nur  vorläufig  zu  Wasser  geworden,  dessen  Kampfesmut  aber 
nicht  erloschen  ist,  der  hinter  der  Szene  mutig  die  Drähte  der 
Anti-Bethmann-Fronde  zieht1,  dieser  Herold  der  « Vormacht  von 

1  Der  Erfolg  dieser  politischen  «  Drahtzieherei  »  ist  ja  nun  —  wie  zu  erwarten 
war  —  nicht  ausgeblieben.  Der  nur  gemässigt  annexionistisehe,  überdies  der 
Geneigtheit  zu  demokratischen  Konzessionen  verdächtige  Herr  von  Bethmann 
Hollweg  ist  durch  den  Kandidaten  des  Kronprinzen  und  der  Generale  Hindenburg 
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Vlandern  »  (mit  dem  V),  dieser  «  Durchsetzer  des  Deutschtums  » 
gegen  das  «  Anglo-Amerikanertum  »  —  dieser  grosse  Geist  ist  das 
Gehirn  und  die  ausführende  Hand  Alldeutschlands  geworden  ; 
sein  Name  bedeutet  ein  System  ;  von  dem  Bethmannschen  Regen 
sollen  wir  in  die  Tirpitzsche  Traufe  kommen.  Wahrlich,  wir  sind 
von  dem  Regen  Bethmanns  schon  genügend  nass  geworden 

Der   «Deutsche   Nation  alausschuss.  » 

Gegenüber  diesen  Tirpitzschen  Extremen  stellt  sich  der,  von 
dem  früheren  Statthalter  von  Elsass-Lothringen,  Fürsten  Wedel, 
ins  Leben  gerufene  und  geleitete  «  Deutsche  Nationalausschuss 
zur  Vorbereitung  eines  ehrenvollen  Friedens  »  in  seinem  Aufruf 
ausdrücklich  auf  den  Boden  der  Kriegsziele  des  Reichskanzlers  : 
«  Vortragung  der  Grenzen  im  Osten,  reale  Garantien  im  Westen, 
ohne  beide  kein  Frieden  und  kein  Aufgeben  der  besetzten  Gebiete  ». 
Diesem  Programm  entsprachen  die  Reden  in  den  ersten  August- 
tagen 1916.  Der  Hauptredner  in  Berlin,  Herr  Professor  Dr.  von 
Harnack,  Exzellenz,  erklärte  : 

Auch  er  wolle  keinen  Status  quo  ante  ;  wir  brauchen  Sicherheiten  zu  Wasser 
und  zu  Lande  ;  ein  grosses  deutsches  Kolonialreich  müsse  geschaffen,  Deutsch- 
land und  seine  Bundesgenossen  müssten  vor  Ueberfällen  in  Zukunft  gescliützt 
werden Die  Sicherheiten,  die  man  erlangen  müsse,  seien  erstens  :  Zurück- 
drängung Russlands  in  seine  natürlichen  Grenzen  und  damit  die  Herstellung 
einer  Grenze  zwischen  der  abendländischen  Kultur  und  Russland,  dessen 
Mission  im  Osten  liege  ;  zweitens  :  Sicherheiten  im  Westen  gegen  die  See- 
herrschaft  Englands  und  gegen  die  Verwandlung  Belgiens  in  eine  englische 
Satrapie. 

Wie  gut  der  Geheimrat  von  Harnack,  der  langjährige  Vertraute 
des  Kaisers  Wilhelm,  die  Gedanken  des  Monarchen  wiedergegeben 
hat,  beweist  die  Glückwunschdepesche,  die  der  Kaiser  ihm  zum 
Dank  für  seinen  patriotischen  Vortrag  übersandt  hat. 

Alle  Reden  der  Nationalausschuss-Mitglieder  waren  auf 
denselben  Ton  abgestimmt,  bekannten  sich  zu  den  gleichen 
Kriegszielen.  Die  Redner  gehörten  sämtlichen  bürgerlichen  Par- 
teien —  mit  Ausnahme  der  konservativen  — ,  daneben  auch  der 
Rechtssozialdemokratie  an.  Rohrbach,  Payer,  Kahl,  Haussmann, 
Oncken,  Südekum,  Naumann,  Liszt  —  alle  bliesen  unisono  in 
dasselbe  Hörn  :  Deutschland  ist  überfallen  worden,  Deutschland 
soll  vernichtet  werden,  Deutschland  braucht  grösseren  Schutz  und 
grössere  Entwicklungsfreiheit  für  seine  Zukunft.  Nicht  einer  dieser 
vielen  Redner  —  die  sämtlich  der  deutschen  Intelligenz  angehören 

und  Ludendorff  —  ohne  jede  Mitwirkung  oder  Befragung  des  Parlaments  —  ersetzt 
worden  und  schon  die  Antrittsrede  des  neuen  Kanzlers  (vom  19.  Juli  191 7),  in  der 
<  1  die  «  Sicherstellung  der  deutschen  Grenzen  für  alle  Zeiten  »  als  wichtigstes  deutsches 
Kriegsziel  hinstellt,  beweist,  dass  er  sich  des  Vertrauens  seiner  militärischen  Be- 
förderer und  Beschützer  nicht  unwürdig  zeigen  wird. 
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und,  wie  bereits  bemerkt,  die  gemässigte  Kriegsziel- Richtung 
vertreten  —  nicht  einer  hat,  nach  den  mir  vorliegenden  Berichten, 
auch  nur  ein  Wort  von  einem  europäischen  Rechts  System  fallen 
lassen,  das  den  Frieden  und  die  Sicherheit  aller  Völker  gleich- 
massig  garantieren  soll.  Nur  Nuancen-Unterschiede  zwischen  die- 
sen gemässigten  Gewalt-  und  Annexionspolitikern  und  den  un- 
gemässigten auf  der  äussersten  Rechten  sind  vorhanden.  Dem 
Wesen  nachwollen  beide  das  Gleiche.  Beide  denken  nur  an  Deutsch- 
land, nicht  an  Europa ;  beide  stehen  auf  dem  Lügenboden  des 
Verteidigungskrieges  ;  beide  fordern  einen  Frieden,  der  für 
Europa  und  in  erster  Linie  für  Deutschland  selbst  zum  Verhängnis 
werden  müsste.  Dabei  sind  sich  die  Gemässigten  des  National- 
ausschusses, ebenso  wie  die  Ungemässigten  der  Rechten,  der  Ge- 
fahren ihrer  Kriegsziel-Forderungen  für  die  europäische  Zukunft 
vollkommen  bewusst.  Selbst  ein  Harnack  rechnet  bereits  mit 
einem  neuen  Kriege  :  er  empfiehlt  für  die  innere  Wirtschafts- 
gestaltung Deutschlands  « gemischte  Unternehmungen  unter 
Beteiligung  der  Kommunen  oder  des  Staates  »  und  knüpft  an  die 
Einrichtung  solcher  Unternehmungen  die  Hoffnung  :  «  Würde 
das  erreicht,  so  könne  das  deutsche  Wirtschaftsleben  sich  in  einem 
neuen  Kriege  ganz  anders  betätigen.  »  (Bericht  des  Vorwärts  über 
die  Harnack- Versammlung  vom  2.  August  19 16.) 

Es  ist  unmöglich,  im  Rahmen  dieser  Arbeit  auch  nur  einen 
kleinen  Teil  der  Kundgebungen  aus  allen  massgebenden  Schichten 
des  deutschen  Volkes  wiederzugeben,  die  auf  dem  Boden  der  Kriegs- 
ziele  des  Kaisers,  des  Reichskanzlers,  der  Annexionisten  und  der 
Hyperannexionisten  stehen x.  Man  kann  ohne  Uebertreibung 
sagen  :  sieben  Achtel  aller  Deutschen,  die  auf  die  Geschicke  des 
Landes  durch  ihre  Macht,  ihren  Einfluss  oder  ihre  Intelligenz 
einzuwirken  berufen  sind,  unterschreiben  den  Satz  Harnacks  : 
«  Nach  einem  Frieden  auszuschauen,  der  automatisch  Sicherheiten 
für  alle  Zeiten  bringe,  ist  eine  Utopie. »  Dieser  automatische  Sicher- 
heitsfrieden, den  der  gelehrte  Professor  für  eine  Utopie  erklärt, 
ist  der  Rechtsfrieden,  den  alle  fortgeschrittenen  Geister  der  ganzen 
Welt  seit  Generationen  als  die  einzig  mögliche  Rettung  Europas 
aus  der  ewig  kriegsschwangeren,  ewig  Kriege  gebärenden  Völker- 
anarchie erkannt  haben,  —  ist  der  Rechtsfrieden,  dessen  Not- 
wendigkeit dieser  Krieg  auch  dem  Blindesten  vor  Augen  geführt 
haben  sollte,  —  ist  der  Rechtsfrieden,  den  die  verbündeten  Gegner 
Deutschlands  und  Oesterreichs  als  wichtigstes  Kriegsziel  auf  ihre 
Fahne  geschrieben  haben.  Den  Zeiger  der  Geschichte  sehen  jene 

1  Ich  verweise  wiederholt  auf  das  ausgezeichnete  Sammelwerk  von  S.  Grumbacii, 
Das  annexionistische  Deutschland  (Payot  &  Cle,  Lausanne,  1917),  das  im  Februar 
1917  —  während  der  Drucklegung  meines  Buches  —  erschienen  ist  und  daher  leider 
von  mir  nicht  mehr  benutzt  werden  konnte. 
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deutschen  Intellektuellen  nicht,  wollen  ihn  nicht  sehen.  Sie  werden 
so  lange  blind  bleiben,  bis  das  Rad  der  Geschichte  über  sie  und  ihr 
Land  zermalmend  hinweggegangen  sein  wird.  Nicht  Deutschlands 
Vernichtung,  -sondern  die  Vernichtung  von  Deutschlands  Egois- 
mus, von  Deutschlands  Verblendung,  von  Deutschlands  rück- 
ständiger Kurzsichtigkeit,  die  Europa  von  neuem  in  die  frühere 
Unruhe  stürzen  muss,  —  die  Ausschaltung  dieser  Zukunfts- 
gefahr, das  ist  das  Ziel  der  verbündeten  Gegner  Deutschlands. 

Kriegsziele  und  tatsächliches 
Verhalten    vor     dem     Kriege. 

Mit  obigen  Zitaten  betreffend  die  Kriegsziele  der  beiden 
Mächtegruppen  muss  ich  mich  hier  begnügen  ;  sie  könnten  ins 
Ungemessene  vervielfältigt  werden.  Sie  stellen  nicht  bloss  Worte 
leitender  Staatsmänner  und  Politiker  dar,  denen  man  die  Glaub- 
würdigkeit absprechen  könnte,  sie  entsprechen  vollkommen  dem 
tatsächlichen  Verhalten  der  betreffenden  Regierungen  in  der  ent- 
fernteren Periode  vor  Ausbruch  des  Krieges  und  in  den  Konflikts- 
tagen, die  unmittelbar  zu  diesem  Ausbruch  führten.  Alle  diese 
Dinge  habe  ich  an  anderen  Stellen  ausführlichst  behandelt  und 
brauche  liier  nur  kurz  daran  zu  erinnern  : 

Die  vom  russischen  Kaiser  angeregten  Haager  Konferenzen 
bezweckten  nichts  anderes  als  die  Ausschaltung  der  Gewalt  aus 
den  Beziehungen  der  Völker,  ihre  Ersetzung  durch  Recht  und  fried- 
liche Verständigung.  Die  Entente-Mächte  England,  Frankreich  und 
Russland  haben  allen  Vorschlägen  auf  Einsetzung  obligatorischer 
Schiedsgerichte  und  Untersuchungskommissionen,  auf  vertrags- 
mässige  Einschränkung  der  Rüstungen  zugestimmt.  Deutschland 
und  Oesterreich  haben  ihnen  einen  unerschütterlichen  Widerstand 
entgegengesetzt.  Die  Rüstungsfrage,  die  in  der  Einladung  des 
Zaren  zur  ersten  Konferenz  sogar  in  den  Vordergrund  aller 
Probleme  gestellt  war,  konnte  infolge  des  Widerspruchs  Deutsch- 
lands nicht  einmal  zur  Erörterung  gelangen,  sondern  musste 
durch  eine  nichtssagende  Resolution  begraben  werden. 

Die  englisch-deutschen  Verständigungs-Verhandlungen  — 
nach  dem  Scheitern  der  Haager  Konferenzen,  1909-1912  — ,  die 
Deutschland  jede  Garantie  gegen  etwaige  Angriffe  von  Seiten 
Englands  oder  seiner  Entente-Genossen  gewähren  sollten,  mussten 
im  Saude  verlaufen,  da  Deutschland  sich  mit  dieser  Garantie 
nicht  begnügen  wollte,  sondern  Englands  Neutralität  auch  im 
Falle  eines  dem  Deutschen  Reiche  «  aufgezwungenen  »  Krieges 
verlangte.  Was  Deutschland  unter  einem  aufgezwungenen  Krieg 
versteht,  lehrt  der  gegenwärtige  Weltkrieg. 

Deutschland  und  Oesterreich  waren  stets  und  bei  allen  Gele- 
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genheiten  die  Gegner  jeder  europäischen  Organisation,  die  ihren 
Machtbestrebungen  und  ihrer  Rüstungsfreiheit  Grenzen  gesetzt 
hätte.  Die  Entente-Mächte  haben  sich  stets  als  Befürworter  und 
Förderer  einer  solchen  Organisation  gezeigt  und  noch  unmittel- 
bar vor  dem  Kriege,  am  30.  Juli  1914,  hat  Grey  in  seiner  berühm- 
ten Note  (Nr.  10 1  des  englischen  Blaubuches)  die  Vorschläge 
wiederholt,  die  im  Jahre  1912  von  Deutschland  zurückgewiesen 
worden  waren,  —  die  Vorschläge,  die  eine  Brücke  zwischen  Drei- 
bund und  Dreiverband  zu  schlagen  und  an  die  Stelle  des  euro- 
päischen Gleichgewichts  die  europäische  Gemeinschaft  zu  setzen 
bezweckten. 

England  und  Russland  haben  in  den  kritischen  Tagen  vor 
Ausbruch  des  Krieges  —  selbst  wenn  man  von  ihren  anderen 
unermüdlichen  Friedensbemühungen  absieht  —  durch  die  Tat 
ihren  Willen  bekräftigt,  Streitigkeiten  zwischen  den  europäischen 
Völkern  nicht  mehr  durch  die  Macht  des  Schwertes,  sondern  nach 
Recht  und  Billigkeit  entscheiden  zu  lassen  :  England  durch  den 
Vorschlag  der  Londoner  Botschafter- Konferenz,  Russland  durch 
die  Anregung,  den  österreichisch-serbischen  Streitfall  vor  den 
Haager  Schiedshof  zu  bringen. 

So  stehen  die  Kriegsziele  der  Entente- Mächte  in  engstem  Zu- 
sammenhang mit  ihrem  Verhalten  in  Friedenszeiten  :  sie  sind  die 
logische  Konsequenz  der  Bestrebungen,  die  sie  auf  friedlichem 
Wege  verwirklichen  wollten,  und  die  sie  nun,  da  gegen  ihren 
Willen  der  Kampf  ausgebrochen  —  für  sie  in  Wahrheit  ein  «  auf- 
gezwungener »  Krieg  !  — ,  als  Kampfziel  und  einzig  mögliche  Zu- 
kunftssicherung proklamieren. 

In  diesem,  nur  in  diesem  Sinne  erstreben  sie  die  Unschädlich- 
machung des  preussischen  Militarismus.  Kein  Mensch  in  der  Welt 
denkt  daran,  Preussen  und  Deutschland  politisch,  militärisch  oder 
wirtschaftlich  zu  ruinieren.  Ein  jeder  weiss,  dass  solcher  Unter- 
drückungsversuch einem  grossen,  mächtigen  und  tüchtigen  Volke 
gegenüber  nicht  nur  erfolglos  bleiben,  sondern  ins  Gegenteil 
umschlagen  und  verdoppelten  Widerstand,  erhöhte  Spannkraft 
bei  den  Unterdrückten  erzeugen  müsste.  Selbst  ein  Napoleon  hat 
das  kleine  preussische  Volk  nur  wenige  Jahre  unter  der  Fremd- 
herrschaft halten  können  —  und  europäische  Staatsmänner 
sollten  sich  heute  vermessen,  das  grosse  und  starke  Deutschland, 
dem  noch  dazu  starke  Bundesgenossen  zur  Seite  stehen,  zu  ver- 
nichten, zu  zerstückeln,  zu  unterdrücken  ?  !  Wem  will  eigentlich 
Herr  von  Bethmann  solche  Zerstörungsabsichten  seiner  Gegner 
weiss  machen  ?  Doch  höchstens  seinen  gläubigen,  allzu  gläubigen 
Volksgenossen,  denen  er  seine  eigenen  Eroberungspläne  dadurch 
schmackhafter  zu  machen  sucht,  dass  er  sie  ihnen  mit  der  Sauce 


120  KRIEGSZIEEE 

fremder  Eroberungspläne  serviert.  Doch  höchstens  dem  unglück- 
lichen, betörten  deutschen  Volke,  das  lammsgeduldig  seine  Söhne 
und  seine  Milliarden  auf  dem  Altar  des  Vaterlandes  opfert  und 
noch  immer  nicht  die  Drähte  erkennen  will,  mittels  deren  die 
hohen  Leiter  des  Welttheaters  dieses  blutigtragische  Puppenspiel 
in  Szene  gesetzt  haben. 

Beweise,  Herr  von  Bethmann,  Beweise  für  Ihre  Behauptung, 
dass  man  Deutschland  vernichten  will x  !  Ja,  wenn  Deutschland 
identisch  wäre  mit  seinen  Alldeutschen,  seinen  Militaristen,  seinen 
Reaktionären,  seinen  Junkern,  seinen  Imperialisten  und  vor 
allem  mit  seinem  Imperator,  —  dann  könnten  Sie  Ihren  Gegnern 
die  Vernichtung  Deutschlands  als  Absicht  unterschieben.  Diese  — 
leider  herrschenden  —  Kasten,  Klassen  und  Schichten,  sie  will 
man  unschädlich  machen,  weil  man  nicht  gesonnen  ist,  das 
Schicksal  Europas  und  seiner  Zivilisation  von  neuem  von  der 
Raub-  und  Blutgier,  von  dem  Grössenwahn  und  dem  Macht- 
f auatismus  dieser  preussischen  Wort-  und  Gedankenführer  ab- 
hängig zu  machen. 

Was  ist  preussischer  Militarismus? 

Was  ist  preussisehes  Junkertum? 

Europa  —  und  die  Welt  —  haben  ganz  richtig  erkannt,  wo 
der  Sitz  des  Kriegsübels,  welches  der  Bazillus  ist,  der  die  Kriegs- 
seuche erzeugt  hat.  In  der  Tat,  die  Diagnose  ist  nicht  allzuschwer. 
Jener  Preussengeist,  der  Kriegsgeistheisst,istein  ganz  spezielles 
Gewächs  preussischen  Bodens.  Er  ist  ein  Rest  mittelalterlich- 
feudaler  Anschauungen,  der  sich  nur  in  den  östlichen,  etwas 
abseits  von  der  Kulturentwicklung  liegenden  Provinzen  Preussens 
konserviert  hat  und  unter  der  sorgsamen  Pflege  der  Hohenzollern, 
unter  dem  machtvollen  Aufstieg  des  preussischen  Königtums  zur 
deutschen  Kaiserwürde,  zu  neuer  Blüte  und  Entfaltung  gelangt 
ist.  Dieses  militärisch-preussisch-hohenzollernsche  Draufgänger- 
tum findet  seine  vollkommenste  und  «  sympatischste  »  Verkör- 
perung heute  in  dem  Erben  des  preussischen  Königs-  und  deutschen 
Kaiserthrones.  Seine  Schriften,  seine  Reden,  seine  Handlungen, 
seine  Armeeaufrufe,  ja  seine  in  allen  illustrierten  Blättern  prangen- 
den Kriegsphotographien  mit  dem  ewig  lächelnden,  strahlcnd- 
befriedigten  Antlitz,  beweisen,  dass  er  in  dem  jetzigen  «  Immer 
feste  druff !  »  sich  so  recht  in  seinem  Elemente  fühlt,  dass  für  ihn 
der  Krieg  nicht  die  schlimmste  Geissei  der  Menschheit,  sondern 

1  Auch  die  neuesten,  in  der  Entente-Note  an  Wilson  (vom  12.  Januar  1917) 
spezialisierten  Kriegsziel-Forderuugen  enthalten  nichts,  was  auf  eine  Vernichtung 
Deutschlands  —  auch  nur  in  entferntester  Weise  —  hinausliefe.  Auf  diese  Entente- 
Note  komme  ich  im  Kapitel  «  Bethmann,  der  Friedensbieter  »  zurück. 
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die  erhabenste  Betätigung  menschlicher  Schöpferkraft,  die  edelste 
Aufgabe  gottbegnadeter  Herrscher  ist. 

Ueber  die  Frage  :  Was  ist  prenssischer  Militarismus  ?  —  isc 
unendlich  viel  debattiert  worden,  früher  im  Frieden  und  noch 
mehr  jetzt  im  Kriege.  Im  Frieden  war  alles,  was  Opposition  in 
Deutschland  heisst,  so  ziemlich  einig  mit  dem  Auslande  über  den 
Begriff  des  preussischen  Militarismus.  Jetzt  im  Kriege  haben  die 
Demokraten  und  sogar  der  grössere  Teil  der  Sozialdemokraten 
Deutschlands  auf  einmal  alles  vergessen,  was  sie  früher  als  Ankla- 
gematerial gegen  den  preussischen  Militarismus  vorgebracht  ha- 
ben. Jetzt  behauptet  nicht  nur  Alldeutschland,  sondern  ganz 
Deutschland  —  mit  einziger  Ausnahme  des  geringen  Häufleins 
der  Linkssozialisten  — ,  dass  der  preussische  Militarismus  eigent- 
lich viel  besser  sei  als  sein  Ruf,  dass  er  im  Grunde  genommen 
überhaupt  nichts  Schlimmes,  sondern  im  Gegenteil  etwas  Segens- 
reiches für  das  deutsche  Volk  sei,  dass  er  Rückgrat  und  Wirbel- 
säule der  militärischen  und  sogar  der  wirtschaftlichen  Widerstands- 
kraft Deutschlands  bilde,  und  sich  nur  zu  seinem  Vorteil  von  den 
Militarismen  anderer  Länder  unterscheide. 

Militarismus  —  so  belehrt  man  uns  jetzt  —  sei  eigentlich 
nichts  anderes,  als  auf  die  höchste  Spitze  der  Vollendung  getrie- 
bene militärische  Rüstung  :  diese  in  Preussen-Deutschlaud 
erreichte  technische  Vollendung  unterscheide  sich  nicht  dem 
Wesen,  sondern  nur  dem  Grade  nach  von  den  Militarismen  anderer 
Länder  ;  die  englische  Ueberlegenheit  in  der  Seerüstung  z.  B.  sei 
mit  der  deutschen  in  der  Landrüstung  durchaus  auf  eine  Stufe 
zu  stellen  und  der  englische  «  Marinismus  »  —  das  Wort  hat  man 
eigens  zum  Zwecke  dieser  Beweisführung  während  des  Krieges 
erfunden  —  sei  im  Grunde  zu  Wasser  dasselbe,  was  der  preussische 
Militarismus  zu  Lande  sei. 

Diese  auf  den  ersten  Blick  ganz  plausibel  klingende  Beweis- 
führung kann  vielleicht  Fremde  bestechen  und  überzeugen,  die 
den  preussischen  Militarismus  nicht  aus  der  Nähe  kennen,  die  nicht 
das  Glück  genossen  haben,  in  Preussen  geboren,  aufgewachsen 
und  politisch  reif  geworden  zu  sein.  Wie  man  einem  Fremden,  das 
heisst  einem  Nichtdeutschen  oder  auch  nur  einem  Nichtpreussen, 
niemals  wird  beibringen  können,  was  ein  preussischcr  Junker  sei, 
so  wird  man  ihm  auch  niemals  einen  deutlichen  Begriff  von  dem 
Wesen  des  preussischen  Militarismus  geben  können.  Junker  und 
Militarismus  sind  so  speziell  preussische,  ja  innerhalb  Preussens 
noch  so  speziell  ostelbische  Begriffe,  dass  nur  der,  der  diese 
Menschen  und  ihre  Geistesverfassung  von  Jugend  an  gesehen, 
gefühlt,  unter  ihnen  gelebt  und  gelitten  hat,  sich  einen  klaren 
Begriff  von  ihrem  Wesen  machen  kann.  Nirgends  in  der  Welt 
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findet  sich  diese  eigenartige  Mischung  von  Standeshochmut, 
Profitgier,  Herrschsucht,  Borniertheit,  brutalem  Draufgängertum 
gegen  oben  und  gegen  unten,  wenn  es  sich  um  die  eigenen 
Interessen  und  Vorteile  handelt,  —  von  raffiniertem  Intrigen- 
spiel gegen  missliebige  Regierungsmänner,  die  nicht  ganz  nach 
der  Pfeife  der  Junker  tanzen  wollen,  —  von  brutalem  Missbrauch 
der  Zoll-,  Steuer-  und  Finanzgesetzgebung  zu  dem  Zwecke,  sich 
selbst  möglichst  zu  entlasten  und  alle  anderen  Klassen,  sogar  die 
ärmsten,  möglichst  zu  belasten, —  von  rücksichtsloser  Ausnutzung 
der  Corps-  und  Familienbeziehungen  zur  Beherrschung  der  Staats- 
verwaltung, zur  Erlangung  der  fettesten  Posten,  zur  Vorwärts- 
schiebung der  Vettern  und  Gesinnungsgenossen.  Dabei  verstehen 
diese  Leute  es  meisterhaft  —  und  haben  es  stets  verstanden  — , 
ihren  Klassen-Egoismus  hinter  den  tönenden  Phrasen  von  Thron 
und  Altar,  von  Zucht  und  Sitte,  von  Gott,  König  und  Vaterland 
zu  verstecken. 

Ihre  Kaste  —  eine  Agrarier-,  Krieger-  und  Beamtenkaste. 
Der  älteste  Sohn  erbt  das  Gut,  die  jüngeren  müssen  beim  Militär 
und  Beamtentum  untergebracht  werden.  Aber  nicht  etwa  in  den 
Beamtenkarrieren,  die  in  den  Bureaus  der  Staatsverwaltung  zu 
mühsamer,  täglicher,  aufopferungsvoller  Arbeit  verpflichten, 
sondern,  wenn  irgend  möglich,  in  dem  politischen  Beamtentum, 
wo  es  weniger  auf  Intelligenz,  Sachkunde  und  Arbeitsamkeit, 
als  auf  Schneidigkeit  und  Zuverlässigkeit  politischer  Gesinnung 
ankommt.  In  der  politischen  Verwaltung,  die  von  dem  Minis- 
terium des  Innern  ressortiert,  in  der  Karriere,  die,  vom  Landrat 
beginnend,  über  das  Regierungspräsidium  hinweg  zur  Provin- 
zialverwaltung  und  zum  Ministerium  führt,  —  da  ist  das  bevor- 
zugte Tätigkeitsgebiet  der  jüngeren  Söhne  der  Junkerfamilien, 
soweit  sie  nicht  im  Offizierkorps  und,  wenn  die  Mittel  oder  eine 
reiche  Heirat  es  erlauben,  im  diplomatischen  Dienste  Verwendung 
finden. 

Das  geistige  Gepäck,  welches  diese  hochgeborenen  Herren  in 
ihre  verantwortlichen  Aemter  mitzubringen  pflegen,  will  ich  nur 
durch  einen  —  die  deutschen  Kriegsziele  behandelnden  —  Erlass 
charakterisieren,  den  der  königlich  preussische  Regierungspräsident 
von  Frankfurt  a.  d.  Oder,  Herr  von  Schwerin,  im  Januar  1915 
an  seine  Kreisschulinspektoren  versandt  hat.  Herr  von  Schwerin 
trägt  nicht  mit  Unrecht  den  bekannten  Namen  preussisch- 
mecklenburgischer  Junkerfamilien  :  seine  Anschauungen  sind 
seines  Namens  würdig.  Seine  Verfügung  verfolgt  den  Zweck,  die 
«  aus  dem  Gefühle  allgemeiner  Völkerverbrüderung  und  interna- 
tionaler Friedensschwärmerei  entspringenden  Bestrebungen  »  aus 
der  Schule  zu  verbannen,  —  die  Bestrebungen,  die  «  aus  erzieh- 
lichen   Gründen   der   Ausbreitung    und    Vertiefung    des   Völker- 
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hasses  entgegenzuwirken  und  der  künftigen  Versöhnung  der 
Kulturvölker  vorzuarbeiten  »  suchen.  Solche  Anschauungen 
müssen  —  nach  Herrn  von  Schwerin  —  unbedingt  aus  der  Schule 
verbannt  werden.  Es  muss  den  jungen  Gehirnen  der  Gedanke 
eingeprägt  werden  : 

dass  Deutschlands  Frieden  und  Sicherheit  nur  durch  seine  Wehrmacht  zu 
Lande  und  zur  See  verbürgt  wird,  und  dass  alle  Verbrüderungsbestrebuugen 
mit  anderen  Völkern  auf  kulturellem  Gebiet  niemals  dazu  führen  dürfen, 
auch  nur  das  Geringste  von  seiner  kriegerischen  Rüstung  abzubröckeln. 

Herr  von  Schwerin  spricht  dann  weiter  von  dem  Segen  eines 
starken  Königtums,  von  den  «  Schandtaten,  die  unsere  Feinde  an 
den  Deutschen  der  ganzen  Erde  begangen  haben  »,  und  die  man 
den  Schülern  gegenüber  weder  beschönigen  noch  entschuldigen 
dürfe. 

Das  ist,  in  dankenswerter  Kürze  und  Präzision  ausgedrückt, 
das  geistige  Zukunftsprogramm  des  preussischen  Junkertums. 
Starkes  Königtum,  das  heisst  :  Unterdrückung  jeder  demokra- 
tischen Regung  und  Entwicklung  ;  Weiterherrschen  der  Haupt- 
stützen dieses  Königtums,  der  Junker,  der  Agrarier,  der  Milita- 
risten und  Reaktionäre  ;  Ausmerzung  jedes  Gedankens  an  eine 
zukünftige  Verständigung  und  Versöhnung  der  Kulturvölker,  an 
die  Möglichkeit  und  Wünschbarkeit  einer  rechtlichen  Organi- 
sation der  europäischen  Staatengemeinschaft.  Statt  dessen 
unbeirrtes  Fortfahren  mit  dem  System  der  Rüstungen  und  des 
bewaffneten  Friedens. 

Dass  dieses  System  in  dem  gegenwärtigen  Völkerkriege  den 
jämmerlichsten  Schiffbruch  erlitten  hat,  diese  Erkenntnis  ist 
bisher  noch  nicht  in  den  geistigen  Horizont  eines  preussischen 
Regierungspräsidenten,  also  eines  der  höchsten  Staatsbeamten, 
gedrungen.  Dass  dieses  System  des  kostspieligen  Wahnsinns, 
selbst  wenn  man  es  wollte,  gar  nicht  fortgeführt  werden  könnte, 
einfach  weil  die  Völker  neben  den  ruinösen  Kriegsausgaben  nicht 
auch  noch  die  Gelder  für  neue  Rüstungskonkurrenzen  aufbringen 
können,  —  von  dieser  finanziellen  und  volkswirtschaftlichen 
Wahrheit,  die  ganz  unabhängig  ist  von  dem  politischen  Stand- 
punkt des  Urteilenden,  ist  jenem  preussischen  Regierungspräsi- 
denten offenbar  noch  nicht  einmal  die  blasseste  Ahnung  aufge- 
gangen. Dass  Deutschland,  ausser  den  schon  heute  erforderlichen 
drei  Milliarden  Mark  jährlich  bloss  für  Kriegsanleihezinsen l, 
vielleicht  einen  gleichen  Betrag  noch  an  Renten  für  Gefallene. 
Hinterbliebene,  Verstümmelte,  Ruinierte  und  Geschädigte,  für 
Ersatz  zugrunde  gegangener  wirtschaftlicher  und   militärischer 

1  Diese  Rechnung  beruht  auf  der  inzwischen  längst  überholten  Summe  von  60 
Milliarden  Kriegsanleihe.  Der  Gesamtbetrag  der  bewilligten  Kriegsanleihen  betrug 
im  Juli  1917  bereits  94  Milliarden. 
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Werte  jährlich  aufbringen  muss,  also  insgesamt  nach  dem  heutigen 
Stande  schon  etwa  sechs  Milliarden  Mark  {ungerechnet  künftige 
laufende  Militär-  und  Marineetats)  —  alles  das  kümmert  den 
hohen  preussischen  Staatsbeamten  nicht  ;  unentwegt  hält  er  die 
Fahne  des  bewaffneten  Friedens  als  einzigen  Schutz  Deutschlands 
aufrecht.  Aber  es  wird  ihm  und  seinen  Gesinnungsgenossen  so 
gehen,  wie  seinem  Ahnen,  dem  General  Schwerin,  der  mit  der 
Fahne  in  der  Hand  einen  —  allerdings  ehrenvolleren  —  Unter- 
gang gefunden  hat. 

Die  preussischen  Junker  werden  —  das  sage  ich  als  Preusse  aus 
innerster  Ueberzeugung,  aus  den  Studien  und  Erfahrungen  eines 
langen  Lebens  heraus  —  sie  werden  stets  bleiben  wie  sie  sind,  blind 
und  taub  gegen  die  Entwicklung  modernen  Geistes-  und  Völker- 
lebens, eingeschnürt  in  ihre  Jahrhunderte  alten  Kastenansichten 
und  Kastenvorurteile,  frech  und  anmassend  in  ihrer  Beschränkt- 
heit, beschränkt  in  ihrer  Frechheit  und  Anmassung.  Sint  ut  sunt 
aut  non  sint.  Sie  werden  sein  wie  sie  sind  oder  sie  werden  nicht 
sein.  Sache  des  deutschen  Volkes  ist  es,  den  letzten  Teil  dieser 
Alternative  zur  Wahrheit  zu  machen.  So  lange  die  Junker  in 
Preussen  und  durch  Vermittlung  Preussens  im  deutschen  Reiche 
die  herrschende  Klasse  bilden,  ist  jeder  Gedanke  an  eine  Besserung 
der  preussisch-deutschen  Zustände  und  damit  an  eine  dauernde 
Friedensorganisation  Europas  ausgeschlossen.  Der  preussische 
Junker,  wie  er  sich  in  dem  Erlass  des  Präsidenten  Schwerin  in 
Reinkultur  zeigt  —  ein  Beispiel  unter  hunderttausenden  — ,  ist  der 
Krankheitsbazillus  Europas.  Diese  Schädlinge  ein  für  allemal 
unschädlich  zu  machen,  ist  die  dringendste,  aber  auch  schwie- 
rigste Aufgabe  der  deutschen  Demokratie.  Hoffen  wir,  dass  das 
betörte  und  geknechtete  deutsche  Volk  nach  den  blutigen  Erfah- 
rungen dieses  Krieges  die  Kraft  finden  wird,  sich  von  den  Junkern, 
diesen  Blutegeln  und  Blutsaugern  Deutschlands,  zu  befreien. 

Adlige,  Corpsbrüder, 
Reserveoffiziere. 

Ueber  die  Vorherrschaft  des  Adels  in  der  Diplomatie  und 
beim  Militär  ist  schon  so  viel  geschrieben  worden,  dass  jedes 
weitere  Wort  sich  erübrigt.  Aber  auch  in  den  Dandratsämtern, 
bei  den  Regierungen,  bei  den  Provinzialverwaltungen  wimmelt 
es  von  Junkern  oder  solchen,  die  es  sein  oder  werden  möchten, 
wimmelt  es  von  Corpsbrüdern  feudaler  Corps,  von  Reserve- 
offizieren feudaler  Regimenter.  Das  Corpsburschenband  und  die 
Reserveoffiziers-Epauletten  —  das  sind  die  Talismane,  die  dem 
hochwohlgeborenen    Preussen    alle    Tore    zu    den    Staatskrippen 
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öffnen,  alle  Sprossen  auf  der  Leiter  der  Staatshierarchie  zur  Ver- 
fügung stellen. 

Wer  die  drei  Eigenschaften  zusammen  besitzt :  als  preussischer 
Junker  geboren  zu  sein,  in  einem  exklusiven  Corps,  bei  den  Bonner 
Preussen  (denen  traditionsgemäss  die  preussischen  Prinzen 
angehören  ;  auch  Kaiser  Wilhelm  ist  Bonner  Preusse),  bei  den 
Heidelberger  Saxoborussen  oder  ähnlichen  Verbindungen  aktiv 
gewesen  zu  sein  und  gleichzeitig  den  hohen  Rang  eines  Reserve- 
offiziers in  einem  feudalen,  möglichst  Kavallerie- Regiment  zu 
bekleiden,  der  ist  in  Preussen-Deutschland  ein  gemachter  Mann. 
Seine  Qualifikation  zu  den  höchsten  Aemtern  nimmt  in  demselben 
Masse  ab,  wie  ihm  jene  drei  Eigenschaften  fehlen  :  der  Junker  und 
Corpsstudent  gilt  schon  etwas  weniger  als  der  Junker,  Corps- 
student und  Reserveoffizier.  Der  Corpsstudent  und  Reserve- 
offizier, der  aber  nur  bürgerlich  geboren  ist,  hat  unvergleichlich 
schlechtere  Chancen  als  seine  Corpsbrüder  und  Regiments- 
kameraden, die  das  kleine  Wörtchen  «  von  »  vor  ihren  Namen 
setzen  können.  Diesem  Mangel  wird  allerdings  oftmals  abgeholfen  : 
wenn  der  junge  Mann  sein  mit  schneidigen  Schmissen  geziertes 
Gesicht  und  seine  stattliche  Erscheinung  in  der  kleidsamen 
Uniform  der  Bonner  Husaren  wohl  zu  präsentieren  weiss  und 
gleichzeitig  von  Vaters  oder  Schwiegervaters  Seite  her  über  ent- 
sprechende Moneten  verfügt,  so  kommen  die  wunderwirkenden 
drei  Buchstaben  häufig  wie  von  selbst  angeflogen  und  stellen  den 
bürgerlich  geborenen  in  eine  Reihe  mit  seinen  adligen  Konkur- 
renten. Mit  manchem  Sohn  eines  reichen  Kaufmanns  oder  Indus- 
triellen habe  ich  die  Schulbank  gedrückt,  der  seine  Karriere  zwar 
nicht  mit  ernsten  Studien,  aber  mit  dem  Eintritt  in  ein  feudales 
Corps  begonnen,  mit  dem  Dienst  in  einem  ebenso  feudalen 
Kavallerieregiment  fortgesetzt  und  mit  dem  Adelsprädikat,  ja 
sogar  mit  dem  Freiherrntitel,  als  Inhaber  der  höchsten  staatlichen 
oder  militärischen  Stellen  beendigt  hat.  Ich  selbst  war  für  solche 
Herren  inzwischen  «  Luft  »  geworden  ;  auf  der  Strasse  kannten  sie 
mich  nicht  mehr.  Den  Anschluss  nach  unten  hatten  sie  verloren, 
aber  den  nach  oben  hatten  sie  nach  altbewährter  preussischer 
Methode  schnell  und  sicher  erreicht 

Diese  Verquickung  militärischer  Qualitäten  mit  der  bürger- 
lichen Berufskarriere  ist  auch  eine  Seite  des  preussischen  Milita- 
rismus, die  in  keinem  anderen  Lande  wiederkehrt.  Ich  möchte 
den  Engländer,  Franzosen,  Russen  oder  Italiener  sehen,  dem  sein 
Rang  in  der  Reserve-  oder  Territorialarmee  auch  nur  den  gering- 
sten Vorteil  in  seiner  staatlichen  Berufskarriere  brächte.  Uns 
Preussen  muss  es  daher  ganz  merkwürdig  berühren,  wenn  auch 
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Engländer,  wie  z.  B.  Bernhard  Shaw,  von  Junkern  und  Milita- 
risten in  ihrem  Lande  sprechen  wollen.  Ein  englischer  Landbesitzer 
ist  noch  lange  nicht  ein  ostelbischer  Agrarier,  ein  englischer 
Baronet  kein  preussischer  Junker,  ein  englischer  Militär  kein 
preussischer    Militarist. 

Der  Geist,  die  Gesinnung,  der  Charakter  sind  es,  die  den  preus- 
sischen  Junker  machen.  Dieser  enge  Kastengeist,  die  brutal- 
egoistische Gesinnung,  die  heuchlerische  Charakterlosigkeit,  die 
den  eigenen  Vorteil  mit  dem  Mantel  der  Königstreue  und  Vater- 
landsliebe bedeckt,  —  sie  sind  es,  die  den  preussischen  Junker 
machen,  die  ihn  von  allen  ähnlichen  Gebilden  in  anderen  Ländern 
unterscheiden. 

Die   Junker   und   der 
europäische    Krieg. 

Weshalb  sind  die  preussischen  Junker  und  ihre  Bundesge- 
nossen, die  im  «  Alldeutschen  Verband  »,  im  «  Wehrverein  »,  im 
«  Flottenverein  »  etc.  so  machtvoll  organisiert  sind,  seit  Jahren 
bemüht  gewesen,  den  grossen  europäischen  Krieg  herbeizuführen  ? 
Weil  sie  ihren  Vorteil  darin  sahen.  Aus  keinem  anderen  Grunde. 
Ihren  materiellen  Vorteil,  ihren  ideellen  Vorteil,  ihren  politischen 
Vorteil,  ihren  sozialen  Vorteil. 

Ihren  materiellen  Vorteil !  Sie  schwimmen  im  Golde,  oder  viel- 
mehr in  Banknoten,  da  alles  Gold  der  Reichsbank  zufliesst.  Die 
normalen  Preise  aller  ihrer  Produkte  sind  um  ioo,  200,  300% 
gestiegen  ;  während  sie  sich  mästen,  hungert  das  Volk.  Je  länger 
der  Krieg  dauert,  umso  besser  für  sie.  Absperrung  vom  Auslande  ! 
Aushungerungskrieg  von  Seiten  Englands  !  Was  kann  den  Agra- 
riern besseres  passieren  ?  Kein  Vieh,  kein  Getreide,  kein  Gemüse, 
kein  Fett,  keine  Butter  kann  herein  :  umso  besser  für  sie,  umso 
teurer  muss  man  ihre  Produkte  bezahlen.  So  denken  sie.  Aber  so 
sprechen  sie  nicht.  Sie  müssten  keine  preussischen  Junker  sein, 
wenn  sie  sich  nicht  über  die  «  ungeheuren  Opfer  »  beklagen  würden, 
die  sie  der  Volksernährung  bringen  müssen,  wenn  sie  nicht  die 
unschätzbaren  Verdienste  beständig  im  Munde  führten,  die  sie 
sich  um  die  Ernährung  und  damit  um  die  militärische  Widerstands- 
kraft des  deutschen  Volkes  täglich  von  neuem  erwerben.  Ver- 
dienste ja  —  klingende  !  Aber  die  leugnen  sie  natürlich.  Die 
Selbstkosten  seien  enorm  gestiegen  (natürlich  eine  Lüge  :  denn 
zu  Hunderttausenden  wird  ihnen  die  billige  Gefangenenarbeit 
zur  Verfügung  gestellt).  Das  moralische  Verdienst  dagegen,  das 
Volk  vor  dem  Hungertode  bewahrt  zu  haben,  das  nehmen  sie  mit 
patriotischem  Brustton  und  gottgefälligem  Augenaufschlag  für 
sich  in  Anspruch.  Der  preussische  Minister  für  die  Landwirtschaft, 
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selbst  einer  der  grössten  Agrarier  und  einseitigsten  Interessen- 
Vertreter  x,  würde  besser  heissen  :  der  Minister  gegen  die  Volks- 
wirtschaft, da  er  es  als  seine  gottgewollte  Aufgabe  betrachtet,  die 
Interessen  des  platten  Landes  gegen  das  konsumierende  Volk  bei 
jeder  Gelegenheit  in  ungerechtester  Weise  in  Schutz  zu  nehmen. 
Das  hervorragendste  Charakteristikum  der  preussischen  Jun- 
ker ist  überhaupt,  wie  ich  schon  hervorgehoben,  nicht  ihre 
Profitgier  als  solche,  sondern  die  schamlose  Ableugnung  ihrer 
brutalen  Eigensucht.  Die  Agrarzölle  Deutschlands  sind  allmählich 
auf  eine  Höhe  emporgetrieben  worden,  die  selbst  einem  Bismarck, 
dem  Begründer  der  neuen  deutschen  Zollpolitik,  als  unmöglich, 
als  Ausgeburt  des  «  verrücktesten  Agrariergehirns  »  erschien.  Da 
Deutschland  auf  die  Getreidezufuhr  vom  Auslande  in  normalen 
Zeiten  angewiesen  ist,  so  wirken  die  Getreidezölle  naturgemäss 
in  voller  Höhe  auf  die  Preisbildung  des  in  Deutschland  produ- 
zierten Getreides  ein  und  steigern  die  Preise  in  Deutschland  gegen- 
über dem  Weltmarktpreis  genau  um  den  Betrag  des  Zolles.  Von 
dieser  volkswirtschaftlich  unanfechtbaren  Tatsache  konnte  sich 
jeder  täglich  durch  den  Vergleich  der  in  Holland  notierten  Welt- 
marktpreise für  die  Hauptgetreidearten  mit  den  Preisen  in 
Deutschland  überzeugen.  Glaubt  ihr,  dass  je  ein  deutscher 
Agrarier  diese  künstliche  Preissteigerung,  zum  Nachteil  des  brot- 
essenden Volkes,  zugegeben  habe  ?  Nicht  einmal  ein  Minister  in 
Preussen  oder  im  Reiche  hat  es  je  gewagt,  sich  auch  nur  in  milder 
Form  gegen  die  Selbstsucht  der  Agrarier  auszusprechen  oder 
offenkundige  Beweise  ihrer  Bereicherung  —  auf  Kosten  der  übrigen 
Bevölkerungsklassen  —  vorzuführen.  Hätte  er  es  gewagt,  nicht 
eine  Woche  wäre  er  länger  im  Amte  geblieben.  Nie  und  nimmer  ist 
aus  den  Kreisen  der  Agrarier  und  der  ihren  untergebenen  preus- 
sisch-deutschen  Regierung  die  preiserhöhende  Wirkung  der  Ge- 
treidezölle offen  zugestanden  worden  :  den  Müllern  und  Bäckern 
hat  man  die  Schuld  zugeschoben,  wenn  der  deutsche  Arbeiter 
sein  Brot  mit  hunderten  von  Millionen  teurer  bezahlen  musste 
als  der  Arbeiter  jenseits  der  deutschen  Grenzen.  Die  Gegenfrage  : 
«  Ja,  weshalb  habt  ihr  denn  so  auf  der  Einführung  und  bestän- 
digen Erhöhung  der  Getreidezölle  bestanden,  wenn  sie  nicht 
preiserhöhend  auf  eure  Produkte  wirken  ?  »  —  diese  Gegenfrage 
hat  man  in  den  langen  Jahrzehnten,  wo  Deutschland  mit  Getreide- 
zöllen gesegnet  ist,  nie  beantwortet.  Man  hat  dem  deutscheu 
Michel  einen  Mangel  an  Logik  zugemutet,  an  dem  man  selbst 
keineswegs  litt :  die  Agrarier  wissen  ganz  genau,  wie  viele  hunderte 
von  Millionen  ihnen  die  Getreidezölle,  die  Liebesgaben  auf  Brannt- 
wein, die  offenen  und  versteckten  Ausfuhrprämien,  die  Vieh- 
und    Fleischzölle,    die   —   auf   angeblichen    Gesundheitsgründen 

1  Der  inzwischen  abgegangene  Freiherr  von  Schorlemer. 
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beruhenden  —  Einfuhrsperren  für  ausländisches  Vieh  etc.  jahraus, 
jahrein  eingebracht  haben.  Nicht  um  Millionen,  um  viele,  viele 
Milliarden  handelt  es  sich  hier,  die  das  arbeitende  und  essende 
Volk  der  kleinen  Oberschicht  von  einigen  tausenden  grösserer 
und  ganz  grosser  Grundbesitzer  als  Tribut  entrichten  musste.  (Der 
Durchschnittsbauer  hat  bekanntlich  keinen  Vorteil  von  den  Zöllen 
und  Begünstigungen,  da  er  nichts  zu  verkaufen  hat.) 

Aber  diese  Milliarden- Ab  gaben  in  Friedenszeiten  genügten  den 
Herren  Junkern  nicht.  Es  musste  mal  wieder  ein  grosser  Coup 
gemacht  werden,  der  ihren  Finanzen  mit  einem  Schlage  aufhelfen, 
der  den  verblichenen  Glanz  ihrer  Wappen  für  einige  Generationen 
wiederum  vergolden  sollte.  Handelsstand  und  Industrie  hatten 
sich  in  dem  Vierteljahrhundert  der  Wilhelminischen  Regierung  — 
trotz  aller  Bevorzugungen  des  Agrariertums  —  zufolge  der  all- 
mählichen  natürlichen   Umwandlung   Deutschlands   von   einem 
Agrar-  in  einen  Handels-  und  Industriestaat    in  ausserordent- 
licher Weise  entwickelt,   ohne   Notbehelfe  und   Krücken,   ohne 
Prämien  und  Liebesgaben,  einfach  infolge  der  hervorragenden 
Tüchtigkeit,  der  Ausdauer  und  der  geschickten  Methoden  unserer 
Handels-  und  Fabrikherren.  Der  Kaiser  förderte  und  unterstützte 
persönlich  diese  Entwicklung,  er  trat  in  intime  Beziehungen  zu 
führenden  Männern  der  Reederei,  des  Handels',  der  Industrie,  ohne 
nach  Religion,  nach  Stammbaum  oder  politischer  Gesinnung  zu 
fragen.   Der  Kaiser,   der  Schützer  und  Förderer  unseres  Welt- 
handels,  der  Begründer  der  deutschen  Flotte,  hatte  das  Wort 
geprägt  :   «  Unsere  Zukunft  liegt  auf  dem   Wasser.  »  Ein  Wort, 
das  in  den  Ohren  der  preussischen  Junker  greulich  klang,  denn 
nach  ihrem  Willen  sollte  unsere  Zukunft  —  wie  seit  Jahrhunderten 
im  guten  alten  Preussen  —  auf  dem  Lande  liegen,  in  erster  Linie 
auf  dem  ererbten  Stammlande  des  preussischen  Junkertums,  auf 
dem  Lande  östlich  der  Elbe.  Der  Welthandel  —  das  befürchteten 
sie  und  sahen  sie  voraus  —  musste  auch  Weltideen,  Ideen  der 
Völkerverständigung,    des   Völkerfriedens   entstehen   lassen,    die 
nur   auf  demokratischem  Boden   blühen   und   gedeihen   können. 
Welthandel   und   Weltfrieden,   Völkerverbrüderung   und   Demo- 
kratie —  das  war  die  verhängnisvolle  Stufenleiter,  die  das  preus- 
sische  Junkertum  voraussah,   wenn  die  Entwicklung  Preussen- 
Deutschlands  in  derselben  Richtung  weiterging,  wie  in  den  letzten 
Jahrzehnten.    Das    musste    unter    allen    Umständen    verhindert 
werden  :  denn  das  war  das  Grab,  der  Untergang  der  preussischen 
Junkerherrschaft,  das   war   das   Aufsteigen   einer   neuen  Volks- 
schicht, eines  neuen  Volksgeistes,  der  die  Vorherrschaft  des  Land- 
adels,   der  Militär-   und   Beamten-Oligarchie   ein    für    alle    Mal 
hinweggeblasen  hätte.  Der  Kaufmann,  der  Industriellerer  geistige 
und  körperliche  Arbeiter,  sie  durften  in  keinem  Falle  in  Preussen 
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und  im.  Reiche  so  weit  emporsteigen  und  an  politischer  und 
sozialer  Geltung  gewinnen,  dass  dadurch  die  historisch-geheiligte 
Machtstellung  der  Junker  und  ihrer  Affiliierten  im  Militär-  und 
Beamtentum  herabgedrückt  würde. 

Welches  Mittel  gab  es,  diesen  Zweck  zu  erreichen  ?  Im  fried- 
lichen Entwicklungsgang  keines.  Im  Gegenteil.  Die  Arbeiter  auf 
dem  Felde  des  Friedens  mussten,  je  länger  die  «  schlaffe  Friedens- 
zeit »  dauerte,  umsomehr  zur  Geltung  kommen,  umsomehr 
Früchte  von  ihrer  nützlichen  Arbeit  einheimsen,  umsomehr 
schliesslich  diese  Früchte  in  politische  und  soziale  Macht  umsetzen 
Dagegen  gab  es  nur  ein  Heilmittel  :  die  friedliche  Entwicklung 
unterbrechen  und  zum  Kriege  blasen  —  zum  Kriege,  der,  wenn  er 
einmal  losbrach,  nach  den  bestehenden  Bündnisverpflichtungen 
nur  ein  europäischer  werden  konnte,  der  Deutschland  mit  einem 
Schlage  von  dem  Welthandel  und  Weltverkehr  abschneiden  und 
den  verruchten  Weltbürgerideen  das  Lebenslicht  ausblasen 
musste.  Nur  ein  Krieg  konnte  an  die  Stelle  des  immer  weiter  sich 
ausbreitenden  «  Krämergeistes  »  wiederum  den  preussischen  Sol- 
datengeist, an  die  Stelle  der  weltbürgerlichen  Verflachung  und 
Verweichlichung  die  alte  preussische  Tatenlust  und  Manneskraft 
setzen. 

Wohlauf,  Kameraden,  aufs  Pferd,  aufs  Pferd, 

Ins  Feld,  in  die  Freiheit  gezogen  ! 

Im  Felde,  da  ist  der  Mann  noch  was  wert, 

Da  wird  seine  Kraft  noch  gewogen. 

Man  lese  die  «  Alldeutschen  Blätter  »,  die  Reden  der  alldeut- 
schen Generale  und  Admirale,  man  lese  die  nationalistisch- 
chauvinistische Presse  des  letzten  Jahrzehnts,  die  Bücher  und 
Ansprachen  des  deutschen  Kronprinzen,  man  lese  Bernhardi  und 
seine  Gesinnungsgenossen,  —  überall  wird  man  denselben  Gedan- 
ken unverschleiert  und  unverblümt  wiederfinden  :  das  deutsche 
Volk  sei  in  Gefahr,  mit  dem  ewigen  Handeltreiben  und  Geld- 
verdienen in  Weichlichkeit  und  Materialismus  zu  versinken 
(notabene  :  unter  Materialismus  verstehen  unsere  Junker  immer 
nur  das  Geldverdienen  der  anderen  !)  ;  die  altpreussischen  Tugen- 
den der  Mannhaftigkeit  und  Wehrkraft,  der  kriegerischen  Taten- 
lust und  des  Draufgängertums  gingen  immer  mehr  verloren, 
körperlich  und  geistig  sei  Preussen  und  Deutschland  dem  Unter- 
gang geweiht,  wenn  es  nicht  bald,  so  bald  wie  möglich,  in  dem 
erfrischenden  Stahlbad  eines  fröhlichen  Krieges  Kräfte  zur 
Neugeburt  sammle  : 

Auch  uns  wird  einmal  die  frohe,  grosse  Stunde  eines  Kampfes  schlagen. 
In  Tagen  zweifehider,  vorläufig  nur  heimlich  frohlockender  Erwartung  geht 
dann  von  Herz  zu  Herz  und  Mund  zu  Mund  der  alte  königliche  Ruf  "zur 
Schlacht  :  «  Mit  Gott  für  König  und  Vaterland  !  »  In  die  Strasse,  durch  die 
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wir  heute  fröhlich  plaudernd  oder  lachend  schreiten,  fällt  bald  ein  noch 
feuchtes  Druckblatt,  und  von  den  Lippen  des  ersten  deutschen  Mannes, 
der  es  liest,  bricht  fest  und  zuversichtlich  :  «  Es  braust  ein  Ruf  wie  Donner- 
hall ».  Ein  echter  Schlachtenchoral  ist  das  Lied  und  doch  klingt  jauchzend 
des  Deutschen  Freude  an  Krieg  und  Heldensterben  hinein.  Sein  Echo  hallt 
bis  in  die  fernsten  Gasschen  mit  dem  jubelnden  Gelöbnis  :  «  Wir  alle  wollen 
Hüter  sein  !  »Ja  das  wird  eine  frohe,  eine  grosse  Stunde,  die  wir  uns  heimlich 
wünschen  dürfen.  Der  laute  Wunsch  nach  Krieg  wird  oft  zu  eitlem  Prahlen 
und  lächerlichem  Säbelrasseln.  Aber  still  und  tief  im  deutschen  Herzen  muss 
die  Freude  am  Krieg  und  ein  Sehnen  nach  ihm  leben,  weil  wir  der  Feinde  genug 
haben  und  der  Sieg  nur  einem  Volk  wird,  das  mit  Sang  und  Klang  zum  Kriege 

wie  zum  Fest  geht Verlachen  wir  also  aus  vollem  Halse  alte  Weiber  in 

Männerhosen,  die  den  Krieg  fürchten  und  darum  jammern,  er  sei  grausig 
oder  hässlich.  Nein,  der  Krieg  ist  schön.  Seine  hehre  Grösse  hebt  das  Menschen- 
herz hoch  über  Irdisches,  Alltägliches  hinaus 

Auch  unserer  warten  solche  Stunden.  Wir  wollen  ihnen  entgegengehen 
mit  dem  männlichen  Wissen,  dass  es  schöner,  herrlicher  ist,  nach  ihrem 
Verklingen  auf  der  Heldentafel  in  der  Kirche  ewig  fortzuleben,  als  namenlos 
den  Stroh tod  im  Bett  zu  sterben....  Im  Wolkensaal  droben  sitzen  «  Held 
Friedrich,  Held  Blücher,  die  Männer  der  Tat  ».  Aber  nicht  die  Stubenhocker, 
die  uns  den  Krieg  verleiden  wollen. 

Diesen  Appell  zum  männermordenden  Kriege  richtet  in  der 
«  Wochenschrift  für  Deutschlands  Jugend  »  Otto  von  Gottberg 
an  den  Bund  Jungdeutschland  und  die  deutsche  Turnerschaft,  und 
zwar  am  25.  Januar  1913,  also  anderthalb  Jahre  vor  dem  Kriege1. 
Das  ist  eine  von  Hunderten  und  Tausenden  von  Stimmen  aus 
demselben  Lager,  die  alle  in  gleichem  Sinn  und  Rhythmus  das 
Lob  des  Krieges  als  solchen  singen,  —  gleichviel  aus  welcher 
Ursache  oder  um  welchen  Zweckes  willen  er  geführt  wird. 

Ich  habe  an  anderer  Stelle  eine  Reihe  solcher  preussischen 
Kriegsstimmen  gesammelt,  die  dem  Worte  Herweghs  eine  glänzende 
posthume  Rechtfertigung  verschaffen  : 

Wie  Kinder  lasst  Ihr  Euch  betrügen, 
Bis  Ihr  zu  spät  erkannt,  o  weh, 
Die  Wacht  am  Rhein  wird  nicht  genügen, 
Der  wahre  Feind  steht  an  der  Spree. 

Dem  lautesten  Kriegsherold  «  um  des  Krieges  willen  »,  dem 
deutschen  Kronprinzen,  habe  ich  schon  in  meinem  Buche2  die 
seiner  hohen  und  einflussreichen  Stellung  gebührende  Würdigung 
zuteil  werden  lassen.  Auch  für  sein  tatenfrohes  Hohenzollernherz 
war  der  Krieg  —  bereits  zu  einer  Zeit,  als  von  dem  angegriffenen 
und  Überfallenen  Deutschland  noch  keine  Rede  war,  —  der 
Krieg  als  solcher,  als  Betätigung  männlicher  Kampfeslust,  ein 
«  Ziel  aufs  innigste  zu  wünschen  »  —  ein  Sehnsuchtsziel,  wie  es 
für  uns  einfache  Menschen  die  Erhaltung  des  Völkerfriedens  ist. 
Den  Aufruf  des  prinzlichen  Armeeführers  an  seine  Truppen  bei 
der  Wiederkehr  des  ersten  Jahrestages  des  Kriegsbeginns  : 
«  Hinein  in  den  Krieg,  wie  wir  ihn  lieben  !  »  —  dieses  Produkt 

1  Zitiert  nach  Nippold  :  Der  deutsche  Chauvinismus  (Stuttgart,  1913).  S.  I. 

2  J'accuse,  S.  60-62. 
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frevelhaftesten  Kriegswahnsinns  eines  kugelgesicherten  Hinter- 
front-Marschalls habe  ich  in  einem  früheren  Kapitel  dieses 
Werkes  bereits  gebrandmarkt. 

Hier  eine  kleine  Ergänzung  zur  Charakteristik  des  deutschen 
Zukunftskaisers  —  Zukunftskaisers,  wenn  das  deutsche  Volk  sich 
nicht  endlich  und  gründlich  von  diesem  hohenzollernschen  Kaisertum, 
seinem  schlimmsten  Feinde,  befreit. 

Bei  Gelegenheit  des  fünfunddreissigsten  Geburtstages  des 
deutschen  Kronprinzen  —  Anfang  Mai  1917  —  hat  folgender 
Telegrammwechsel  zwischen  dem  Sieger  von  I,ongwy  und  dem 
Oberbürgermeister  von  Berlin,  Staatsminister  a.  D.  Wermuth, 
stattgefunden  : 

Habe  soeben  meine  tapferen  Regimenter  64  lind  24,  die  gerade  aus  der 
Stellung  kamen,  besichtigt.  Von  den  etwa  400  Mann,  mit  denen  ich  per- 
sönlich gesprochen  habe,  war  der  grösste  Teil  aus  Berlin  und  Umgebung. 
Trotz  grösster  Anstrengungen,  schwersten  wochenlangen  Feuers  und  erheb- 
licher Verluste  war  die  Haltung  dieser  Berliner  Jungens  glänzend,  ihre  gute 
Laune  und  Schlagfertigkeit  hatten  sie  in  keiner  Weise  eingebüsst.  Mit 
solchen  Truppen  kann  man  den  Teufel  aus  der  Hölle  holen.  Besten  Gruss. 

Wilhelm,  Kronprinz. 

Mit  freudigem  Stolz  und  dankbar  hört  Berlin  das  Lob  seiner  tapferen 
Jungens  aus  dem  Munde  ihres  Heerführers,  ihres  Kronprinzen.  Kraft-  und 

f)flichtbewusst,  mit  seiner  Väter  Erbteil,  dem  gesunden  Humor  im  Tornister, 
ässt  sich  dieser  Schlag  nicht  unterkriegen,  draussen  wie  drinnen,  trotz  aller 
Nöte.  Die  werden  ihren  Führern  ganz  gewiss  die  Arbeit  schaffen  helfen.  «  Dat 
walte  Gott  und  holt  Isen.  »  Oberbürgermeister  Wermuth. 

In  diesem  schneidig-burschikosen  Telegrammverkehr  zwischen 
dem  jungen  Kaisersohne  und  dem  alten  Bürgermeister  spiegelt 
sich  das  fürchterlichste  Schlachten  wieder,  das  je  in  der  Menschen- 
geschichte unseren  unglücklichen  Planeten  besudelt  hat.  Es  han- 
delt sich  um  die  mit  Riesenkräften  durchgeführte  englisch- 
französische Frühjahrs- Offensive  von  1917.  Ungezählte  Tausende 
deutscher  Söhne,  Brüder  und  Väter  sind  zerfleischt,  zerfetzt,  ver- 
stümmelt, geblendet,  dem  Wahnsinn  oder  der  Gefangenschaft 
überliefert  worden.  Alle  Schilderungen  der  Kriegskorrespondenten, 
die  noch  dazu  zensurmässig  herabgedämpft  sind,  führen  uns 
Schreckensbilder  vor,  für  die  es  —  nach  dem  eigenen  Geständnis 
der  Berichterstatter  —  keinen  genügenden  Ausdruck  in  der 
menschlichen  Sprache  gibt.  Ein  Riesenstrom  von  Unglück  und 
Verzweiflung  ist  von  jenen  französischen  Schlachtfeldern  in  un- 
zählige deutsche  Familien  geflossen.  Viele  Tausende  von  Müttern 
jammern  um  ihre  dahingeschlachteten  Söhne,  viele  Tausende  ver- 
waister halbverhungerter  Kinder  schreien  nach  ihren  verschwun- 
denen Vätern.  Viele  Tausende  abgehärmter  Weiber  strecken 
vergeblich  die  Arme  aus,  um  ihre  in  ferner  Erde  verscharrten 
Geliebten  wenigstens  in  Gedanken  noch  einmal  an  die  Brust  zu 
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drücken.  Das  alles  aber  —  dieses  unmessbare  Mass  menschlichen 
Unglücks,  das  dieser  frivole,  kaltblütig  ausgesonnene  Eroberungs- 
krieg der  Hohenzollern  über  die  Welt,  über  die  eigenen  Volks- 
genossen gebracht  hat,  —  alles  das  sieht  und  merkt  der  ewig- 
lächelnde kaiserliche  Prinz  in  der  kleidsamen  Husarenuniform 
nicht.  Für  ihn  existiert  nur  die  Lichtseite  der  Medaille.  Was  dahin- 
ter liegt,  das  Grauen,  der  Schrecken,  der  Tod  —  nach  einer  jüngst 
veröffentlichten  Statistik  des  «  Mitteleuropäers  »  Naumann,  der 
sicher  die  Zahlen  eher  zu  niedrig  angibt,  hat  Deutschland  in  den 
ersten  zweieinhalb  Kriegs]  ahren  eine  Million  dreihundertdreissig- 
tausend  Leichen  «  auf  der  Strecke  »  gelassen  —  alles  das  sind  für 
den  kaiserlichen  Prinzen  nur  «  erhebliche  Verluste  »  ;  mit  diesen 
zwei  farblosen  Worten  ist  diese  Seite  der  Angelegenheit  für  den 
hohen  Herrn  glatt  erledigt. 

Mit  Genugtuung  registriert  er,  dass  er  «  400  Mann  »' —  man 
denke,  welche  Riesenleistung  !  —  nach  dem  Kampfe  «  persönlich 
gesprochen  »  habe  ;  er  rühmt  die  «  glänzende  Haltung  dieser 
Berliner  Jungens  »,  ihre  «  gute  Laune,  ihre  Schlagfertigkeit  »  und 
er  schliesst  effektvoll  mit  dem  den  an  den  «  Teufel  »,  den  man  «  mit 
solchen  Truppen  aus  der  Hölle  holen  »  könne. 

Das  ist  alles,  was  dem  jugendlichen  Draufgänger  von  der 
Hinterfront  nach  solchem  blutigen  Gemetzel  auffällt  und  in  die 
Feder  fliesst  !  Die  Berge  von  Leichen,  die  endlosen  Züge  der  Ver- 
wundeten und  Verstümmelten  sieht  er  nicht,  will  er  nicht  sehen. 
Die  glücklich  Zurückgekommenen  inspiziert  er,  die  —  froh,  dem 
Gemetzel  für  diesmal  entronnen  zu  sein  —  dem  hohen  Herrn  auf 
Kommando  freundliche  Mienen  machen.  Ave  Caesar,  morituri  te 
salutant !  «  Berliner  Jungens  »  nennt  dieser  Berliner  Junge  alte 
bärtige  Familienväter,  Landwehr-  und  Landsturmmänner,  die 
schon  schwer  arbeiten  und  sich  ihr  Brot  verdienen  mussten,  als 
der  junge  Kaiserspross  noch  die  Windeln  voll  machte,  noch  in 
Pumphosen  den  ersten  A  b  c-Unterricht  genoss.  Den  «  Teufel  aus 
der  Hölle  »  will  dieser  christliche  Prinz  von  Gottes  Gnaden  mit 
solchen  Truppen  holen  !  Wie  stolz  mag  sein  Schriftstellerherz 
geschlagen  haben,  als  er  diesen  schneidigen  Ausdruck  als  Schluss- 
effekt seines  Telegramms  gefunden  hatte. 

Dabei  zeichnet  sich  diese  prinzliche  Teufelsbeschwörung  nicht 
einmal  durch  Originalität  aus  :  schon  der  jüngere  Bruder  des 
Kronprinzen,  Seine  königliche  Hoheit  Prinz  Oscar,  hatte  seinen 
Königsgrenadieren,  die  er  im  Herbst  1914  kommandierte  (ehe 
er  sich  wegen  Herzkrankheit  dauernd  hinter  die  Front  zurück- 
ziehen musste)  die  stolz-bewundernden  Worte  zugerufen  :  «  Mit 
diesen  Grenadieren  und  i^ern  kann  man  die  Hölle  stürmen  ». 
Das  war  am  Abend  jenes  denkwürdigen  Schlachtentages,  von  dem 
das    amtliche   Jauersche   Tageblatt    am     18.    Oktober    1914    — 
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unter  der  Ueberschrift «  Ein  Tag  der  Ehre  für  unser  Regiment  »  — 
nnvergessliche  Heldentaten  gegen  gefallene  und  verwundete 
Feinde  berichtete  : 

Pardon  wird  nicht  gegeben Tote  und  verwundete  Rothosen  liegen 

massenhaft  urnher,  die  Verwundeten  werden  erschlagen  oder  erstochen.  Dort 
liegt  ein  Franzmann  lang  ausgestreckt,  das  Gesicht  auf  dem  Boden,  er 
stellt  sich  aber  nur  tot.  Der  Fusstritt  eines  strammen  Musketiers  belehrt  ihn, 
dass  wir  da  sind.  Sich  umdrehend  ruft  er  Pardon,  aber  schon  ist  er  mit  den 
Worten  :  «  Siehst  du,  du  B so  stechen  ihre  Dinger  »,  auf  der  Erde  festge- 
nagelt  An  dem  Eingange  der  Laubhütten  liegen  sie,  vergeblich  um  Pardon 

winselnd,  leicht  und  schwer  verwundet,  unsere  braven  Musketiere  ersparen 
dem  Vaterlande  die  teure  Verpflegung  der  vielen  Feinde....  l. 

Dies  die  plastisch-drastische  Schilderung  des  am  Kampfe 
beteiligt  gewesenen  Unteroffiziers  Klemt,  die  im  amtlichen 
Jauerschen  Kreisblatt  damals  veröffentlicht  wurde,  —  dies  die 
Schlachtvorgänge,  die  den  damaligen  Regimentskommandeur 
Prinzen  Oscar  zu  einer  Teufelsbeschwörung  begeistert  haben  — 
ähnlich  derjenigen,  die  heute  der  genialen  Feder  seines  älteren 
Bruders  entflossen  ist. 

Aber  auch  der  kaiserliche  Vater,  fehlt  nicht  im  Chor  der  hoch- 
geborenen Kriegsbar  den.  Man  entsinnt  sich  seines  berühmt 
gewordenen  Telegramms  an  seine  Schwiegertochter,  die  Gattin 
des  «  Helden  von  Longwy  »,  jenes  schwungvollen  Telegramms  aus 
den  ersten  Siegestagen,  da  die  deutschen  Heere  —  einem  Sturm- 
wind gleich  durch  Belgien  und  Frankreich  vordringend  —  jeden 
Widerstand  vor  sich  niederwarfen  und  die  ganze  Welt  dem  stolzen 
Kriegsherrn,  dem  noch  stolzeren  Hohenzollernvater  zu  Füssen 
zu  legen  schienen  : 

Innigsten  Dank,  mein  liebes  Kind.  Freue  mich  mit  Dir  über  Wilhelms 
ersten  Sieg.  Wie  herrlich  hat  Gott  ihm  zur  Seite  gestanden.  Ihm  sei  Dank  und 
Ehre.  Ich  habe  ihm  eisernes  Kreuz  zweiter  und  erster  Klasse  verliehen. 
Oscar  soll  sich  auch  brillant  mit  seinen  Grenadieren  geschlagen  haben.  Er 
hat  eisernes  Kreuz  zweiter  Klasse  bekommen.  Sage  das  Ina-Marie.  Gott 
schütze  und  helfe  den  Jimgens  auch  weiter  und  sei  auch  mit  Dir  und  den 
Frauen  allen.  Papa  Wilhelm. 

Der  «  Oscar,  der  sich  so  brillant  mit  seinen  Grenadieren  ge- 
schlagen »,  das  ist  derselbe  Oscar,  der  mit  den  I54ern  die  Hölle 
stürmen  wollte.  Während  die  Söhne  —  wie  man  sieht  —  mit 
Vorliebe  von  der  Hölle  sprechen,  wendet  sich  der  Vater  aus- 
schliesslich an  den  Himmel,  um  auf  diese  Weise  beide  Mächte  — 
die  Macht  des  Guten  wie  des  Bösen  —  für  die  Sache  der  Hohen- 
zollern  zu  gewinnen.  Ja,  er  erlaubt  sich  sogar,  den  lieben  Gott 
selbst  durch  persönliche  Bestechung  auf  seine  Seite  zu  bringen, 
indem  er  ihm  gleich  zu  Beginn  des  Krieges  —  mau  lese  nur  den 
Wortlaut  des  vorstehenden  Telegramms  —  neben  «  Dank  und 
Ehre  »  auch  das  «  eiserne  Kreuz  erster  und  zweiter  Klasse  »  spendet... 

1  Siehe  den  ausführlichen  Berieht  in  J'accttse,  S.  300. 


134  KRIEGSZIELE 

So  sind  die  glücklichen  Hohenzollern  nach  allen  Seiten  hin 
wohlgebettet.  Im  Himmel  kann  es  ihnen  nicht  fehlen,  aber  auch 
die  Hölle  kann  ihnen  nichts  anhaben  :  sie  stürmen  sie  ganz  einfach 
—  wozu  haben  sie  denn  ihre  Sturmtruppen  ?  —  und  holen  den 
Teufel  heraus.  Nur  eine  bescheidene  Frage  möchte  ich  an  die 
hochgeborenen  Prinzen  richten  :  Wenn  es  so  leicht  ist,  die  Hölle 
zu  überwinden,  weshalb  gehen  sie  nicht  selbst  den  Teufel  zu  holen  ? 
Weshalb  schicken  sie  andere  an  ihrer  Statt  ?  Vermutlich  wohl, 
weil  es  ihnen  doch  nicht  ganz  so  geheuer  in  der  Hölle  vorkommt, 
als  sie  es  in  ihren  Telegrammen  darzustellen  lieben,  —  weil  sie 
doch  vielleicht  fürchten,  anstatt  den  Teufel  zu  holen,  von  ihm 
geholt  zu  werden.  Bequem  ist's  allerdings,  vom  sicheren  Haupt- 
quartier aus  mörderische  Befehle  zu  erlassen,  schneidige  Tele- 
gramme in  die  Welt  zu  senden,  die  «  prächtigen  Berliner  Jungens  » 
in  die  Hölle  zu  schicken,  während  man  selbst  —  in  höchsteigener 
Person  —  in  irgend  einem  koketten  französischen  Schlösschen, 
wohlbehütet  und  wohlversorgt,  im  Himmelbette  schläft.  Bequem 
ist  der  Tapferkeit  besserer  Teil,  die  Vorsicht,  und  daran  hat  es 
der  «  Held  von  Longwy  »  bisher  wahrhaftig  nicht  fehlen  lassen 

Was  aber  soll  man  von  einem  alten  Staatsminister,  von  dein 
Oberbürgermeister  der  Reichshauptstadt  sagen,  der  in  diesen 
widerwärtig-schnarrenden  Leutnantston  des  schneidigen  Husaren- 
offiziers  untertänigst-begeistert  einstimmt,  der  von  dem  « ge- 
sunden Humor  » jener  Todeskandidaten  spricht,  von  dem  Humor, 
der  doch  nichts  anderes  als  Galgenhumor  ist,  als  resignierte  Er- 
gebung in  das  unvermeidliche  Schicksal,  das  den  einen  der 
Unglücklichen  heute,  den  anderen  morgen  trifft.  Was  soll  man  von 
dem  höchsten  bürgerlichen  Beamten  der  Reichshauptstadt  sagen, 
der  das  Mordhandwerk  eine  «  Arbeit  »  nennt,  die  die  «  tapferen 
Jungens  »  mit  ihren  Führern  schon  «  schaffen  »  würden.  Der  Prinz 
hatte  —  was  gewiss  zu  loben  —  den  lieben  Gott  bei  dieser  gott- 
losen Angelegenheit  aus  dem  Spiele  gelassen  :  er  sprach  nur  vom 
Teufel.  Die  Lücke  hat  der  Oberbürgermeister  ausgefüllt  :  «  Dat 
walte  Gott  und  kolt  Isen  !  »  —  mit  dieser  blasphemischen  Hinein- 
zerrung des  lieben  Gottes  in  jenes  Teuf  eis  werk  schliesst  —  ebenso 
effektvoll  wie  der  kaiserliche  Prinz  —  der  Berliner  Bürgermeister 
sein  Telegramm 

Wo  in  der  heutigen  Welt,  frage  ich,  ist  ähnliches  möglich  ?  Wo 
ist  sonst  —  in  anderen  Ländern,  im  zwanzigsten  Jahrhundert  — 
eine  Schlachtenbegeisterung  bloss  um  des  Schlachtens  willen  her- 
vorgetreten —  eine  Begeisterung,  die  über  alle  Leichen  und  Trüm- 
mer hinweg  nur  ihren  Kriegsruhm,  nur  ihren  militärischen  Ehrgeiz 
im  Auge  hat,  die  nur  den  Lorbeerkranz  sieht,  aber  nicht  das  Blut, 
das  daran  klebt  ?  Das  ist  Preussentum  !  Das  ist  Hohcnzollcrntum 
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pur  sang !  Das  ist  die  Gesinnung,  die  —  mitsamt  ihren  Trägern  — 
mit  Stumpf  und  Stiel  ausgerottet  werden  muss,  wenn  die  Welt  zur 
Ruhe  kommen  soll. 


Diesem  militärischen  Geist,  der  aus  allen  Worten  und  Hand- 
lungen der  Hohenzollern,  der  lebenden  wie  der  verflossenen  Gene- 
rationen, spricht,  —  diesem  kriegerischen  Geist,  aus  dem  die 
jetzige  Katastrophe  geboren  ist,  aus  dem  unvermeidlich  immer 
neue  ähnliche  Katastrophen  geboren  werden  müssen,  —  diesem 
Anachronismus  in  der  modernen  Ideenwelt  wollen  die  heutigen 
Kriegsgegner  Deutschlands  ein  für  allemal  den  Garaus  machen. 
Ihm  wollen  sie  eine  Niederlage  bereiten,  die  ihn  für  alle  Zeiten 
unschädlich  macht. 

«  Hinein  in  den  Krieg,  wie  wir  ihn  lieben  !  »  Dieses  verbre- 
cherisch-übermütige Wort  eines  am  Kriegskoller  unheilbar  er- 
krankten Hohenzollernsprossen  —  es  sollte  und  soll  zunächst  für 
das  deutsche  Volk,  —  wenn  dieses  aber  zu  männlicher  Tat  sich 
nicht  aufzuraffen  vermag,  für  die  ganze  Welt  der  Wegweiser  sein 
aus  einer  tiefdunkeln  Gegenwart  zu  einer  helleren,  besseren 
Zukunft.  Hinein  in  den  Krieg  gegen  den  Krieg  !  Hinein  in  den 
Krieg  gegen  die  ewig-unverbesserlichen  Verherrlicher  des  Krieges ! 
Nicht  nur  von  den  buntfarbigen  Standarten  der  Kriegsgegner 
Deutschlands,  auch  von  den  roten  Fahnen  der  unausbleibli- 
chen deutschen  Revolution  soll  dieses  Wort  den  Schuldigen 
entgegenleuchten,  wenn  der  Tag  der  grossen  Abrechnung  heran- 
kommt. Auf  all  den  bescheidenen  Holzkreuzen  soll  es  eingebrannt 
werden,  die  die  Gräber  der  Mülionen  und  aber  Millionen  hinge- 
mordeter Männer  zieren.  Auf  den  Trümmerstätten  all  der  Hunderte 
und  Tausende  friedlicher  Dörfer  und  Städte,  die  der  Kriegsbrand 
verzehrt  hat,  soll  es  in  ehernen  Lettern  verkündet  werden. 

Und  wenn  dereinst  —  als  Rächerin  der  gemordeten  Genera- 
tionen, als  Heilbringerin  für  die  zukünftigen  —  die  grosse  Maschine 
arbeiten  wird,  die  von  dem  französischen  Erfinder  ihren  Namen 
trägt,  —  arbeiten  wie  damals  vor  vier  Menschenaltern  — ,  dann 
soll  auch  hier  auf  der  Richtstätte  das  Wort  des  deutschen  Kron- 
prinzen zu  Ehren  kommen,  —  bloss  mit  anderer  Betonung,  als 
er  es  gebraucht  hat :  «  Das  ist  der  Krieg,  wie  wir  ihn  lieben  » 

Sinn    und    Ziel    dieses 
Krieges   (nach  Bethmann) . 

Sinn  und  Ziel  dieses  Krieges  hat  Herr  von  Bethmann  in  seiner 
Rede  vom  5.  April  1916  folgendermassen  definiert  : 
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Sinn  und  Ziel  dieses  Krieges  ist  uns  ein  Deutschland,  so  fest  gefügt,  so 
stark  beschirmt,  dass  niemand  wieder  in  die  Versuchung  gerät,  uns  ver- 
nichten zu  wollen,  dass  jedermann  in  der  weiten  Welt  unser  Recht  auf  Be- 
tätigung unserer  friedlichen  Kräfte  anerkennen  muss.  Dieses  Deutschland, 
nicht  die  Vernichtung  fremder  Nationen,  ist  das,  was  wir  erreichen  wollen. 
Und  es  ist  das  zugleich  die  Rettung  des  in  seinen  Grundfesten  erschütterten 
europäischen  Kontinents.  Was  kann  die  feindliche  Koalition  Europa  bieten  ? 
Russland  das  Schicksal  Polens  und  Finnlands,  Frankreich  die  Prätention 
der  Hegemonie,  jener  Hegemonie,  die  unser  Elend  war,  England  die  Zer- 
splitterung, den  Zustand  dauernder  Reizbarkeit,  den  es  das  Gleichgewicht 
auf  dem  europäischen  Kontinent  zu  nennen  beliebte  und  der  die  letzte  und 
innerste  Ursache  für  all  das  Unheil  gewesen  ist,  das  in  diesem  Kriege  über 
Europa  und  über  die  Welt  gekommen  ist.  Hätten  sich  die  drei  Mächte  nicht 
gegen  uns  zusammengeschlossen,  nicht  versucht,  das  Rad  der  Geschichte  in 
ewig  verflossene  Zeiten  zurückzudrehen,  dann  hätte  sich  der  europäische 
Friede  durch  die  Kräfte  stiller  Entwicklung  allmählich  gefestigt.  Das  zu 
erreichen,  war  das  Ziel  der  deutschen  Politik  vor  dem  Kriege.  Wir  konnten, 
was  wir  haben  wollen,  durch  friedliche  Arbeit  haben.  Die  Feinde  haben  den 
Krieg  gewählt.  (Zuruf  des  Abgeordneten  Liebknecht  :  «  Sie  haben  den  Krieg 
gewählt.  ») 

Die  fünf  Worte  Liebknechts  treffen  den  Nagel  auf  den  Kopf  : 
sie  zersetzen  wie  ein  Sauerteig  die  «  breite  Bettelsuppe  »  der 
weitschweifigen  Kanzlerrede,  die  mit  vielen  Worten  wenig  Inhalt 
und  noch  weniger  Wahrheit  gibt.  Der  kurze  Sinn  der  Kanzler- 
worte ist  :  Wir  haben  in  Frieden  leben  und  arbeiten  wollen  ;  ihr 
habt  euch  zusammengetan,  um  uns  zu  vernichten  ;  jetzt  wollen 
wir  ein  so  starkes  Deutschland,  dass  solche  Versuche  nicht  mehr 
unternommen  werden  können  ;  wir  verwerfen  das  Prinzip  des 
Gleich  gewichts  auf  dem  europäischen  Kontinent,  «  die  letzte 
und  innerste  Ursache  alles  Uebels  »,  und  wollen  an  dessen  Stelle 
ein  U  e  b  e  r  gewicht  Deutschlands  setzen  —  selbstverständlich, 
«  ohne  fremde  Nationen  zu  vernichten  oder  zu  vergewaltigen  ». 
«  La  bourse  ou  la  vie  !  »  ruft  der  Strassenräuber  dem  Wanderer 
zu,  dem  er  an  die  Kehle  springt.  «  Dein  Geld  oder  ich  mache  dich 
kalt  !  »  Das  ist  aber  keine  Vergewaltigung  —  durchaus  nicht  ! 
Das  ist  ein  Friedensvorschlag,  und  wer  ihn  ablehnt,  ist  für  das 
weitere  Blutvergiessen  verantwortlich.  Der  Wanderer,  der  — 
bereits  halb  erwürgt  —  die  Börse  verweigert,  ist  schuld,  wenn 
er  zu  Tode  erdrosselt  wird.  — 

Was  die  übrigen  Redewendungen  des  Reichskanzlers  besagen 
wollen,  ist  schwer  zu  erkennen.  Was  soll  es  heissen,  Russland  biete 
dem  übrigen  Europa  das  Schicksal  Polens  und  Finnlands  ?  Was 
soll  das  heissen  aus  dem  Munde  des  deutschen  Reichskanzlers  ? 
Ist  das  Schicksal  der  russischen  Polen  und  Finnen  etwa  schlimmer 
als  das  der  preussischen  Polen  und  Dänen,  als  das  der  deutschen 
Elsass-Lothringer  ?  Das  galt  schon  früher  unter  dem  verflossenen 
Zarenregiment.  Und  heute  —  nach  der  Befreiung  Russlands 
■ —  haben  jene  Kanzlersätze  vollends  jeden  Sinn  verloren.  Heute 
gibt  es  wohl  in  Preussen  und  Deutschland,  aber  nicht  mehr  in 
Russland   unterdrückte    Nationalitäten.    — 
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Was  soll  es  ferner  heissen,  Frankreich  biete  dem  übrigen 
Europa  die  «  Prätention  der  Hegemonie,  die  unser  Elend  war  »  ? 
Wo,  wann  und  wie  hat  Frankreich  seit  dem  Sturze  Napoleons  III. 
Hegemoniebestrebungen  zur  Geltung  gebracht  ?  Das  ist  ja  gerade 
das  charakteristische  der  heutigen  Weltlage,  dass  die  Hohenzollem 
an  die  Stelle  der  Napoleoniden  getreten  sind,  dass  sie  die  verhäng- 
nisvolle Rolle  spielen  und  in  Zukunft  noch  in  erhöhtem  Masse 
spielen  möchten,  durch  die  die  Napoleons  Europa  jahrzehntelang 
in  blutige  Kriege,  in  ewige  Unruhe  gestürzt  haben.  Die  Idee,  durch 
die  Uebermacht  eines  einzelnen  Staates  dem  ganzen  Kontinent 
dauernde  Ruhe  verschaffen  zu  wollen,  ist  eine  echt  napoleonische, 
eine  cäsarische  Idee,  und  die  öffentliche  Meinung  der  ganzen  Welt 
ist  auf  dem  richtigen  Wege,  wenn  sie  den  Hohenzollem  und  ihren 
Anhängern  —  trotz  aller  Ableugnungen  von  ihrer  Seite  —  Welt- 
beherrschungspläne unterschiebt.  Wie  aber  kommt  der  Reichs- 
kanzler dazu,  der  französischen  bürgerlichen  Republik,  die  den 
letzten  Cäsar  davongejagt  und  neue  Cäsarenambitionen  in  ihrem 
Schoosse  (siehe  Boulanger)  mit  eiserner  Faust  unterdrückt  hat, 
Hegemoniebestrebungen  in  Europa  nachzusagen  ? 

Und  welches  Unglücksschicksal  für  Europa  ist  seitens  des 
siegreichen  England  —  nach  der  Voraussage  des  Reichskanzlers  — 
zu  befürchten  ?  «  Der  Zustand  dauernder  Reizbarkeit,  den  Eng- 
land das  Gleichgewicht  auf  dem  europäischen  Kontinent  zu 
nennen  beliebt.  »  Ja,  wie  ist  mir  denn  ?  War  es  nicht  England, 
das  auf  den  Haager  Konferenzen  von  1899  und  1907  dieses  ge- 
fährliche Gleichgewichtssystem  durch  eine  europäische  Rechts- 
organisation ersetzen  wollte  ?  Ist  nicht  gerade  durch  den  Wider- 
stand Deutschlands  gegen  jeden  Organisationsgedanken  die 
Bildung  der  beiden  Mächtegruppen  immer  enger,  immer  gefahr- 
voller, immer  lastenreicher  für  alle  Völker  geworden  ?  Wer  hat 
bei  den  deutsch-englischen  Verständigungsverhandlungen  im 
Jahre  1912  den  ersten  Schritt  getan,  um  eine  Brücke  zwischen 
Dreibund  und  Dreiverband  zu  schlagen  und  dadurch  jede  Kriegs- 
gefahr zwischen  den  beiden  Mächtegruppen  aus  der  Welt  zu 
schaffen  ?  Wer  hat  sich  zu  der  bekannten  Garantieerklärung  bereit 
erklärt,  dass  weder  England  noch  einer  seiner-  Ententefreunde 
einen  Angriff  auf  Deutschland  beabsichtige  oder  je  beabsichtigen 
werde  ?  Wer  hat  diese  Garantieerklärung,  diesen  ersten  wich- 
tigsten Schritt  zu  einem  Ausgleich  der  Gruppengegensätze  und 
damit  zu  einer  europäischen  Staatengemeinschaft,  noch  im  letzten 
kritischsten  Moment  vor  Ausbruch  des  Krieges  von  neuem  in 
ernstester  und  ergreifendster  Form  angeboten,  England  oder 
Deutschland  *  ?  Wer  trägt  also  die  Schuld,  wenn  der  «  Zustand 

1  Elaubuch,  Nr.  101.  Siehe  J'accuse,  S.  87,  157  und  di«  früheren  Kapitel  dieses 
Werkes. 
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dauernder  Reizbarkeit  »  in  Europa  nicht  nur  fortbestanden, 
sondern  sich  beständig  verschärft  hat  ?  Wer  trägt  die  Schuld, 
wenn  dieser  Zustand  im  Sommer  1914  die  längst  befürchtete 
Katastrophe  herbeigeführt  hat  ?  England  oder  Deutschland  ? 
Es  widerspricht  der  historischen  Wahrheit,  wenn  man  England, 
für  die  Folgen  des  Gleichgewichtssystems  in  der  Vergangenheit 
verantwortlich  machen  will.  Es  widerspricht  aber  noch  mehr  der 
historischen  Wahrheit,  wenn  man  den  leitenden  Männern  Englands 
für  die  Zukunft  nichts  anderes  als  eine  Rückkehr  zu  dem  euro- 
päischen Gleichgewichtssystem  als  Absicht  unterschiebt. 

Inwieweit  in  entfernteren  Geschichtsperioden  die  englische 
Diplomatie  in  der  Kontinental-Balancierstange  ihr  Heil  gesehen 
und  sich  auf  dem  europäischen  Drahtseil  nur  mittels  dieser  Stange 
sicher  gefühlt  hat,  das  steht  heute  nicht  zur  Erörterung.  Das  sind 
historische  Untersuchungen,  die  wir  den  chauvinistischen  Ge- 
schichtsschreibern in  Deutschland,  die  mit  Vorliebe  auf  diesem 
Steckenpferd  herumreiten,  überlassen  können.  Wenn  in  früheren 
Geschichtsepochen  das  Ausspielen  der  verschiedenen  Kontinental- 
mächte gegeneinander,  unter  der  Formel  des  europäischen  Gleich- 
gewichts, ein  beliebtes  Mittel  englischer  Diplomatenkunst  ge- 
wesen sein  mag,  so  trifft  dies  jedenfalls  auf  unsere  Geschichts- 
epoche, auf  die  englische  Politik  der  letzten  Jahrzehnte  nicht  zu. 
Der  Zusammenschluss  der  Tripleentente  war  nur  ein  Notbehelf, 
aber  nicht  ein  Ziel  der  englischen  Politik.  Ein  Notbehelf  gegenüber 
den  Gefahren,  die  man  seitens  des  immer  mächtiger,  immer  über- 
mütiger und  immer  selbstherrlicher  auftretenden  Deutschlands 
befürchtete.  Hätte  sich  Deutschland  dem  Gedanken  eines  völker- 
rechtlichen Zusammenschlusses  aller  Grossmächte  geneigt  gezeigt, 
so  würde  England  nie  daran  gedacht  haben,  dem  Dreibund  die 
Tripleentente  gegenüberzustellen. 

Wer  diese  kausalen  Zusammenhänge  nicht  anerkennen  will, 
kann  zum  mindesten  die  zeitlichen  nicht  leugnen.  Der  Dreibund 
hat  die  Priorität  gehabt,  die  Tripleentente  ist  ihm  nachgefolgt. 
Auch  nach  dem  Scheitern  der  Haager  Konferenzen  —  dem  Schei- 
tern in  ihren  wichtigsten  Bestrebungen  —  hat  England  alles  getan, 
um  den  gefährlichen  Gruppengegensatz  der  europäischen  Mächte 
zu  überbrücken  und  damit  dem  Gleichgewichtssystem  ein  Ende 
zu  machen.  Dass  diese  Bestrebungen  an  dem  Widerstände  Deutsch- 
lands gescheitert  sind,  habe  ich  an  anderer  Stelle  ausführlich  aus- 
einandergesetzt. Jedenfalls  ist  die  seit  1905  am  Ruder  befindliche 
liberale  englische  Regierung  nie  als  unbedingte  Verfechterin 
des  Gleichgewichtssystems,  sondern  im  Gegenteil  stets  als  An- 
hängerin des  europäischen  Gemeinschaftssystems  aufgetreten.  Und 
nun  wirft  ihr  der  Reichskanzler,  der  während  seiner  ganzen 
Ministerzeit  und  noch  zuletzt  am  31.  Juli  1914  durch  seine  Igno- 
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rierung  des  Greyschen  Friedensvorschlages  den  Gedanken  eines 
geeinigten  Europas  von  sich  gewiesen  hat,  —  nun  wirft  der  Reichs- 
kanzler seinen  englischen  Kollegen  vor,  dass  sie  von  neuem  den 
Zustand  «  dauernder  Reizbarkeit  »,  der  mit  dem  Gleichgewichts- 
system identisch  sei,  in  Buropa  herstellen  wollen  !  Nein,  Herr 
von  Bethmann,  die  Sache  liegt  gerade  umgekehrt.  Durch  die 
Erklärungen  Ihres  englischen  Kollegen,  welche  die  Antwort  auf 
Ihre  Rede  bilden,  ist  jeder  Zweifel  ausgeschlossen.  England  will 
den  dauernden  Frieden  Europas  auf  dem  einzig  möglichen  Wege 
herbeiführen,  auf  dem  Wege  der  Rechtsgleichheit  und  der  Pflichten- 
gleichheit aller  europäischen  Staaten,  der  grossen  wie  der  kleinen, 
der  mächtigen  wie  der  unmächtigen.  Deutschland  aber  erstrebt 
eine  hegemonische  Machtstellung,  die  es  mit  dem  schönen  Namen  : 
«  Sicherung  seiner  Zukunft  »  schmückt,  —  eine  Machtstellung  auf 
dem  Wege  der  Eroberung  und  Unterdrückung  anderer  Völker. 
Wenn  die  Pläne  der  deutschen  Machthaber  auch  nur  zum  Teil 
durchdringen  sollten,  so  würde  eine  schlimmere  Unruhe  und 
Reizbarkeit  als  bisher,  würden  als  Folge  davon  neue,  noch  blu- 
tigere Konflikte  unvermeidlich  sein. 

Die  «  Rettung  des  in  seinen  Grundfesten  erschütterten  euro- 
päischen Kontinents  »  kann  nicht  durch  das  Bethmannsche, 
sondern  nur  durch  das  Asquithsche  Heilmittel  geschehen  und 
deshalb  bleibt  es  jetzt,  wo  die  beiden  Staatsmänner  sich  deutlich 
genug  über  ihre  beiderseitigen  Ziele  ausgesprochen  haben,  wahrer 
denn  je,  dass  die  Ententemächte  für  Frieden  und  Fortschritt,  die 
Kaisermächte  für  Krieg  und  Rückschritt  kämpfen. 

Deutscher     Frieden     — 
europäischer    Frieden. 

Deutschland  erstrebt  einen  deutschen  Frieden  —  Deutschlands 
Gegner  einen  europäischen  Frieden. 

Deutschland  erstrebt  —  unter  dem  Vorwande,  sich  gegen 
zukünftige  Angriffe  schützen  zu  müssen,  —  eine  riesenhafte 
Machtvergrösserung,  zunächst  auf  dem  europäischen  und  —  wenn 
die  Dinge  gut  gehen  —  später  sicher  auch  auf  anderen  Kontinen- 
ten. Seine  territoriale  und  wirtschaftliche  Macht  soll  im  Osten  und 
Westen  auf  weite  Ländergebiete  ausgedehnt  werden,  die  nach 
ungefährer  Schätzung  wohl  nicht  weit  hinter  dem  Flächenraum 
des  jetzigen  Königreiches  Preusseu  zurückbleiben.  Die  Fest- 
haltung neuer  —  gegen  den  Willen  Europas  und  gegen  die 
Wünsche  der  ansässigen  Bevölkerung  dem  Deutschen  Reiche 
gewaltsam  einverleibter  —  Gebietsteile  würde  selbstverständlich 
zu  ihrer  Durchführung  eine  noch  stärkere  militärische  Rüstung 
erfordern,  als  sie  schon  vor  dem  Kriege  dem  Deutschen  Reiche 
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zu  Gebote  stand.  Schon  die  Annexion  Elsass-Lothringens  hat  den 
Rüstungskampf  zwischen  Frankreich  und  Deutschland  und  damit 
das  Moment  ewiger  Unruhe  und  Kriegsgefahr  in  Europa  herbei- 
geführt. Welche  Rüstungen  würden  erst  erforderlich  werden,  um 
die  neu  zu  erwerbenden  russischen  Ostseeprovinzen,  um  Polen 
und  Belgien  als  Bestandteile  oder  Angliederungen  an  das  Deutsche 
Reich  festzuhalten  ?  Selbst  wenn  man  sich  auf  den  einseitigen 
Standpunkt  der  deutschen  Staatslenker  stellt  und  mit  ihnen  nur 
einen  deutschen,  Deutschlands  Interessen  und  Macht  garantie- 
renden Frieden  erstrebt,  so  muss  man  ihnen  zurufen  :  Der 
Frieden,  den  ihr  haben  wollt,  erhöht  nicht  eure  Macht  und 
Sicherheit,  er  vermindert  sie.  In  euren  alten  Grenzen  seid  ihr 
besser  geschützt  gegen  jeden  Angriff,  gegen  «  Eroberungssucht, 
Revanchelust  und  Eifersucht  eurer  Nachbarn  »  —  um  mit  den 
Worten  des  Reichskanzlers  zu  reden  —  besser,  als  in  den  neuen 
Grenzen,  die  ihr  euch  schaffen  wollt,  indem  ihr  freie  und  selbstän- 
dige Völker,  die  nicht  einmal  eure  Sprache  sprechen,  nicht  einmal 
eurer  Rasse  sind,  gewaltsam  der  Macht  eures  Schwertes  unter- 
werft. Selbst  der  krasseste  nationale  Egoismus  also  müsste  euch  von 
euren  Eroberungsplänen  abhalten. 

So  wahr  und  einleuchtend  alles  das  ist,  so  sicher  ist  es  in 
deutschen  Landen  tauben  Ohren  gepredigt.  Deutschland  ist  heute 
noch  —  im  Augenblick,  da  diese  Sätze  niedergeschrieben  werden 
(Frühjahr  1917)  —  durch  und  durch  annexionistisch,  durch  und 
durch  antipazinstisch  gesinnt.  Von  den  397  Abgeordneten  des 
deutschen  Reichstags  kann  man  mindestens  zwei  Drittel  zu  den 
Annexionisten  —  engerer  oder  weiterer  Observanz  —  rechnen.  Die 
von  ihnen  vertretenen  Wähler  umfassen  ebenfalls  annähernd 
zwei  Drittel  der  gesamten  Wählerschaft  von  1912  1.  Dass  die 
deutschen  Fürsten  und  ihre  Regierungen  —  der  Kaiser  an  der 
Spitze  —  ausnahmslos  nur  den  deutschen  «  Sicherungsfrieden  », 
das  heisst  den  «  Eroberungsfrieden  »  erstreben,  bedarf  nach  all 
ihren  Aeusserungen,  nach  ihrer  ganzen,  längst  bekannten  Ideen- 

1  Es  ist  keineswegs  ausgeschlossen,  dass  sich  —  je  nach  dem  Gang  der  militä- 
rischen Ereignisse  —  die  annexionistischen  Pläne  zunächst  der  Reichstagsmajo- 
rität und  schliesslich  auch  der  Regierung,  der  Heerführer  und  der  Fürsten  allmählich 
herabmindern  oder  am  Ende  gar  vollständig  verflüchtigen  können.  Ob  und  wann 
diese  wünschenswerte  Entwicklung  eintreten  wird,  lässt  sich  im  Augenblick,  da 
diese  Zeilen  geschrieben  werden,  noch  nicht  voraussehen.  Umso  wichtiger  erscheint 
es,  den  in  Deutschland  während  der  ersten  Kriegsjahre  vorherrschenden  Annexio- 
nismus festzunageln.  Etwaige  spätere  Wandlungen  sind  eben  keine  freiwilligen  Mute, 
sondern  lediglich  Ausflüsse  der  gewandelten  militärischen  Lage,  die  eine  Durch- 
führung jener  früheren  Eroberungsziele  unmöglich  macht.  Die  erzwungene  Aufgabe 
eines  deutschen  Gewaltfriedens  beseitigt  nicht  das  schwere  Verschulden,  das  in  der 
ursprünglichen  Aufstellung  eines  solchen  Zieles  liegt.  Die  erzwungene  Umkehr  von 
einem  Irrwege  bestätigt  nur  die  Tatsache,  dass  man  bisher  auf  einem  Irrwege  ge- 
wandelt ist.  Die  deutschen  Eroberungsziele  haben  bisher  jeden  Gedanken  an  Frie- 
densverhandlungen ausgeschlossen,  sie  tragen  daher  —  selbst  wenn  sie  später  mehr 
oder  weniger  aufgegeben  werden  sollten  —  die  Schuld  an  der  Verlängerung  des 
Krieges  bis  weit  in  das  dritte  Kriegsjahr  hinein. 
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richtung  keines  weiteren  Beweises.  Eine  Reihe  von  Belegen  habe 
ich  hiefür  fangeührt,  andere  möge  man  in  dem  wiederholt  erwähn- 
ten Buche  Grumbachs  Das  annexionistische  Deutschland  nachlesen. 
Die  Generale  und  Admirale,  die  das  Ohr  des  Kaisers  besitzen  und 
nach  ihren  kriegerischen  Erfolgen  auch  von  dem  Volke  wie  ora- 
kelnde Heilige  verehrt  werden,  sie  stehen  selbstverständlich  —  ihr 
Beruf  bringt  das  so  mit  sich  —  sämtlich  auf  dem  Boden  der  strate- 
gischen Verbesserung  der  deutschen  Grenzen  und  begegnen  sich 
hier  mit  den  Alldeutschen  und  Imperialisten,  die  aus  völkischen 
und  volkswirtschaftlichen  Gründen  das  «  Grössere  Deutschland  » 
erstreben. 

Bezeichnend  in  dieser  Beziehung  ist  ein  Telegrammverkehr,  der 
—  nach  dem  übereinstimmenden  Bericht  der  Zeitungen  —  im  Mai 
1917  zwischen  dem  «  Unabhängigen  Ausschuss  für  einen  deutschen 
Frieden  »  (Vorsitzender  Prof.  Dr.  Dietrich  Schäfer)  und  dem  Gene- 
ralfeldmarschall von  Hindenburg  stattgefunden  hat.  Der  Danziger 
Zweigverein  des  genannten  Ausschusses  —  der  bekanntlich  den 
extremsten  Annexionismus  vertritt  —  hatte  wieder  einmal  in 
einer  von  Hunderten  von  Mitgliedern  besuchten  Versammlung 
«  die  Zerstörung  der  feindlichen  Kampfmittel,  eine  angemessene 
Kriegsentschädigung,  Aufrichtung  der  politischen,  militärischen 
und  wirtschaftlichen  Oberherrschaft  in  Belgien  und  in  Polen, 
Rückgabe  und  Erweiterung  unseres  Kolonialbesitzes,  Erwerbung 
des  Erzgebietes  von  Briey  und  Dongwy,  sowie  ausgiebigen  Siede- 
lungslandes  im  Osten  »  verlangt.  Im  Anschluss  an  diese  Versamm- 
lung hatte  man  eine  Huldigungsadresse  an  den  Generalfeldmar- 
schall abgesandt,  in  der  die  zuversichtliche  Hoffnung  auf  «  einen 
den  gebrachten  Opfern  entsprechenden  und  des  Vaterlandes  ge- 
sicherte Zukunft  verbürgenden  Sicherungsfrieden  »  ausgesprochen 
wurde. 

Die  Antwort  des  Generalfeldmarschalls  auf  dieses  Huldigungs- 
telegramm lautete  so  : 

Den  Teilnehmern  an  der  Versammlung  in  Danzig  danke  ich  herzlich  für 
ihr  Gedenken.  Ich  hoffe  mit  ihnen  fest  auf  die  Erfüllung  ihrer  Wünsche  für 
des  Vaterlandes  Zukunft.  v.  Hindenburg. 

Dieser  Telegrammverkehr  sagt  dem  Kenner  der  preussisch- 
deutscheu  Verhältnisse  nichts  neues.  Hindenburg,  wie  alle  Heer- 
führer, steht  eben  durchaus  auf  annexionistischem  Boden  und 
scheut  sich  —  wie  wir  hier  wiederum  sehen  —  nicht  einmal,  den 
extremsten  Hyperannexionisten  durch  seine  öffentliche  Zustim- 
mung Wasser  auf  ihre  Mühle  zu  liefern.  Diese  gefährlichen  Ten- 
denzen der  militärischen  Ratgeber  des  Kaisers,  die  von  dem 
Monarchen  selbst  gebilligt  und  geteilt  werden,  sind  derartig 
unausrottbar  eingewurzelt,  dass  sie  nur  durch  die  Unmöglichkeit 
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ihrer  Durchführung  beseitigt  werden  können.  Solange  den  preus- 
sischen  Generalen  noch  die  geringste  Hoffnung  bleibt,  ihr  strate- 
gisches «  Sicherungsziel  »  zu  erreichen,  werden  sie  lieber  weitere 
Hunderttausende  ihrer  Landsleute,  weitere  hundert  Milliarden 
an  Kriegskosten  opfern,  als  dass  sie  auch  nur  einen  Quadratmeter 
von  ihren  Eroberungsplänen  aufgeben  sollten. 


So  ist  Herr  von  Bethmann  im  Grunde  nichts  anderes  als  das 
Sprachrohr,  als  das  verantwortliche  Organ  der  für  die  Geschicke 
Deutschlands  massgebenden  Personen  und  Schichten.  Die  «  Völ- 
kischen »  machen  die  Musik  und  der  Kanzler  ist  der  Resonanz- 
boden, der  ihre  Töne  hinaus  in  die  Welt  trägt.  Was  ihm  seine 
Gegner,  die  Ultra- Annexionisten,  zum  Vorwurf  machen,  ist  nur, 
dass  er  sich  weigert,  ihre  krassesten  Dissonanzen  weiterzutragen. 
Auch  dazu  würde  er  sicher  bereit  sein,  wenn  er  nicht  die  Aus- 
sichtslosigkeit dieser  «  uferlosen  »  Eroberungsziele  einsähe.  Im 
Prinzip  könnte  er  nichts  dagegen  einwenden  :  denn,  wer  sich 
einmal  auf  den  Boden  des  Erobererfriedens  und  der  Macht- 
sicherung stellt,  muss  naturgemäss  den  Wunsch  haben,  möglichst 
viel  Beute  aus  dem  organisierten  Raubmorde  nach  Hause  zu 
tragen.  Dass  Herr  von  Bethmann  Annexionist  oder  zu  viel  An- 
nexionist sei,  darüber  hat  ihm  noch  niemand  in  Deutschland  — 
ausgenommen  die  Iyinkssozialisten  und  wenige  bürgerlich-liberale 
Publizisten  —  einen  Vorwurf  gemacht.  Nur  dass  er  zu  wenig 
Annexionist  sei,  das  ist  der  Vorwurf,  den  seine  Gegner  von 
Rechts  beständig  gegen  ihn  erheben  und  der  vielleicht  am  Ende 
der  Anstoss  zu  seinem  Sturze  werden  wird  *. 


Dem  national-beschränkten  Gedankenkreise  des  leitenden 
deutschen  Staatsmannes  steht  auf  der  anderen  Seite,  bei  den 
Staatslenkern  der  Ententemächte,  die  international-pazifistische 
Erkenntnis  gegenüber,  dass  nur  durch  europäische  Organisation, 
durch  ein  «  völkerrechtliches  System  »  —  wie  Asquith  sich  aus- 
drückt —  die  Sicherheit  aller  Staaten  gleichmässig  gewährleistet 
und  zukünftige  Kriege  verhindert  werden  können. 

Das  Ziel  der  Ententemächte  ist  eine  Rechtsordnung,  eine  Völker- 
organisation an  Stelle  der  bisherigen  Völkeranarchie,  und  als 
Folge  davon  eine  vertragsmässige  Vereinbarung  über  gleich- 
massige  Beschränkung  der  Rüstungen  —  mit  einem  Worte  : 
Realität  gewordener  Pazifismus. 

Das  Ziel  Deutschlands  ist  fortgesetzter,  ins  Ungemessene  stei- 

1  Diese  Voraussage  hat  »ich  bekanntlich  im  Juli  1917  erfüllt. 
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gender  Militarismus,  ist  eine  neue  Gewaltordnung  in  Europa, 
unsicherer  und  verhängnisvoller  als  die  alte,  da  dieser  letzteren 
nur  der  Zündstoff  :  Elsass-Lothringen,  der  neuen  aber  die  Zünd- 
stoffe :  Belgien,  Polen,  Iyivland,  Kurland  u.  s.  w.  zu  einer  beständi- 
gen Brandgefahr  werden  müssen. 

Das  Kriegsziel  der  Ententemächte  —  das  muss  jeder  auf- 
geklärte Europäer,  das  müssen  auch  die  Deutschen,  die  auf  diese 
Bezeichnung  Anspruch  erheben,  nachgerade  erkennen  —  das 
Kriegsziel  der  Ententemächte  bedeutet  einen  epochemachenden 
Fortschritt  in  4er  europäischen  Völkerentwicklung,  das  Kriegsziel 
Deutschlands  dagegen  den  fürchterlichsten  Rückschritt,  den 
Anfang  vom  Ende  Europas. 

Die  neue  Schuldfrage. 

Die  Schuldfrage  über  den  Ursprung  des  Krieges  darf  man  wohl 
heute,  nachdem  das  Für  und  Wider  in  den  verflossenen  Kriegs- 
jahren von  allen  Seiten  ausgiebig  erörtert  worden  ist  und  alle 
Parteien  die  Beweisdokumente  vorgebracht  haben,  die  zur  eigenen 
Entlastung  und  zur  Belastung  der  Gegner  dienen  können,  —  die 
Schuldfrage  über  die  Urheberschaft  des  Krieges  darf  man  wohl  heute 
als  rechtskräftig  entschieden  bezeichnen  —  entschieden  von  dem 
Moralgerichtshof  der  Welt. 

Eine  neue  Schuldfrage  tritt  aber  nunmehr  auf  und  bedarf  einer 
selbständigen  Entscheidung.  Es  ist  durchaus  nicht  gesagt,  dass, 
wer  den  Ausbruch  eines  Krieges  verschuldet  hat,  nun  auch  für 
jedes  Stadium  seiner  Fortsetzung  verantwortlich  sei.  Der  Ver- 
brecher kann  die  Folgen  seiner  Missetat  aus  der  Welt  schaffen 
oder  abschwächen  ;  das  Strafgesetzbuch  gewährt  sogar  Straf- 
losigkeit oder  Strafmilderung  in  solchen  Fällen.  So  könnten  auch 
die  europäischen  Kriegsverbrecher,  wenn  nicht  auf  Straflosig- 
keit, so  doch  mindestens  auf  Strafmilderung  plädieren,  wenn 
ihnen  der  Nachweis  gelänge,  dass  sie  den  von  ihnen  herauf- 
beschworenen Krieg  abkürzen  wollten,  die  Gegner  aber  un- 
begründeterweise auf  der  Fortsetzung  bestanden  haben. 

Unbegründeterweise  !  Darauf  kommt  es  an.  Wenn  Herr  von 
Bethmann  in  irgend  einer  seiner  Reden  einen  Frieden  angeboten 
hätte,  wie  ich  ihn  an  früherer  Stelle  skizziert  habe,  einen  Frieden 
unter  Verzicht  auf  jede  Annexion  oder  sonstige  Vergewaltigung 
anderer  Völker,  unter  Anerkennung  des  Selbstbestimmungs- 
rechtes unterdrückter  Nationen,  einen  Frieden  auf  der  Grundlage 
einer  rechtlich  organisierten  Völkergemeinschaft,  —  wenn  Herr 
von  Bethmann  solchen  Friedensvorschlag  gemacht  und  seine 
Gegner  eine  Diskussion  auf  solcher  Basis  abgelehnt  hätten,  so 
würde  damit  die  Frage  :  Wer  ist  schuld  au  der  Fortsetzung  des 


144  KRIEGSZIELE 

Krieges  ?    —  ein   ganz    anderes    Gesicht    als   heute    bekommen 
haben. 

Ich  habe  an  früherer  Stelle  auf  das  formelle  Kriterium  hinge- 
wiesen, nach  welchem  —  nach  sozialistisch-pazifistischen  Grund- 
sätzen —  die  Frage  zu  entscheiden  ist  :  Wer  ist  der  Angreifer,  wer 
der  Verteidiger  in  einem  Kriege  ? 

Der  Verteidiger  ist  derjenige,  der  den  Vorschlag  schieds- 
gerichtlicher Entscheidung  des  Streitfalles  gemacht  ;  der  Angreifer 
derjenige,  der  ihn  zurückgewiesen  hat. 

Nach  ähnlichen  Grundsätzen  kann  und  soll  man  die  Frage 
entscheiden  :  Wer  ist  schuld  an  der  Fortsetzung  eines  Krieges  ? 
Wer  einen  Frieden  anbietet  auf  der  Basis  der  restitutio  in  integ- 
rum, der  Entschädigung  für  erlittene  Unbill,  des  freien  Selbst- 
bestimmungsrechts unterdrückter  Völkerschaften,  der  rechtlich 
und  faktisch  herzustellenden  Sicherheit  gegen  zukünftige  Kriege, 
—  wer  solchen  Frieden  anbietet,  ist,  auch  wenn  er  der  ursprüng- 
liche Friedensbrecher  war,  an  der  Fortsetzung  des  Krieges  un- 
schuldig. Wer  Friedensverhandlungen  auf  solcher  Basis  ablehnt 
ist  für  die  Fortsetzung  des  Krieges  verantwortlich. 


Nach  diesen  Gesichtspunkten  sind  die  Friedensbedingungen 
des  Reichskanzlers  vom  5.  April  1916  zu  beurteilen  uud  —  zu 
verurteilen  1. 

Herr  von  Bethmann  hat  in  seiner  Rede  folgenden  hypothe- 
tischen Vorgang  ausgemalt  : 

«  Ja,  meine  Herren,  gesetzt  nun  einmal,  ich  schlüge 
Herrn  Asquith  vor,  sich  mit  mir  an  einen  Tisch  zu  setzen, 
um  über  die  Möglichkeit  eines  Friedens  zu  verhandeln,  und 
Herr  Asquith  begänne  mit  der  Forderung  der  endgültigen 
und  vollständigen  Zertrümmerung  der  Macht  Preussens  — 
das  Gespräch  wäre  zu  Ende,  noch  ehe  es  begonnen  hätte. 
Auf  solche  Friedensbedingungen  bleibt  uns  nur  eine  Ant- 
wort und  diese  Antwort  erteilt  unser  Schwert.  » 

Der  Pessimismus  des  Herrn  von  Bethmann  ist  durchaus 
berechtigt.  Auch  ich  sehe  einer  etwaigen  Unterhaltung  zwischen 
den  beiden  Ministem,  wie  die  Dinge  heute  liegen,  mit  derselben 

1  Ich  halte  es  für  angezeigt,  hier  nochmals  hervorzuheben,  dass  das  Kapitel 
«  Glossen  zur  Rcichskanzlerrede  vom  5.  April  1516»  bald  nach  dieser  Rede  geschrie- 
ben und  später  nur  durch  eine  Reihe  von  Zusätzen  ergänzt  worden  ist.  Es  stützt 
sich  also  in  seinen  Grundlinien  auf  die  Situation,  wie  sie  damals  —  im  Frühjahr 
1916  —  vorlag.  Die  späteren  Wandlungen  des  leitenden  deutschen  Staatsmannes 
—  erst  zu  einem  «  Pazifisten  »  (November  1916),  dann  zu  einem  «  Friedensbieter  » 
(Dezember  1916),  aus  dem  vielleicht  am  Ende  noch  ein  «  Friedensbitter  » 
werden  wird,  —  diese  späteren  Wandlungen,  die  ich  in  den  Schlusskapiteln  dieses 
Abschnittes  behandle,  ändern  an  den  von  mir  gezeichneten  Grundlinien  nichts. 
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Hoffnungslosigkeit  wie  der  deutsche  Reichskanzler  entgegen. 
Meine  Hoffnungslosigkeit  gründet  sich  aber  nicht  auf  die  Stellung- 
nahme des  Engländers,  sondern  auf  die  des  Deutschen  : 

Gesetzt  einmal  —  möchte  ich  unter  Umkehrung  der 
Bethmannschen  Hypothese  sagen  — ,  Herr  Asquith  schlüge 
dem  deutschen  Reichskanzler  vor,  mit  ihm  über  die  Mög- 
lichkeit eines  Friedens  zu  verhandeln,  und  Herr  von  Beth- 
mann  begänne  mit  der  Forderung  :  Russland,  vom  bal- 
tischen Meere  bis  zu  den  wolhynischen  Sümpfen,  wird 
annektiert,  desgleichen  die  vlämischen  Teile  Belgiens  ; 
der  übrige  Teil  Belgiens  wird  in  politischer,  militärischer 
und  wirtschaftlicher  Beziehung  von  Deutschland  abhängig 
gemacht  ;  eine  europäische  Rechtsorganisation  mit  obli- 
gater Rüstungsbeschränkung  wird  abgelehnt,  —  wenn 
Herr  von  Bethmann  so  spräche,  «  das  Gespräch  wäre  zu 
Ende,  noch  ehe  es  begonnen  hätte.  » 

Die  hier  aufgestellten  Forderungen  des  deutschen  Reichs- 
kanzlers sind  —  leider  —  Realität.  Die  Forderungen,  die  Herr 
von  Bethmann  seinem  englischen  Kollegen  in  den  Mund  legt,  sind 
nur  Erfindung  und  durch  die  bündigen  Erklärungen  des  englischen 
Ministers  widerlegt. 

Wer  also  ist  derjenige,  der  den  Frieden  unmöglich  macht  ?  Wer 
ist  für  die  Fortsetzung  des  Krieges  verantwortlich  ? 


•asVerbrechen  III  IO 


IL 


Bethmann,  der  «  Pazifist  ».3 


Am  23.  Oktober  1916  hielt  Sir  Edward  Grey  in  der  Vereinigung 
der  ausländischen  Presse  in  London  eine  bedeutungsvolle  Rede 
über  die  Kriegsursachen  und  die  Kriegsziele  der  verschiedenen 
Mächtegruppen  (Reuter-Telegramm  von  London,  24.   Oktober). 

Der  englische  Staatssekretär  des  Aeussern  betonte  mit  Recht 
den  engen  Zusammenhang  der  Kriegsziele  mit  dem  Ursprung  des 
Krieges  :  die  Machterweiterungen  und  Machtsicherungen,  die 
Deutschland  offen  als  sein  Kriegsziel  proklamiert  habe,  seien  stets 
auf  der  falschen  Behauptung  basiert,  dass  Deutschland  im  Sommer 
1914  von  den  Ententemächten  angegriffen  worden  sei  und  sich 
gegen  neue  Angriffe  in  Zukunft  schützen  müsse.  Grey  rekapitu- 
liert die  bekannten  Tatumstände  aus  den  kritischen  zwölf  Tagen, 
aus  denen  hervorgehe,  dass  Deutschland  nicht  der  angegriffene, 
sondern  im  Gegenteil  der  angreifende  Teil  gewesen  sei.  Er  wünscht 
die  Entscheidung  eines  unabhängigen  und  unparteiischen  Ge- 
richtshofes, eines  Weltschwurgerichts,  wie  ich  es  an  anderer  Stelle 
genannt  habe,  und  spricht  seine  begründete  Ueberzeugung  aus, 
dass  ein  solcher  Gerichtshof  auf  Grund  der  vorliegenden,  erwiese- 
nen Tatsachen  nur  zu  einem  Schuldigspruch  gegen  Deutschland 
gelangen    könne. 

Dieser  Schuldigspruch  führe  aber,  soweit  die  Kriegsziele  in 
Betracht  kommen,  notwendig  zu  der  Schlussfolgerung,  dass  nicht 
Deutschland,  sondern  dass  die  übrige  Welt  sich  Zukunftssicherheiten 
gegen  ähnliche  lieber  fälle  verschaffen  müsse. 

Viele  Jahre  vor  dem  Kriege  haben  wir  unter  dem  immer  finsterer  wer- 
denden Schatten  des  preussisehen  Militarismus  gelebt.  Es  darf  da  keinen 
Frieden  geben  ausser  einem  Frieden,  der  den  Völkern  Europas  erlaubt, 
inskünftig  erlöst  von  dieser  dunklen  Drohung  zu  leben,  zu  leben  in  freier 
Luft  und  im  Lichte  der  Freiheit.  Dafür  kämpfen  wir  ! 

1  Dieser  —  im  November  1916  geschriebene  —  Aufsatz  ist  im  Dezember  191 6 
«nd  Januar  1917  (in  zwei  Abschnitten)  in  der  Zeitschrift  «Wissen  und  Leben  »  (Zürich) 
Verlag  von  Orell  Füssli,  Herausgeber  Professor  Dr.  Bovet,  veröffentlicht  worden. 
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Das  Kriegsziel  der  Ententemächte  definiert  der  englische  Minis- 
ter in  Uebereinstimmung  mit  dem  Ministerpräsidenten  Asquith 
folgendermassen  : 

Gerade  weil  wir  heute  durch  furchtbare  Erfahrungen  wissen,  welches 
die  Ergebnisse  des  Krieges  sind,  sind  wir  fest  entschlossen,  dass  der  Krieg 
nicht  aufhören  soll,  solange  nicht  Gewissheit  dafür  geschaffen  ist,  dass  die 
Völkergeschlechter  inskünftig  nicht  wieder  so  furchtbaren  Prüfungen  aus- 
gesetzt sein  werden...  Wir  kämpfen,  bis  wir  die  Ueberlegenheit  des  Rechts,  der 
freien  Entwicklung  auf  den  Grundsätzen  der  Gleichheit  errungen  haben,  so 
dass  jede  Nation,  gross  oder  klein,  entsprechend  ihren  Talenten,  mitwirken 
kann  an  der  »Schaffung  einer  kulturellen  Menschheitsfamilie. 

Zur  Teilnahme  an  dieser  Organisation  des  zukünftigen  Friedens 
ruft  Grey  mit  beredten  Worten  nicht  nur  die  Verbündeten 
Englands  auf,  die  nach  den  Aeusserungen  ihrer  leitenden  Staats- 
männer das  gleiche  Ziel  wie  Grossbritannien  erstreben,  sondern 
vor  allem  auch  die  Neutralen,  in  erster  Linie  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  : 

Die  beste  Tat  der  Neutralen  in  diesem  Augenblicke  ist,  sich  anzustrengen, 
eine  Wiederholung  eines  solchen  Krieges  unmöglich  zu  machen.  Wären  die 
Nationen  einig  gewesen,  hätten  sie  im  Juli  19 14  entschlossen  und  rasch 
gehandelt  und  verlangt,  dass  der  Konflikt  einer  Konferenz  oder  dem  Haager 
Schiedsgerichtshof  unterbreitet,  und  dass  der  belgische  Neu tralitäts vertrag 
eingehalten  würde,  so  wäre  es  nicht  zum  Kriege  gekommen...  Ich  stelle  fest, 
dass  nicht  allein  Präsident  Wilson,  sondern  auch  der  Präsidentschaftskan- 
didat Hughes  eine  Liga  begünstigen,  die  bezweckt,  nicht  sowohl  während 
des  gegenwärtigen  Krieges  zwischen  den  Kriegführenden  zu  intervenieren, 
sondern  vielmehr  nach  dem  Kriege  eine  internationale  Vereinigung  zu  schaffen, 
die  sich  dafür  verwenden  würde,  den  Frieden  für  die  Zukunft  zu  sichern...  Wenn 
die  Stunde  einst  da  sein  wird,  so  werden  wir  mit  folgender  Frage  an  die 
Neutralen  herantreten  müssen  :  «  Werdet  ihr  handeln,  wenn  der  Augenblick 
des  Handelns  gekommen  ist  ?  »  Zweck  dieser  Liga  ist,  darüber  zu  wachen, 
dass  die  Verträge  eingehalten  werden  und  dass  vor  Ausbruch  eines  Krieges 
zu  allen  äussersten  Mitteln  gegriffen  werde,  um  den  Frieden  zu  wahren.  Im 
Jahre  ig  14  bestand  keine  derartige  Liga.  Nehmen  wir  nun  aber  an,  dass  der 
Stand  der  Dinge  von  19 14  sich  wiederhole  und  dass  diese  Liga  existiere  : 
alles  wird  davon  abhängen,  zu  wissen,  ob  das  Nationalgefühl  von  den  Lehren 
des  gegenwärtigen  Krieges  genugsam  erfüllt  ist,  um  jede  Nation  zu  der  Er- 
kenntnis zu  nötigen,  dass  ihre  Lebensinteressen  in  der  Wahrung  des  Friedens 
und  nicht  in  der  Anwendung  von  Gewalt  bestehen. 

Mit  diesen  Darlegungen  des  englischen  Staatsmannes  ist  von 
neuem  in  unzweideutiger  Weise  das  Kriegsziel  der  Entente- 
mächte vorgezeichnet  worden.  Es  ist  genau  dasselbe,  das  ich 
schon  im  Buche  J'accuse  mit  den  Worten  bezeichnet  habe  : 

Ein  Friedensbund  freier  Völker,  gegründet  auf  gegen- 
seitiger Anerkennung  ihrer  Rechte,  auf  gegenseitigem  Ver- 
trauen, ein  Föderalismus  freier  Staaten,  ein  foedus  pacificum, 
wie  Kant  es  nennt. 

Beachtenswert  ist  insbesondere,  dass  der  englische  Minister- 
Pazifist  nicht  etwa  nur  an  eine  Liga  der  jetzt  als  Gegner  Deutsch- 
lands und   Oesterreichs  verbündeten   Mächte,   sondern   an   eine 
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Welt  friedensliga,  einschliesslich  der  neutralen  Mächte,  denkt 
—  an  eine  Liga,  die  nicht  nur  durch  geschriebene  Verträge  sich 
zur  Friedenserhaltung  in  der  Welt  verpflichtet,  sondern  auch  zum 
Handeln  in  der  geeigneten  Stunde  entschlossen  ist.  Mit  diesem 
Zukunftsprogramm  der  englischen  Regierung  nähern  wir  uns 
immer  mehr,  nicht  nur  dem  Prinzip  der  pazifistischen  Organisa- 
tion der  Kulturmenschheit,  sondern  wir  beginnen  bereits  die  Mittel 
und  Wege  zu  erörtern,  wie  dieses  Prinzip  im  gegebenen  Falle 
praktisch  durchgeführt  werden  kann  und  soll.  Greys  Aufruf  zum 
Handeln,  wenn  der  Augenblick  des  Handelns  gekommen  ist, 
eröffnet  alle  die  Wege,  die  Pazifisten  und  Sozialisten  in  ihren 
Reden  und  Schriften  in  reichlicher  Auswahl  vorgeschlagen  haben, 
um  den  Willen  der  Friedenserhaltung  zur  Tat  werden  zu  lassen. 
Ich  brauche  hier  nicht  im  einzelnen  auf  alle  diese  Vorschläge 
einzugehen  :  es  genügt  der  Hinweis,  dass  —  auch  ohne  die  Not- 
wendigkeit, der  Gewalt  des  einzelnen  Friedensbrechers  mit  der 
Gegengewalt  der  Friedensorganisation  zu  begegnen  —  schon  die 
vollständige  kommerzielle,  industrielle,  kulturelle,  verkehrs- 
technische Boykottierung  des  friedensbrechenden  Staates  genügen 
würde,  um  ihn  von  seinem  verbrecherischen  Vorhaben  abzuhalten. 
Wenn  die  Weltfriedensliga  nach  ordnungsmässiger  Untersuchung 
des  Falles  durch  ihre  rechtmässig  eingesetzten  Organe  erklärt, 
welcher  der  streitenden  Staaten  den  Frieden  gewollt,  welcher  den 
Frieden  gestört,  den  Krieg  unvermeidlich  gemacht  hat,  —  wenn 
dann  der  schuldige  Staat  und  seine  Einwohner  von  der  in  der 
Friedensliga  vereinigten  Kulturwelt  in  Acht  und  Bann  getan, 
von  allen  geistigen  und  kulturellen  Beziehungen  zu  der  übrigen 
Welt  losgelöst,  dem  materiellen  Verfall  und  der  moralischen 
Verdammung  preisgegeben  werden,  so  ist  das  eine  so  schwere,  so 
vernichtende  Strafe,  dass  ihre  blosse  Androhung  auch  den  ver- 
brecherischsten Willen  in  die  gesetzlichen  Schranken  zurück- 
weisen wird.  Auf  alle  diese  Möglichkeiten,  eine  Friedensliga  nicht 
nur  zu  gründen,  sondern  sie  auch  wirksam  und  tatkräftig  zu 
machen,  deutet  der  englische  Staatsmann  hin,  wenn  er  die  Neu- 
tralen, insbesondere  Amerika,  aufruft,  sich  mit  den  Verbündeten 
Englands  zu  gemeinsamer  Friedensorganisation  in  der  Zukunft 
zusammenzutun.  Der  Beitritt  zu  dieser  Friedensorganisation  soll 
selbstverständlich  auch  den  heutigen  Gegnern  Englands,  Deutsch- 
land, Oesterreich  und  ihren  Verbündeten,  freistehen  :  auch  sie 
sollen  ein  für  allemal  dem  Prinzip  entsagen,  dass  Macht  vor  Recht 
gehe  ;  auch  sie  sollen  der  Friedensorganisation  als  gleichberechtigte 
und  gleichverpflichtete  Mitglieder  beitreten  können  ;  wenn  sie 
dies  aber  —  wie  nach  ihrer  Vergangenheit  und  ihren  bisher  pro- 
klamierten Kriegszielen  zu  befürchten  —  ablehnen,  so  sollen  sie 
durch  die  militärische,  wirtschaftliche  und  moralische  Macht  der 
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Weltfriedensliga  an  der  Fortsetzung  ihrer  Gewaltpolitik  in  der 
Zukunft  verhindert  werden. 

Dies  der  bedeutungsvolle  Sinn  der  letzten  Rede  des  englischen 
Ministers.  Dies  das  Friedensprogramm  der  Ententemächte,  das 
jeder  Freund  menschlichen  Fortschrittes  nur  unterschreiben  kann. 
Dies  aber  gleichzeitig  die  schärfste  Verurteilung  der  bisherigen 
deutschen  Kriegs-  und  Kriegszielpolitik,  die  nicht  nur  den  Zünd- 
stoff für  den  Weltbrand  vorbereitet,  nicht  nur  den  Funken  an  das 
Pulverfass  gelegt  hat,  sondern  auch  durch  die  Aufstellung  ihrer 
bisherigen  Kriegsziele,  durch  die  Ignorierung  oder  Verfälschung 
der  gegnerischen  Ziele  für  die  Fortsetzung  des  verheerenden 
Brandes  bis  heute  verantwortlich  ist. 


A. 
Sehuldfrage. 

In  der  Einleitung  zu  seiner  programmatischen  Erklärung  war 
der  englische  Minister,  wie  schon  bemerkt,  mit  wenigen  kurzen 
Sätzen  auf  die  Vorgeschichte  des  Krieges  eingegangen.  Wäre 
Deutschland  in  der  Tat,  so  sagte  Grey,  im  Sommer  1914  von  den 
Ententemächten  überfallen  oder  zum  Kriege  gezwungen  worden, 
so  hätten  Deutschlands  jetzige  Kriegsziele,  die  Erweiterung  und 
Sicherung  seiner  Macht  nach  Osten  und  Westen,  eine  gewisse 
logische  Berechtigung.  Da  aber  Deutschland  selbst  der  Urheber 
des  europäischen  Krieges  sei,  so  habe  nicht  Deutschland,  sondern 
Europa  nach  Friedensgarantien  für  die  Zukunft  zu  suchen.  Und 
diese  Garantien  seien  nur  in  einer  auf  rechtlicher  Basis  organisierten 
internationalen  Friedensliga  zu  finden. 

In  diesem  Zusammenhang  hatte  der  englische  Minister  noch- 
mals einige  wichtige  Punkte  aus  der  unmittelbaren  Vorgeschichte 
des  Krieges  hervorgehoben,  um  Deutschlands  Verschuldung 
wiederum  ins  rechte  Licht  zu  stellen  :  er  hatte  das  ablehnende 
Verhalten  Deutschlands  gegenüber  dem  englischen  Konferenz- 
vorschlage, gegenüber  dem  russischen  Vorschlage  der  Entschei- 
dung durch  den  Haager  Schiedshof  usw.  hervorgehoben  und  die 
russische  Mobilisierung  —  die  man  in  Deutschland  nach  wie  vor 
als  die  eigentliche  Kriegsveranlassung  hinstellt  —  als  eine  defen- 
sive, nicht  aggressive  Massnahme  charakterisiert.  Bei  diesem 
letzteren  Punkte  war  ihm  eine  sachlich  recht  unerhebliche  Neben- 
bemerkung entschlüpft  über  einen  Pressvorgaug,  der  sich  am 
30.  Juli  in  Berlin  abgespielt  hatte,  über  eine  Extrablatt-Meldung 
des  Lokal- Anzeigers,  der  der  englische  Minister,  durch  ihre  Er- 
wähnung in  seinem  kurzen  Geschichtsabriss,  vielleicht  eine  über- 
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triebene  Bedeutung  beizumessen  schien.  Die  betreffenden  Sätze 
in  der  Greyschen  Rede  lauten  (nach  dem  Reuter-Telegramm  vom 
24.  Oktober)  folgendermassen  : 

Im  Juli  19 14  dachte  niemand  daran,  Deutschland  anzugreifen.  Um  seine 
These,  dass  der  Krieg  ihm  aufgenötigt  worden  sei,  zu  rechtfertigen,  behauptet 
Deutschland,  dass  Russland  die  erste  Macht  war,  die  ihre  Heere  mobilisierte. 
Russland  mobilisierte  erst,  als  Deutschland  die  vorgeschlagene  Konferenz 
ablehnte,  als  Deutschland  die  Mobilisationsorder  erlassen  hatte  und  als  diese 
Meldung  nach  Petersburg  telegraphiert  worden  war.  Es  war  die  Wiederho- 
lung der  Geschichte  von  1 870.  Vorbereitungen  zum  Kriege  —  und  nicht  nur 
Vorbereitungen  an  Kriegsmaterial,  sondern  auch  vorbereitende  Massnahmen 
für  den  Eintritt  in  den  Krieg  —  wurden  in  Berlin  bis  zu  einem  Masstab  vor- 
genommen, der  den  anderer  Länder  übersteigt.  Dann  kam  das  Manöver, 
irgendein  anderes  Land  zu  einer  Verteidigungsmassnahme  zu  provozieren. 

An  diese  Sätze  Greys  klammert  sich  Herr  von  Bethmann 
Hollweg  in  einer  langen  Auseinandersetzung  über  die  Ursprünge 
des  Krieges,  die  er  am  9.  November  1916  in  dem  Hauptausschuss 
des  Reichstags  vortrug.  Die  Darlegungen  des  deutschen  Reichs- 
kanzlers sind  wiederum  derartig  voll  von  Verschiebungen  und 
Entstellungen  des  dokumentarisch  erwiesenen  Tatbestandes,  dass 
ich  ein  neues,  drittes  Anklagebuch  schreiben  müsste,  bloss  um 
alle  Irrtümer  und  Schiefheiten  der  neuesten  Bethmannschen 
Darstellung  richtigzustellen.  Da  diese  Richtigstellung  sich  bereits 
aus  meinem  ersten  und  zweiten  Anklagebuch  mit  unzweideutiger 
Klarheit  ergibt,  so  kann  ich  mich  hier  begnügen,  die  wichtigsten 
Punkte  aus  der  Bethmannschen  Kriegsgeschichtschronik  zusam- 
menzustellen, ihre  Haltlosigkeit  darzutun  und  mich  im  übrigen 
auf  die  ausführlichen  Beweise  meiner  Behauptungen  in  meinen 
Büchern  beziehen. 


Herr  von  Bethmann  behauptet,  die  russische  Generalmobil- 
machung sei  in  der  Nacht  vom  30.  auf  den  31.  Juli  1914  erfolgt. 
Das  widerspricht  der  Darstellung  im  deutschen  Weissbuch,  die, 
in  Uebereinstimmuug  mit  sämtlichen  übrigen  diplomatischen 
Dokumenten,  die  Anordnung  der  russischen  Generalmobilisierung 
auf  den  Vormittag  des  31.  Juli  verlegt  : 

«  Noch  ehe  dies  Telegramm  seine  Bestimmung  erreichte, 
war  die  bereits  am  Vormittag  desselben  Tages  angeordnete, 
offensichtlich  gegen  uns  gerichtete,  Mobilisierung  der  ge- 
samten russischen  Streitkräfte  in  vollem  Gange.  >>  (Weiss- 
buch S.   13.) 

Die  Behauptung,  die  russische  Generalmobilisierung  sei  bereits 
in  der  Nacht  vom  30.  zum  31.  Juli  angeordnet  worden,  wird  von 
offizieller  deutscher  Seite  jetzt  zum  ersten  Mal  aufgestellt.  Der 
Zweck  dieser  Verschiebung  ist  klar.  Es  handelt  sich  darum,  die 
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nachgewiesene  Priorität  der  österreichischen  Generalmobilisierung, 
die  in  der  Tat  in  der  genannten  Nacht  und  zwar  morgens  um  i  Uhr 
dekretiert  worden  ist  (siehe  Gelbbuch  Nr.  115),  aus  der  Welt  zu 
schaffen  und  die  russische  Generalmobilisierung  an  ihre  Stelle  zu 
setzen.  Die  Reihenfolge  der  Mobilisierungen  habe  ich  bereits  in 
meinem  ersten  Buche  in  kürzerer  Form  und  in  meinem  zweiten 
Buche  in  ausführlichster  Weise  dargelegt  K  Der  Leser  möge  daraus 
ersehen,  dass  die  russische  Generalmobilisierung  nicht  die  Ursache, 
sondern  die  Folge  der  österreichischen,  gleichzeitig  aber  die  Folge 
des  gesamten  diplomatischen  Verhaltens  Oesterreichs  und  Deutsch- 
lands gewesen  ist. 

II 

Die  von  Herrn  von  Bethmann  absichtlich  so  stark  breitge- 
tretene Lokal- Anzeiger- Geschichte  hat  offenbar  in  den  Ent- 
Schliessungen Russlands  eine  sehr  geringe  oder  gar  keine  Rolle 
gespielt.  Herr  von  Bethmann  greift  diesen  Punkt  mit  Vorbedacht 
heraus,  um  die  Aufmerksamkeit  seiner  Zuhörer  von  den  ent- 
scheidenden Punkten  der  Konfliktsgeschichte  abzulenken.  Wie 
steht  es  mit  dieser  Lokal- Anzeiger- Affäre  ?  Wir  besitzen  darüber, 
so  viel  ich  sehe,  zwei  Depeschen  im  russischen  Orangebuch  (Nr.  61 
und  62)  und  eine  im  französischen  Gelbbuch  (Nr.  105).  In  Nr.  61 
berichtet  der  russische  Botschafter  in  Berlin,  Swerbeew,  dass  das 
Dekret  der  allgemeinen  Mobilisation  von  Armee  und  Flotte 
soeben  (am  30.  Juli)  veröffentlicht  worden  sei.  In  Nr.  62  (von  dem- 
selben Tage)  berichtet  Swerbeew,  dass  Herr  von  Jagow  ihm  soeben 
die  Unrichtigkeit  der  vorgenannten  Pressnotiz  und  die  Konfis- 
kation der  betreffenden  Zeitungsnummern  telephoniert  habe  :  die 
Zeitungsblätter  seien  im  voraus,  in  Voraussicht  aller  möglichen 
Eventualitäten  (d'avance  en  prevision  de  toutes  eventualites) , 
gedruckt  und  verkauft  worden.  Eine  ähnliche  telephonische 
Mitteilung  machte  Herr  von  Jagow  an  demselben  Tage,  nachmit- 
tags 2  Uhr,  dem  französischen  Botschafter  Jules  Cambon  (Gelb- 
buch Nr.  105).  Cambon  fügt  seiner  Meldung  an  den  Ministerprä- 
sidenten Viviani  hinzu,  dass  der  am  29.  Juli  abends  in  Potsdam 
unter  dem  Vorsitz  des  Kaisers  und  unter  Zuziehung  der  militä- 
rischen Autoritäten  abgehaltene  Kronrat  tatsächlich  die  Mobili- 
sation beschlossen  hatte,  dass  daraufhin  die  Spezialausgabe  des 
Lokal- Anzeigers  vorbereitet  worden  sei,  dass  aber  infolge  ver- 
schiedener Umstände  (Erklärung  Englands,  dass  es  sich  seine  volle 
Aktionsfreiheit  vorbehalte  ;  Austausch  von  Telegrammen  zwischen 
Zar  und  Kaiser)  die  bereits  beschlossenen  Massregeln  suspendiert 
worden  seien.  Cambon  berichtet  ferner  von  einer  Unterhaltung, 
die    der    Unterstaatssekretär    Zimmermann    mit    einem    andern 

1  Siehe  Das  Verbrechen,  Band  I,  S.  333  ff. 
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Botschafter  gehabt  habe,  wobei  Zimmermann  das  Drängen  der 
militärischen  Autoritäten  auf  Mobilisation  betont  und  hinzuge- 
fügt habe,  dass  der  Generalstab  in  der  Mobilisation  den  Krieg  sehe 
(la  häte  de  l'etat-major,  qui  dans  la  mobilisation  voit  la  guerre). 
Am  Schluss  seiner  Note  macht  Cambon  noch  die  sehr  be- 
zeichnende Bemerkung,  dass  —  trotz  der  Unterdrückung  jener 
Zeitungsmeldung  —  er  die  stärksten  Gründe  zu  der  Annahme 
habe,  dass  alle  vor  offizieller  Proklamation  der  Generalmobilisie- 
rung möglichen  Massnahmen  bereits  getroffen  seien  und  man  in 
Berlin  nur  das  Bestreben  habe,  die  offizielle  Proklamation  zu- 
nächst seitens  Frankreichs  stattfinden  zu  lassen,  um  diesem  die 
Verantwortung  in  die  Schuhe  zu  schieben. 

Dies  der  Tatbestand  bezüglich  der  vorzeitigen  Lokalanzeiger- 
Meldung,   soweit   er  sich  aus  den   diplomatischen   Dokumenten 
ergibt.   Von  den  drei  Depeschen,   die  der  russische  Botschafter 
Swerbeew  wegen  dieser  Angelegenheit  nach  Petersburg  gesandt 
haben  soll,  sind  die  erste  und  dritte  im  Orangebuch  abgedruckt  ; 
die  zweite,  die  sich  dem  Sinne  nach  mit  der  dritten  deckt,  fehlt 
in  der  russischen  Sammlung.  Ich  habe  schon  hervorgehoben,  dass 
die  Meldung  des  halboffiziösen  Blattes  an  sich  keinen  bestimmen- 
den   Einfluss    auf    die    Entschliessungen    Petersburgs    ausüben 
konnte.    Entscheidend    konnten    nur    die    damals    vorliegenden 
diplomatischen  und   militärischen   Tatsachen   sein.    Auf   eine   der 
wichtigsten  dieser  Tatsachen  —  auf  die  Ablehnung  der  Greyschen 
Konferenz  —  weist  der  englische  Minister  in  demselben  Satze  hin, 
in  dem  er  die  zwar  charakteristische,  aber  an  sich  ganz  unerheb- 
liche  Zeitungsaffäre   erwähnt.  Herr  von   Bethmann  unterdrückt 
den  ersten  wichtigsten  Teil  des  Greyschen  Satzes,  um  an  dem 
zweiten,  unwichtigen  Teil  seine  Widerlegungskünste  zu  versuchen. 
Die  Ablehnung  der  Greyschen  Konferenz  war  —  nach  der  Darstel- 
lung des  englischen  Ministers  —  eines  der  entscheidenden  Mo- 
mente, das  der  russischen  Regierung  die  deutschen  Kriegsabsichten 
vor  Augen  führte  und  sie  zur  Mobilisierung  als  Sicherungs-,  nicht 
als  Angriffsmassregel  drängte.  Wenn  Grey  bei  dieser  Gelegenheit 
statt   eines   kurzen   Hinweises   eine   ausführliche   Entwicklungs- 
geschichte des  Konfliktes  hätte  geben  wollen,  so  hätte  er,  ausser 
der  Ablehnung  seiner  Konferenz,  auch  noch  auf  eine  Reihe  anderer 
diplomatischer  Tatsachen  hinweisen  können,  welche  die  kriege- 
rischen Absichten  Deutschlands  augenscheinlich  machten.  Alle  diese 
Umstände  habe  ich  an  anderen  Stellen  ausführlich  beleuchtet  und 
muss  mich  hier  begnügen,  nur  auf  einige  derselben  hinzudeuten  : 

Am  27.  Juli  war  die  Greysche  Konferenz  von  Deutschland 
abgelehnt    worden. 

Am  29.  Juli  schlug  der  Kaiser  von  Russland  die  Entschei- 
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dung  des  Haager  Schiedshofes  vor,  erhielt  aber  keine  Antwort 
auf  diesen  Vorschlag. 

Am  Tage  vorher  (28.  Juli)  hatte  Berchtold  jede  weitere 
Verhandlung  mit  Russland  schroff  abgelehnt  (Orangebuch 
Nr.  45,  Rotbuch  Nr.  40). 

An  demselben  Tage,  an  dem  die  Lokalanzeiger- Affäre 
passierte  (30.  Juli),  wurde  die  erste  Sazonowsche  Einigungs- 
formel (Orangebuch  Nr.  60)  von  Jagow  ebenso  schroff  abge- 
lehnt, wie  zwei  Tage  vorher  die  weitere  Diskussion  der 
serbischen  Angelegenheit  von  Berchtold  *.  Auf  dieses  ent- 
scheidende Schuldmoment  habe  ich  an  verschiedenen  Stellen 
meiner  Bücher  mit  gebührender  Schärfe  hingewiesen.  Der 
Tatbestand  ergibt  sich  aus  der  Nr.  63  des  Orangebuches. 
Während  Herr  von  Bethmann  die  unerhebliche  Lokalanzeiger  - 
Geschichte,  die  in  den  Nr.  61  und  62  des  Orangebuches 
erwähnt  wird,  in  geradezu  ermüdender  Weise  breittritt, 
geht  er  an  der  unmittelbar  darauffolgenden  Nr.  63  —  einem 
Schriftstück  von  kapitaler  Wichtigkeit  —  scheu  vorbei,  wie  der 
Verbrecher  an  dem  Orte  der  Tat.  Die  erste  Sazonowsche 
Einigungsformel,  die  allen  berechtigten  Ansprüchen  Oester- 
reichs  vollste  Genüge  leistete  und,  falls  sie  akzeptiert  wurde, 
den  Frieden  unbedingt  garantierte  —  auch  ohne  Greysche 
Konferenz  und  ohne  Haager  Schiedshofentscheidung  — , 
dieser  wichtigste  aller  Verständigungsvorschläge,  der  den 
russischen  Friedenswillen  ausser  jeden  Zweifel  stellt,  wird 
von  Herrn  von  Bethmann  heute  ebenso  unterschlagen,  wie 
er  stets  von  ihm  und  seinen  L,euten  unterschlagen  worden 
ist.  Die  Lokalanzeiger-Geschichte  ist  ihm  wichtiger,  als  jener 
wichtigste  Punkt  in  dem  Schuldbeweise  gegen  Deutschland  ; 
er  geht  eben  von  dem  üblichen  Verteidigungsgrundsatz  aus  : 
Wozu  soll  der  Angeklagte  sich  selbst  belasten  ?  Dies  Geschäft 
überlässt  er  uns  anderen. 

Grey  hätte  ferner,  wenn  er  ausführlich  sein  wollte,  auf  den 
zweiten  Sazonowschen  Einigungsvorschlag^  (31.  Juli,  Orangebuch 

1  Es  dürfte  angezeigt  sein,  die  erste  Sazonowsche  Einigungsformel  hier  in 
Erinnerung  zu  bringen.  Diese  Formel  wurde  am  30.  Juli  von  Sazonow  dem  Grafen 
Pourtales  diktiert,  an  demselben  Tage  nach  Berlin  übermittelt  und  von  Herrn  von 
Jagow  —  ohne  weitere  Anfrage  in  Wien  —  als  «  unannehmbar  für  Oesterreich  > 
(inacceptable  pour  l'Autriche)  abgelehnt.  Sie  lautet  folgendermassen  : 

«  Wenn  Oesterreich,  anerkennend,  dass  die  österreichisch-serbische  Frage  den 
Charakter  einer  europäischen  Frage  angenommen  hat,  sich  bereit  erklärt,  aus  seinem 
Ultimatum  die  Punkte  zu  eliminieren,  welche  den  Souveränitätsrechten  Serbiens 
Abbruch  tun,  so  verpflichtet  sich  Russland,  seine  militärischen  Vorbereitungen  ein- 
zustellen. » 

(  Si  l'Autriche,  reconnaissant  que  la  question  austro-serbe  a  assume  le  carac- 
tere  d'une  question  europeenne,  se  declare  prete  ä  eliminer  de  son  Ultimatum  les 
points  qui  portent  atteinte  aux  droits  souverains  de  la  Serbie,  la  Russie  s'engage  ä 
cesser  ses  preparatifs  militaires.) 

2  Die  zweite  Sazonowsche  Einigungsformel  vom  31.  Juli    auf  die  von  Deutsch- 
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Nr.  67),  auf  die  letzten  Sazonowschen  Verständigungsvorschläge 
vom  31.  Juli  und  1.  August,  die  ich  als  dritte  und  vierte  Formel 
Sazonows  bezeichnet  habe,er  hätte  auf  den  grosszügigen  englischen 
Friedensplan  (Blaubuch  Nr.  101),  auf  die  Aufforderung  Englands 
an  Deutschland  und  Oesterreich,  statt  der  Konferenz  einen 
anderen  Vermittlungsweg  vorzuschlagen,  überhaupt  irgend  eine 
vernünftige  Friedensproposition  zu  machen,  der  sich  England 
ohne  weiteres  anschliessen  würde  (Blaubuch  Nr.  in)  —  er  hätte 
auf  unzählige  andere  Einzelheiten  in  dem  diplomatischen  Kriegs- 
vorspiel hinweisen  können,  um  den  unbedingten  Friedenswillen 
der  Ententemächte  auf  der  einen  Seite,  die  unverrückbare  Intran- 
sigenz  der  Kaisermächte  auf  der  andern  Seite  darzutun.  Da  der 
englische  Minister  aber  bei  seiner  letzten  Bankettrede  die  Darle- 
gung der  englischen  Kriegsziele  als  wesentlichen  Gegenstand  seiner 
Erörterung  ansah  und  den  Kriegsursprung  nur  als  unterstützendes 
Moment  heranzog,  so  begnügte  er  sich  mit  wenigen  Fingerzeigen 
auf  die  Vorgeschichte  und  gab  so  seinem  Gegner,  Herrn  von 
Bethmann,  die  erwünschte  Gelegenheit,  einen  ganz  unerheblichen 
Punkt  zu  seiner  Verteidigung  herauszugreifen,  um  dem  deutschen 
Volke  wieder  einmal  Sand  in  die  Augen  zu  streuen.  Die  russische 
Mobilmachung  ist  in  der  Tat  —  was  Herr  von  Bethmann  zu  be- 
streiten sucht  —  das  Werk  Deutschlands  gewesen  ;  aber  nicht  ein 
nebensächliches  Pressmanöver,  sondern  das  gesamte  diplomatisch- 
militärische Verhalten  Deutschlands  und  Oesterreichs  während  der 
Konfliktstage  haben  Russland  zu  der  Sicherungsmassregel  der 
allgemeinen  Mobilisierung  am  31.  Juli  gezwungen. 


III 

Herr  von  Bethmann  zitiert  die  Depesche  des  Zaren  an  Kaiser 
Wilhelm  vom  Freitag,  den  31.  Juli,  nachmittags  2  Uhr.  Er  zitiert 
aber  nur  den  einen  bekannten  Satz,  der  von  der  «  technischen 
Unmöglichkeit  »  spricht,  die  durch  Oesterreichs  Mobilisierung 
notwendig    gewordenen    russischen  Militärvorbereitungen    einzu- 

land  und  Oesterreich  nie  eine  Antwort  erteilt  worden  ist,  lautet  folgender- 
massen  : 

«  Wenn  Oesterreich  zustimmt,  den  Vormarsch  seiner  Armeen  auf  dem  serbi- 
schen Territorium  zum  Stillstand  zu  bringen  und  —  unter  Anerkennung  der  Tat- 
sache, dass  der  österreichisch-serbische  Konflikt  den  Charakter  einer  Frage  euro- 
päischen Interesses  angenommen  hat,  —  zulässt,  dass  die  Grossmächte  die  Genug- 
tuung prüfen,  welche  Serbien  der  österreichisch-ungarischen  Regierung  gewähren 
könnte,  ohne  seinen  Rechten  eines  souveränen  Staates  und  seiner  Unabhängigkeit 
Abbruch  zu  tun,  —  so  verpflichtet  sich  Russland,  seine  abwartende  Stellung  bcizube- 
Iten.  »  .... 

(Si  l'Autriche  consent  ä  arreter  la  marche  de  ses  armees  sur  le  terntoire  serbe 
et  si,  reconnaissant  que  le  confht  austro-serbe  a  assume  le  caractere  d'une  question 
d'interSt  europeen,  eile  admet  que  les  Grandes  Puissances  examiuent  la  satisfactioa 
que  la  Serbie  pourrait  accorder  au  Gouvernement  d'Autriche-Hongrie  sans  laisser 
porter  atteinte  ä  ses  droits  d'Etat  souverain  et  ä  son  independance,  —  la  Russie 
s'engage  ä  conserver  son  attitude  expectante.) 
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stellen.  Die  fünf  übrigen,  für  die  Friedensliebe  des  russischen 
Herrschers  zeugenden  Sätze  lässt  der  Reichskanzler  weg.  Der 
Zar  versichert  :  er  sei  weit  davon  entfernt,  einen  Krieg  zu  wün- 
schen; seine  Truppen  würden  während  der  Dauer  der  Verhand- 
lungen keine  herausfordernde  Aktion  unternehmen  ;  er  gebe  sein 
feierliches  Wort  darauf  ;  er  hoffe  auf  den  Erfolg  der  kaiserlichen 
Vermittlung  in  Wien,  für  die  Wohlfahrt  der  beteiligten  Länder 
und  den  Frieden  Europas  usw.  Alles  das  lässt  Herr  von  Beth- 
mann  beiseite,  um  seine  These  durchführen  zu  können,  dass 
Russland  den  Krieg  gewollt  und  durch  den  Beistand  Englands 
und  Frankreichs  den  Mut  gefunden  habe,  ihn  herbeizuführen. 

IV 

Herr  von  Bethmann  wiederholt  auch  jetzt  wieder  die  Un- 
wahrheit, dass  Oesterreich  nur  acht  Armeekorps  gegen  Serbien 
mobilisiert,  andere  Militärmassnahmen  bis  zur  russischen  General- 
mobilisierung aber  nicht  getroffen  habe.  Muss  ich  den  deutschen 
Reichskanzler  nochmals  —  wie  schon  so  oft  —  darauf  hinweisen, 
dass  er  selbst  in  seiner  Rede  vom  4.  August  19 14  die  Mobilisierung 
von  zwei  Armeekorps  «  gegen  Norden  »,  d.  h.  gegen  Russland, 
zugegeben  hat  ?  Dass  auch  Oesterreichs  Generalmobilisierung  am 
31.  Juli  der  russischen  vorausgegangen,  habe  ich  bereits  oben 
hervorgehoben  und  an  anderer  Stelle  unwiderleglich  nachgewiesen. 

V 

Von  neuem  wiederholt  Herr  von  Bethmann  die  in  der  deutschen 
Kriegsliteratur  zum  Gliche  gewordene  Behauptung,  Russland  habe 
auf  das  deutsche  Ultimatum  nicht  geantwortet.  Ich  habe  an 
anderer  Stelle  den  Nachweis  erbracht,  dass  das  Telegramm  des 
Zaren  vom  1.  August  nachmittags  2  Uhr  —  also  zwei  Stunden  nach 
Ablauf  des  Ultimatums  —  die  deutliche  Antwort  auf  dieses  letz- 
tere enthält,  und  zwar  in  einer  Form,  die  besonders  eindringlich 
und  friedenserhaltend  zu  wirken  bestimmt  war  l. 


VI 

England  soll  in  der  kritischen  Zeit  —  während  des  Schwebens 
der  Ultimatumsfrist  —  «  gegenüber  Russland  in  Schweigen  ver- 
harrt sein  ».  So  behauptet  der  Reichskanzler.  Was  aber  ergibt 
das  Blaubuch  ?  Einen  fieberhaften  Depeschenverkehr  zwischen 
Iyondon  und  Petersburg.  Es  würde  zu  weit  führen,  an  dieser  Stelle 
nochmals  alle  Einzelheiten  des  Notenwechsels  aus  den   letzten 

1  Siehe  Das  Verbrechen,  Band  I,  S.  372  flf. 
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Stunden  vor  der  deutschen  Kriegserklärung  anzuführen  !  Man 
lese  im  Blaubuch  die  Depeschen  Nr.  110,  113,  120,  131,  132,  133, 
135,  139  etc.,  überhaupt  den  ganzen  Notenwechsel  von  und  nach 
London  am  31.  Juli  und  1.  August  (Blaubuch  Nr.  108  bis  143) 
und  man  wird  sich  überzeugen,  wie  beredt  das  englische  «  Schwei- 
gen »  in  jenen  gefahrvollen  Stunden  gewesen  ist. 

VII 

Herr  von  Bethmann  erhebt  von  neuem  den  Vorwurf  gegen 
die  französische  Regierung,  sie  habe  am  Abend  des  31.  Juli  die 
russische  Generalmobilisierung  abgeleugnet.  Ich  habe  bereits  an 
anderer  Stelle  auf  die  Note  Paleologues  vom  31.  Juli  (Gelbbuch 
Nr.  118)  hingewiesen,  die  die  russische  Generalmobilisierung  nach 
Paris  meldete,  aber  möglicherweise  im  Augenblick  der  Unter- 
haltung Vivianis  mit  Schön  noch  nicht  in  den  Besitz  oder  zur 
Kenntnis  des  französischen  Ministerpräsidenten  gelangt  war. 

VIII 

Zum  ersten  Male  stellt  Herr  von  Bethmann  jetzt  die  Behaup- 
tung auf,  Frankreich  habe  «  einige  Stunden  früher  »  als  Deutsch- 
land seine  Mobilmachung  verfügt.  Dem  widerspricht  sowohl  das 
deutsche  Weissbuch  wie  die  Bethmannsche  Rede  vom  4.  August 
1914.  Im  deutschen  Weissbuch  (S.  14)  heisst  es  ausdrücklich,  dass 
am  1.  August  nachmittags  um  5  Uhr  gleicher massen  die  Mobil- 
machung der  deutschen,  wie  der  französischen  Heeresmacht  verfügt 
worden  sei.  In  der  Reichskanzlerrede  vom  4.  August  heisst  es 
wörtlich  :   «  Frankreich,  das  zu  derselben  Stunde  wie  wir  mobil 

machte  » Der  Zweck,    weshalb   Frankreich   jetzt   auf   einmal 

einige  Stunden  früher  mobilisiert  haben  soll,  liegt  auf  der  Hand  : 
es  soll  bewiesen  werden,  dass  Deutschland  sich  in  der  Notwehr 
befand  und  sich  verteidigen  musste.  Dieser  Zweck  heiligt  auch 
das  neueste  Mittel,  die  Erfindung  der  vorangegangenen  Mobili- 
sierung   Frankreichs. 

IX 

Sehr  interessant  ist  die  Vorführung  eines  bisher  noch  völlig 
unbekannten  Dokumentes,  nämlich  einer  Instruktion,  die  Herr 
von  Bethmann  in  den  letzten  Julitagen  —  der  Reichskanzler  gibt 
das  Datum  nicht  näher  an  —  an  den  deutschen  Botschafter  Herrn 
von  Tschirschky  nach  Wien  gesandt  hat.  Mit  diesen  nachträglich 
tropfenweise  hervortretenden  Instruktionen  Bethmanns  an 
Tschirschky  hat  es  eine  eigene  Bewandtnis.  Ein  Jahr  lang,  nach 
Beginn  des  Krieges,  hat  alle  Welt  von  der  deutschen  Regierung 
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die  Veröffentlichung  des  Depeschenwechsels  zwischen  Berlin  und 
Wien  verlangt,  der  im  Weissbuch  und  Rotbuch  sehr  stiefmütter- 
lich behandelt  worden  war.  Der  angeblich  von  Berlin  auf  Wien 
ausgeübte  «  Druck  »  zur  Verständigung  mit  Russland  bedurfte 
eines  strikten  Beweises,  da  der  Misserfolg  der  Berliner  Friedens- 
bemühungen den  dringenden  Verdacht  erwecken  musste,  dass  sie 
nicht  allzu  ernsthaft  und  energisch  gewesen  sein  möchten.  Am 
19.  August  1915  rückte  Herr  von  Bethmann  endlich  mit  einer 
Instruktion  an  Herrn  von  Tschirschky  heraus,  über  die  ich  an 
anderer  Stelle  ausführlich  berichtet  habe  :  es  handelte  sich  um  das 
berühmte  «  Missverständnis  »,  das  angeblich  zwischen  Wien  und 
Petersburg  über  die  Geneigtheit  Berchtolds,  weiter  mit  Sazonow 
zu  verhandeln,  bestanden  habe,  und  das  durch  die  Aufklärungs- 
arbeit Berlins  beseitigt  worden  sein  soll.  In  Wahrheit  hat  es  sich 
bekanntlich  keineswegs  um  ein  Missverständnis,  sondern  um  die 
wirkliche  kategorische  A  blehnung  jeder  Verhandlung  mit  Russland 
seitens  des  Grafen  Berchtold  gehandelt.  Auch  sonst  gibt  jene 
so  spät  zu  Tage  getretene  Instruktion  zu  erheblichen  Bedenken 
und  Beargwöhnungen  Anlass  —  worüber  man  an  der  betreffen- 
den Stelle  meines  zweiten  Buches  nachlesen   möge l. 

Heute  nun  —  nach  fünfzehnmonatlicher  Pause  —  kommt 
plötzlich  eine  andere  Instruktion  Bethmanns  an  Tschirschky  zum 
Vorschein,  deren  genaues  Datum  wiederum  nicht  angegeben  wird, 
die  aber  in  der  Zeit  vom  29.  bis  31.  Juli  nach  Wien  gelangt  und 
dort  seitens  des  deutschen  Botschafters  zur  Ausführung  gebracht 
worden  sein  muss.  Diese  zweite  Instruktion  bezieht  sich  —  nach 
Bethmanns  Mitteilung  —  nicht,  wie  die  erste,  auf  einen  allgemeinen 
Gedankenaustausch  zwischen  Wien  und  Petersburg,  sondern 
ganz  speziell  auf  den  bekannten  Einigungsvorschlag  Greys,  den 
ich  als  erste  Greysche  Formel  bezeichnet  habe  (Blaubuch  Nr.  88, 
29.  Juli,  und  Telegramm  des  Königs  von  England  an  den  Prinzen 
Heinrich  vom  30.  Juli) 2.  Herr  von  Bethmann  behauptet,  bezüg- 
lich der  Annahme  dieser  Greyschen  Einigungsformel  denselben 
scharfen  Druck  in  Wien  ausgeübt  zu  haben,  den  er  durch  sein 
vorhergegangenes  Telegramm  bezüglich  der  direkten  österrei- 
chisch-russischen Verhandlungen  ausgeübt  habe  : 

1  Siehe  Das  Verbrecken,  Band  I,  S.  281  ff. 

2  Die  Greysche  Einigungsformel  vom  29.  Juli  lautet,  nach  Blaubuch  Nr.  88  in 
der  deutschen,  für  das  Londoner  Auswärtige  Amt  gedruckten  Uebersetzung  (Bern, 
19 14)  folgendermassen  : 

«  Es  sei  nun  freilich  zu  spät,  jedes  militärische  Vorgehen  gegen  Serbien  einzu- 
stellen, da  ich  vermute,  dass  binnen  kurzer  Zeit  die  österreichisch-ungarischen 
Truppen  in  Belgrad  einziehen  und  einen  Teil  serbischen  Gebietes  besetzen  würden. 
Aber  sogar  dann  wäre  es  noch  möglich,  irgendeine  Vermittlung  ausfindig  zu  machen, 
wenn  Oeslerreich-Ungarn  —  das  von  ihm  bereits  besetzte  Gebiet  behaltend,  bis  es  von 
Serbien  vollständig  befriedigt  —  erklärte,  dass  es  nicht  weiter  vorrücken  würde,  bis  die 
Mächte  einen  Versuch  gemacht  hätten,  zwischen  ihm  und  Russland  zu  vermitteln.  » 
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«  Wir  müssen  daher  dem  Wiener  Kabinett  dringend  und 
nachdrücklichst  zur  Erwägung  geben,  die  Vermittlung  zu 
den  angebotenen  Bedingungen  anzunehmen.  Die  Verant- 
wortung für  die  sonst  eintretenden  Folgen  wäre  für  Oester- 
reich-Ungarn  und  uns  eine  ungemein  schwere.  » 

So  lauten  —  nach  Bethmanns  Mitteilungen  —  die  Schlussätze 
jener  zweiten  Instruktion  an  Tschirschky. 

Da  ich  gewohnt  bin,  den  Kampf  um  die  Wahrheit  mit  loyalen 
Mitteln  und  nicht  —  wie  die  deutsche  Kriegspresse  —  mit  uner- 
wiesenen  Imputationen  zu  führen,  so  werde  ich  mich  hüten,  diese 
Bethmannschen  Instruktionen,  die  uns  teelöffelweise  vorgesetzt 
werden  (wenn  es  in  diesem  Tempo  weitergeht,  werden  wir  zehn 
Jahre  nach  Beendigung  des  Krieges  noch  nicht  im  Besitz  des  voll- 
ständigen Notenwechsels  zwischen  Berlin  und  Wien  sein)  —  ich 
werde  mich  hüten,  sage  ich,  diese  diplomatischen  Zangengeburten 
als  Phantome  hinzustellen,  die  niemals  lebendig  gewesen  und  jetzt 
nachträglich  mit  dem  Schein  des  Lebens  umkleidet  worden  seien. 
Ich  will  dem  deutschen  Reichskanzler  glauben  oder  mindestens 
nicht  anzweifeln,  dass  jene  beiden  Instruktionen  wirklich,  in  der 
jetzt  vorliegenden  Form,  damals  nach  Wien  abgegangen  sind. 
Aber  —  so  frage  ich  mit  Recht  —  weshalb  hat  man  diese  Instruk- 
tionen nicht  schon  früher  erwähnt  ?  Weshalb  hat  man  mit  diesem 
wichtigsten  Verteidigungsmittel  der  deutschen  Regierung  so 
lange  —  mit  dem  einen  ein  Jahr,  mit  dem  andern  zweiein  viertel 
Jahr  —  hinter  dem  Berge  gehalten  ?  Wer  einer  Missetat  beschul- 
digt wird,  hat  doch  alle  Veranlassung  und  alles  Interesse,  so  schnell 
und  so  vollständig  als  möglich  mit  seinen  Unschuldsbeweisen 
hervorzutreten.  Die  englische  Regierung  hat  schon  kurze  Zeit 
nach  Kriegsausbruch  ihr  gesamtes  Akten-Material  auf  den  Richter- 
tisch der  Welt  niedergelegt,  alle  Korrespondenzen  mit  den  fremden 
Regierungen,  alle  Instruktionen  an  die  eigenen  Gesandten.  Frank- 
reich hat  wenige  Monate  später  das  Gleiche  getan.  Nur  Deutsch- 
land und  Oesterreich  haben  eine  verdächtige  Zähigkeit  in  der 
Geheimhaltung  ihrer  beiderseitigen  Korrespondenzen  gezeigt, 
obwohl  alle  Welt  —  auch  viele  Leute  in  Deutschland  selbst  — 
nach  der  Lüftung  dieses  interessanten  Geheimnisses  schrieen.  Nun 
kommt  Herr  von  Bethmann  und  bringt  uns  —  wie  das  Mädchen 
aus  der  Fremde  —  jedes  Jahr  als  Angebinde  zur  Feier  des  Kriegs- 
geburtstages eine  —  sage  und  schreibe  :  eine  —  Tschirschky- 
Instruktion  dar,  die  jedes  Mal  merkwürdig  gut  in  seine  betreffende 
Beweisführung  hineinpasst.  Sollen  wir  da  nicht  misstrauisch 
werden  ? 

Unser    Misstrauen    wird    noch    verstärkt,    soweit    die    letzte 
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Bethmannsche  Enthüllung  in  Betracht  kommt,  durch  die  Art, 
wie  bisher  —  im  Weissbuch  und  Rotbuch  —  der  Greysche  Eini 
gungsvorschlag  behandelt  worden  ist.  Das  Weissbuch  sagt  hier- 
über nur  :  «  Wir  haben  noch  am  30.  einen  englischen  Vorschlag 
nach  Wien  weitergegeben  usw.  »  Bas  Rotbuch  (Nr.  51)  spricht 
nur  in  folgender  farbloser  Wendung  von  der  Uebermittlung  des 
Greyschen  Vorschlages  nach  Wien  :  «  Herr  von  Tschirschky  hat 
auftraggemäss  gestern  hier  Mitteilung  über  eine  Unterredung 
zwischen  Sir  E.  Grey  und  Fürst  Lichnowsky  gemacht.  »  Eine 
«  Weitergabe  »  und  «  auftraggemässe  Mitteilung  »  scheint  mir  weit 
entfernt  zu  sein  von  dem  scharfen  Druck,  den  die  Instruktion 
—  nach  dem  Bethmannschen  Text  —  enthalten  haben  soll.  Ich 
bin  nicht  dazu  da  und  habe  kein  Talent,  Rätsel  zu  lösen.  Die 
Bethmannsche  Instruktion  bleibt  mir  rätselhaft  wegen  ihrer 
langen  Verheimlichung  —  nicht  einmal  mündlich  ist  sie  je  er- 
wähnt worden  —  und  vor  allem  wegen  des  Widerspruchs,  der 
zwischen  der  platonischen  «  Weitergabe  »  im  Weissbuch  und  der 
sehr  nachdrücklichen  Befürwortung  in  dem  jetzt  bekannt  gewor- 
denen Text  besteht. 

Am  bedenklichsten  aber  erscheint  mir  diese  Instruktion,  wenn 
ich  ihre  Erfolglosigkeit  in  Betracht  ziehe.  Ich  habe  schon  wieder- 
holt darauf  hingewiesen,  dass,  wenn  Berlin  ernsthaft  etwas  wollte, 
es  in  Wien  unbedingt  bewilligt  werden  musste.  Hätte  Berlin  die 
Greysche  Formel  so  nachdrücklich  in  Wien  befürwortet,  wie  dies 
aus  dem  Wortlaut  der  Bethmannschen  Instruktion  hervorgehen 
soll,  so  hätte  Wien  gar  nicht  anders  gekonnt,  als  den  Vorschlag 
glatt  akzeptieren,  und  damit  wäre  der  Frieden  erhalten  geblieben. 

Was  aber  tat  Wien  in  Wirklichkeit  ? 

Herr  von  Bethmann  behauptet,  die  Wiener  Regierung  habe 
den  eindringlichen  Vorstellungen  Berlins  Folge  geleistet  —  was 
doch  nichts  anderes  bedeuten  kann,  als  :  sie  habe  den  Greyschen 
Einigungsvorschlag  (Besetzung  Belgrads  etc.)  angenommen.  7,uvß. 
Beweise  hierfür  zitiert  der  Reichskanzler  die  beiden  letzten  Ab- 
sätze der  Note  51  des  Rotbuchs  vom  31.  Juli  19 14  (Telegramm 
Berchtolds  an  seine  Botschafter  in  London  und  Petersburg,  in 
dem  eine  Depesche  Berchtolds  an  seinen  Berliner  Botschafter 
reproduziert  wird).  In  dieser  Heranziehung  der  Nr.  51  des  Rot- 
buchs zum  Beweise  dafür,  dass  die  Wiener  Regierung  die  Greysche 
Einigungsformel  (Blaubuch  Nr.  88)  akzeptiert  habe,  liegt  eine' 
gröbliche  Verschiebung  der  Tatsachen,  die  mit  raffiniertem  Ge- 
schick ausgeklügelt  ist  und  den  in  solchen  Dingen  sehr  gewandten 
Stellvertreter  des  Reichskanzlers,  Herrn  Dr.  Helfferich,  als 
Urheber  verrät.  In  Wahrheit  hat  die  Wiener  Regierung  die 
Greysche  Einigungsformel  (Blaubuch  Nr.  88)  nicht  nur  nicht 
angenommen,    sondern   —   soweit   die   deutschen   und   österrei- 
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chischen  und  alle  übrigen  Publikationen  Zeugnis  ablegen  —  sich 
überhaupt  niemals  zu  jenem  Vorschlage  geäussert.  Ich  bitte  den 
Leser,  im  Buche  J'accuse  und  im  ersten  Bande  von  Das  Verbre- 
chen die  Stellen  nachzulesen,  wo  der  Beweis  für  diese  meine 
Behauptung  aktenmässig  geführt  ist  \  Die  Nr.  51  des  Rotbuchs, 
die  Herr  von  Bethmann  —  wohlweislich  nur  zur  Hälfte  —  zitiert, 
bezieht  sich  überhaupt  nicht  auf  den  Greyschen  Einigungsvor- 
schlag bezüglich  Belgrads  etc.,  der  zum  erstenmal  am  Nachmittag 
des  29.  Juli  in  einer  Unterhaltung  zwischen  Grey  und  Iyichnowsky 
in  präziser  Form  auftauchte.  (Blaubuch  Nr.  88.)  Die  Berchtold- 
sche  Depesche  vom  31.  Juli  bezieht  sich  vielmehr  auf  eine  andere 
Unterhaltung  zwischen  Grey  und  Lichnowsky,  die  sich  ebenfalls 
am  29.  Juli,  aber  bereits  am  Vormittag  dieses  Tages  abgespielt 
hatte  und  bei  der  nur  im  allgemeinen  von  der  Viermächte- Ver- 
mittlung oder  irgendeiner  anderen  von  Deutschland  vorzuschla- 
genden Vermittlungsform  die  Rede  gewesen  war  (Blaubuch 
Nr.  84).  Die  Absätze  1-3  der  Berchtoldschen  Note  vom  31.  Juli 
(Rotbuch  Nr.  51)  ergeben  unzweideutig,  dass  Berchtold  nur  im 
allgemeinen  von  der  «  Vermittlung  ä  quatre  »  (conversations  ä 
quatre  in  London,  Blaubuch  Nr.  84)  spricht,  von  einem  bestimm- 
ten Greyschen  Einigungsvorschlage  aber  nicht  ein  Wort  erwähnt. 
Ich  bitte  den  Leser,  wie  schon  bemerkt,  den  strikten  Beweis 
hierfür  auf  den  angegebenen  Seiten  meiner  Bücher  nachlesen  zu 
wollen.  Ich  habe  dort  besonders  darauf  hingewiesen,  dass  das 
österreichische  Rotbuch  in  der  Erwähnung  und  Behandlung  von 
Vermittlungsvorschlägen  überhaupt  nicht  weiter  gelangt  als  bis 
zu  der  Nr.  84  des  Blaubuchs  (Vormittagsunterhaltung  vom  29.  Juli 
zwischen  Grey  und  Lichnowsky) .  Alle  Vermittlungs-  und  Verstän- 
digungsversuche, die  nach  jener  Vormittagsunterhaltung  in  fieber- 
hafter Tätigkeit  von  den  drei  Hauptstädten  der  Ententemächte 
—  in  der  Zeit  vom  29.  Juli  vormittags  bis  zum  I.  August  nachmit- 
tags (Datum  der  deutschen  Kriegserklärung  an  Russland)  — 
ausgingen,  existieren  für  die  Wiener  Diplomatie  nicht  und  werden 
in  ihrer  Aktensammlung  nicht  mit  einem  Worte  erwähnt. 

Ich  muss  daher  die  Behauptung  des  deutschen  Reichskanzlers, 
Oesterreich  habe  durch  die  Berchtoldsche  Note  vom  31.  Juli  die 
Greysche  Einigungsformel  (Besetzung  Belgrads  etc.)  angenom- 
men, als  eine  Verdrehung  der  Wahrheit  bezeichnen,  die  — ■  bei  der 
genauen  Sachkenntnis  des  Vortragenden  und  der  raffinierten 
Aufmachung  jener  Unwahrheit  —  nur  eine  absichtliche  sein  kann. 
Hätte  Herr  von  Bethmann  statt  der  letzten  beiden  Absätze  die 
ganze  Note  51,  insbesondere  den  zweiten  und  dritten  Absatz, 
zitiert,  so  würde  jeder,  auch  der  unkundigste  Leser,  sofort  erkannt 

1  Siehe  J'accuse,  S.  130,  132,  150-151,  286-288.  Das  Verbrechen,  Band  I,  S.  472- 
477- 

Das  Verbrechen  III  I  T 
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haben,  dass  die  Berchtoldsche  Bereitwilligkeit  zur  Annahme  einer 
allgemeinen  Vermittlung  in  dem  österreichisch-serbischen  Streit 
keineswegs  identisch  war  mit  der  Annahme  der  ganz  präzisen 
Einigungsjormel  Greys,  die  Herr  von  Bethmann  durch  seine 
Tschirschky-Instruktion  befürwortet  haben  will. 

Oesterreich  hat  —  ich  wiederhole  es  nochmals  mit  aller  Be- 
stimmtheit —  sich  zu  der  Greyschen  Einigungsformel  nach  Aus- 
weis der  Akten  niemals  geäussert,  geschweige  denn  sie  angenom- 
men. Wenn  also  jene  Tschirschky-Instruktion,  jene  verdächtige 
Spätgeburt,  authentisch  ist,  so  ist  sie  unter  allen  Umständen 
erfolglos  geblieben  —  was  wiederum  einen  Zweifelsschluss  auf 
ihre  Existenz  oder  mindestens  ihre  Ernsthaftigkeit  zulässt. 

Nehmen  wir  aber  einmal  an,  die  Note  51  des  Rotbuchs  wäre 
tatsächlich  eine  Antwort  auf  den  Greyschen  Einigungsvorschlag 
und  seine  Berliner  Befürwortung  gewesen  :  enthält  denn  die  Berch- 
toldsche  Note  in  der  Tat  eine  Akzeptierung  des  englischen  Vorschlags 
in  seinen  wesentlichen  Punkten  ?  Ich  beantworte  diese  Frage  mit 
einem  glatten  Nein.  Die  Berchtoldsche  Note  bezieht  sich  zwar 
nicht  auf  die  Nachmittags-Unterhaltung  Grey-Lichnowsky  vom 
29.  Juli,  sondern  nur  auf  die  Vormittags-Unterhaltung  von  dem- 
selben Tage  (Blaubuch  Nr.  84).  Aber  selbst  den  allgemeinen  Ver- 
mittlungsvorschlägen, die  Grey  an  diesem  Vormittage  machte, 
werden  so  schwerwiegende  Einwendungen  seitens  des  Grafen 
Berchtold  entgegengesetzt,  dass  die  Erklärung  des  letzteren  alles 
andere  eher  wie  eine  Zustimmung  darstellt. 

Herr  von  Bethmann  zitiert  ja  selbst  die  «  Voraussetzungen 
unserer  Annahme  »,  wie  sie  Graf  Berchtold  formuliert,  und  unter 
diesen  Voraussetzungen  figuriert  als  erste,  «  dass  unsere  militä- 
rische Aktion  gegen  Serbien  ihren  Fortgang  nehme  ».  Ist  das  nicht 
das  gerade  Gegenteil  des  Greyschen  Einigungsvorschlages,  der 
den  Stillstand  der  österreichischen  Militäraktion  verlangt,  nach 
der  « Besetzung  von  Belgrad  und  benachbartem  serbischem  Gebiet ». 
(So  der  Wortlaut  der  englischen  Königsdepesche  vom  30.  Juli, 
der  mit  den  verschiedenen  Greyschen  Formulierungen  dem  Sinne 
nach  genau  übereinstimmt.)  Ist,  sage  ich,  das  österreichische 
Verlangen  nach  Fortführung  seiner  Militäraktion  nicht  das 
strikte  Gegenteil  des  Greyschen  Verlangens,  dass  diese  Militäraktion 
mit  der  Besetzung  Belgrads  und  benachbarten  Gebietes  zum  Still- 
stand gebracht  werden  müsse  ?  Die  Wiener  Antwort  ist,  genau 
gelesen,  auch  das  strikte  Gegenteil  von  dem,  was  die  Berliner 
Regierung  von  Wien  verlangt  hat.  Herr  von  Bethmann  hält  in 
seiner  Depesche  an  Tschirschky  ganz  mit  Recht  der  Wiener 
Regierung  das  vor,  was  ich  so  oft  in  meinen  Auseinandersetzungen 
betont  habe  :  dass  nämlich  die  Greysche  Formel  allen  berechtigten 
Ansprüchen  Oesterreichs  auf  Wahrung  seines  militärischen  und 
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politischen  Prestiges  voll  Genüge  leiste,  dass  diese  Ansprüche 
«  durch  die  Besetzung  Belgrads  oder  anderer  Plätze  hinreichend 
gewahrt  werden  ».  Hat  die  Wiener  Regierung  das  etwa  eingesehen 
und  daraufhin  die  Greysche  Formel  akzeptiert  ?  Mit  nichten.  Sie 
dankt  verbindlichst  dem  Herrn  Staatssekretär  von  Jagow  für  die 
durch  den  Wiener  Botschafter  gemachten  Mitteilungen,  sie  erklärt 

sich  «  gerne  bereit ,  dem  Vorschlage  Sir  Edward  Greys,  zwischen 

uns  und  Serbien  zu  vermitteln,  näherzutreten  ».  Aber  von  einer 
Beschränkung  der  militärischen  Aktion  auf  die  Besetzung  Belgrads 
oder  anderer  Plätze,  wie  sie  Berlin,  in  Uebereinstimmung  mit 
London,  verlangte,  —  von  einer  solchen  Beschränkung  keine 
Spur.  Fortgang  der  militärischen  Aktion  gegen  Serbien,  dazu  noch 
das  Verlangen,  dass  die  gegen  Oesterreich  gerichtete  russische 
Mobilisation  zum  Stillstand  gebracht  werden  müsse,  dass  Russland 
also  ruhig,  mit  verschränkten  Armen,  der  Zerschmetterung  Serbiens 
zusehen  solle,  —  das  ist  der  Inhalt  der  Berchtoldschen  Note  vom 
31.  Juli,  und  das  versucht  Herr  von  Bethmann  uns  als  eine  Zu- 
stimmung zu  der  englischen,  angeblich  von  Berlin  befürworteten, 
Einigungsformel  hinzustellen.  Der  deutsche  Reichskanzler  muss 
in  der  Tat  eine  sehr  geringe  Meinung  von  der  Intelligenz  seiner 
Zuhörer  und  Leser  haben,  wenn  er  ihnen  nicht  einmal  die  Fähig- 
keit zutraut,  den  klaffenden  Zwiespalt  zwischen  seiner  Befür- 
wortungsnote und  der  Wiener  Antwortnote  zu  erkennen.  Wer  nur 
diese  beiden  Dokumente  in  der  Reichskanzlerrede  miteinander 
vergleicht,  wer  alle  übrigen  von  mir  erhobenen  Einwendungen 
gegen  die  Ehrlichkeit  der  Bethmannschen  Beweisführung  beiseite 
lässt  und  dem  Studium  der  Originaldokumente  und  ihres  Zusam- 
menhanges untereinander  aus  dem  Wege  geht,  der  muss  schon 
aus  den  Zitaten  des  Reichskanzlers  erkennen,  dass  Wien  die 
spezielle  Greysche  Einigungs formet  überhaupt  nicht  beantwortet, 
aber  schon  in  seiner  Antwort  auf  die  allgemeinen  Vermittlungs- 
vorschläge Greys  Bedingungen  gestellt  hat,  die  dem  entscheidenden 
Punkte  der  Greyschen  Einigungsformel  schnurstracks  zuwiderlaufen. 
Wäre  die  Greysche  Formel  oder  wären  die  nachfolgenden 
Sazonowschen  Formeln  von  Wien  angenommen  worden,  so  wäre 
der  Frieden  erhalten  geblieben.  Wenn  die  Berliner  Regierung 
tatsächlich  den  Greyschen  Vorschlag  so  energisch  befürwortet 
hat,  wie  sie  jetzt  behauptet,  —  weshalb,  frage  ich,  hat  sie  dann  nicht 
auf  der  Annahme  dieses  Vorschlages  in  Wien  bestanden,  weshalb 
hat  sie  sich  nicht  für  den  Weigerungsfall  von  der  österreichischen 
Politik  losgesagt  ?  Weshalb  aber,  frage  ich  weiter,  hat  die  Berliner 
Regierung  die  erste  Sazonowsche  Einigungsformel  ihrerseits  direkt 
abgelehnt,  die  zweite  unbeantwortet  gelassen,  wenn  sie  so  ener- 
gisch für  die  Annahme  der  Greyschen  Formel  eingetreten  ist  ? 
Die  erste  Sazonowsche  Formel  (Orangebuch  Nr.  60)  verlangte  ja 
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nicht  einmal  einen  Stillstand  der  militärischen  Operationen  Oester- 
reichs.  Sie  verlangte  also  noch  weniger  als  die  Greysche  Formel 
(Besetzung  Belgrads  etc.).  Wie  reimt  es  sich  zusammen,  dass 
Herr  von  Jagow  am  30.  Juli  die  konziliantere,  weniger  fordernde 
Formel  Sazonows  als  «  unannehmbar  für  Oesterreich  »  ablehnte, 
während  er  die  schärfere,  mehr  verlangende  Formel  Greys  so 
dringend  in  Wien  befürwortet  haben  will  ?  Alle  diese  Zweifel- 
fragen und  Verdachtsgründe  werden  durch  die  neueste  Enthüllung 
Bethmanns  aufgeworfen.  Die  Iyösung  aller  dieser  Rätsel  ist  mir 
unmöglich.  Eines  aber  weiss  ich  und  erkläre  es  mit  aller  Bestimmt- 
heit :  Nie  und  nimmer  hat  die  österreichische  Regierung  die  Greysche 
Einigungs formet  vom  29.  Juli  (Blaubuch  Nr.  88)  angenommen. 

X 

Herr  von  Bethmann  behauptet  das  Gegenteil  —  zu  Unrecht  — 
und  fährt  dann  fort :  «  Also  Russland  stand  in  der  Nacht  vom  30. 
zum  31.  Juli  vor  der  Tatsache  der  durch  unsere  Einwirkung  herbei- 
geführten Nachgiebigkeit  Oesterreich-Ungarns,  die  den  Weg  zur 

Erhaltung  des  Friedens  frei  machte »  In  der  Nacht  vom  30.  zum 

31.  Juli  —  bitte,  wohl  zu  merken  !  Hier  hat  sich  Herr  von  Beth- 
mann in  seinem  eigenen  Garn  gefangen.  Wenn  Oesterreich  selbst 
durch  Annahme  der  Greyschen  Formel  seine  Nachgiebigkeit 
gezeigt  hätte  —  was  nicht  der  Fall  ist  — ,  so  wäre  diese  Nach- 
giebigkeit erst  in  der  Depesche  Berchtolds  vom  31.  Juli,  die  ja 
Bethmann  selbst  als  Dokument  des  österreichischen  Nachgebens 
zitiert,  in  die  Erscheinung  getreten.  Erst  am  31.  Juli  —  vermutlich 
nicht  vor  Nachmittag  dieses  Tages  —  wäre  die  Wiener  Versöh- 
nungsdepesche zur  Kenntnis  des  russischen  Ministers  des  Aus- 
wärtigen gelangt.  Also  nicht  in  der  Nacht  vom  30.  zum  31.  Juli, 
wo  diese  Depesche  noch  gar  nicht  existierte,  und  nicht  vor  der 
russischen  Generalmobilisierung,  die,  wie  ich  an  anderer  Stelle 
nachgewiesen,  am  Vormittag  des  31.  Juli  angeordnet  worden  war. 
Als  diese  Anordnung  der  russischen  Generalmobilisierung  erfolgte, 
lagen  —  abgesehen  von  der  vorausgegangenen  österreichischen 
Generalmobilisierung  und  weit  vorgeschrittenen  deutschen  Mili- 
tärmassnahmen  —  nur  solche  diplomatische  Akte  Oesterreichs 
und  Deutschlands  vor,  die  eine  absolute  Intransigenz  der  beiden 
Kaisermächte,  eine  Ablehnung  aller  friedlichen  Verständigungs- 
lnittel  darstellten.  Als  letzter  ausschlaggebender  Akt  dieser  Art 
lag  die  Ablehnung  der  ersten  Sazonowschen  Einigungsformel  durch 
Jagow  vor.  Diese  schroffe,  unmotivierte  Ablehnung  —  das  habe 
ich  an  anderen  Stellen  wiederholt  hervorgehoben  —  musste  die 
russische  Generalmobilisierung  herbeiführen.  Das  war  der  letzte 
Tropfen  in  dem  diplomatischen  Spiel,  der  das  Fass  der  russischen 
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Geduld  zum  Ueberlaufen  brachte.   Das   war  der  Zustand,   der 

—  in  Verbindung  mit  den  österreichischen  und  deutschen  Militär- 
massnahmen  —  in  der  Zeit  vom  30.  zum  31.  Juli  zu  dem  Ent- 
schlüsse der  Generalmobilisierung  geführt  hat.  Wenn  die  Berch- 
toldsche  Note  vom  31.  Juli  überhaupt  ein  Akt  der  Nachgiebigkeit 
gewesen  wäre  —  sie  war  tatsächlich  mit  all  ihren  Klauseln  und 
Vorbehalten  das  Gegenteil  — ,  so  wäre  dieser  Akt  zu  spät  in  Peters- 
burg bekannt  geworden  —  zu  spät,  das  heisst  :  nachdem  die 
Generalmobilisierung  bereits  angeordnet  war.  Die  Vordatierung 
der  Berchtoldschen  Note  vom  31.  Juli  auf  die  Nacht  vom  30.  zum 
31.  Juli  ist  ein  so  eklatanter  Fälschungsakt,  dass  damit  das  ganze 
Beweisgebäude  des  Herrn  von  Bethmann  in  Trümmer  fällt. 

XI 

Den  Versuch  des  Reichskanzlers,  einen  russischen  Armeebefehl 
vom  30.  September  igi2  als  angeblichen  Beweis  des  aggressiven 
Charakters  der  russischen  Generalmobilisierung  vom  31.  Juli  1914 
heranzuziehen,  kann  ich  nur  als  einen  Akt  der  äussersten  Verzweif- 
lung bezeichnen.  Jener  Armeebefehl,  dessen  Authentizität  erst 
noch  festzustellen  ist,  der  heute  zum  erstenmal  auf  der  Bildfläche 
erscheint  und  ganz  Deutschland  zu  dem  erleichternden  Ausruf 
hinreisst  :  Habemus  papam  !  Jetzt  haben  wir  endlich  den  vollen 
Beweis,  dass  Russland  uns  überfallen  wollte  und  überfallen  hat, 

—  jener  Armeebefehl  ist  —  nach  der  ausführlichen  Mitteilung  in 
der  Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung  —  von  dem  General- 
stabschef des  Warschauer  Militärbezirks  an  den  Kommandeur 
des  VI.  Armeekorps  am  30.  September  1912  erlassen  worden  ;  er 
enthält  neben  einer  Reihe  militärischer  Anordnungen  folgenden 
Satz,  der,  nach  der  Ansicht  des  deutschen  Reichskanzlers,  den 
vollen  Beweis  für  Russlands  Kriegsabsichten  im  Sommer  1914 
erbringen  soll  : 

«  Allerhöchst  ist  befohlen,  dass  die  Verkündung  der  Mo- 
bilisation zugleich  auch  die  Verkündung  des  Krieges  gegen 
Deutschland  ist.  » 

Schon  die  einfachste  logische  Prüfung  dieses  Satzes  —  immer 
vorausgesetzt,  dass  das  ganze  Aktenstück  authentisch  ist,  — 
ergibt  die  Hinfälligkeit  der  Schlussfolgerungen  des  Herrn  von 
Bethmann.  Wie  kann  ein  Generalstabschef  in  einer  militärischen 
Anweisung  an  einen  Korpskommandeur  den  EntSchliessungen 
des  Kaisers  von  Russland  in  der  Weise  vorgreifen,  dass  er  den 
Satz  aufstellt,  russische  Mobilisation  sei  gleichbedeutend  mit  der 
Kriegsv  er  kündung  gegen  Deutschland,  mit  anderen  Worten  :  der 
Krieg  an  Deutschland  würde  und  brauche  gar  nicht  ausdrücklich 
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erklärt  zu  werden,  er  sei  schon  existent,  wenn  nur  die  Mobilisa- 
tion in  Russland  angeordnet  würde  ;  der  Krieg  entstehe  nicht 
durch  einen  direkten  Willensakt  des  Zaren,  sondern  seine  Ent- 
stehung sei  indirekt  aus  einer  militärischen  Massnahme  durch 
Interpretation  zu  folgern.  Diese  Interpretation  wird  sogar  «  aller- 
höchst befohlen  »  !  Seltsam,  wirklich  höchst  seltsam,  diese  General- 
stabsanweisung, die  schon  pränumerando  ein  für  allemal  die 
kaiserlich  russischen  Willensentschliessungen  durch  authentische 
Interpretation  festlegt  !  Noch  seltsamer  aber  der  Umstand,  dass 
jene  Anweisung  vom  September  1912,  soweit  die  militärischen 
Anordnungen  in  Betracht  kommen,  tatsächlich  damals  durch- 
geführt worden,  trotzdem  aber  der  Krieg  mit  Deutschland  bekanntlich 
im  September  191 2  nicht  ausgebrochen  ist. 

Des  Rätsels  Lösung  ist  sehr  einfach.  Obwohl  die  russische 
Regierung  sich  bis  zu  diesem  Augenblick  über  die  Bedeutung  der 
neuesten  Bethmannschen  Enthüllung  nicht  ausgesprochen  hat, 
so  wissen  wir  doch,  dass  genau  an  demselben  Tage,  von  dem  jene 
Generalstabsanweisung  datiert,  —  am  30.  September  1912  —  die 
russische  Telegraphenagentur  einen  kaiserlichen  Ukas  publiziert 
hat,  laut  welchem  einundzwanzig  an  Oesterreich-Ungarn  und 
Deutschland  angrenzende  Militärbezirke  zu  einer  Probemobilisie- 
rung aufgerufen  wurden.  (Die  Wiener  Arbeiterzeitung,  die  sonst 
gut  sozialpatriotisch  ist,  hat  in  sehr  verdienstvoller  Weise  auf 
diesen  Umstand  hingewiesen.)  Damit  ist  die  ganze  Sache  aufge- 
klärt :  es  handelte  sich  einfach  um  ein  Manöverthema,  das  der 
Generalstab  dem  kommandierenden  General  stellte.  Jedes  Manö- 
verthema bei  russischen  Probemobilisierungen  nach  Westen  hin 
hatte  selbstverständlich  zur  Voraussetzung  einen  Krieg  gegen 
Deutschland  und  Oesterreich,  wie  die  entsprechenden  Manöver- 
themen von  deutscher  Seite  nach  Osten  hin  selbstverständlich 
einen  Krieg  gegen  Russland  zur  Voraussetzung  haben  mussten. 
Ebensowenig  wie  die  jährlichen  deutschen  Manöver  nach  Osten 
oder  Westen  Krieg  gegen  Russland  oder  Frankreich  bedeuteten, 
ebensowenig  kann  man  aus  der  russischen  Manöveranweisung 
vom  30.  September  191 2  Kriegsabsichten  gegen  Deutschland 
—  und  noch  dazu  Kriegsabsichten  im  Sommer  1914  —  herleiten. 
Tatsächlich  haben  doch  jene  September- Manöver  1912  stattgefunden, 
ohne  dass  sie  Krieg  gegen  Deutschland  bedeutet  hätten.  Wie  unglaub- 
lich töricht  also  die  Beweisführung,  dass  jene  selbe  Anweisung,  die 
damals,  obwohl  sie  tatsächlich  ausgeführt  worden  ist,  den  Frieden 
nicht  im  geringsten  gestört  hat,  nun  auf  einmal,  zwei  Jahre  später, 
zu  einer  Kriegsfanfare  geworden  sein  soll.  Wie  schlimm  muss  es 
um  eine  Sache  stehen,  die  sich  zu  ihrer  Rettung  an  so  gebrechliche 
Strohhalme    halten    muss  ! 
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XII 

Herr  von  Bethmann  wiederholt  auch  bei  dieser  Gelegenheit 
die  bekannte  Helfierichsche  Konstruktion,  wonach  Grey  bereits 
am  29.  Juli  der  französischen  Republik  seine  Waffenhilfe  zugesagt, 
daraufhin  Frankreich  sich  mit  Russland  solidarisch  erklärt,  und 
Russland  auf  dieser  sicheren  Basis  der  französisch-englischen 
Kriegshilfe  den  Entschluss  zum  Kriege  gefasst  habe.  Dieser  Helffe- 
richschen  Konstruktion  eines  Stichtages  für  das  Angriffskomplott 
habe  ich  ein  langes  Kapitel  im  ersten  Bande  meines  zweiten 
Buches  gewidmet  und  brauche  hier  nicht  darauf  zurückzukom- 
men. Herrn  von  Bethmann  erlaube  ich  mir,  nur  folgende  Fragen 
zu  diesem  Thema  gehorsamst  zu  unterbreiten  : 

a)  Wenn  Russland  den  Krieg  wollte,  weshalb  hat  es  die 
Viermächte- Konferenz  akzeptiert  und  sich  von  vornherein 
dem  Schiedsspruch  der  vier  Mächte  unterworfen  ? 

b)  Wenn  Russland  am  29.  Juli  nichts  dringender  ersehnte, 
als  sich  der  Waffenhilfe  Frankreichs  und  Englands  zu  ver- 
sichern, weshalb  hat  der  Zar  an  diesem  selben  Tage  die  Ent- 
scheidung durch  den  Haager  Schiedshof  dem  Kaiser  Wilhelm 
vorgeschlagen  ? 

c)  Wenn  Russland  den  Krieg  wollte,  und  infolge  der 
Hilfezusage  Frankreichs  und  Englands  am  29.  Juli  den  defi- 
nitiven Kriegsentschluss  fasste,  weshalb  hat  es  in  den  fol- 
genden Tagen,  30.  Juli  bis  1.  August,  immer  neue  Friedens- 
und Einigungsvorschläge  gemacht  ? 

XIII 

Zum  Platzen  komisch  —  wenn  es  nicht  so  überaus  traurig  wäre 
—  ist  die  Art,  wie  Herr  von  Bethmann,  einem  geschickten  Vol- 
tigeur  gleich,  über  den  Haager  Schiedshof  und  die  Greysche 
Konferenz  hinweghüpft.  Die  Hervorhebung  dieser  wichtigsten 
Punkte  aus  der  Vorgeschichte  seitens  Greys  charakterisiert  Herr 
von  Bethmann  als  den  Versuch,  «  die  Aufmerksamkeit  der  Zuhörer 
auf  Nebensachen  abzulenken  ».  Das  Haager  Schiedsgericht  —  eine 
Nebensache  !  Die  Greysche  Konferenz  —  eine  Nebensache  !  Nein, 
Herr  von  Bethmann,  das  sind  die  Haupt-  und  Kardinalpunkte 
in  der  ganzen  Vorgeschichte.  Wenn  der  Zar  nichts  anderes  getan 
hätte,  als  seine  Depesche  vom  29.  Juli  mit  dem  Vorschlag  der 
Haager  Schiedshof-Entscheidung  an  Kaiser  Wilhelm  zu  richten, 
wenn  Kaiser  Wilhelm  nichts  anderes  getan  hätte,  als  diesen 
Vorschlag  zu  ignorieren  und  ihn  im  ersten  deutschen  Weissbuch 
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in  der  Versenkung  verschwinden  zu  lassen,  so  würden  diese  beiden 
Tatsachen  für  sich  allein  den  unumstösslichen  Beweis  erbringen, 
dass  der  Zar  den  Frieden,  der  deutsche  Kaiser  den  Krieg  gewollt 
hat.  «  Bas  Haager  Schiedsgericht  »  —  sagt  Herr  von  Bethmann  — 
«  klingt  ja  äusserlich  sehr  bedeutungsvoll,  aber  es  wurde  ange- 
boten, als  bereits  die  russischen  Truppen  gegen  uns  in  Bewegung 
gesetzt  waren.  »  Was  ?  !  Am  29.  Juli  waren  die  russischen  Truppen 
gegen  Deutschland  in  Bewegung  gesetzt  ?  Wo  steht  das  ?  Wo  ist 
das  je  bewiesen,  je  auch  nur  behauptet  worden  ?  «  Am  29.  Juli 
hat  die  russische  Regierung  in  Berlin  amtlich  mitgeteilt,  dass  sie 
vier  Armeebezirke  mobilisiert  habe.  »  So  sagt  das  Weissbuch 
(S.  10).  Das  waren  die  vier  südlichen,  gegen  Oesterreich  gerichte- 
ten Militärbezirke  Kiew,  Odessa,  Moskau  und  Kasan.  Nirgends, 
in  keinem  diplomatischen  Dokument,  auch  im  Weissbuch  und 
Rotbuch  nicht,  ist  bisher  die  Behauptung  aufgetreten,  dass 
Russland  bereits  am  29.  Juli  gegen  Deutschland  mobilisiert, 
geschweige  denn  bereits  seine  Truppen  gegen  Deutschland  in 
Bewegung  gesetzt  habe.  Das  ist  eine  neueste,  so  ungeheuerliche 
Erfindung,  dass  damit  allein  der  ganzen  Bethmannschen  Kriegs- 
vorgeschichte der  Stempel  der  Unwahrheit  aufgedrückt  wird. 
Und  diese  neueste  Erfindung,  dieser  eine  Satz  mit  siebzehn  un- 
wahren Worten,  soll  einen  genügenden  Grund  für  die  ungeheuer- 
liche Tatsache  abgeben,  dass  der  deutsche  Kaiser  und  seine 
Regierung  den  einfachsten,  natürlichsten  und  sichersten  Weg  zur 
Vermeidung  des  Krieges  ausgeschlagen  haben  ?  !  Wenn  irgend 
etwas  die  Schuld  und  das  Schuldbewusstsein  der  deutschen  Macht- 
haber kennzeichnen  kann,  so  ist  es  diese  lahm  erfundene  Ausrede 
für  einen  verbrecherischen  Akt,  der  noch  in  Jahrtausenden  auf 
dem  Andenken  der  Schuldigen  lasten  wird. 

Und  die  Greysche  Konferenz  ?  Auch  dies  eine  Nebensache  für 
Herrn  von  Bethmann.  Was  bringt  er  gegen  den  Kouferenzvor- 
schlag  vor  ?  «  Lord  Grey  hatte  selbst  seinen  Konferenzvorschlag 
zu  Gunsten  unserer  Vermittlung  zurückgestellt.  »  Das  ist  alles. 
Damit  ist  die  Konferenz  für  Herrn  von  Bethmann  abgetan,  wie 
vorher  der  Haager  Schiedshof.  Nun,  ich  habe  nicht  nötig,  hier 
nochmals  auf  das  Schicksal  des  Greyschen  Konferenzvorschlages 
einzugehen,  das  ich  an  anderer  Stelle  ausführlich  dargestellt  habe. 
Der  fadenscheinige  Vorwand  Bethmanns,  Grey  habe  ja  selbst 
seinen  Konferenzvorschlag  zurückgestellt,  ist  schon  wiederholt 
—  u.  a.  auch  in  dem  Interview  mit  dem  amerikanischen  Journa- 
listen Wiegand  (Mai  1916)  —  vom  Reichskanzler  vorgebracht 
worden. 

Es  ist  dies  eine  jener  Legenden,  die  ich  bereits  an  anderer 
Stelle  (Das  Verbrechen,  Band  I,  S.  98  ff.)  durch  einen  strikten 
Gegenbeweis  aus  den  diplomatischen  Urkunden  widerlegt  habe. 
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Man  möge  das  betreffende  Kapitel  nachlesen  und  man  wird  sich 
überzeugen,  dass  Grey  niemals  seinen  Konferenzvorschlag  zurück- 
gezogen oder  zurückgestellt,  vielmehr  nur  die  Ansicht  geäussert 
hat  :  Wenn  eine  direkte  Aussprache  und  Verständigung  zwischen 
Wien  und  Petersburg  möglich  wäre,  so  wäre  dies  natürlich  der 
einfachste  und  sicherste  Weg  zur  friedlichen  Lösung  des  Konflikts. 
Nachdem  die  direkte  Aussprache  mit  der  russischen  Regierung 
seitens  des  Grafen  Berchtold  am  28.  Juli  strikte  abgelehnt  worden 
war,  trat  der  Greysche  Konferenzvorschlag  von  selbst  wieder  in 
die  erste  Reihe  aller  Verständigungsmöglichkeiten  und  wurde 
von  sämtlichen  Diplomaten  der  Ententemächte  —  sowohl  von 
den  Ministern  wie  von  den  Botschaftern  —  stets  von  neuem,  immer 
dringlicher,  aber  stets  erfolglos,  als  aussichtsreichster  Weg  der 
Mediation  empfohlen.  Wie  eine  blutige  Ironie  klingt  die  Phrase, 
die  der  Reichskanzler  als  Entschuldigung  für  sein  Verhalten  dem 
Greyschen  Konferenzvorschlage  gegenüber  anführt.  Die  deutsche 
Vermittlung,  zu  deren  Gunsten  Grey  seinen  Vorschlag  zurück- 
gestellt haben  soll,  bestand  in  der  Empfehlung  der  direkten  Aus- 
sprache zwischen  Wien  und  Petersburg.  Was  Deutschland  em- 
pfohlen, wurde  von  Oesterreich  abgelehnt.  Und  trotz  dieser  A  bleh- 
nung  soll  Grey  seinen  Konferenzvorschlag  zurückgestellt  haben  ?  ! 
Dann  wäre  doch  ein  Vacuum  entstanden  und  jeder  fernere  Ver- 
ständigungsversuch ausgeschlossen  gewesen.  Dieses  Vacuum 
wurde  eben  durch  die  neue  und  schärfere  Betonung  des  Konferenz- 
vorschlages und  durch  alle  übrigen  Verständigungsvorschläge 
der  Ententemächte  ausgefüllt. 

Grey  hat  mit  Recht  darauf  hingewiesen,  dass  die  Erfahrungen 
der  Balkankrisis  von  1908-1909  und  1912-1913  den  Regierungen 
der  Zentralmächte  nicht  die  geringste  Veranlassung  gaben,  an 
der  Loyalität  und  dem  guten  Willen  der  englischen  Regierung 
zur  Erhaltung  des  europäischen  Friedens  und  zur  möglichst 
vollständigen  Befriedigung  der  österreichischen  Forderungen  zu 
zweifeln.  Der  englische  Minister  hätte  —  abgesehen  von  den  Erfah- 
rungen der  Vergangenheit  —  auch  auf  die  gegenwärtige  Krisis 
selbst  hinweisen  und  alle  die  Zusicherungen  hervorheben  können, 
die  die  Ententemächte  für  den  Fall  der  Annahme  der  Konferenz 
zu  Gunsten  der  österreichischen  Forderungen  gemacht  hatten. 
Man  vergleiche  hierüber  J'accuse,  S.  291  und  292,  und  die  dort 
zitierten  Stellen  aus  dem  Blaubuch,  Orangebuch,  Gelbbuch  und 
Rotbuch.  Bis  an  die  äusserste  Grenze  der  österreichischen  Forde- 
rungen wollten  die  Ententemächte  auf  der  Konferenz  gehen, 
wenn  nur  Oesterreich  und  Deutschland  sich  bereit  rinden  wollten, 
eine  Aussprache  der  vier  unbeteiligten  Mächte  zuzulassen.  Alles 
vergeblich.  Die  Konferenz  war  und  blieb  abgelehnt  und  diese 
Ablehnung,  die  den  sichersten  und  in  der  Vergangenheit  best- 
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bewährten  Verständigungsweg  eliminierte,  wird  für  alle  Zeiten 
einen  der  schwersten  Schuldposten  auf  dem  Konto  der  deutschen 
und  der  österreichischen  Regierung  darstellen. 

Sieben  ganze  Zeilen  widmet  der  deutsche  Reichskanzler  den 
beiden  wichtigsten  Punkten  in  der  Vorgeschichte  des  Krieges  — 
der  Greyschen  Konferenz  und  dem  Zarenvorschlage  vom  29.  Juli 
betreffend  die  Haager  Entscheidung  —  ;  die  elende  Lokal- Anzeiger  - 
Affäre  aber  unterwirft  er  einer  spaltenlangen  Erörterung.  Auch 
dies  ein  charakteristisches  Merkmal  für  die  Art  und  den  Wert 
seiner  Beweisführung. 

XIV 

Es  ist  unmöglich,  auf  alle  die  Punkte  aus  der  Vorgeschichte 
des  Krieges  hier  nochmals  einzugehen,  die  Herr  von  Bethmann  in 
der  bekannten  deutschen  Aufmachung  wieder  vorbringt.  Alle  diese 
Punkte,  ohne  Ausnahme,  sind  in  meinem  ersten  und  in  diesem 
zweiten  Buche  ausführlich  behandelt  worden.  Ueberall  findet 
der  L,eser  die  eingehende  Widerlegung  der  von  dem  Reichskanzler 
vorgebrachten  Flüchtigkeiten  und  Schiefheiten.  Zu  den  Punkten, 
auf  die  ich  an  anderen  Stellen  ausführlich  eingegangen  bin,  gehört 
vor  allem  : 

die  englische  Zusage  einer  eventuellen  Flottenhilfe  an 
Frankreich  (Blaubuch  Nr.   148)  ; 

der  Sinn  und  die  Bedeutung  des  Bethmannschen  Neutra- 
litätsgesuchs (Blaubuch  Nr.  85)  ; 

die  Unterhaltung  Greys  und  Lichnowskys  vom  1.  August 
(Blaubuch  Nr.  123)  und  ihre  Interpretation  an  der  Hand 
des  ersten  und  zweiten  deutschen  Weissbuchs  ; 

die  verschiedenen  Angebote,  die  die  deutsche  Regierung 
in  den  Tagen  vom  29.  Juli  bis  4.  August  der  englischen  Re- 
gierung als  Aequivalent  für  die  Bewahrung  der  englischen 
Neutralität  gemacht  hat  usw. 

Der  Reichskanzler  schliesst  seine  in  wenigen  flüchtigen  Strichen 
skizzierte  Darstellung  dieser  Vorgänge,  die  ich  auf  vielen  Druck- 
bogen mit  wissenschaftlicher  Sorgfalt  behandelt  habe,  mit  der  Frage : 

«  Wer  hat  den  Krieg  gewollt  ?  Wir,  die  wir  England  jede 
erdenkliche  Sicherheit  nicht  nur  für  unmittelbare  englische 
Interessen,  sondern  auch  für  Frankreich  und  Belgien  zu 
geben  bereit  waren,  oder  England,  das  jeden  unserer  Vor- 
schläge ablehnte  und  sich  weigerte,  seinerseits  irgend  einen 
Weg  zur  Erhaltung  des  Friedens  zwischen  unseren  beiden 
Ländern  auch  nur  anzudeuten  ?  » 
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Die  Antwort  auf  diese  Frage  ist  sehr  einfach  :  Deutschland  hat 
den  Kontinentalkrieg,  aber  nicht  den  Krieg  mit  England  gewollt. 
Das  habe  ich  bereits  in  J'accuse  als  unumstössliche  Tatsache 
hingestellt.  Deutschland  hat  sich  schon  bei  den  deutsch-englischen 
Verständigungsverhandlungen  1909-1912  alle  Mühe  gegeben,  sich 
Ellbogenfreiheit  auf  dem  Kontinent  zu  verschaffen  und  England 
in  die  Rolle  des  untätigen  Zuschauers  zu  versetzen  —  immer  mit 
dem  Hintergedanken,  der  wie  ein  roter  Faden  die  deutsche  Politik 
und  die  alldeutsche  Literatur  durchzieht  :  Wenn  wir  erst  Herren 
auf  dem  Kontinent  sind,  wird  uns  die  Depossedierung  Englands 
von  der  Weltherrschaft  ein  leichtes  werden. 

Dieser  Gedanke  war  auch  der  Leitfaden  der  deutschen  Politik 
in  den  letzten  kritischen  Tagen  vor  Ausbruch  des  Krieges.  Wir 
können  also  ruhig  dem  deutschen  Reichskanzler  bezeugen  :  den 
Krieg  mit  England  hat  er  nicht  gewollt,  noch  bis  zum  letzten 
Moment  suchte  er  den  Beitritt  Englands  zu  der  Gruppe  der 
Kriegsgegner  durch  alle  Mittel  und  Versprechungen  zu  hindern, 
aber  den  Krieg  mit  Russland  und  Frankreich  hat  er  gewollt  —  sei 
es  aus  eigenem  Antrieb,  sei  es  aus  Schwäche  gegenüber  dem  Drän- 
gen von  oben  und  unten.  Mit  der  Kriegserklärung  an  Russland 
war  der  Kontinentalkrieg  entfesselt.  Der  Beitritt  Frankreichs 
war  eine  logische  Folge  des  deutsch-russischen  Krieges,  wie  das 
Zusammenhalten  Oesterreichs  und  Deutschlands  eine  Folge  ihres 
Bündnisses  war.  Den  Krieg  mit  England  hat  Deutschland  zwar 
nicht  gewollt,  es  hat  ihn  aber  herbeigeführt  durch  die  Verletzung 
der  belgischen  Neutralität  und  durch  die  Weigerung  auf  das 
englische  Ultimatum  hin,  diese  Verletzung  rückgängig  zu  machen 
(siehe  Blaubuch  Nr.  160).  Herr  von  Bethmann  rühmt  sich  seines 
ernsten  Bestrebens,  den  Krieg  zu  lokalisieren.  England  aber  hat 
das  noch  viel  ernstere  Bestreben  gehabt,  den  Krieg  zu  verhindern. 
Vom  ersten  bis  zum  letzten  Moment  der  Krisis  zeugt  jede  Hand- 
lung Sir  Edward  Greys  von  diesem  unermüdlichen  Bestreben.  Den 
Gipfelpunkt  bildet  sein  feierlicher  Aufruf  an  Herrn  von  Bethmann 
zu  gemeinschaftlicher  Friedensarbeit,  am  30.  Juli  (Blaubuch 
Nr.  101).  Herr  von  Bethmann  kann  reden,  drehen  und  deuteln, 
so  viel  er  will,  die  Geschichte  hat  ihr  Urteil  gesprochen  und  wird 
es  ehern  aufrecht  erhalten  :  Grey  ist  der  Friedensanwalt,  Bethmann 
der  Kriegsurheber  gewesen. 

B. 
Kriegsziele. 

Soweit  die  Bethmannsche  Rede  die  Schuldfrage  erörterte,  bot 
sie  —  abgesehen  von  gewissen  Einzelheiten  —  im  grossen  und 
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ganzen  nichts  Neues  :  dieselben  krampfhaften  Versuche  wie  bisher, 
durch  Betonung  unerheblicher,  durch  Weglassung  oder  Herab- 
minderung  oder  Verdrehung  erheblicher  Tatsachen  das  Bild 
der  Kriegsvorgeschichte  zu  verfälschen  und  Anderen  eine  Schuld 
aufzuladen,  die  man  allmählich  als  unerträgliche  Last  auf  den 
eigenen  Schultern  zu  empfinden  beginnt.  Die  Ueberraschungen 
kamen  am  Schluss  der  Kanzlerrede,  als  Herr  von  Bethmann  sich 
plötzlich  als  Pazifist  vom  reinsten  Wasser  enthüllte,  der  bereit 
sei,  sich  dem  Völkerbunde,  wie  ihn  Grey  skizziert,  anzuschliessen, 
ja  sogar  sich  an  seine  Spitze  zu  stellen.  Auch  Herr  von  Bethmann 
erkennt  nun  auf  einmal  —  am  9.  November  1916  —  das  als 
richtig  an,  was  er  während  seiner  sieben  vorangegangenen  Re- 
gierungsjahre stets  als  Utopie  betrachtet  und  in  der  Praxis 
zurückgewiesen  hat  :  die  Notwendigkeit  « friedlicher  Abma- 
chungen und  Verfassungen,  die,  soweit  es  irgend  in  Menschen- 
macht liegt,  die  Wiederkehr  einer  so  ungeheuerlichen  Katas- 
trophe verhüten  sollen  ».  Deutschland  will  —  so  verkündet  der 
Reichskanzler  heute  zum  ersten  Mal  —  an  jedem  Versuch  der 
Verwirklichung  eines  solchen  Zieles  ehrlich  mitarbeiten  und 
sowohl  zu  Wasser  wie  zu  Lande  «  das  Prinzip  des  Rechts  und 
der  freien  Entwicklung  »  zur  Geltung  zu  bringen  suchen. 

Als  ich  diese  Gedanken  in  der  Bethmannschen  Rede  las, 
glaubte  ich  meinen  Augen  nicht  zu  trauen.  Wie  ?  Das  sagt  der- 
selbe Mann,  der  während  seiner  ganzen  langen  Regierungszeit 
jedes  pazifistische  Postulat,  jede  rechtliche  Organisation  der 
Völkergemeinschaft,  ja  jede  vertragsmässige  noch  so  beschränkte 
Rüstungsvereinbarung  für  unmöglich,  der  die  entgegenstehenden 
Schwierigkeiten  für  unlösbar  erklärt  hat,  «  so  lange  die  Menschen 
Menschen  und  die  Staaten  Staaten  seien  »  ?  !  Dieses  klassische 
Wort  fiel  in  der  Bethmannschen  Reichstagsrede  vom  30.  März 
191 1  —  in  der  Zeit  der  schwebenden  Verständigungsverhand- 
lungen mit  England  :  es  war  die  Antwort  auf  die  bemerkens- 
werte Rede  Greys  vom  12.  März  1911,  die  in  mahnend-prophe- 
tischer  Weise  den  «  Zusammenbruch  der  Kultur  »  voraussagte, 
falls  es  nicht  gelinge,  durch  Vereinbarung  der  Mächte  das  bestän- 
dige Wachsen  der  Rüstungsausgaben  zu  beschränken  und  vor 
allem  mit  Deutschland  zu  einem  Abkommen  hierüber  zu  gelangen. 
Was  Grey  damals  sagte,  war  das  beständige  Thema  seiner  Minis- 
terkollegen im  Kabinett  Asquith.  Alle  liberalen  Minister  durch 
die  Bank  —  dieselben,  die  heute  als  Urheber  dieses  fürchterlichen 
Krieges  in  Deutschland  verschrieen  werden,  —  die  Lloyd  George, 
die  Churchill,  die  Asquith,  Mac  Kenna,  und  wie  sie  heissen 
mögen  —  ermüdeten  nicht,  bei  jeder  Gelegenheit  auf  die  un- 
geheuerliche Tatsache  hinzuweisen,  «  dass  die  christlichen  Staaten 
jährlich    gegen    vierhundert    Mülionen    Pfund    (acht    Milliarden 
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Mark)  zu  dem  Zwecke  ausgeben,  um  die  eine  Nation  zur  Tötung 
der  anderen  vorzubereiten  »  (Lloyd  George  auf  dem  Weltfrie- 
denskongress  in  London  1908).  In  welche  praktischen  Hand- 
lungen sich  diese  Reden  der  englischen  Minister  umsetzten, 
habe  ich  an  anderer  Stelle  —  bei  dem  Bericht  über  die  Haager 
Konferenzen  und  die  deutsch- englischen  Verständigungsverhand- 
lungen  1909-1912   —  ausführlich  auseinandergesetzt. 

Und  wie  verhielt  sich  der  Kanzler,  der  heute  sich  plötzlich 
als  überzeugter  Pazifist  entpuppt,  den  englischen  Bestrebungen 
gegenüber,  die  schon  damals  den  Pazifismus  in  Realität  um- 
setzen und  so  die  europäische  Spannung,  die  ewig  drohende 
Kriegsgefahr  aus  der  Welt  schaffen  wollten  ?  Herr  von  Beth- 
mann  verhielt  sich  allen  diesen  Gedanken  und  Bestrebungen 
gegenüber  genau  wie  sein  Vorgänger,  genau  wie  der  Fürst  Bülow, 
der  noch  heute  —  in  seinem  neuesten  Buche  —  so  tut,  als  wenn 
es  überhaupt  in  der  Welt  der  realen  Politik  keine  pazifistischen 
Ideen  und  Möglichkeiten  gäbe,  als  wenn  der  alte  Faden  diplo- 
matisch-militärischer Machtpolitik  bis  ans  Ende  der  Welt  weiter- 
gesponnen werden  müsste.  Diesen  traditionellen  preussisch- 
deutschen  Standpunkt  dem  pazifistischen  Ideenkreis  gegenüber 
hat  Herr  von  Bethmann  während  seiner  ganzen  langen  Re- 
gierungszeit festgehalten,  blind  und  taub  gegen  die  offensicht- 
liche und  laut  vernehmbare  Tatsache,  dass  der  Pazifismus 
inzwischen  von  Jahr  zu  Jahr  mehr  die  ganze  Welt  —  ausserhalb 
der  schwarz-weiss-roten  und  schwarz-gelben  Grenzpfähle  — 
erobert  hatte  und  als  fruchtbarer  Zukunftskeim  in  den  Gehirnen 
aller  vorgeschrittenen  Geister  beider  Hemisphären  schlummerte. 
Das  alles  wusste  und  erkannte  man  in  Berlin  nicht.  Das  alles  hat 
man  nicht  einmal  bei  Ausbruch  dieses  Krieges  erkannt,  den 
man  höhnend  als  Bankerott  des  Pazifismus  ausschrie,  während 
er  tatsächlich  nur  die  Besiegelung  der  pazifistischen  Voraussagen, 
die  Bestätigung  der  Richtigkeit  der  pazifistischen  Forderungen 
war.  Das  alles  hat  man  aber  weiter  noch  bis  vor  wenigen  Monaten 
an  den  leitenden  Stellen  in  Deutschland  nicht  erkannt.  Noch 
in  den  Frühjahrsreden  dieses  Jahres  (1916)  hat  Herr  von  Beth- 
mann nicht  ein  Wort  von  einem  pazifistischen  Zukunftspro- 
gramm Deutschlands  verlauten  lassen.  Die  schlimmste  und 
weitgehendste  Annexionsrede  hat  er  am  5.  April  1916  im  Reichstag 
gehalten  :  nur  Deutschlands  Machtsicherung  für  die  Zukunft 
hat  er  als  Kriegsziel  hingestellt.  Nur  die  Kriegskarte  sollte  den 
Masstab  für  Deutschlands  Friedensforderungen  abgeben.  Von 
Russland  sollte  das  Riesengebiet  vom  baltischen  Meere  bis  zu 
den  wolhynischen  Sümpfen  zur  besseren  «  Sicherung  Deutsch- 
lands gegen  zukünftige  Ueberfälle  »  abgetreten  werden  —  ein 
Ziel,   dem   man   sich  bereits  jetzt   während   des   Krieges  durch 
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die  «  Befreiung  »  Polens  zu  nähern  sucht  ;  im  Westen  sollten 
reale  Garantien  geschaffen  werden,  militärische,  wirtschaft- 
liche und  politische,  damit  Belgien  nicht  wieder  als  Aufmarsch- 
gebiet für  französische  und  englische  Angriffe  auf  das  friedlie- 
bende Deutschland  missbraucht  werden  könne.  Im  Westen  wie 
im  Osten  sollte  Deutschland  als  Befreier  unterdrückter  Völker- 
schaften, hier  der  Vlamen,  dort  der  Letten,  Litauer,  Kurländer 
und  Polen  auftreten.  Kurz  ein  Annexionsprogramm  reinsten 
Wassers,  ohne  jeden  Zusatz  pazifistischer  Milch,  war  das,  was 
der  Kanzler  noch  vor  wenigen  Monaten  als  deutsches  Kriegsziel 
den  Deutschen  und  aller  Welt  verkündet  hat. 

Und  heute  auf  einmal  reinste  Milch  der  frommen  Denkungs- 
art  ?  !  Statt  kriegerischer  Fanfaren  die  Zitherklänge  mildester 
Friedenspolitik.  Die  Erwerbungen  im  Osten  mit  Stillschweigen 
übergangen,  nachdem  man  das  Hauptstück  Polen  definitiv 
verschlungen  zu  haben  glaubt.  Nach  Westen  hin  die  feierliche 
Versicherung,  dass  man  niemals  die  «  Annexion  »  Belgiens  als 
Absicht  Deutschlands  bezeichnet  habe.  (Nein,  aber  die  « Be- 
freiung »  der  Vlamen  und  die  Schaffung  «  machtpolitischer 
Garantien  »  in  Belgien  hat  der  Kanzler  ausdrücklich  als  sein 
Kriegsziel  kundgegeben  und  bisher  niemals  zurückgenommen.) 
Und  für  Europa  ?  Erhebung  des  Rechts  auf  den  Herrscherthron 
an  Stelle  der  bisherigen  Alleinherrschaft  der  Gewalt. 

Dieses  Bethmannsche  Zukunftsbild  neuesten  Datums  ist  zu 
schön,  seine  Entstehung  zu  plötzlich,  als  dass  ich  ihm  irgend- 
welchen Glauben  entgegenbringen  könnte.  Die  englischen  Staats- 
männer haben,  wie  ich  an  anderer  Stelle  nachgewiesen  habe, 
nicht  nur  in  der  Vorkriegszeit,  sondern  auch  vom  Beginn  dieses 
Krieges  an  nichts  anderes  gepredigt  und  als  ihr  wichtigstes 
Kriegsziel  hingestellt,  als  :  die  Schaffung  einer  Rechtsorganisa- 
tion zur  Verhinderung  zukünftiger  Kriege  und  auf  dieser  Rechts- 
basis  die  vertragsmässige  Herabsetzung  der  Rüstungen.  Auch 
die  französischen  Staatsmänner,  die  in  der  ersten  fürchterlichen 
Zeit  der  in  ihr  unschuldiges  L,and  einbrechenden  Kriegsfurie 
teilweise  wohl  weitergehende  —  übrigens  sehr  begreifliche  — 
Pläne  der  dauernden  Unschädlichmachung  des  verbrecherischen 
Friedensstörers  gehegt  haben  mögen,  —  auch  die  französischen 
Staatsmänner  haben  sich  allmählich  zu  den  Anschauungen  ihrer 
englischen  Verbündeten  bekannt.  Auch  sie  haben  als  ihr  Kriegs- 
ziel die  Schaffung  «  internationaler  Sanktionen  zur  Erhaltung 
des  Friedens  »  proklamiert.  Beide  Gruppen  von  Staatsmännern, 
—  die  Engländer  wie  die  Franzosen  —  sind  mit  ihren  Kriegsziel- 
forderungen lediglich  die  Fortsetzer  derjenigen  Politik  geblieben, 
die  England  und  Frankreich  seit  der  ersten  Haager  Konferenz  — 
1899  —  konsequent  verfolgt  und  auch  während  der  kritischen 
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zwölf  Tage  unermüdlich  betätigt  haben,  —  der  Politik  friedlich- 
schiedlicher  Entscheidung  internationaler  Streitigkeiten.  Dass  die 
englisch-französischen  Kriegsziele  ernst  und  ehrlich  gemeint 
sind,  wird  durch  das  Verhalten  dieser  Regierungen  vor  und 
während  des  Krieges,  wird  vor  allem  durch  ihr  Verhalten  auf 
den  Haager  Konferenzen  bestätigt,  wo  sie  auf  vertraglichem 
Wege  das  zu  erreichen  suchten,  was  sie  heute,  nachdem  der 
Gewaltweg  ihnen  aufgezwungen,  als  ihr  Kriegsziel  proklamieren. 
In  ganz  anderem  Licht  aber  erscheint  die  plötzliche  Ver- 
wandlung des  deutschen  Reichskanzlers  von  einem  Gewaltpoli- 
tiker in  einen  Friedenspolitiker.  Der  Mann,  der  noch  vor  wenigen 
Monaten  den  deutschen  Frieden  auf  seine  Kriegsfahne  geschrieben, 

er  wird  wenig  Glauben  und  Zutrauen  finden,  wenn  er  jetzt 

plötzlich  die  schwarz-weiss-rote  Fahne,  auf  der  die  Kriegskarte 
als  Friedensmasstab  aufgezeichnet  war,  in  die  Tasche  steckt 
und  aus  der  anderen  Tasche  eine  weisse  Friedensfahne  hervor- 
holt, die  —  statt  des  scharf  geschliffenen  Schwertes  —  die  fried- 
liche Themiswage  als  Symbol  führt.  Die  Wandlung  ist  zu  auf- 
fallend-plötzlich geschehen,  um  glaubwürdig  zu  sein.  Sie  steht  in 
zu  scharfem  Widerspruch  zu  allem,  was  dieser  selbe  deutsche 
Kanzler  während  seiner  ganzen  Regierungszeit  gesagt  und  getan 
hat,  um  Vertrauen  zu  erwecken.  Der  Mann,  der  den  Zarenvor- 
schlag der  Haager  Schiedshof-Entscheidung  in  den  Wind  ge- 
schlagen, unbeantwortet  gelassen  und  später  —  aus  Schuld- 
bewusstsein  —  in  seinem  Weissbuch  unterdrückt  hat,  —  der 
Mann,  der  die  Greysche  Viermächte- Konferenz  —  die  sicherste 
Garantie  des  Friedens  —  unter  dem  läppischen  Vorwande  abge- 
lehnt hat,  das  sähe  ja  wie  ein  «  Areopag  »,  wie  ein  «  europäisches 
Gericht  »  aus,  vor  das  er  seinen  Bundesgenossen  nicht  ziehen 
könne,  —  der  Mann,  der  heute  noch  die  wichtigsten  Vorschläge 
zur  Lösung  des  österreichisch-serbisch-russischen  Konflikts  — 
den  russischen  Schiedsgerichts-Vorschlag,  den  englischen  Kon- 
ferenzvorschlag —  als  « Nebensachen  »  zu  bezeichnen  wagt, 
die  er  auch  jetzt  noch  mit  einigen  fadenscheinigen  Worten  aus 
der  Welt  zu  schaffen  sucht,  —  der  Mann  soll  Vertrauen  finden, 
wenn  er  jetzt  auf  einmal  das  Schwert  in  die  Scheide  steckt  und 
mit  sanft  geschwungener  Friedenspalme  vor  die  Öffentlichkeit 
tritt  ?  !  Mögen  Andere  ihm  dieses  Vertrauen  entgegenbringen 
und  es  gibt  ja  gewisse  Pazifisten,  die  sich  vor  freudiger  Begeis- 
terung über  den  umgewandelten  Reichskanzler  gar  nicht  fassen 
können.  Ich  nehme  die  heutigen  Erklärungen  des  Herrn  von 
Bethmann  mit  dem  Skeptizismus  auf,  den  man  der  weinenden 
Versicherung  eines  unausrottbar  bösen  Buben  :  «  Vergebt  mir, 
ich  will's  gewiss  nicht  wieder  tun  »  —  entgegenbringt. 

Ich  freue  mich,  bei  der  Behandlung  der  Kriegsziele  in  diesem 
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Buche  die  chronologische  Methode  gewählt  zu  haben,  die  den 
wandelnden  Kriegsereignissen  und  den  nach  der  jeweiligen 
militärischen  Lage  sich  wandelnden  Kriegszielen  Schritt  für 
Schritt  folgt.  Tempora  (militaria)  mutantur  et  nos  mutamur  in 
illis.  Seit  der  Kanzlerrede  vom  9.  Dezember  1915,  die  den  ersten 
Gegenstand  meiner  Behandlung  bildet,  ist  nun  beinahe,  bis 
zur  letzten  Kanzlerrede  vom  9.  November  1916,  ein  Jahr  ver- 
flossen. Man  vergleiche  jene  Dezemberrede  des  Jahres  1915 
und  vor  allem  die  Aprilrede  des  Jahres  1916  mit  der  letzten 
Novemberrede,  und  man  wird  es  für  unmöglich  halten,  dass 
derselbe  Mann  in  gutem  Glauben,  mit  Ehrlichkeit  und  Auf- 
richtigkeit jene  Reden  imd  diese  letztere  Rede  gehalten  haben 
könne.  Nur  eine  Erklärung  gibt  es  für  diese  Wandlung  :  die  mili- 
tärische und  ökonomische  Lage  Deutschlands  muss  —  trotz 
aller  scheinbaren  Erfolge,  trotz  aller  Beschönigungen  und  Wahr- 
heitsunterdrückungen —  so  bedenklich,  die  Ernährung  des 
deutschen  Volkes  muss  unter  dem  wachsenden  Druck  der  Blok- 
kade  so  schwierig,  die  Stimmung  der  breiten  Volksmasse  so 
kriegsgegnerisch  geworden  sein  (wofür  viele  nicht  öffentlich 
bekannt  gewordene  Anzeichen  vorliegen),  dass  die  deutsche 
Regierung  gezwun  gener massen  sich  den  Kriegsbedingungen  der 
Ententemächte  nähern  muss,  um  so  den  Eintritt  in  Friedens- 
verhandlungen zu  ermöglichen.  Herr  von  Bethmann  ist  ge- 
zwungen, von  dem  hohen  Streitross  herunterzusteigen  und  sich 
auf  das  Friedensniveau  zu  begeben,  auf  dem  er  seinen  bisherigen 
Feinden  zu  begegnen  hofft.  Von  dem  Diktieren  des  Friedens 
auf  der  Basis  der  Kriegskarte  scheint  man  definitiv  in  Berlin 
Abstand  genommen  zu  haben,  weit  man  sich  überzeugt  hat, 
dass  man  den  Frieden  nicht  diktieren  kann.  Da  die  Gegner  nur 
einen  pazifistischen  Frieden  schliessen  wollen,  so  musste  man 
sich  notgedrungen  bequemen,  selbst  Pazifist  zu  werden,  paci- 
fiste  par  force  majeure,  pacifiste  malgre  soi.  Nicht  spontaner 
Wille  und  innere  Ueberzeugung  haben  Herrn  von  Bethmann 
in  den  sieben  Monaten  vom  April  bis  November  1916  zum  An- 
hänger und  Proklamator  eines  internationalen  Friedensbundes 
gemacht,  sondern  die  Gewalt  der  Tatsachen,  der  sich  auch  ein 
deutscher  Reichskanzler  nicht  entziehen  kann.  Der  Frieden, 
der  auf  pazifistischem  Boden  mit  Deutschland  geschlossen  werden 
wird,  wird  insofern  ein  Gewaltfrieden  sein,  als  Deutschland  durch 
militärische  und  wirtschaftliche  Gewaltumstände  gezwungen 
sein  wird,  sich  endlich,  nach  jahrzehntelangem  Widerstände,  der 
Herrschaft   des    Rechts   im    Völkerleben   zu   unterwerfen. 

Ob  die  heutigen  Erklärungen  des  Herrn  von  Bethmann  zu 
diesem  von  aller  Welt  heiss  ersehnten  Ziele  führen  werden,  steht 
noch  dahin.    Wie   Deutschland  bisher  seinen    Gewaltfrieden  auf 
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reale  Garantien  zu  stützen  suchte,  so  werden  heute  die  Welt- 
mächte, die  dem  internationalen  Friedensbunde  beitreten,  reale 
Garantien  für  ihren  Rechtsfrieden  verlangen.  Sie  werden  zunächst 
die  Missgeburt  des  neuen  Königreichs  Polen  —  die  tatsächlich 
eine  vierte  Teilung  des  unglücklichen  Randes  darstellt  —  wieder 
aus  der  Welt  schaffen  und  die  Neuschöpfung  eines  wahrhaft 
unabhängigen  polnischen  Staates  auf  der  Grundlage  des  freien 
Volkswillens  vollziehen.  Sie  werden  Belgien  und  Serbien  —  diese 
unrechtmässig  Überfallenen  Kleinstaaten  —  in  ihrer  vollen  Sou- 
veränität und  Unabhängigkeit  wiederherstellen,  um  ein  für 
allemal  den  Boden  zu  ebnen,  auf  dem  der  zukünftige  Friedens- 
palast sicher  aufgebaut  werden  kann.  Sie  werden  andere  Terri- 
torialfragen —  insbesondere  die  elsass-lothringische  —  nach 
dem  Grundsatz  der  freien  Selbstbestimmung  der  Völker  regeln, 
der  eine  der  wesentlichen  Grundlagen  des  internationalen  Frie- 
densbundes werden  muss.  Sie  werden  jede  besondere  Koalition 
einzelner  Mächte  —  sei  es  ein  Bündnis,  eine  Entente  oder  ein 
sonstiger  engerer  Verband  —  verbieten,  da  solche  Sonderbünd- 
nisse eine  Negation  und  Gefährdung  des  allgemeinen  Bundes 
darstellen. 

Vor  allem  aber  werden  die  Mächte,  die  dem  internationalen 
Friedensbunde  beitreten,  die  wichtigste  und  folgenschwerste 
Konsequenz  aus  der  neuen  Rechtsorganisation  zu  ziehen  haben  : 
sie  werden  die  Rüstungen  zu  Lande  und  zu  Wasser  einer  vertrags- 
mässigen  Vereinbarung,  einer  gleichmässigen  proportioneilen 
Herabsetzung  unterwerfen.  Das  ist  die  wichtigste  reale  Garantie 
des  zukünftigen  Friedensbundes.  Ueber  diesen  Punkt  hat  Herr 
von  Bethmann  Stillschweigen  bewahrt.  Das  ist  der  Punkt  — 
der  Wendepunkt,  an  dem  sich  zeigen  wird,  ob  Deutschland 
wirklich  ehrlich  und  aufrichtig,  Hand  in  Hand  mit  den  anderen 
Friedensmächten,  den  Weg  zu  einer  internationalen  Friedens- 
organisation der  zivilisierten  Menschheit  beschreiten,  oder  ob 
es  auf  seinem  bisherigen  Wege  der  eigenen  militärischen  Macht- 
sicherung verbleiben  will.  Eine  Friedensorganisation  ohne  ver- 
tragsmässige  Herabsetzung  der  Rüstungen  ist  wert-  und  bedeu- 
tungslos :  die  Fortsetzung  der  Rüstungskonkurrenz  würde  nicht 
allein  die  bereits  jetzt  bankerotten  Völker  vollends  in  den  wirt- 
schaftlichen Abgrund  hinabstossen,  das  Wettrüsten  würde  auch 
von  neuem  alle  Gefahren  der  bisherigen  Völkeranarchie  herauf- 
beschwören, würde  von  neuem  an  Stelle  eines  wirklichen  Friedens 
nur  einen  latenten  Kriegszustand  schaffen.  Eine  internationale 
Friedensorganisation  ohne  vertragsmässige  Rüstungsbeschränkung 
ist  wie  ein  Messer  ohne  Klinge,  dem  das  Heft  fehlt.  Sie  ist  ein 
Scheingebilde  ohne  jeden  realen  Wert  und  Inhalt.  Wenn  also 
Deutschland  ernsthaft  den  von  Bethmann  proklamierten  inter- 
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nationalen  Bund  zur  Bewahrung  des  Friedens  will,  so  möge  es 
erklären,  dass  es  auch  das  wesentlichste  Attribut  dieses  Bundes 
will  :  die  vertragsmässige  Herabsetzung  der  Rüstungen  zu  Wasser 
und  zu  Lande.  Ich  bin  gespannt,  welche  Antwort  die  deutsche 
Regierung  erteilen  wird,  wenn  ihr  die  Frage  in  dieser  Form 
gestellt  wird.  Wenn  ich  englischer  oder  französischer  Minister 
wäre,  so  würde  ich  nichts  Eiligeres  und  Wichtigeres  zu  tun 
finden,  als  in  öffentlicher  Replik  auf  Bethmanns  Rede  diese 
Rüstungsfrage  in  präzisester  Form  an  die  Machthaber  Deutsch- 
lands zu  richten.  Das  ist  der  Prüfstein  für  Deutschlands  ernsten 
Friedenswillen.  An  dieser  Wasserscheide  wird  sich  zeigen,  nach 
welcher  Richtung  die  deutschen  Strömungen  fliessen.  Hier 
werden  die  deutschen  Staatslenker  Farbe  bekennen  müssen, 
ob  sie  nur  einen  jetzigen,  durch  ihre  Zwangslage,  durch  die  Aus- 
sichtslosigkeit, einen  wirklichen  Sieg  zu  erringen,  veranlassten 
Notfrieden,  oder  ob  sie  einen  wirklichen  europäischen  Dauer- 
frieden erstreben.  An  dieser  Rüstungsfrage  werden  die  Geister 
sich  scheiden.  Hie  Rhodus,  hie  salta. 

Ich  bin  gespannt  auf  die  deutsche  Antwort,  sagte  ich.  In 
Wahrheit  bin  ich  nicht  auf  die  Antwort  neugierig,  deren  inneren 
Sinn  ich  mit  Sicherheit  voraussehe,  sondern  nur  auf  die  Vor- 
wände und  Bemäntelungen,  mit  denen  man  den  wahren  Sinn 
der  Antwort  zu  verhüllen  suchen  wird.  Solange  es  sich  nur  um 
die  allgemeine  Formel  der  Zustimmung  zu  einem  internationalen 
Friedensbunde  handelt,  ist  der  Konsens  billig  und  konsequen- 
zenlos. Wenn  Deutschland  seine  und  seiner  Bundesgenossen 
militärische  Macht  erhalten  und  nach  Belieben  weiter  entwickeln 
kann,  so  kann  es  bei  gegebener  Gelegenheit  auf  den  Friedens- 
bund pfeifen  und  den  Bundesvertrag  als  «  chiffon  de  papier  » 
zerreissen,  wie  Preussen  1866  die  deutsche  Bundesakte  in  dem 
ihm  günstig  erscheinenden  Moment  zerrissen  hat.  Die  allgemeine 
Zustimmung  zu  der  Idee  des  Friedensbundes  klingt  wunderbar 
schön  und  ist  nicht  ungeschickt  in  Szene  gesetzt,  um  den  eng- 
lischen Staatsmännern,  die  diese  Idee  vor  und  während  des 
Krieges  stets  vertreten  haben,  scheinbar  den  Wind  aus  den 
Segeln  zu  nehmen.  Nun  aber  kommt  es  darauf  an,  die  Konse- 
quenzen aus  jener  allgemeinen  Zustimmung  zu  ziehen.  Nicht 
allein  die  Rüstungen  aller  Friedensbündler  müssen  vermindert, 
es  muss  auch  der  Friedensbund  selbst  mit  exekutiven  Macht- 
vollkommenheiten und  entsprechenden  Organen  ausgestattet 
werden,  um  seine  Entscheidungen  zur  Durchführung  zu  bringen. 
Wie  stehst  du,  Deutschland,  zu  diesen  Fragen  ?  Bist  du  bereit, 
den  Friedensbund  nicht  nur  zu  gründen,  sondern  auch  ihn  derart 
wirkungsvoll  zu  machen,  dass  seine  Entscheidungen  von  jedem 
Teilnehmer  respektiert  werden  müssen  ?   Das  sind  die  Fragen, 
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vor  die  der  deutsche  Reichskanzler  jetzt  sofort,  Schlag  auf 
Schlag  nach  seiner  Rede,  gestellt  werden  müsste.  Aus  der  Ant- 
wort auf  diese  Fragen  wird  sich  ergeben,  ob  Deutschland  ehrlich 
und  ernsthaft  an  einer  höheren  überstaatlichen  Organisation 
der  Menschheit  mitzuarbeiten  gewillt  ist. 

Ich  selbst  zweifle  nicht  daran,  dass  die  Antwort  zwar  nicht 
negativ  —  man  muss  doch  den  Schein  wahren  !  — ,  aber  aus- 
weichend ausfallen  wird.  Etwa  so,  wie  die  evasive  Antwort 
Jagows  vom  31.  Juli  auf  die  englische  Anfrage  wegen  der  Res- 
pektierung der  belgischen  Neutralität.  Oder  etwa  so,  wie  die 
heutigen  Erklärungen  Bethmanns  über  die  deutschen  Absichten 
auf  Belgien,  das  man  zwar  nicht  «  annektieren  »,  aber  immerhin 
behufs  Sicherung  der  deutschen  Westgrenzen  irgendwelchen 
Einschränkungen  seiner  Souveränität  und  Unabhängigkeit  unter- 
werfen will. 

* 
*  * 

Ich  habe  um  so  mehr  Veranlassung,  an  einen  ernsthaften 
Pazifismus  Deutschlands  mit  allen  wesentlichen  Konsequenzen 
nicht  zu  glauben,  als  gerade  der  neueste  Gewaltakt  Deutschlands 
und  Oesterreichs,  die  sogenannte  «  Befreiung  »  Polens,  die  denkbar 
antipazifistischste  Handlung  ist.  Antipazifistisch  nicht  nur 
ihrem  materiellen  Inhalt,  sondern  besonders  auch  ihrer  amt- 
lichen Begründung  wegen.  Herr  von  Bethmann,  der  am  9.  No- 
vember sich  der  erstaunten  Welt  als  neugebackener  europäischer 
Pazifist  vorstellt,  hat  vier  Tage  vorher,  am  5.  November,  noch 
während  des  Krieges,  vor  der  definitiven  Entscheidung,  einen 
annexionistischen  Gewaltakt  vorgenommen,  der  einzig  in  der 
Geschichte  dasteht.  Er  hat  ein  im  Kriegslauf  okkupiertes  Land, 
das  nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen  noch  bis  zum  Friedens- 
schlüsse dem  Kriegsgegner  als  Eigentümer  gehört,  durch  ein- 
seitigen Gewaltakt  dem  bisherigen  Herrn  entrissen  und  ohne 
Befragung  der  Bevölkerung  einen  angeblich  unabhängigen, 
tatsächlich  von  Deutschland  abhängigen  Vasallenstaat  daraus 
gemacht.  Auf  die  beispiellose  Völkerrechtswidrigkeit  dieses  Vor- 
gehens habe  ich  schon  an  anderer  Stelle  ausführlich  hingewiesen. 
Hier,  bei  der  Erörterung  des  neuesten  pazifistischen  Programms 
des  deutschen  Reichskanzlers,  interessiert  nur  die  schnurstracks 
antipazifistische  Motivierung  der  « Befreiung  »  Polens.  Schon 
in  seiner  Aprilrede  1916  hatte  der  Reichskanzler  unverblümt 
hervorgehoben,  dass  die  russischen  Ostseeprovinzen  und  Polen 
im  Interesse  der  Sicherung  der  deutschen  Ostgrenzen  nicht  an 
Russland  zurückgegeben  werden  könnten.  Diese  Motivierung 
ist  in  der  offiziellen  Konstituierung  des  neuen  polnischen  Staates 
vom  5.  November  und  in  allen  offiziellen  und  offiziösen  Kommen- 
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taren  zu  diesem  Akt  ausdrücklich  wiederholt  worden.  Im  «  An- 
schluss  »  an  Deutschland  und  Oesterreich,  « unter  gebotener 
Rücksichtnahme  auf  die  Wohlfahrt  und  Sicherheit  »  dieser 
Länder,  erfolgt  die  Konstituierung  des  neuen  Königreichs. 

Ueber  allem  Für  und  Wider  —  so  sagt  der  bereits  an  früherer  Stelle 
erwähnte  Kommentar  der  Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung  —  steht 
beherrschend  der  Satz,  dass  wir  um  unserer  eigenen  Zukunft  willen  Polen 
nicht  an  Russland  zurückfallen  lassen  dürfen.  Deutschlands  Sicherheit  ver- 
langt für  alle  kommende  Zeit,  dass  nicht  aus  einem  als  militärisches  Aus- 
fallstor ausgebauten  Polen  russische  Heere,  Schlesien  von  Ost-  und  West- 
preussen  trennend,  in  das  Reich  einbrechen  können Kürzere,  stark^  ge- 
schützte Grenzen  werden  das  festeste  Fundament  eines  ruhigen  Verhältnisses 
zu  unserm  russischen  Nachbar  sein. 

Deutschlands  Sicherheit  !  Militärisches  Ausfallstor  für  rus- 
sische Heere  !  Kürzere,  stark  geschützte  Grenzen  —  das  festeste 
Fundament  des  Friedens  !  Das  sind  die  Gesichtspunkte,  mit 
denen  der  «  Pazifist  »  Herr  von  Bethmann  die  Annektierung 
Polens  in  der  neuartigen  Form  eines  Tochterkönigreichs  recht- 
fertigt !  Ist  das  nicht  ganz  und  gar  die  alte  und  älteste  Sprache 
der  bisherigen  machtgesicherten  Völkeranarchie,  die  nur  in  besser 
geschützten  Grenzen,  in  besserer  militärisch-strategischer  Lage 
den  wirksamen  Friedensschutz  sucht  ?  Ist  hier,  in  dieser  Moti- 
vierung der  polnischen  Königreichs-Annexion,  auch  nur  der 
Schimmer  eines  pazifistischen  Gedankens  zu  finden  ?  Ist  es 
nicht  so,  als  ob  die  Sprache  vom  5.  November  aus  dem  Munde 
eines  ganz  anderen  Mannes  gekommen  wäre,  als  die  vom  9.  No- 
vember P  Ist  die  Idee  militärischer  Sicherung  gegen  Russlands 
etwaige  Ueberfälle  nicht  der  stärkste  Kontrast  gegen  den  Ge- 
danken dauernder  Friedenssicherung  durch  internationale  Rechts- 
organisation ?  Wenn  die  Bethmannschen  Gedanken  vom  9.  No- 
vember verwirklicht  werden  sollen,  wenn  der  Kanzler  ernsthaft 
die  Verwirklichung  erstrebt  und  an  sie  glaubt,  wie  konnte  er 
dann  vier  Tage  vorher  einen  Gewaltakt  begehen,  der  nicht  nur 
die  zukünftige  Friedensorganisation  gefährdet,  ja  unmöglich 
macht,  sondern  seinen  Motiven  nach  dem  wesentlicheil  Grund- 
gedanken dieser  Organisation  brutal  ins  Gesicht  schlägt  ?  ! 
Welchen  Zweck,  welchen  Erfolg  soll  die  internationale  Frie- 
densorganisation haben,  wenn  jeder  Staat  daneben  —  und 
sogar  wie  Deutschland  schon  pränumerando  —  sich  territoriale 
Sicherheiten  gegen  feindliche  Angriffe  zu  schaffen  sucht  ?  Do- 
Gewaltakt  vom  5.  November  ist  die  strikte  Negation  der  Friedens- 
proklamation vom  9.  November.  Herr  von  Bethmann  desavouiert 
sich  wieder  einmal  selbst.  Wie  ich  in  meinem  Buche  dem  Beth- 
mann vom  4.  August  dem  Bethmann  vom  2.  Dezember  1914 
gegenübergestellt  habe,  so  führe  ich  gegen  den  Kanzler  vom 
9.  November  den  Kanzler  vom  5.  November  1916  ins  Feld  und 
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überlasse    es    den    beiden    hohen    Herren,    sich    selbst    zu    zer- 
fleischen.... 

Wie  man  so  oft  die  eigenen  Handlungen  nur  im  Spiegel 
fremder  richtig  zu  beurteilen  vermag,  so  möchte  ich  dem  deutschen 
Reichskanzler  folgenden  Fall  als  Konstruktion  vor  die  Augen 
führen,  um  ihm  daran  die  ungeheure  Widersinnigkeit  und  das 
Widerspruchsvolle  seiner  Akte  vom  5.  und  9.  November  zu 
beweisen.  Nehmen  wir  an,  Russland  hätte  im  Laufe  dieses  Krieges 
die  preussische  Provinz  Posen  und  das  österreichische  Galizien 
militärisch  erobert  und  besetzt.  Der  Zar  proklamierte  eines 
schönen  Tages  —  seinen  zu  Beginn  des  Krieges  abgegebenen 
Versprechungen  gemäss  —  die  Konstituierung  eines  neuen 
Königreichs  Polen,  umfassend  das  russische  Kongress-Polen, 
das  preussische  Posen  und  das  österreichische  Galizien.  Ein 
Polen,  ungefähr  im  Umfange  des  alten  Königreichs,  ein  in  sich 
abgeschlossenes,  also  besseres  Polen  als  das  von  Deutschland 
und  Oesterreich  hergestellte,  unter  Anlehnung  an  das  Zaren- 
reich. Auch  der  Zar  motivierte  seinen  Gewaltstreich  mit  der 
Notwendigkeit  eines  besseren  Schutzes  seiner  westlichen  Grenzen, 
mit  der  Schaffung  eines  Pufferstaates  gegen  zukünftige  deutsche 
Ueberfälle,  und  verwirklichte  diese  bessere  Sicherung  bereits 
jetzt  während  des  Krieges  dadurch,  dass  er  deutsche  und  öster- 
reichische Untertanen  polnischer  Nationalität  unter  dem  Schein 
der  Freiwilligkeit  zur  Waffenergreifung  gegen  ihre  bisherigen 
Länder  zwänge.  Vier  Tage  nach  diesem  Gewaltakt  hielte  der 
leitende  russische  Minister  eine  pomphafte  europäische  Friedens- 
rede, in  der  er  sich  bereit  erklärte,  das  Prinzip  des  Rechts  und 
der  freien  Entwicklung  —  dies  die  Worte  des  deutschen  Reichs- 
kanzlers —  zu  Lande  und  zu  Wasser  zur  Geltung  zu  bringen, 
sich  an  die  Spitze  eines  friedlichen  Völkerbundes  zu  stellen 
etc.,  etc.  Würde  nicht  ein  schallendes  Hohngelächter,  nicht  nur 
in  Deutschland  und  Oesterreich,  sondern  auch  in  der  ganzen 
neutralen  Welt  —  besonders  in  Amerika,  dem  führenden  Lande 
des  Pazifismus  —  solche  heuchlerischen  Erklärungen  des  rus- 
sischen Staatsmannes  begleitet  haben  ?  Würde  irgend  jemand 
in  der  Welt  an  die  Ehrlichkeit  eines  Pazifismus  geglaubt  haben, 
der  wenige  Tage  vorher  durch  den  krassesten  Akt  des  Antipazi- 
fismus  desavouiert  worden  wäre  ?  Die  Idee  des  Pufferstaates, 
der  militärischen  Grenzsicherung  ist  vieux  jeu  ältesten  Stils.  Die 
Idee  der  rechtlichen  Völkerorganisation  ist  nouveau  jeu  neuesten 
Stils.  Eine  Vereinigung  beider  Gedankenrichtungen  ist  logisch 
ausgeschlossen,  eine  gleichzeitige  Durchführung  beider  praktisch 
unmöglich.  Wenn  Deutschland,  der  Angreifer,  nach  Russland 
hin  einen  Pufferstaat  braucht,  wie  kann  man  dann  Frankreich, 
dem    Angegriffenen,    einen    Pufferstaat    nach    Deutschland    hin 
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versagen  ?  Die  Rechtsorganisation  der  europäischen  Völker  soll 
jeden  Pufferstaat  überflüssig  machen.  Das  ist  der  einzige  Sinn 
und  Zweck  dieser  Organisation.  Das  Recht  soll  der  tampon  sein, 
der  die  Zusammenstösse  verhindert  und  jede  materielle  tampon- 
nage überflüssig  macht. 

■:  |  Der  von  Herrn  von  Bethmann  am  5.  und  9.  November  1916 
betätigte  und  proklamierte  Pazifismus  ist  der  Pazifismus  der 
Macht.  Wir  aber  wollen  die  Macht  des  Pazifismus.  Zwischen 
beiden  Ufern  gibt  es  keine  Brücke. 


So  viel  zur  Bewertung  der  neuesten  Bethmannschen  Friedens- 
ziele  vom   europäischen   Standpunkt   aus. 

Ganz  anders  aber  stellt  sich  ihre  Bewertung  vom  Standpunkt 
des  deutschen  Volkes  aus. 

Der  Umstand,  dass  der  deutsche  Reichskanzler  im  November 
1916,  nach  siebenundzwanzig  monatlicher  Kriegsdauer  zum  ersten 
Male,  unter  dem  Zwang  militärischer  und  wirtschaftlicher  Um- 
stände, gegenüber  der  Aussichtslosigkeit,  den  Kriegsgegnern 
Deutschlands  einen  deutschen  Frieden  diktieren  zu  können, 
sich  auf  den  pazifistischen  Boden  stellt,  der  seit  Jahrzehnten 
von  den  Staatsienkern  der  Entente,  an  der  Spitze  der  russische 
Zar,  als  einzig  mögliche  sichere  Grundlage  für  den  Frieden  Eu- 
ropas hingestellt  worden  war  ; 

der  Umstand,  dass  erst  die  unsagbaren  Greuel  eines  mehr 
als  zweijährigen  Völkergemetzels,  einer  noch  nie  dagewesenen 
Güterzerstörung  die  zivilisiertesten  Teile  der  Welt  heimsuchen 
mussten,  ehe  den  deutschen  Staatslenkern  die  Erkenntnis  auf- 
ging, die  den  Staatsmännern  Englands,  Frankreichs,  Russlands, 
Amerikas,  Belgiens,  Hollands  etc.,  überhaupt  den  vorgeschrit- 
tenen Geistern  der  ganzen  Welt  längst  aufgegangen  war,  die 
Erkenntnis  von  der  Notwendigkeit  einer  Rechtsorganisation 
der   Völker   an   Stelle   des   bisherigen   Gewaltprinzips  ; 

der  Umstand,  dass  während  der  kritischen  zwölf  Tage  der 
Krieg  mit  Leichtigkeit  vermieden  werden  konnte,  wenn  Herr 
von  Bethmann  schon  damals  die  Wirksamkeit  der  pazifistischen 
Mittel  erkannt  hätte,  die  er  heute  als  Balsam  für  die  dem  Mensch- 
heitskörper  geschlagenen   Wunden   empfiehlt,   — 

alle  diese  Umstände  berechtigen  das  deutsche  Volk,  von  seinen 
Herrschern  und  Staatslenkern  Rechenschaft  zu  fordern  für 
ihre  Handlungen  und  ihre   Unterlassungen. 

Wenn   die  heutigen  Bethmannschen   Friedensziele   wirklich 
ernsthaft  gemeint  sein  sollten,  wenn  sie  wirklich  zur  Anbahnung 
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von  Friedensverhandlungen  und  schliesslich  zum  Frieden  führen 
sollten,  so  ist  dies  vom  Standpunkte  Europas,  vom  Standpunkte 
der  Menschheit  aus  sicher  aufs  freudigste  und  herzlichste  zu 
begrüssen.  Vom  Standpunkt  des  deutschen  Volkes  aus  aber 
werden  die  begangenen  Verbrechen  nur  um  so  grösser  dadurch, 
dass  der  Täter  durch  sein  heutiges  Verhalten  sie  selbst  eingesteht. 
In  der  Schuldfrage  leugnet  er  noch.  Sein  Leugnen  berührt  uns 
nicht  und  entlastet  ihn  nicht,  da  der  Schuldbeweis  strikte  geführt 
ist.  In  der  Kriegszielfrage  aber  bekennt  er.  Wenn  es  heute  wahr 
ist,  dass  der  Friede  Europas  nur  durch  pazifistische  Organi- 
sation der  europäischen  Völkerfamilie  gesichert  werden  kann, 
so  war  es  auch  1899,  auch  1907  und  in  den  folgenden  Jahren, 
so  war  es  vor  allem  in  den  letzten  Julitagen  1914  wahr.  Wenn 
heute  völkerrechtliche  Streitigkeiten  der  Zukunft  schiedsrichter- 
licher Entscheidung  unterworfen  werden  können  und  sollen, 
so  konnte  auch  der  österreichisch-serbisch-russische  Streit  Ende 
Juli  1914  dem  Haager  Schiedshof  zur  Entscheidung  überwiesen 
werden.  Beinahe  zwanzig  Jahre  lang  hat  die  deutsche  Regierung 
—  selbstverständlich  immer  unterstützt  von  ihrer  österreichischen 
Bundesgenossin  —  alle  pazifistischen  Gedanken  von  sich  ge- 
wiesen, hat  stets  höhnisch  solche  «  Utopien  »  in  Gegensatz  zu 
der  einzig  berechtigten  «  Realpolitik  »  gestellt,  hat  allen  prak- 
tischen Vorschlägen  in  pazifistischer  Richtung  unerbittlichen 
Widerstand  entgegengesetzt  und  nur  in  dem  scharf  geschliffenen 
Schwert,  in  der  schimmernden  Rüstung  das  Heil  Deutschlands 
gefunden.  Erst  der  blutigste  Krieg  der  Menschheitsgeschichte 
musste  länger  als  zwei  Jahre  über  die  Welt  dahinbrausen,  ehe 
die  deutschen  Staatslenker  das  erkannten,  was  die  übrige  gesittete 
Welt  schon  im  Frieden  erkannt  und  trotz  aller  deutschen  Wider- 
stände mit  unermüdlichem  Eifer  erstrebt  hatte.  Dass  Deutsch- 
lands Wege  in  dieser  jahrzehntelangen  Vergangenheit  Irrwege 
waren,  das  gibt  Herr  von  Bethmann  heute  zu,  wenn  anders 
seine  Aeusserungen  vom  9.  November  ehrlich  gemeint  sind. 
Diese  Irrwege  haben  Deutschland  und  die  Welt  in  dieses  unsag- 
bare Unglück  gestürzt.  Sie  haben  den  Boden  für  den  Krieg  vor- 
bereitet, haben  den  Krieg  herbeigeführt  und  haben  ihn  mehr  als 
zwei  Jahre,  bis  heute,  verlängert.  Was  der  Reichskanzler  am 
9.  November  sagte,  ist  nichts  anderes  als  das  Schuldbekenntnis 
des  reuigen  Sünders.  Dass  er  bekennt,  ist  gut,  ist  immerhin  besser 
für  die  Friedensaussichten,  als  wenn  er  in  seiner  Verstocktheit 
verharrte.  Aber  die  Schuld  wird  nicht  gesühnt  durch  das  Be- 
kenntnis. Die  dreifache  Schuld,  für  die  das  deutsche  Volk  von 
seinen  Herrschern  und  Lenkern  Rechenschaft  zu  fordern  hat, 
besteht  nach  wie  vor  : 
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die  Schuld  an  der  Vergangenheit,  die  Schuld  an  der   Gegen- 
wart, die  Schuld  an  der  Zukunft. 

Auch  diese  Zukunftsschuld  —  das  habe  ich  schon  an  anderer 
Stelle  ausgeführt  —  besteht  in  vollem  Umfange,  auch  wenn  sie 
unter  dem  Druck  äusserer  Umstände  nicht  begangen  werden 
kann.  Noch  im  Frühjahr  19 16  war  der  Reichskanzler  gewillt  — 
und  noch  am  5.  November  hat  er  diesen  Willen  durch  die  Tat 
bekundet  — ,  einen  deutschen,  das  heisst  einen  Gewaltfrieden, 
den  Gegnern  zu  diktieren,  die  er  besiegen  zu  können  glaubte. 
Sein  Wille  war  darauf  gerichtet,  von  neuem  einen  auf  Kanonen 
und  Bajonette  gestützten  sogenannten  Friedenszustand  herzu- 
stellen, das  heisst  die  Völkeranarchie  in  Europa  zu  verewigen. 
Dieser  Wille  stellt  bereits  das  Verbrechen  an  der  Zukunft  dar. 
Nur  die  Macht,  die  militärische  und  wirtschaftliche  Macht, 
fehlte  Deutschlands  Staatslenkern,  ihren  Willen  in  die  Tat  um- 
zusetzen. Daher  die  plötzliche  Umkehr  von  dem  Gewaltweg 
auf  den  Friedens  weg.  Die  Schuld  wird  dadurch  nicht  aus  der 
Welt  geschafft. 

Deutschland  hat  durch  sein  Verhalten  vor  dem  Kriege 
den  Boden  für  den   Krieg  vorbereitet. 
Deutschland  hat  den  Krieg  selbst  herbeigeführt. 
Deutschland  hat  die  Absicht  gehabt,  von  neuem  einen 
latenten  Kriegszustand  in  Europa  herzustellen,  und  nur 
an  der  Macht  seiner  Gegner  ist  diese  Absicht  gescheitert. 

Für  diese  dreifache  Schuld  wird  das  deutsche  Volk  Rechen- 
schaft von  den  Verantwortlichen  fordern. 


III. 
Bethmann,  der  Friedensbieter1, 


Mit  den  vorstehenden  Kapiteln  «  Bethmann,  der  Annexio- 
nist »  und  «  Bethmann,  der  Pazifist  »,  glaubte  ich  den  letzten 
Teil  meines  Buches,  der  die  Kriegsziele  behandelt,  beendet  zu 
haben2.  Das  Manuskript  war  bereits  fertiggestellt,  als  das  deut- 
sche Friedensangebot  vom  12.  Dezember  1916  erfolgte  und  die 
wichtigen  Erörterungen  zwischen  den  kriegführenden  und  neu- 
tralen Staaten  über  die  Friedensbedingungen  sich  anschlössen. 

Eine  erschöpfende  Behandlung  dieses  weitschichtigen  Themas, 
das  durch  das  Eingreifen  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
durch  die  monumentale  Zeichnung  einer  organisierten  Friedens- 
gemeinschaft aller  zivilisierten  Staaten  seitens  des  Präsidenten 
Wilson,  eine  weit  über  den  gegenwärtigen  Krieg  hinausragende 
Bedeutung  für  die  Zukunft  des  Völkerlebens  gewonnen  hat,  — 
eine  eingehende  und  umfassende  Behandlung  dieses  weltbewe- 
genden und  weltbestimmenden  Themas  würde  ein  neues  Buch 
erfordern  und  den  Rahmen  meines  jetzigen  Werkes  erheblich 
überschreiten.  Ich  behalte  mir  diese  verlockende  Aufgabe  für 
später  vor,  möchte  es  aber  trotzdem  nicht  unterlassen,  hier  — 
am  Schlüsse  meines  jetzigen  Werkes  —  wenigstens  einige  Grund- 
linien aufzuzeichnen,  nach  denen  —  meines  Erachtens  —  die 
Friedensbedingungen  kriegführender  Parteien  im  allgemeinen 
und  die  der  heute  im  Kriege  befindlichen  Parteien  im  besonde- 
ren beurteilt  werden  müssen. 

Diese  Auseinandersetzung  schien  mir  unerlässlich  gegenüber 
den  neuerlichen  Versuchen  der  deutschen  Regierung  und  ihrer 

1  Geschrieben  April  1917,  durch  einige  spätere  Zusätze  ergänzt. 

»Auf  die  drei  ersten  Bände  von  Das^V  erbrechen  folgt  ein  als  Anhang  gedachter 
vierter  Band  :  «  Belgische  Aktenstücke  »,  der  die  von  der  deutscheu  Regierung 
veröffentlichten  belgischen  Gesandtenberichte  —  im  Zusammenhang  mit  den 
beiden  belgischen  Graubüchern  und  anderen  Publikationen  von  belgischer  Seite  — 
behandelt. 
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Unschuldsverteidiger,  die  ursprüngliche  Schuldfrage,  das  heisst 
die  Frage  nach  der  Urheberschaft  des  Krieges,  durch  eine  neue 
Schuldfrage  zu  ersetzen  und  zu  verwischen  —  durch  die  Frage  : 
Wer  ist  an  der  Fortsetzung  des  Krieges  schuld  ?  Man  argumen- 
tiert nämlich  so  : 

Wir  sind  zwar  unschuldig  an  der  Herbeiführung  des 
Krieges.  Aber,  selbst  wenn  wir  schuldig  wären,  so  .vürde 
unsere  Anfangs  schuld  aufgewogen  werden  durch  die 
Folge  schuld  unserer  Gegner,  die  den  von  uns  angebo- 
tenen Frieden  abgelehnt  und  dadurch  die  Fortsetzung 
des   Krieges   herbeigeführt   haben. 

Der  Reichskanzler  hat  diesen  Gedankengang  in  seiner  Rede 
vom  31.  Januar  19 17  vor  dem  Hauptausschuss  des  Reichstags 
(die  die  Ankündigung  des  uneingeschränkten  Unterseeboot- 
krieges begleitete)  mit  folgenden  Worten  zum  Ausdruck  gebracht : 

«  Am  12.  Dezember  habe  ich  im  Reichstage  die  Erwä- 
gungen dargelegt,  die  zu  unserem  Friedensangebot  geführt 
hatten.  Die  Antwort  unserer  Gegner  hat  klipp  und  klar 
dahin  gelautet,  dass  sie  Verhandlungen  mit  uns  über  den 
Frieden  ablehnen,  dass  sie  nur  von  einem  Frieden  etwas 
wissen  wollen,  den  sie  diktieren.  Damit  ist  vor  aller  Welt 
die  Schuldfrage  wegen  der  Fortsetzung  des  Krieges  entschieden. 
Die  Schuld  lastet  allein  auf  unseren  Gegnern.  » 

Um  diese  raffiniert  ausgeklügelte  Unschulds-Argumentation 
als  haltlos  nachzuweisen,  ist  es  notwendig,  einige  generelle  Grund- 
sätze für  die  Beurteilung  von  Friedensangeboten  aufzustellen 
und  an  der  Hand  dieser  Grundsätze  die  speziellen,  auf  den  jet- 
zigen Krieg  bezüglichen  Fragen  zu  beantworten. 


Ich  habe  schon  an  anderer  Stelle  auseinandergesetzt,  dass 
an  sich  —  vom  prinzipiellen  Standpunkte  aus  —  nichts  gegen 
die  Argumentation  einzuwenden  ist,  wonach  eine  Partei,  die  den 
Krieg  herbeigeführt  hat,  nicht  unbedingt  für  die  Fortsetzung 
des  Krieges  in  jedem  Stadium  verantwortlich  zu  sein  braucht. 
Der  Täter  kann  sehr  wohl  in  einem  bestimmten  Zeitpunkt  den 
Entschluss  fassen,  den  fortwirkenden  Folgen  seiner  Tat  ein 
Ende  zu  setzen,  und  dieser  Entschluss  kann  ihn  von  der  Verant- 
wortlichkeit für  die  weiteren  Folgen  entlasten.  Die  Motive  sol- 
chen Entschlusses  können  verschiedenartige  sein  :  der  Täter 
kann  angesichts  der  furchtbaren  Konsequenzen  seiner  Tat  von 
R.eue  ergriffen  werden  ;   er  kann  sich  von  der  grösseren  oder 
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geringeren  Erfolglosigkeit  seiner  Tat,  von  der  Aussichtslosigkeit, 
seine  Zwecke  zu  erreichen,  überzeugt  haben  ;  er  kann  nach  dem 
bisherigen  Gang  der  Ereignisse  befürchten,  dass  seine  Tat  nicht 
nur  erfolglos  bleiben,  sondern  sogar  ins  Gegenteil  umschlagen 
und  ihn  in  eine  schlechtere  Iyage  als  vorher  versetzen  könnte. 

Auf  die  Motive  des  Handelnden  kommt  es  wohl  für  die  mora- 
lische, aber  nicht  für  die  politische  Beurteilung  an.  Mögen  die 
Motive  allgemein  menschlicher  oder  rein-egoistischer  Natur 
sein,  entscheidend  für  unsere  Beurteilung  bleibt  immer,  ob  der 
Kriegsverantwortliche  durch  sein  Friedensangebot  den  ernst- 
lichen Willen  bekundet  hat,  die  bereits  eingetretenen  Folgen  seiner 
Tat  aus  der  Welt  zu  schaffen  und  gleichzeitig  ihrem  Fortwirken 
ein  Ende  zu  setzen. 

Die  Analogie  des  Strafrechts  passt  auch  für  diesen  Fall.  Das 
Reichsstrafgesetzbuch  (§  46)  gewährt  dem  Täter  die  Straflosig- 
keit, wenn  er  vor  Entdeckung  der  Tat  «  den  Eintritt  des  zur 
Vollendung  des  Verbrechens  oder  Vergehens  gehörigen  Erfolges 
durch  eigene  Tätigkeit  abgewendet  hat  ».  Es  lässt  unter  der 
allgemeinen  Formel  «  mildernde  Umstände  »  (deren  Grenzen 
nicht  besonders  definiert  sind)  eine  mildere  Bestrafung  zu,  wenn 
der  Täter  durch  sein  späteres  Verhalten,  durch  Reue,  Geständnis, 
Wiedergutmachung  oder  Abschwächung  der  Folgen  etc.  sich 
der  Nachsicht  des  Gerichtshofes  empfiehlt.  Ein  Täter,  der  den 
festen  Willen  bekundet,  alle  bisherigen  Folgen  seiner  Tat  wieder 
gutzumachen  und  alle  weiteren  Folgen  abzuschneiden,  der  aber 
durch  den  Eigensinn,  die  Rachsucht,  den  bösen  Willen  des  Ver- 
letzten an  der  Ausführung  seiner  guten  Absichten  verhindert 
wird,  —  solcher  Täter  wird  zwar  nicht  straflos  ausgehen,  er  wird 
aber  sicher  von  jedem  gerechten  Richter  mit  einer  relativ  milden 
Strafe  belegt  werden. 

Nach  dieser  —  durchaus  zutreffenden  —  Analogie  aus  dem 
inneren  Staatsleben  ist  auch  das  Verhältnis  kriegführender 
Staaten  zueinander  zu  beurteilen,  wenn  der  eine  ein  Friedens- 
angebot macht  und  der  andere  solches  ablehnt.  Auch  hier  kommt 
es  darauf  an  : 

in  erster  Linie  :  Wer  ist  der  Missetäter,  das  heisst  der 
Angreifer  ?  Wer  ist  der  Geschädigte,  das  heisst  der  Ange- 
griffene ? 

in  zweiter  Linie  :  Hat  der  Angreifer  tatsächlich  ein  Frie- 
densangebot gemacht  ? 

in  dritter  Linie  :  Ist  dieses  Friedensangebot  ein  solches 
gewesen,  dass  es  die  bereits  eingetretenen  Folgen  der  Tat 
wieder  gutzumachen  und  weitere  Folgen  zum  Nachteil  des 
Geschädigten  zu  verhindern  geeignet  ist  ? 
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Aus  der  Beantwortung  dieser  drei  Vorfragen  ergibt  sich  von 
selbst  die  Beantwortung  der  Hauptfrage,  ob  der  Angegriffene 
und  Verletzte  das  Friedensangebot  annehmen  oder  wenigstens 
in  Verhandlungen  darüber  eintreten  konnte  oder  musste.  Und 
daraus  wieder  ergibt  sich  die  Schlussentscheidung,  ob  der  Anbie- 
tende oder  der  Ablehnende  für  die  Fortsetzung  des  Krieges  verant- 
wortlich ist. 

Auf  den  gegenwärtigen  Krieg  angewendet,  lauten  die  obigen 
drei  Fragen  : 

i.  Wer  ist  der  Angreifer  in  diesem  Kriege,  wer  der  Ange- 
griffene ?    Die   Zentralmächte   oder  die  Ententemächte  ? 

2.  Haben  Deutschland  und  seine  Verbündeten  tatsächlich 
ihren  Gegnern  ein  Friedensangebot  gemacht  ? 

3.  Wenn  ja,  ist  dieses  Friedensangebot  nach  Lage  der  Sache 
ein  solches  gewesen,  dass  die  Gegner  der  Zentralmächte  es  an- 
nehmen oder  auch  nur  in  Verhandlungen  darüber  eintreten 
konnten  oder  mussten  ? 

Der  springende  Punkt  bei  der  Beurteilung 
von  Friedensbedingungen. 

Der  springende  Punkt  bei  der  kritischen  Beurteilung  der 
Friedensbedingungen  kriegführender  Parteien  ist  die  Unter- 
suchung des  Kriegsursprungs,  ist  die  Schuldfrage  :  Wer  hat  den 
Krieg  herbeigeführt,  wer  ist  der  Angreifer,  wer  der  Verteidiger  ? 

Wenn  im  Verlaufe  eines  Krieges  beide  Parteien  die  Eroberung 
fremder  Territorien  in  ihr  Kriegszielprogramm  aufnehmen,  so 
unterliegt  diese  materiell  und  qualitativ  gleiche  Forderung  doch 
vom  politischen  —  und  ethischen  —  Standpunkt  aus  einer  grund- 
verschiedenen Beurteilung,  die  im  wesentlichen  davon  abhängt, 
wer  von  beiden  Teilen  der  Angreifer,  wer  der  Verteidiger  ist. 
Si  duo  faciunt  idem,  non  est  idem. 

Nehmen  wir  an  —  um  ein  Beispiel  aus  dem  Privatleben  zu 
wählen  — ,  ein  Grundbesitzer  sei  rechtswidrig  in  das  umfriedete 
Besitztum  seines  Nachbarn  eingebrochen,  habe  den  fremden 
Besitz  ganz  oder  zum  Teil  in  seine  Gewalt  gebracht,  habe  einen 
Teil  der  Gebäude  niedergebrannt,  die  Felder  und  Wälder  zer- 
stört, die  Bewohner  teils  massakriert,  teils  deportiert,  alle  aber 
an  den  Bettelstab  gebracht.  Und  nun,  als  glücklicher  Besitzer 
des  geraubten  Gutes,  strecke  er  plötzlich  —  unter  Berufung  auf 
die  Grausamkeiten  und  Unmenschlichkeiten,  welche  die  Fort- 
setzung eines  solchen  Kampfes  mit  sich  bringen  müsse,  —  die 
Friedenshand  aus  und  spreche  folgendermassen  zu  dem  Nach- 
barn :  «  Nicht  ich  habe  dich  überfallen,  sondern  du  hast  mich  über- 
fallen. Ich  beabsichtige  trotzdem  keineswegs,  dich  zu  vernichten 
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oder  zu  zerschmettern,  aber  ich  brauche  «  Sicherheiten  für  meine 
Zukunft  ».  Gib  mir  einen  Teil  deines  Besitzes  heraus,  entschädige 
mich  für  die  mir  erwachsenen  Unkosten  und  ich  bin  gern  bereit, 
Frieden  mit  dir  zu  schliessen  ;  ja,  wir  werden  in  Zukunft  die 
besten  Freunde  sein.  » 

Ein  solches  Friedensangebot  von  seiten  des  siegreichen 
Angreifers  bedeutet  nichts  anderes  als  den  Wunsch,  im  Besitze 
—  oder  wenigstens  im  teilweisen  Besitze  —  des  unrechtmässig 
erworbenen  Gutes  zu  bleiben,  und  so  sein  Verbrechen  nach- 
träglich durch  die  Zustimmung  des  Angegriffenen  und  Geschä- 
digten legalisieren  zu  lassen.  Es  bedeutet  den  ferneren  Wunsch, 
sich  für  die  Zukunft  ähnliche  erfolgreiche  Ueberfälle,  je  nach 
Zeit  und  Umständen,  zu  ermöglichen  und  zu  erleichtern. 

Ganz  anders  sieht  ein  solches  Friedensangebot  aus,  wenn  es 
von  seiten  des  siegreichen  lieber fallenen  ausgeht.  Nehmen  wir 
an,  der  Ueberfall  sei  mehr  oder  weniger  misslungen,  es  sei  dem 
Angegriffenen  möglich  gewesen,  den  Einbrecher  aus  seinem  Be- 
sitztum hinauszuwerfen,  und  nun  verlange  der  Angegriffene 
dasselbe,  was  im  ersteren  Falle  der  Angreifer  verlangt  hat  :  er 
verlange  Anerkennung  der  Tatsache,  dass  er  rechtswidrig  über- 
fallen worden  sei,  Entschädigung  für  den  Ueberfall  und  Sicherung 
gegen  zukünftige  Ueberfälle  durch  territoriale  Abtretungen  oder 
andere  geeignete  Massregeln.  Mit  anderen  Worten  :  Rückgabe 
seines  Besitzes,  Entschädigung  für  die  Besitzstörung  und  Garantie 
gegen  zukünftige  Besitzstörungen. 

Kein  Mensch  wird  die  Berechtigung  solcher  Forderungen 
von  seiten  des  Angegriffenen  bestreiten.  Kein  Mensch  wird  ihre 
Berechtigung  von  seiten  des  Angreifers  zugeben. 

Daraus  folgt,  dass  die  Berechtigung  oder  Nichtberechtigung 
von  Kriegszielforderungen  im  wesentlichen  von  der  Frage  ab- 
hängt :  Wer  hat  den  Krieg  herbeigeführt,  wer  ist  der  Angreifer, 
wer  der  Verteidiger  ? 

Mit  dieser  Frage  der  Berechtigung  oder  Nichtberechtigung 
der  von  dieser  oder  jener  Seite  proklamierten  Kriegsziele  hängt 
aufs  engste  die  weitere  Frage  zusammen  :  Wer  ist  für  die  Fort- 
setzung des  Krieges  verantwortlich  ?  Bei  der  Erörterung  dieser 
letzteren  Frage  darf  man  natürlich  nicht  aus  den  Augen  ver- 
lieren, dass  die  Fortsetzung  des  Krieges  nur  eine  Folge  seines 
Beginnes  ist,  dass  mithin  derjenige,  der  den  Krieg  herbeigeführt 
hat,  im  allgemeinen  auch  für  seine  Folgen  verantwortlich  ist. 
Aber  für  die  Folgen  doch  nur  insoweit  und  bis  zu  dem  Zeitpunkte, 
wo  er  diese  Folgen  zu  beseitigen  und  ihr  Fortwirken  zu  ver- 
hindern bereit  ist.  Wer  also  —  als  Urheber  —  der  Herbeiführung 
eines  Krieges  schuldig  ist,  kann  immerhin  von  einem  bestimmten 
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späteren  Moment  ab  an  der  Fortsetzung  unschuldig  werden. 
Die  Entlastung  von  dieser  zweiten  Schuld  setzt  indessen  voraus, 
dass  er  nicht  bloss  irgend  einen  Frieden,  sondern,  dass  er  einen 
solchen  Frieden  anbietet,  wie  ich  ihn  oben  definiert  habe  :  einen 
Rückgabefrieden,  einen  Entschädigungsfrieden,  einen  Garan- 
tiefrieden. 

Wenn  der  Angreifer  einen  solchen  Frieden  anbietet  und  der 
Angegriffene  einen  solchen  Frieden  ablehnt,  dann  allerdings 
würde  man  sagen  können  :  der  Angreifer  ist  von  diesem  Zeitpunkt 
ab  für  die  Fortsetzung  des  Kampfes  nicht  mehr  verantwortlich. 


Friedensforderungen    des    Angreifers. 
Friedensforderungen  des  Angegriffenen. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  das  Angebot  Deutsch- 
lands, in  Friedensverhandlungen  mit  seinen  Gegnern  einzutreten 
(vom  12.  Dezember  1916),  und  sind  die  daran  anschliessenden 
Vorgänge  zu  beurteilen. 

Das  Angebot  Deutschlands  widerspricht  in  jedem  Punkte  den 
oben  aufgestellten  Richtlinien.  Daher  ist  die  jetzige  feierliche 
Erklärung  der  deutschen  Herrscher  und  Regierungen,  dass  sie 
für  die  Fortsetzung  des  Krieges  nicht  verantwortlich  seien,  in 
jeder  Beziehung  hinfällig. 

Zunächst  fehlt  es  in  dem  deutschen  Friedensangebot  über- 
haupt an  jeder  näheren  Darlegung  der  Friedensbedingungen  : 
Deutschland  erklärt  —  unter  Ablehnung  des  Wilsonschen  Vor- 
schlages einer  Zuziehung  der  Neutralen  zu  den  Friedensverhand- 
lungen — ,  dass  man  nur  mit  den  Kriegsgegnern  verhandeln,  dass 
man  die  Normierung  der  Friedensbedingungen  zu  den  Verhand- 
lungen «  mitbringen  »,  dass  man  «  Dasein,  Ehre  und  Entwicklungs- 
freiheit »  der  eigenen  Völker  sichern,  die  Gegner  aber  weder  «  zer- 
schmettern »  noch  «  vernichten  »  wolle.  Das  ist  alles.  Das  ent- 
spricht auch  durchaus  dem  Ausgangspunkte  des  deutschen 
Friedensangebotes,  wonach  Deutschland  und  seine  Verbündeten 
«  zur  Verteidigung  ihres  Daseins  und  ihrer  nationalen  Entwick- 
lungsfreiheit     gezwungen   worden   seien,    zu   den   Waffen   zu 

greifen.  » 

Gegen  die  Sicherungsforderung  Deutschlands  wäre  prinzipiell 
nichts  einzuwenden,  wenn  ihre  tatsächliche  Voraussetzung  — 
der  Angriff  von  Seiten  der  Ententemächte  —  zutreffen  würde. 
Da  nun  aber  —  wie  ich  in  meinen  Büchern  nachgewiesen  habe  — 
Deutschland  und  seine  Verbündeten  die  Angreifer  sind,  so 
stellt  sich  alles,  was  sie  zu  ihrer  angeblichen  Sicherung  verlangen 
—  zur  Sicherung  des  Angreifers  gegen  zukünftige  Angriffe  !  — 
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als  reines  Eroberungsziel  heraus  und  ist  als  solches  von  vornherein 
jeder  ernsthaften  Erörterung  entzogen. 

Umgekehrt  sind  Friedensbedingungen  der  Entente,  welche 
die  Zurückgabe  der  eroberten  L,ändereien,  die  Entschädigung 
für  alle  Zerstörungen  und  Verwüstungen,  die  Garantie  gegen 
zukünftige  Ueberfälle  verlangen,  prinzipiell  ohne  weiteres  als 
berechtigt  anzuerkennen.  Hier  kann  es  sich  nur  um  die  Bewertung 
der  Forderungen  im  einzelnen  handeln  :  ob  sie  sich  innerhalb 
der  dem  berechtigten  Ziele  entsprechenden  Grenzen  halten,  ob 
die  vorgeschlagenen  Mittel  zur  Erreichung  des  Zieles  geeignet 
sind  oder  nicht.  Die  Beurteilung  der  Forderungen  des  Angreifers 
hängt  von  prinzipiellen  Gesichtspunkten  ab,  die  zu  einer  glatten 
Verwerfung  jedes  durch  den  Frieden  zu  erlangenden  territorialen 
oder  sonstigen  Gewinnes  führen.  Die  Beurteilung  der  Forderungen 
des  Angegriffenen  hängt  von  Gesichtspunkten  des  Masses  und 
der  Zweckmässigkeit  ab,  die  sich  einer  prinzipiellen  Erörterung 
entziehen.  Ob  die  Wegnahme  oder  Neutralisierung  eines  Land- 
gebietes,  einer  Stadt,  einer  Festung,  die  Auferlegung  einer  Ent- 
schädigungssumme, die  Beschränkung  zukünftiger  Entwicke- 
rungen nach  irgend  einer  Richtung  hin,  zweckmässige  oder 
unzweckmässige,  zu  weitgehende  oder  innerhalb  berechtigter 
Grenzen  bleibende  Massregeln  sind,  ■ —  alles  das  sind  Tat-  und 
Opportunitätsf ragen,  die  für  jeden  einzelnen  Fall  und  jedes  ein- 
zelne Objekt  besonders  zu  beantworten  sind  ;  für  uns,  die  wir 
uns  hier  nur  die  Aufgabe  gestellt  haben,  prinzipielle  Richtlinien 
zur  Beurteilung  von  Friedensbedingungen  aufzuzeichnen,  für 
uns  müssen  alle  solche  Einzelfragen  ausser  Erörterung  bleiben. 

Bei  der  Entscheidung  solcher  Zweckmässigkeitsfragen  ist 
eine  Fülle  tatsächlicher  Momente  in  Betracht  zu  ziehen,  die  je 
nach  ihrer  Bewertung  zu  verschiedenen  Schlüssen  führen  können. 
Nach  den  napoleonischen  Kriegen  z.  B.  haben  die  verbündeten 
Herrscher  und  Regierungen  es  für  notwendig  gehalten,  den 
grossen  Korsen  zuerst  auf  eine  Insel  des  Mittelmeeres,  dann, 
als  dies  noch  nicht  genügte,  auf  eine  Insel  des  Atlantischen 
Ozeans  zu  verbannen,  um  dem  durch  zwanzigjährige  Kriege 
zerrütteten  Europa  endlich  und  dauernd  Ruhe  zu  verschaffen. 
Wer  will  die  Behauptung  aufstellen,  dass  jenes  damalige  Radi- 
kalmittel der  Friedenssicherung  zweckwidrig  oder  zu  weitgehend 
gewesen  sei  ?  Aehnliche  Notwendigkeiten  können  sich  auch 
nach  anderen  Kriegen,  auch  nach  dem  jetzigen  Kriege,  ergeben. 
Ich  will  damit  sagen  :  Mass  und  Ziel  der  Bedingungen,  die  ein 
Angegriffener  seinem  Angreifer  gegenüber  zum  Zwecke  seiner 
Zukunftssicherung  zu  stellen  hat,  können  je  nach  den  Umständen 
wechseln  :  dieselben  Bedingungen  können  sehr  wohl  in  dem  einen 
Falle  zu  milde,  in  dem  andern  zu  scharf  sein.  Sie  sind  aber  stets 
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von  den  gleichartigen  Friedensbedingungen  des  Angreifers  durch 
den  prinzipiellen,  fundamentalen  Unterschied  getrennt,  dass  jene 
Rechts  forderungen,  diese  aber  Unrechts  forderungen  sind. 
Aus  alledem  folgt,  dass  ein  Friedensangebot  des  Angreifers, 
welches  in  Form  von  «  Zukunftssicherungen  »  irgendwelche 
Gewinne,  gleichviel  welcher  Art,  erstrebt,  kein  wirkliches  Frie- 
densangebot ist,  dass  es  nur  den  Schein  eines  solchen  erwecken 
will,  dass  somit  der  Angegriffene,  der  solches  Friedensangebot 
ablehnt,  im  Recht  und  für  die  Fortsetzung  des  Krieges  nicht 
verantwortlich  ist. 

Die  deutschen  Friedensforderungen. 

Wenn  auch  die  deutsche  Regierung  aus  guten  Gründen  ihre 
Friedensbedingungen  nicht  spezifiziert,  sondern  sich  vorbehalten 
hat,  sie  zu  den  Friedensverhandlungen  « mitzubringen  »,  so 
genügen  doch  die  allgemeinen  Formeln  des  Friedensangebotes 
vom  12.  Dezember  1916  —  in  Verbindung  mit  allen  früheren 
und  späteren  Erklärungen  der  deutschen  Herrscher,  Regierungen 
und  Parteiführer  — ,  um  feststellen  zu  können,  dass  der  ange- 
botene Frieden  ein  Sieger  frieden,  die  mitzubringenden  Be- 
dingungen Sieger  bedingungen  sein  sollten.  Herr  von  Beth- 
mann  hat  bis  heute  nichts  aus  seinen  annexionistischen  Reden 
vom  9.  Dezember  1915  und  5.  April  1916  zurückgenommen. 
Diese  Reden  bilden  den  Kulminationspunkt,  den  prägnantesten 
Ausdruck  der  annexionistischen  Tendenzen  der  deutschen  Re- 
gierung, weshalb  ich  sie  in  dem  vorhergehenden  Kapitel  dieses 
Abschnittes  « Bethmann,  der  Annexionist  »  zum  Gegenstand 
ausführlicher  Behandlung  gemacht  habe  *.  Hinzufügen  will  ich 
hier  noch,  was  der  Kanzler  vor  und  nach  jenen  Reden  in  annexio 
nistischem  Sinne  geäussert  hat  : 

Am  28.  Mai  1915  sagte  er  im  Reichstag  : 

Je  grösser  die  Gefahr  ist,  die  wir  —  von  allen  Seiten  von  Feinden  umringt 
—  zu  bestehen  haben,  je  mehr  uns  die  Liebe  zur  Heimat  tief  an  das  Herz 
packt,  je  mehr  wir  sorgen  müssen  für  Kinder  und  Enkel,  um  so  mehr  müssen 
wir  ausharren,  bis  wir  uns  alle  nur  möglichen  realen  Garantien  und  Sicherheiten 
dafür  geschaffen  und  erkämpft  haben,  dass  keiner  unserer  Feinde,  nicht 
vereinzelt,  nicht  vereint,  wieder  einen  Waffengang  wagen  wird.  Je  wilder, 
meine  Herren,  uns  der  Sturm  umtobt,  um  so  fester  müssen  wir  unser  eigenes 
Haus  bauen. 

Am  19.  August  1915  sagte  er,  ebenfalls  im  Reichstag  : 

Meine  Herren,  dieser  ungeheure  Weltkrieg,  der  die  Fugen  der  Welt  klaffen 
macht,  wird  alte  vergangene  Zustände  nicht  zurückführen.  Ein  Neues  muss 

1  Dass  der  Nachfolger  des  Herrn  von  Bethmann,  Herr  Dr.  Michaelis,  die  Anne- 
xionspolitik seines  Vorgängers  init  ungeschwächten  —  vielleicht  sogar  mit  noch 
verstärkten  —  Kräften  fortführt,  setze  ich  in  dem  Anhang  zu  diesem  Kapitel  : 
«  Bethmann  und  Michaelis  »  auseinander. 
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entstehen.  Wenn  Europa  je  zur  Ruhe  kommen  soll,  so  kann  es  nur  durch  eine 

unantastbare  starke  Stellung  Deutschlands  geschehen 

Deutschland  muss  sich  seine  Stellung  so  ausbauen,  so  festigen  und  stärken, 
dass  die  anderen  Mächte  niemals  wieder  an  eine  Einkreisungspolitik  denken.... 

In  seiner  im  vorhergehenden  Kapitel  behandelten  Rede  vom 
9.  November  1916,  als  die  Klimax  der  kanzlerischen  Eroberungs- 
tendenzen bereits  ihren  Gipfel  überstiegen  hatte  und  sich  nach 
unten  zu  senken  begann,  begnügte  sich  Herr  von  Bethmann 
mit  der  negativen  Feststellung,  dass  er  «  die  Annexion  Belgiens 
niemals  als  unsere  (Deutschlands)  Absicht  bezeichnet  habe  ». 
Wobei  der  Schwerpunkt  auf  das  Wort  «  Annexion  »  zu  legen 
ist,  somit  alle  früher  betonten  Absichten  auf  politische,  mili- 
tärische und  wirtschaftliche  «  Garantien  realer  Natur  »  gegen 
zukünftige  «  Ueberfälle  »  von  Westen  her  unverändert  bestehen 
bleiben. 

Die  Führer  sämtlicher  bürgerlichen  Parteien,  von  den  Rechts- 
konservativen bis  zur  fortschrittlichen  Volkspartei,  haben  denn 
auch  sofort  jene  November- Rede  des  Kanzlers  mit  dem  üblichen 
verständnisvollen  Chorus  begleitet.  Die  Sozialpatrioten  stellten 
sich  auch  bei  dieser  Gelegenheit,  wie  stets  in  ähnlichen  Fällen, 
schwerhörig,  die  bürgerlichen  Redner  aber  erklärten  sämtlich 
ihre  Uebereinstimmung  mit  dem  Kanzler,  dahingehend,  dass 
auch  sie  zwar  keine  «  Annexion  »  Belgiens  verlangten,  aber  nach 
wie  vor  darauf  bestehen  müssten  : 

Belgien  dürfe  «  niemals  wieder  als  Einfallstor  gegen 
Deutschland  dienen  ;  es  müsse  politisch,  militärisch  und 
wirtschaftlich  in  deutscher  Hand  bleiben  »  (Erklärung  des 
Zentrumsvertreters) . 

«  Wir  müssten  uns  im  Osten  und  Westen  durch  bessere 
Grenzen  schützen,  der  status  quo  ante  könne  nicht  wieder- 
kehren. Wir  müssten  reale  Garantien  haben,  dass  Belgien 
nicht  der  Brückenkopf  für  englische  Machtpläne  auf  dem 
Kontinent  werde  »  (Erklärung  des  Vertreters  der  national- 
liberalen Partei). 

«  Belgien  dürfe  nicht  der  Tummelplatz  englischer  Macht- 
bestrebungen auf  dem  Kontinent  werden  ;  der  englische 
Einfluss  müsse  zu  Gunsten  des  deutschen  zurückgeschnitten 

werden »  (Erklärung  des  Vertreters  der  fortschrittlichen 

Volkspartei) . 

«  Wir  müssten  sorgen,  Belgien  nicht  wieder  als  ein  Ein- 
fallstor benutzen  zu  lassen  ;  er  (der  Redner)  sei  aber  auch 
dafür,  das  I^and  als  eine  Stärkung  unserer  Machtstellung 

zur   See   nutzbar  zu   machen auch   jeglichem   Verzicht 

Frankreich  gegenüber  könne  er  nicht  zustimmen  »  (Erklä- 
rung  des   Vertreters   der   konservativen   Partei). 

Das  Verbrechen  HI  13 
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«  Durch  unsere  Politik  in  Belgien  besonders  gegenüber 
den  Vlamen  haben  wir  bewiesen,  dass  wir  Verständnis  für 
die  Bedürfnisse  des  Landes  haben.  Das  wird  in  Zukunft 
seine  Früchte  tragen.  Wir  wollen  die  Sicherheit,  dass  wir 

nicht  in  wenigen  Jahren  neue  Opfer  bringen  müssen Von 

einem  Vasallenstaat  brauche  noch  nicht  gesprochen  zu 
werden.  Es  gäbe  auch  sonst  Garantien  gegen  einen  neuen 
ruchlosen  Ueberfall  »  (Erklärung  des  Vertreters  der  Reichs- 
partei) . 

Diesen  fast  wörtlich  übereinstimmenden  Erklärungen  der 
bürgerlichen  Parteien  im  Hauptausschuss,  die  mehr  als  zwei 
Drittel  des  Reichstags  repräsentieren,  hat  der  Reichskanzler, 
ohne  Widerspruch  zu  erheben,  zugehört  und  damit  seine  früheren 
Erklärungen  bezüglich  Belgiens,  auf  welche  die  Parteiführer 
ausdrücklich  Bezug  nahmen,  bestätigt  und  aufrechterhalten. 

In  der  feierlichen  Rede  vom  12.  Dezember  1916,  in  welcher 
der  Kanzler  von  dem  Friedensangebot  an  die  Kriegsgegner 
Deutschlands  Mitteilung  machte,  hat  er  wohlweislich  jeden 
besonderen  Hinweis  auf  deutsche  Gebietserwerbungen  im  Osten 
oder  Westen  vermieden,  hat  aber  —  wie  bereits  oben  bemerkt  — 
auch  hier  die  Verteidigungsthese  aufrechterhalten  und  die  Frie- 
densvorschläge, die  er  zu  den  Verhandlungen  «  mitbringen  »  will, 
dahin  qualifiziert,  dass  sie  « Dasein,  Ehre  und  Entwicklungs- 
freiheit »  Deutschlands  und  seiner  Verbündeten  fördern  sollten. 
Diese  Förderung  sollte  —  sehr  naiv  !  —  gleichzeitig  «  eine  geeig- 
nete Grundlage  für  die  Herstellung  eines  dauerhaften  Friedens  » 
bilden.  Man  wird  zugeben,  dass  ein  derartiges  Präludium  von 
«  Verteidigungskrieg  »  und  «  Förderung  der  eigenen  Entwicklungs- 
freiheit »  —  in  Verbindung  mit  einem  Tedeum  auf  den  «  siegreich 
ausgefochtenen  Kampf  »,  auf  ein  über  die  Gegner  hereingebro- 
chenes «  Gottesgericht  »  (so  der  Kaiser  in  Mülhausen  unmittelbar 
nach  der  Friedensnote  vom  12.  Dezember)  —  dass  ein  solches 
Posaunen-Präludium  nur  wenig  Hoffnungen  erwecken  konnte 
auf  den  Erfolg  des  angekündigten  Friedensschalmei- Konzertes. 

Die  sogenannte  Sicherung  nach  Osten  war  ja  nun  inzwischen, 
soweit  das  russische  Polen  in  Betracht  kommt,  bereits  zur  Tat- 
sache geworden,  durch  die  Proklamierung  des  Königreichs  Polen 
am  5.  November  1916.  Bezüglich  der  russischen  Ostseeprovinzen 
Hess  man  es  bei  den  früheren  Erklärungen  des  Kanzlers  bewenden, 
die  eine  Angliederung  weiter  Gebietsteile  von  Estland,  Livland 
und  Kurland  an  Preussen  oder  das  Deutsche  Reich  als  zwei- 
fellose Absicht  der  Machthaber  Deutschlands  erkennen  Hessen. 

Bezüglich  Belgiens  indessen  war  —  nach  der  Intervention 
der  Vereinigten  Staaten,  die   die    volle  Wiederherstellung  und 


BETHMANN,   DER  FRIEDENSBIETER  I95 

Schadloshaltung  des  unabhängigen  Königreichs  Belgien  als 
conditio  sina  qua  non  jedes  Friedensschlusses  betrachten,  — 
bezüglich  Belgiens  war  das  bisher  geübte  Versteckspiel  unmöglich 
geworden  und  so  sehen  wir  denn  von  neuem  die  belgische  Frage, 
zuerst  verschleiert  (in  der  deutschen  Note  an  die  Neutralen 
vom  12.  Januar)  und  dann  offen  (in  der  deutschen  Note  an  Ame- 
rika vom  31.  Januar  1917)  zur  Diskussion  gestellt.  In  der  ersteren 
Note  wird  wiederum  das  bekannte  Sündenregister  gegen  die 
belgische  Regierung  (militärische  Anlehnung  an  England  und 
Frankreich,  Verletzung  des  Geistes  der  Neutralität  etc.)  vor- 
geführt. In  der  letzteren  Note  an  die  Regierung  der  Vereinigten 
Staaten  wird  dann  aus  jener  Prämisse  von  neuem  die  alte  Kon- 
sequenz gezogen  :  Deutschland  habe  zwar  niemals  die  Einver- 
leibung Belgiens  beabsichtigt,  wolle  aber  «  in  dem  mit  Belgien 
zu  schliessenden  Frieden  lediglich  Vorsorge  treffen,  dass  dieses 
Land,  mit  dem  die  kaiserliche  Regierung  in  gutem  nachbar- 
lichem Verhältnisse  zu  leben  wünscht,  von  den  Gegnern  nicht 
zur  Förderung  feindlicher  Anschläge  ausgenutzt  werden  kann  ». 
Die  Notwendigkeit  solcher  Vorsorge  wird  —  merkwürdiger- 
weise —  noch  besonders  mit  den  Beschlüssen  der  Pariser  Wirt- 
schaftskonferenz motiviert,  welche  die  unverhüllte  Absicht 
ausgesprochen  hätten,  «  Deutschland  auch  nach  der  Wieder- 
herstellung des  Friedens  nicht  als  gleichberechtigt  anzuerkennen, 
vielmehr  systematisch  weiter  zu  bekämpfen.  » 


Diese  —  nicht  von  dem  Reichskanzler,  dem  allein  verant- 
wortlichen Reichsminister,  sondern  von  seinem  Untergebenen, 
Herrn  Zimmermann,  unterzeichnete  —  Note  stellt  der  Geschick- 
lichkeit des  neuen  x  Staatssekretärs  des  Auswärtigen  ein  ebenso 
schlechtes  Zeugnis  aus  wie  sein  Versuch  der  Komplottschmiederei 
mit  Mexiko  und  durch  dessen  Vermittlung  mit  Japan.  Eine 
ähnliche  «  gaffe  »  —  und  gleichzeitig  ein  ähnliches  Pech  —  wie 
diese  mexikanische  Enthüllung  ist  der  deutschen  Diplomatie 
seit  den  Tagen  des  Kriegsausbruches,  seit  der  Kriegserklärung 
an  Russland  «  mit  doppeltem  Boden  »,  seit  der  Nürnberger 
Fliegergeschichte  und  anderen  Vorgängen  unseligen  Angeden- 
kens, nicht  widerfahren  :  Kaiser  Wilhelm,  der  überzeugteste 
Vertreter  monarchischer  Legitimität  und  Gottesgnadentums, 
wendet  sich  um  Beistand  an  einen  mexikanischen  Usurpator- 
Präsidenten,  der  bis  vor  kurzem  noch,  wie  seine  verschiedenen 
Konkurrenten,  nichts  anderes  als  ein  besserer  Räuberhauptmann 
war  und  vielleicht  morgen   wieder,   wenn  einer  seiner  Gegner 

1  Inzwischen  schon  wieder  verflossenen. 
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zufällig  die  Oberhand  gewinnt,  nichts  anderes  sein  wird.  Und 
dieser  mexikanische  Iyederstrumpf  soll  nicht  nur  selbst  dem 
bedrängten  deutschen  Kaiser  zu  Hilfe  kommen,  er  soll  auch 
noch  den  klugen  Mikado  von  Japan,  den  Eroberer  von  Kiau- 
tchou,  den  Bundesgenossen  der  Entente,  den  Beherrscher  der 
«  gelben  Affen  »,  wie  man  die  Japaner  seit  Kriegsausbruch  mit 
Vorliebe  in  Deutschland  nennt,  als  Bundesgenossen  gegen  Ame- 
rika heranschleppen  !  Welche  Tragikomödie  !  Wie  Nikita  von 
Montenegro  einst  der  «  einzige  Freund  »  des  Beherrschers  aller 
Reussen  war,  so  ist  Carranza  von  Mexiko,  Rebell  und  Räuber- 
hauptmann ausser  Diensten,  heute  der  einzige  Freund  (auf  der 
jenseitigen  Hemisphäre)  des  Beherrschers  aller  Preussen,  des 
deutschen  Kaisers  von  Gottes  Gnaden  ! 


Die  Motivierung  des  Herrn  Zimmermann,  weshalb  die  wohl- 
meinende kaiserliche  Regierung  in  Zukunft  mit  Belgien  «  in 
gutem  nachbarlichem  Verhältnisse  zu  leben  wünsche  »  —  etwa 
im  Verhältnisse  des  Wolfes  zu  dem  benachbarten  Schafstall  !  — , 
steht  auf  gleichem  Geschicklichkeitsniveau  wie  die  mexikanisch- 
japanische Bündnis- Aktion.  Die  Pariser  Wirtschaftskonferenz 
habe  beschlossen,  Deutschland  «  systematisch  weiter  zu  bekäm- 
pfen »,  - —  deshalb  die  Notwendigkeit  für  Deutschland,  sich  in 
und  durch  Belgien  gegen  feindliche  Anschläge  zu  sichern.  Was 
soll  das  heissen  ?  Wenn  die  Ententemächte  in  der  Tat  nach 
Friedensschluss  den  wirtschaftlichen  Kampf  gegen  Deutschland 
fortsetzen  wollen  und  können,  ist  es  möglich,  diesem  Kampf 
durch  irgend  eine  «  Sicherung  »,  die  man  sich  in  Belgien  schafft, 
ein  Hindernis  in  den  Weg  zu  legen  ?  Ist  der  wirtschaftliche 
Kampf  gleichbedeutend  mit  «  feindlichen  Anschlägen  »,  gegen 
die  man  durch  «  freundnachbarliche  »  Abmachungen  mit  Belgien 
sich  schützen  müsse  ?  Alle  diese  Motivierungen  sind  nur  allzu 
durchsichtige  Vorwände  für  die  Absicht,  nicht  nur  den  vlämi- 
schen  Teil  Belgiens  einfach  zu  annektieren,  sondern  auch  den 
wallonischen  Teil  politisch,  militärisch  und  wirtschaftlich  zur 
Anlehnung  an  das  Deutsche  Reich  zu  zwingen  ;  jene  schönen 
Redensarten  haben  niemanden  getäuscht,  am  allerwenigsten 
den  amerikanischen  Adressaten,  dem  man  die  bittere  belgische 
Pille  durch  etwas  Honig  mundgerecht  zu  machen  suchte. 

Die  letzten  Erklärungen  Zimmermanns  schliessen  sich  voll- 
ständig an  alle  früheren  Erklärungen  des  Reichskanzlers  und 
der  Parteiführer  an  *  :  Deutsclüand,  das  im  Osten  Polen  bereits 

1  Auch  Herr  Dr.  Michaelis  hat  ausdrücklich  bei  seiner  Besichtigungsreise  in 
Belgien  dem  sogenannten  «  Rat  von  Flandern  »  erklärt,  dass  sich  in  der  Politik  der 
Reichsregierung  bezüglich  Belgiens  durch  den  Kanzlerwechsel  nichts  geändert  habe 
(Siehe  Wolff-Telegrauim  vom  30.  August  1917). 
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«  angegliedert  »  hat,  das  die  russischen  Ostseeprovinzen  nicht 
wieder  herausgeben  wird,  beabsichtigt  nach  wie  vor,  das  König- 
reich Belgien  mehr  oder  weniger  in  seiner  Freiheit  und  Unab- 
hängigkeit zu  beschränken,  es  zum  mindesten  in  ein  Anlehnungs- 
verhältnis irgendwelcher  Art  zum  Deutschen  Reiche  hineinzu- 
zwingen.  Wobei  ich,  wie  der  Leser  bemerkt  haben  wird,  alle 
weitergehenden  Forderungen  der  nicht  offiziellen  deutschen 
Annexionisten  und  Hy per- Annexionisten  noch  vollständig  bei- 
seite lasse  (siehe  z.  B.  die  an  anderer  Stelle  erwähnte  Denkschrift 
des  früheren  Generalgouverneurs  von  Belgien,  Bissing).  Diese 
extremen  Gruppen  bilden  zwar  eine  Minorität  im  deutschen 
Volke,  aber  keineswegs  eine  Minorität  in  den  politisch  einfluss- 
reichen und  massgebenden  Kreisen  Deutschlands.  Wie  weit  in 
diesen  Kreisen  der  Annexionismus  geht,  möge  man  in  dem  mehr- 
erwähnten Buche  Grumbachs  «  Das  annexionistische  Deutsch- 
land »  nachlesen.  Ich  halte  mich  hier  nur  an  die  offiziellen 
Erklärungen  der  deutschen  Regierung,  die  durch  viele  Aeusse- 
rungen  und  Proklamationen  des  deutschen  Kaisers  und  deutscher 
Fürsten  noch  bekräftigt  werden  :  Die  Friedensbedingungen,  die 
der  Reichskanzler  zur  Friedenskonferenz  mitbringen  wollte, 
sind  —  trotz  aller  weichen  Umhüllung  und  Wattierung  mit 
wohltönenden  Schonungs-  und  Menschlichkeitsphrasen  —  die 
harten  Bedingungen  eines  siegreichen  Eroberers. 


Das  bestätigt  auch  die  —  zwei  Monate  nach  dem  Friedensan- 
gebot vom  Dezember  gehaltene  —  Reichstagsrede  des  Herrn  von 
Bethmann  vom  2j.  Februar  igiy.  Der  Passus  über  die  Kriegs- 
ziele lautet  folgendermassen  : 

Wie  dieser  Frieden  aussehen  soll,  darüber  ist  seit  Freigabe  der  Kriegs- 
zielerörterungen viel  in  der  Presse  geschrieben  und  in  Versammlungen  ge- 
sprochen worden.  Auch  im  preussischen  Abgeordnetenhause  wurde  kürzlich 
emgehend  erörtert,  ob  und  welche  L,anderwerbungen  und  welche  Sicherungen 
der  Friede  uns  bringen  muss.  So  entscheidend  diese  Fragen  für  unsere  Zu- 
kunft sind  und  so  tief  sie  deshalb  mit  vollem  Recht  die  Gemüter  bewegen,  so 
würde  ich  es  doch  nicht  für  gut  halten,  wenn  ich  mich  meinerseits  an  solchen 
Debatten  beteüigen  wollte.  Ich  kann  von  meiner  Seite  aus  nicht  Verspre- 
chungen machen  oder  ins  Einzelne  gehende  Formulierungen  unserer  Bedingun- 
gen aufstellen.  Das  wäre  unfruchtbar.  Die  feindlichen  Machthaber  haben  es 
reichlich  getan.  Sie  haben  sich  untereinander  ausschweifende  Zusicherungen 
gemacht,  aber  doch  nichts  weiter  damit  erreicht,  als  dass  sie  sich  und  ihre 
Völker  immer  tiefer  in  den  Krieg  verstrickt  haben.  Was  ich  über  Rieht ung 
und  Ziel  unserer  Bedingungen  sagen  konnte,  habe  ich  wiederholt  gesagt  :  dem 
Kriege  ein  Fnde  machen  durch  einen  dauerhaften  Frieden,  der  uns  Ent- 
schädigung gewährt  für  alle  erlittene  Unbill  und  der  einem  starken  Deutschland 
ein  gesichertes  Dasein  und  eine  gesicherte  Zukunft  bietet.  Das  ist  unser  Z  icl 

Der  Reichskanzler  nimmt  also  ausdrücklich  auf  seine  früheren 
Erklärungen  über  die  deutschen  Kriegsziele  Bezug,   hält  somit 
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auch  die  annexionistischen  Ziele,  die  am  deutlichsten  in  seinen 
Reden  vom  9.  Dezember  1915  und  5.  April  1916  aufgestellt 
worden  sind,  aufrecht.  Das  Neue,  was  er  in  seiner  Rede  vom 
27.  Februar  hinzufügt,  ist  die  Forderung  einer  «  Entschädigung 
für  alle  erlittene  Unbill  ».  Dieser  allgemeine  —  sehr  geschickt 
gewählte  —  Ausdruck  deckt  und  umfasst  alle  möglichen  Arten 
von  Entschädigungen,  die  Deutschland  jetzt  oder  später  «  zur 
Sicherung  seines  Daseins  und  seiner  Zukunft  »  etwa  verlangen 
kann.  Eine  «  Entschädigung  »  kann  in  Geld,  in  Land,  in  poli- 
tischen und  wirtschaftlichen  Konzessionen,  in  Beschränkungen  der 
Freiheit  und  Unabhängigkeit  benachbarter  Nationen,  kann  in 
tausend  verschiedenen  Arten  und  Maassen  gefordert  und  geleistet 
werden.  Die  wichtigsten  Entschädigungsleistungen  im  Osten  und 
Westen  hat  sich  Deutschland,  wie  wir  gesehen  haben,  schon  vor- 
weg verschafft,  durch  die  Errichtung  des  neuen  polnischen 
Vasallenstaates,  durch  die  verwaltungstechnische  Vorbereitung  der 
Annexion  des  vlämischen  Belgiens.  Was  Deutschland  weiter  unter 
dem  Titel  «  Entschädigung  für  erlittene  Unbill  »  fordern  wird, 
wenn  es  fordern  kann,  brauche  ich  hier  nicht  nochmals  zu  erörtern, 
wir  kennen  die  Pläne  der  Machthaber  Deutschlands  aus  meinen 
früheren  Auseinandersetzungen  und  aus  der  annexionistischen 
Literatur  zur  Genüge.  Alles,  was  der  Kanzler  früher  «  über 
Richtung  und  Ziel  der  deutschen  Friedensbedingungen  »  gesagt 
hat,  hält  er  ohne  jede  Einschränkung  in  seiner  Rede  vom  27. 
Februar  aufrecht. 

Wie  üblich,  hat  sich  auch  sofort  der  Chorus  der  bürgerlichen 
Parteiführer  an  die  Fersen  des  Kanzlers  geheftet  und  jeder 
dieser  Führer  hat  die  pythischen  Orakelsprüche  des  Reichs- 
kanzlers in  der  seinen  besonderen  Wünschen  und  Bestrebungen 
entsprechenden  Weise  —  bald  enger,  bald  weiter  —  interpre- 
tiert. Der  Generalnenner  aller  von  den  bürgerlichen  Parteiführern 
präsentierten  Rechmingen  ist  aber  :  Entschädigung  für  den 
frevelhaften  U  eher  fall  und  reale  Sicherheiten  gegen  zukünftige 
U  eher  fälle.  Die  Sozialpatrioten  sind  —  ihrer  Gewohnheit  folgend 
—  auch  diesmal  schwerhörig  geblieben  :  ihr  Gehörleiden  hat 
sich  allmählich  zu  einer  unheilbaren  Taubheit  entwickelt. 


Ueber  die  Kanzlerrede  vom  15.  Mai  1917  habe  ich  schon 
in  dem  vorhergehenden  Kapitel  «  Bethmann,  der  Annexionist  » 
gesprochen.  Ich  will  an  dieser  Stelle  nur  nochmals  darauf  hin- 
weisen, dass  der  Kanzler  auch  diesmal  ausdrücklich  auf  seine 
früher  im  Reichstage  proklamierten  Kriegsziele  Bezug  genommen 
und  hinzugefügt  hat  :  «  Ich  habe  diese  Grundsätze  unverändert 
festgehalten.  »  Nach  der  Kanzlerrede  gab  der  Abgeordnete  Dr. 
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Spahn  namens  der  Zentrumspartei,  der  fortschrittlichen  Volks- 
partei, der  nationalliberalen  Partei  und  der  Mehrheit  der  deut- 
schen Fraktion  eine  zustimmende  Erklärung  ab,  die  sich  wie- 
derum —  wie  frühere  Erklärungen  der  betreffenden  Partei- 
gruppen —  auf  den  Boden  des  Bethmannschen  Annexionismus 
stellte  : 

Der  Reichskanzler  hat  in  früheren  Reden  seine  Ziele  umschrieben  ;  mit 
ihm  sind  wir  einverstanden,  wenn  er  es  jetzt  ablehnt,  unter  den  gegenwärtigen 
Verhältnissen  die  Einzelheiten  seiner  Kriegsziele  unseren  Femden  preiszu- 
geben. Uns  genügt  es,  wenn  die  Reichsleitung  weder  uferlose  Eroberungspläne 
verfolgt,  noch  auf  den  Gedanken  eines  Friedens  ohne  Annexionen  und  Kriegs- 
entschädigungen sich  festlegt. 

Also  « uferlose  »  Annexionspläne  werden  abgelehnt.  Des- 
gleichen aber  der  Verzicht  auf  Annexionspläne  überhaupt.^  Mit 
anderen  Worten  :  Die  Eroberungsziele  des  Deutschen  Reiches 
sollen  nach  dem  Willen  dieser  bürgerlichen  Parteien  in  gewissen 
Grenzen  gehalten  werden  —  in  den  Grenzen,  die  der  Reichs- 
kanzler in  seinen  früheren  Reden  gezeichnet  hat  :  Belgien,  Polen, 
russische  Ostseeprovinzen  etc.  Die  Konservativen,  die  sich  diesmal 
an  der  gemeinschaftlichen  Erklärung  der  bürgerlichen  Parteien 
nicht  beteiligten,  haben  sich  nur  deshalb  abgesondert,  weil  ihnen 
der  Bethmannsche  Annexionismus  lange  nicht  weit  genug  geht  ; 
sie  stehen  bekanntlich  auf  dem  Boden  des  alldeutschen  Welt- 
eroberungs-Programms.  Wir  sehen  also  auch  in  der  Reichstags- 
sitzung vom  Mai  1917  genau  dasselbe  Bild  wie  stets  :  Ganz 
Deutschland  behauptet  nach  wie  vor,  einen  Verteidigungskrieg 
zu  führen  ;  ganz  Deutschland  bedarf  zu  seiner  Zukunftssicherung 
Gebietserweiterungen  und  nur  über  den  Umfang  dieser  letzteren 
sind  die  Meinungen  verschieden  x. 

Die  Friedensforderungen 
der  Ententemächte. 

Diesen  Forderungen  des  Angreifers  und  Eroberers  stehen 
nun  die  Forderungen  der  Angegriffenen,  deren  Länder  sich  zum 
Teil  noch  in  der  Gewalt  des  Angreifers  befinden,  gegenüber.  Ihre 
Forderungen  sind  in  den  beiden  Noten  der  Ententemächte  vom 
30.  Dezember  1916  und  10.  Januar  1917  —  in  der  ersteren  in 
allgemeinen  Andeutungen,  in  der  letzteren  in  präziserer  Fassung 
—  niedergelegt. 

An  der  Spitze  der  Friedensforderungen  der  Ententemächte 
stand  vom  Beginn  des  Krieges  an  —  wie  ich  an  anderer  Stelle 

1  Auf  die  berühmte  Verständigungsresolution  der  Reichstagsinehrheit  vom 
19.  Juli  1917,  die  allen  bisherigen  Kundgebungen  der  bürgerlichen  Parteien  während 
der  ersten  drei  Kriegsjahre  widerspricht,  und  auf  die  Stelluugnahme  des  neuen  Reichs- 
kanzlers zu  jener  Resolution  gehe  ich  an  späterer  Stelle  (Anhang  :  «  Bethinann  und 
Michaelis  »)  noch  ein. 
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nachgewiesen  habe  —  und  steht  heute  mehr  denn  je  das  pazifis- 
tische Weltprogramm  :  Die  Forderung  einer  Liga  der  Nationen,  zur 
Wahrung  und  Sicherung  des  Weltfriedens  auf  der  Basis  des 
Rechts  an  Stelle  der  Gewalt,  —  einer  Iyiga,  die  mit  den  entspre- 
chenden Zwangsmitteln  zur  Durchführung  ihrer  Rechtsorgani- 
sation ausgestattet  sein  soll,  die  das  Recht  der  kriegerischen 
Selbsthülfe  ihrer  einzelnen  Mitglieder  ausschliesst  und  die  gleich- 
massige  Herabsetzung  der  Rüstungen  aller  Staaten  zur  logischen 
Folge  hat.  Dieser  pazifistische  Hauptteil  des  Ententeprogramms 
ist  durch  den  Beitritt  der  Vereinigten  Staaten  zu  der  Gruppe  der 
Ententemächte  und  durch  den  Sieg  der  russischen  Revolution 
über  den  Zarismus  noch  mehr  in  den  Vordergrund  gerückt  worden, 
als  er  es  schon  vorher  war.  Weder  Amerika  noch  das  neugeborene 
Russland  erstreben  irgendwelche  besonderen  Vorteile,  territo- 
rialer oder  sonstiger  Natur,  in  diesem  Kriege.  Ihr  ausgespro- 
chenes und  ausschliessliches  Ziel  ist  die  organische  Sicherung 
des  Weltfriedens,  der  nur  durch  den  Ausschluss  jeder  gewaltsamen 
Annexion,  jeder  Unterdrückung  oder  Beschränkung  freier  Natio- 
nen, auf  eine  feste  und  dauernde  Grundlage  gestellt  werden  kann. 
Es  ist  kein  Zweifel,  dass  die  Mitwirkung  dieser  beiden  grössten 
und  mächtigsten  Republiken  der  Welt  an  dem  neu  zu  verein- 
barenden Friedensprogramm  der  Ententemächte  eine  wesent- 
liche Veränderung  dieses  Programms  herbeiführen  und  jeden 
Rest  von  Gewalt-  und  Eroberungszielen  daraus  entfernen  wird. 
Schon  heute,  während  ich  diese  Zeilen  schreibe  (Mai  1917),  bahnt 
sich  diese  Entwicklung  an.  Schon  heute  sehen  wir,  wie  die  engli- 
schen und  französischen  Staatsmänner  gewisse  territoriale  Pro- 
grammforderungen, zu  denen  sie  durch  das  zaristische  Russland 
gedrängt  worden  waren,  preisgeben  und  die  leitende  amerika- 
nisch-russische Friedensformel  :  Liga  der  Nationen,  keine 
Annexionen,  keine  Kontributionen  —  auch  als  ihr  wesentliches 
Kriegsziel  anerkennen. 

Unter  diesen  Umständen  halte  ich  mich  entbunden,  auf  die 
Noten  der  Ententemächte  vom  Dezember  1916  und  Januar  1917, 
soweit  sie  die  speziellen  Friedensforderungen  der  einzelnen  Ver- 
bündeten enthalten,  des  näheren  einzugehen.  Die  Erörterung 
aller  dieser  Einzelforderungen  würde  weit  über  den  Rahmen 
dieses  letzten  resümierenden  Kapitels  meiner  Arbeit  hinausgehen. 
Sie  würde  auch  zwecklos  sein,  weil  sie  eine  Materie  betrifft,  die 
infolge  der  Neugruppierung  auf  Seiten  der  Ententemächte  sich 
in  beständigem  Flusse  befindet  und  bereits  heute  durch  die 
nachfolgenden  Ereignisse  eine  veränderte  Gestalt  angenommen 
hat.  Dazu  kömmt  noch  der  für  mich  persönlich  entscheidende 
Gesichtspunkt,  dass  ich  prinzipiell  alle  territorialen  Veränder- 
ungen und  Verschiebungen,   die  nicht  auf  dem  freien  und  frei 
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geäusserten  Willen  der  Nationen  beruhen,  alle  imperialistischen, 
niachtpolitischen  Erwägungen  verwerfe,  gleichviel  von  welcher 
Seite  sie  geltend  gemacht  werden.  Die  Frage  der  zukünftigen  mili- 
tärischen Sicherheit  —  der  Hauptgesichtspunkt,  der  bei  solchen 
Zielforderungen  vorgebracht  zu  werden  pflegt,  —  existiert  für 
mich  nicht.  Sie  kann  für  mich  nicht  existieren,  da  ich  jeden  in 
diesem  Kriege  vergossenen  Blutstropfen  für  vergeblich  geflossen 
halte,  wenn  auch  in  Zukunft  die  Sicherheit  der  Staaten  militärisch, 
nicht  rechtlich  gewährleistet  werden  soll.  Die  Völker  sind  keine 
Schanzwerke,  keine  Festungsmauern,  so  dass  das  eine  zum 
Schutze  des  anderen  verwendet  werden  könnte.  Sie  sind  nicht 
Objekte,  sondern  Subjekte  der  Staatenbildung  ;  jedes  einzelne 
hat  nach  eigenem  Recht  sein  Schicksal  zu  bestimmen,  hat  sich 
nach  innen  selbst  zu  regieren,  nach  aussen  seine  Freiheit  und 
Unabhängigkeit  zu  behaupten.  Das  sind  die  alten  demokratisch- 
pazifistischen Grundsätze,  die  nunmehr  durch  den  Präsidenten 
Wilson  und  die  russische  Revolution  in  die  praktische  Staats- 
kunst eingeführt  worden  sind.  Das  sind  die  Grundsätze,  die  alle 
opportunistisch-imperialistischen  Erwägungen  über  den  Haufen 
werfen,  die  uns  mit  einem  Schlage  aus  dem  engen  Horizont  des 
einzelstaatlichen  Egoismus  in  die  freie  Atmosphäre  der  Welt- 
und   Menschheitsinteressen   hinausführen. 

Allgemeine  Grundsätze  zur  Beurteilung  der  Friedensforderungen 
der  angreifenden  und  der  angegriffenen  Partei. 

Der  Zweck  meiner  Ausführungen  in  diesem  Schlusskapitel 
ist  nicht  die  Erörterung  der  einzelnen  Friedensziele  dieser  oder 
jener  Partei,  sondern  nur  —  wie  ich  schon  in  der  Einleitung 
hervorgehoben  habe  — ■  die  Aufstellung  gewisser  Richtlinien, 
nach  denen  die  Forderungen  kriegführender  Parteien  im  allge- 
meinen zu  beurteilen  sind,  je  nach  der  Rolle,  welche  die  eine 
oder  die  andere  Partei  in  dem  betreffenden  Kriege  spielt.  Die 
Forderungen  des  Angreifers  sind  anders  zu  beurteilen,  als  die 
des  Angegriffenen  :  beide  sind,  auch  wenn  sie  äusserlich  mehr 
oder  weniger  gleich  erscheinen,  doch  innerlich,  ihrem  Wesen 
nach,  grundverschieden  und  sind  daher,  sowohl  vom  völkerrecht- 
lichen wie  vom  ethischen  Standpunkt  aus,  nach  einem  verschie- 
denen Masstabe  zu  bewerten.  Von  diesem  Kriterium  ausgehend 
beabsichtige  ich  nachfolgend,  eine  Art  Theorie  für  die  Beur- 
teilung der  Friedensbedingungen  eines  Angreifers  auf  der  einen, 
eines  Angegriffenen  auf  der  anderen  Seite  zu  entwickeln,  einen 
kritischen  Leitfaden  für  die  jetzigen  Friedenserörterungen  und 
die  späteren  Friedensverhandlungen  zu  geben,  dessen  Grund- 
sätze in  ihrer  Allgemeingültigkeit  von  dem  militärischen  Gang 
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der  Ereignisse,  also  von  der  grösseren  oder  geringeren  Durch- 
führbarkeit durchaus  unabhängig  sind. 

In   sechs   Grundsätzen   fasse  ich  diese  Theorie  zusammen  : 

Erster  Grundsatz  :  Der  Angreifer  in  einem  Kriege  hat  niemals 
das  Recht  —  gleichviel,  ob  sein  Angriff  mit  einem  Erfolge 
oder  einem  Misserfolge  endigt,  —  irgend  eine  Entschädigung 
irgendwelcher  Art  —  auf  politischem,  militärischem,  wirt- 
schaftlichem oder  sonstigem  Gebiete  —  von  dem  Angegrif- 
fenen zu  verlangen. 

Zweiter  Grundsatz  :  Der  Angegriffene  hat  das  Recht,  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Stand  (restitutio  in  integrum)  zu 
verlangen  ;  ausserdem  vollständige  Entschädigung  für  alle 
erlittenen  Nachteile  ;  endlich  genügende  Garantien  und 
Sicherheiten  gegen  zukünftige  Angriffe. 

Dritter  Grundsatz  :  Wenn  der  Angreifer  —  unter  Verstoss  gegen 
die  obigen  Grundsätze  (ad  i  und  2)  —  einen  Frieden  anbietet, 
der,  statt  die  berechtigten  Forderungen  des  Angegriffenen 
zu  erfüllen,  noch  Gewinne  irgendwelcher  Art  für  sich  —  den 
Angreifer  —  verlangt,  so  ist  dies  kein  wirkliches  Friedens- 
angebot, sondern  ein  Schein  angebot.  Wenn  also  der 
Angegriffene  solches  Angebot  ablehnt  und  den  Kampf  fort- 
setzt, so  ist  nicht  er,  sondern  der  Angreifer  an  dieser  Fort- 
setzung schuld. 

Vierter  Grundsatz  :  Wenn  der  Angegriffene  —  entweder  spontan 
oder  als  Antwort  auf  ein  (wirkliches  oder  scheinbares)  Frie- 
densangebot des  Angreifers  —  Gegenforderungen  stellt,  die 
sich  innerhalb  der  Grenzen  seines  oben  unter  2  normierten 
Rechtes  halten,  so  handelt  er  nicht  rechtswidrig,  sondern 
rechtmässig.  Wenn  also  der  Angreifer  solche  berechtigten 
Forderungen  seines  Gegners  ablehnt,  so  ist  auch  in  diesem 
Falle  nicht  der  Angegriffene,  sondern  der  Angreifer  an  der 
Fortsetzung  des  Kampfes  schuld. 

Fünfter  Grundsatz  :  Bewilligt  dagegen  der  Angreifer  sämtliche 
berechtigten  Forderungen  des  Angegriffenen  (nach  Massgabe 
des  Grundsatzes  unter  2)  und  nimmt  er  gleichzeitig  von  jeder 
eigenen  Gewinnforderung  Abstand  (nach  Massgabe  des 
Grundsatzes  unter  1),  —  so  würde  die  Ablehnung  eines  solchen 
Friedensangebotes  die  Schuld  für  die  Fortsetzung  des  Krieges 
auf  den  Angegriffenen  abwälzen. 

Sechster  Grundsatz  :  Wenn  der  Angreifer  und  der  Angegriffene 
gleichmässig  in  ihren  Friedensforderungen  die  oben  unter 
1  und  2  aufgestellten  Grundsätze  verletzen  —  der  Angreifer 
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den  Grundsatz  unter  i,  der  Angegriffene  den  unter  2  — ,  so 
ist  keinem  von  beiden  Teilen  eine  überwiegende  Schuld  an  der 
Fortsetzung  des  Krieges  beizumessen.  Ihre  beiderseitigen 
Verschuldungen  sind,  soweit  die  Fortsetzung  des  Krieges 
in  Betracht  kommt,  kompensiert  ;  soweit  der  Beginn  des 
Krieges  in  Betracht  kommt,  bleibt  die  Anfangsschuld  des 
Angreifers  als  des  Kriegsurhebers  unverändert  bestehen. 

Die  Richtigkeit  dieser  sechs  Grundsätze  wird  kaum  irgend  ein 
logisch  Denkender,  gleichviel  in  welchem  I,ager  er  steht,  be- 
streiten. Auch  Deutschland  und  seine  Verbündeten  erkennen 
mit  der  Aufstellung  ihrer  Friedensbedingungen  die  Richtigkeit 
vorstehender  Prinzipien  an,  bloss  dass  sie  die  Tatfrage,  wer  der 
Angreifer,  wer  der  Verteidiger  im  gegenwärtigen  Kriege  ist, 
anders  beantworten,  als  ihre  Gegner  und  die  ganze  heutige  Welt. 
Diese  Tatfrage  habe  ich  in  meinen  Büchern  zur  Genüge  erörtert, 
untersucht  und  klargestellt  :  Deutschland  und  seine  Verbün- 
deten sind  die  Angreifer,   ihre  Gegner  sind  die  Angegriffenen. 

Von  dieser  tatsächlichen  Feststellung  ausgehend,  sind  die 
obigen  sechs  Richtsätze  der  Beurteilung  der  beiderseitigen 
Friedensbedingungen  zugrunde  zu  legen,  ist  daher  auch  die 
Frage  zu  beantworten  :  Wer  ist  für  die  Fortsetzung  des  Krieges 
verantwortlich,  Deutschland  mit  seinem  sogenannten  Friedens- 
angebot oder  Deutschlands  Gegner  mit  ihrer  Ablehnung  ? 

Praktische  Anwendung  dieser 
Grundsätze  auf  den  gegen- 
wärtigen   Krieg. 

Knüpfen  wir,  um  Frage  und  Antwort  greifbarer  und  plas- 
tischer zu  gestalten,  an  das  obige  Beispiel  aus  dem  Privatleben 
an  —  an  jenes  Beispiel  aus  einer  glücklicherweise  längst  ver- 
gangenen Zeit,  da  das  Zusammenleben  der  menschlichen  Indi- 
viduen noch  auf  demselben  niedrigen  Niveau  stand,  wie  heute 
das  Zusammenleben  der  Völker,  auf  dem  Niveau  der  Anarchie 
und  der  Selbsthilfe.  Wir  haben  gesehen,  wie  ein  raub-  und  beute- 
süchtiger Grundbesitzer  in  das  umfriedete  Gehöft  seines  Nach- 
barn mit  seinen  Mannen  eingedrungen  ist  und  das  fremde  Eigen- 
tum in  Besitz  genommen  hat.  Der  auf  den  Ueberfall  nicht  genü- 
gend vorbereitete  Nachbar  musste  dem  Räuber  zunächst  das 
Feld  räumen,  beginnt  dann  aber  mehr  und  mehr  sich  zur  Ver- 
treibung des  Eindringlings  zu  rüsten  und  findet  auch  starke 
Bundesgenossen,  die  bereit  sind,  ihm  bei  der  Wiederherstellung 
seines  Rechts  und  bei  der  Bestrafung  des  Missetäters  Hilfe  zu 
leisten.  Der  letztere  sieht  der  wachsenden  Macht  seines  Gegners 
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gegenüber  die  Gefahr  heraufziehen,  dass  ihm  die  Früchte  seiner 
Missetat  wieder  entrissen,  ja  sogar  schwere  Bestrafung  und 
Sühne  auferlegt  werden  könnten.  Er  macht  daher  rechtzeitig, 
ehe  der  befürchtete  Umschlag  eintritt,  ein  Friedensangebot  : 
er  beklagt,  mit  pharisäisch  zum  Himmel  emporgeschlagenen 
Augen,  «  die  Katastrophe,  die  die  Menschheit  in  ihren  wert- 
vollsten Errungenschaften  trifft,  die  den  geistigen  und  mate- 
riellen Fortschritt,  den  Stolz  Europas,  in  Trümmer  zu  legen 
droht  »  ;  er  beteuert,  dass  er  nur  zur  «  Verteidigung  seines  Da- 
seins »  zum  Schwerte  gegriffen  habe,  dass  er  seinen  Gegner, 
dessen  Land  er  in  Besitz  hält,  keineswegs  «  zerschmettern  oder 
vernichten  »  wolle,  dass  er  zwar  Sieger  sei,  aber  grossmütig  dem 
Feinde  die  Friedenshand  entgegenstrecke,  falls  dieser  bereit 
sei,  Friedensvorschläge  anzunehmen,  die  ihm,  dem  Angreifer 
und  Friedensofferenten,  «  Dasein,  Ehre  und  Entwicklungsfrei- 
heit »  in  der  Zukunft  garantieren.  (So  das  deutsche  Friedens- 
angebot vom   12.   Dezember  1916.) 

Kann  und  wird  der  Ueberfallene,  der  Ausgeplünderte,  dem 
man  sein  Besitztum  verbrannt  und  verwüstet,  seine  Angehörigen 
ermordet  hat,  —  kann  und  wird  er  auf  einen  solchen  Friedens- 
vorschlag eingehen  ?  Er  wird  es  nur  dann  —  gezwungen  —  tun, 
wenn  ihm  jede  Aussicht  auf  Wiederherstellung,  Entschädigung, 
Strafe  und  Sühne  definitiv  verschlossen  ist.  Solange  er  noch  die 
geringste  Hoffnung  hegen  kann,  zu  seinem  Rechte  zu  gelangen, 
wird  er  weiterkämpfen  und  jenen  scheinheiligen  Friedensvor- 
schlag, der  auf  das  Verbrechen  noch  den  Hohn  und  die  Heuchelei 
setzt,  aufs  schroffste  zurückweisen. 

Er  wird  dies  um  so  mehr  tun,  wenn  er  aus  dem  Verlauf  des 
Konfliktes  sich  überzeugt  hat,  dass  jener  sogenannte  Friedens- 
vorschlag nicht  ein  Produkt  freien  Willens,  ein  Impuls  plötzlich 
erwachten  Edelmutes,  nachträglich  auftretender  Selbsterkenntnis 
und  Selbstbeschränkung  ist,  sondern  nur  eine  Folge  neuer,  dem 
Gegner  nachteiliger  Umstände,  die  diesem  die  schlotternde 
Furcht  vor  einem  Schicksalsumschlage,  vor  einer  schliesslichen 
Niederlage  in  die  Gebeine  gejagt  haben.  Als  der  Angreifer  noch 
auf  der  vollen  Höhe  seines  Erfolges  stand,  hat  er  dem  Ange- 
griffenen die  Pistole  auf  die  Brust  gesetzt.  Nur  das  nackte  Leben 
wollte  er  seinem  Opfer  lassen,  und  auch  dieses  nur,  falls  der 
Ueberfallene  alles,  was  der  Räuber  verlangte,  gutwillig  herausgab. 
Als  dann  der  Enderfolg  zweifelhaft  zu  werden  begann,  als  die 
Chancen  der  angegriffenen  Partei  sich  allmählich  hoben,  ist  der 
Angreifer  nach  und  nach  bescheidener  geworden,  —  wenn  auch 
nicht  in  dem  Wesensinhalt  seiner  Friedensbedingungen,  so  doch 
in  der  Art  und  Form  ihrer  Geltendmachung.  Man  begann  all- 
mählich einen  Unterton  der  Schwäche,  der  mangelnden  Erfolgs- 
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Zuversicht  aus  den  sonst  so  schmetternden  Fanfaronaden  des 
«  Siegers  »  herauszuhören.  Die  Etappen  dieser  Herabdämpfung 
fielen  genau  mit  den  Etappen  des  gegnerischen  Aufstiegs,  mit 
dem  Hinzutreten  neuer  Kräfte  auf  der  Gegenseite  zusammen. 
Noch  immer  aber  spreizt  sich  der  Angreifer  als  Sieger,  weil  er 
noch  Besitzer  fremden  Eigentums  ist,  noch  immer  verlangt  er 
seinerseits  Gewinne  aus  seiner  Missetat,  noch  immer  nicht  ist 
er  bis  zu  dem  Grade  der  Selbstbeschränkung  heruntergegangen, 
dass  er  zum  mindesten  die  Wiederherstellung  des  früheren  Zu- 
standes  als  Basis  des  Friedensschlusses  anbietet. 

Und  in  einem  solchen  Stadium,  mit  einem  solchen  Angreifer, 
sollte  der  Angegriffene  bereitwillig-unterwürfig  in  Verhand- 
lungen eintreten  ?  In  Verhandlungen  mit  einem  Angreifer,  der 
seine  wachsende  Schwäche  bereits  zu  fühlen,  wenn  auch  noch 
nicht  zu  zeigen  beginnt  ?  Nein  —  gerade  jetzt,  wo  das  Blättchen 
sich  zu  wenden  scheint,  wo  das  Opfer  die  Aussicht  gewinnt, 
seinen  Verderber  zur  Verantwortung  zu  ziehen,  Wiederher- 
stellung und  Sühne  von  ihm  zu  erlangen,  —  gerade  jetzt  wird 
kein  billig  Denkender  dem  Angegriffenen  zumuten,  dass  er  sein 
Schwert  in  die  Scheide  stecken,  dem  Räuber  ein  gut  Teil  seines 
Raubes  lassen  und  seinerseits  auf  jede  Strafe  und  Sühne  ver- 
zichten solle.  Gerade  jetzt  ist  es  das  gute  Recht  des  Ueberfallenen 
und  Beraubten,  den  Spiess  umzukehren,  den  Räuber  aus  seinem 
Besitztum  zu  verjagen,  ihm  die  Straf-  und  Sühnebedingungen 
zu  diktieren,  die  der  Grösse  der  Missetat  entsprechen.  Wenn  der 
Räuber  bei  dem  siegreichen  Beginn  des  Kampfes  den  Revolver 
des  Erpressers  seinem  Opfer  auf  die  Brust  setzte,  so  ist  es  jetzt 
das  Schwert  des  Rechtsvollstreckers,  mit  dem  der  siegreiche  Ueber- 
fallene   seine   unveräusserlichen   Ansprüche  geltend   macht. 


Wenn  wir  einen  Augenblick  das  Bild  verlassen  und  die  realen 
Ereignisse  dieses  Krieges  ins  Auge  fassen,  so  erlaube  ich  mir, 
an  jedermann,  selbst  in  Deutschland,  die  Frage  zu  richten  : 
Welche  Friedensbedingungen  würde  Deutschland  gestellt  haben, 
wenn  es  wirklich  Sieger  geblieben  wäre,  wenn  sein  blitzartiger 
Triumphzug  durch  Belgien  und  Frankreich  nicht  durch  die 
Marneschlacht  aufgehalten,  wenn  Paris,  vor  dessen  Toren  die 
deutschen  Truppen  schon  beinahe  standen,  damals  besetzt. 
wenn  damit  der  Krieg  im  Westen  zu  einem  siegreichen  Abschluss 
gelangt  und  dadurch  auch  der  Erfolg  im  Osten  gesichert  worden 
wäre  ?  Welche  Friedensbedingungen  hätte  Deutschland  gestellt, 
wenn  der  lange  Jahre  vorbereitete  Generalstabsplan  der  rapiden 
Niederwerfung  Belgiens  und  Frankreichs,  der  langsameren,  aber 
ebenso  sicheren  Ueberwindung   Russlands  Erfolg  gehabt  hätte 
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und  damit  dem  Deutschen  Reiche  die  unbestrittene  militärische 
Hegemonie  auf  dem  Kontinent  zugefallen  wäre  ?  La  bourse  ou 
la  vie  !  —  hätte  es  da  geheissen.  Das  Spottbild  auf  die  gegneri- 
schen Machthaber,  das  man  in  den  ersten  Wochen  des  Erfolgs- 
übermutes, im  August  und  September  1914,  an  allen  Strassen- 
ecken  Berlins  prangen  sah,  wäre  zur  Wahrheit  geworden,  —  jenes 
Spottbild,  das  den  Kaiser  Wilhelm,  im  Kürassierpallasch  und 
Stulpenstiefeln,  mit  stolz  aufgebäumten  Schnurrbartspitzen  und 
gebieterischer  Miene  aufrechtstehend  zeigte,  während  seine  könig- 
lichen Vettern  und  ihr  präsidentlicher  Bundesgenosse  —  die 
Machthaber  Russlands,  Englands  und  Frankreichs  —  demütig- 
gehorsam an  einem  Tische  sassen,  um  dem  Gebot  des  neuen 
Diktators  Europas  zu  lauschen  :  «  Meine  Herren,  schreiben  Sie  !  » 
Der  Frieden,  den  Kaiser  Wilhelm  diktiert  hätte,  wenn  er  Wil- 
helm, der  Siegreiche,  —  nicht  bloss  Wilhelm,  der  Kriegreiche  — 
geblieben  wäre,  —  ich  habe  nicht  nötig,  diesen  deutschen  Sieger- 
Frieden  näher  auszumalen  ;  nach  dem  heutigen  deutschen 
«  Verständigungs  »-Frieden  können  wir  uns  ein  genügendes  Bild 
davon  machen. 

Nun  aber  hat  sich  das  Blättchen  gewendet  und  wird  sich 
aller  Voraussicht  nach  noch  weiter  wenden.  Aus  dem  erhofften 
deutschen  Siegesmarsch  —  in  Frankreich  —  ist  vorläufig  ein 
«  Stillgestanden  »,  teilweise  sogar  eine  «  strategische  Rückwärts- 
konzentrierung  »  geworden.  Die  Kriegskarte  ändert  sich  langsam, 
aber  Schritt  für  Schritt  zu  Ungunsten  Deutschlands 1.  Das 
Gespenst  des  Nichterfolges,  ja  der  schliesslichen  Niederlage, 
der  rühm-  und  beutelosen  Heimkehr  mit  leeren  Taschen  und 
leeren  Händen,  —  das  grinsende  Gespenst  des  eigenen  Unterganges 

—  nach  dem  gewissenlos  verschuldeten  Untergang  von  Millionen 
deutscher  Volksgenossen  (die  fremden  zählt  man  ja  nicht)  — , 
das  knochenklappernde  hohläugige  Todesgespenst  streckt  gierig 

—  in  schlaflosen  Nächten  —  seine  dürren  sensenbeschwingten 
Arme  nach  Haupt  und  Herzen  der  grossen  Missetäter  aus.  Die 
Endabrechnung,  der  Tag  des  jüngsten  Gerichts,  rückt  immer 
näher,  der  grosse  Kladderadatsch  hängt  bereits  wolkenschwer 
über  wankenden  Kaiser-  und  Königsthronen.  Und  in  solchem 
Augenblick,  da  die  strafende  Gerechtigkeit  Schild-  und  schwert- 
geschmückt ehernen  Schrittes  herannaht,  um  ihres  Richteramtes 

1  Die  vorübergehenden  Erfolge  der  deutsch-österreichischen  Heere  im  Osten 
und  Südosten  gegen  die  in  den  ersten  Revolutionsstürmen  desorganisierte  russische 
Armee  können  die  beständige  Zurückdrängung  der  Deutschen  im  Westen  nicht 
aufwiegen.  In  Russland  beginnen  in  dem  Augenblick,  da  diese  Zeilen  geschrieben 
werden  —  unter  Kerenskis  energischer  Führung  —  die  politischen  und  militärischen 
Kräfte  bereits  wieder  sich  zu  sammeln,  und  im  Hintergrunde  steht  —  als  drohendes 
Schreckgespenst  für  Deutschlands  Machthaber  —  die  noch  jungfräuliche  Streit- 
kraft der  Vereinigten  Staaten,  deren  Erscheinen  auf  den  Schlachtfeldern  Europas 
dem  Kriege  mit  einem  Schlage  eine  entscheidende  Wendung  geben  kann. 
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zu  walten,  —  in  solchem  Augenblick,  da  alle  Gerechten  froh- 
locken, alle  Ungerechten  aber  mit  Heulen  und  Zähneklappern 
ihrem  unvermeidlichen  Schicksal  entgegensehen,  da  sollte  es 
den  Schuldigen  gestattet  sein,  von  neuem  heuchlerisch  —  mit 
meineidig  emporgehobenem  Schwurfinger  —  ihre  Unschuld  zu 
beteuern,  vom  «  Lug  und  Trug  »  der  anderen,  von  der  Notwen- 
digkeit «  sittlicher  Taten  »,  «  moralischen  Mutes  »,  von  ihrem 
«  Gewissen,  ihrer  Verantwortung  vor  Gott  »,  von  ihrem  «  Herzen 
für  die  eigenen  und  feindlichen  Menschen  »  zu  sprechen  ?  !  Alle 
diese  geschwollenen  und  gequollenen  Redensarten  kommen  in 
dem  kaiserlichen  Schreiben  an  Bethmann  vom  31.  Oktober  1916 
vor  —  jenem  Handschreiben  an  den  «  lieben  Bethmann  »,  das 
die  Einleitung  zu  dem  Friedensangebot  vom  12.  Dezember 
bildete  und  später  —  zwecks  Beweihräucherung  des  «  edlen 
Friedensfürsten  »  und  gleichzeitiger  Begeiferung  seiner  tückischen 
Gegner  —  von  den  Offiziösen  der  Wilhelmstrasse  veröffentlicht 
wurde  1. 

Nein,  die  Gegner  Deutschlands  waren  mehr  als  berechtigt, 
sie  waren  ihren  eigenen  Völkern  und  der  Welt  gegenüber  ver- 
pflichtet, ihre  Ohren  zu  verstopfen  jenem  Friedenslockruf  gegenü- 
ber, der  aus  der  Not  eine  Tugend  zu  machen  suchte,  der  die 
heilige  Friedenssehnsucht  der  Völker  als  schlaues  Diplomaten- 
mittel benutzte  zu  dem  unheiligen  Zwecke,  eine  in  ihrem  Ver- 
brechertum erstickende  Dynastie  vor  dem  drohenden  Unter- 
gang zu  retten.  Wo  war  der  «  Herrscher,  der  sich  Gott  verant- 
wortlich fühlt,  der  ein  Gewissen  hat  und  ein  Herz  für  seine  und 
die  feindlichen  Menschen  »  —  wo  war  dieser  Herrscher  damals, 
in  den  letzten  Julitagen  des  Unglücksjahres  1914,  als  der  Ent- 
schluss  einer  Stunde,  einer  Minute  das  Todesurteil  über  unge- 
zählte Millionen  Menschen  sprach,  als  der  ehrgeizige  Tatendrang 
eines  einzelnen  Mannes  eine  Sintflut  von  Not  und  Elend  über 
die  Welt  hereinfluten  Hess  ?  Wo  war  dieser  Mann  der  «  sittlichen 

1  Das  kaiserliche  Handschreiben  an  den  Reichskanzler  ist  —  als  historisch- 
psychologisches Dokument  —  interessant  genug,  um  eine  wörtliche  Wiedergabe  zu 
verdienen  ;  es  lautet : 

«  Neues  Palais,  31.  10.  16. 
»  Mein  lieber  Bethmann  1 

»  Unser  Gespräch  habe  ich  noch  nachher  gründlich  überdacht.  Es  ist  klar,  die 
in  Kriegspsychose  befangenen,  von  Lug  und  Trug  im  Wahn  des  Kampfes  und  im 
Hass  gehaltenen  Völker  unserer  Feinde  haben  keine  Männer,  die  imstande  wären, 
die  den  moralischen  Mut  besässen,  das  befreiende  Wort  zu  sprechen.  Den  Vorschlag 
zum  Frieden  zu  machen,  ist  eine  sittliche  Tat,  die  notwendig  ist  um  die  Welt  —  auch 
die  Neutralen  —  von  dem  auf  Allen  lastenden  Druck  zu  befreien.  Zu  einer  solchen 
Tat  gehört  ein  Herrscher,  der  ein  Gewissen  hat  und  sich  Gott  verantwortlich  fühlt 
und  ein  Herz  für  seine  und  die  feindlichen  Menschen.  Der,  unbekümmert  um  die 
eventuellen  absichtlichen  Missdeutungen  seines  Schrittes,  den  Willen  hat,  die  Welt 
von  ihren  Leiden  zu  befreien.  Ich  habe  den  Mut  dazu,  ich  will  es  auf  Gott  wagen. 
Legen  Sie  mir  bald  die  Noten  vor  und  machen  Sie  alles  bereit. 

»  gez.  WH.HEI.M  LR.» 
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Tat  »  damals  ?  Wo  ?  In  Potsdam  und  Berlin  sicher  nicht.  Da 
sass  ein  «  Kriegsherr »  in  preussischer  Generalsuniform  mit 
vielen  Generalen  und  wenigen  Zivilisten  am  grünen  Tische  bei- 
sammen —  seinen  ewig-«  grünenden  »  Husarensohn  zur  Seite  — 
und  beratschlagte  und  erwog,  ob  jemals  wieder  ein  so  günstiger 
Moment  zum  Losschlagen  eintreten  würde,  ob  jemals  wieder 
der  hohenzollernsche  Aar  so  erfolgsicher  und  ungehindert  in 
die  Lüfte  steigen,  seine  Flügel  über  das  überraschte  und 
unvorbereitete  Europa  ausbreiten  würde.  Da  die  Rechnung 
günstig  zu  stehen  schien,  so  entschloss  man  sich  —  jetzt  oder 
nie  !  —  zum  Losschlagen.  Kältestes  Kalkül,  Kopfrechnung  — 
Zirkel  und  Bleistift  in  der  Hand  — ,  strategisches  Einmaleins 
hat  den  Entschluss  herbeigeführt.  Herz  und  Welt  und  Mensch- 
lichkeit haben  keine  Rolle  dabei  gespielt,  die  waren  quantites 
negligeables,  die  standen  als  unbeschäftigte  Statisten  hinter  der 
Szene,  um  später  —  jetzt  —  hereingerufen  zu  werden,  da  man 
sie  als  dienstbare  Geister  braucht,  die  die  Hauptakteure  vor 
dem  Sturz  in  die  Versenkung  bewahren  sollen. 

«  Sie  hat  ihr  Herz  entdeckt  »  —  so  lautet  der  Titel  einer 
alten  Komödie,  die  zu  Grossvaters  Zeiten  alle  deutschen  Bühnen 
bevölkerte.  «  Er  hat  sein  Herz  entdeckt  »  —  Kaiser  Wilhelm 
nämlich  — ,  sein  «  Herz  für  seine  und  die  feindlichen  Menschen  ». 
Nur  leider  zu  spät  ist  ihm  diese  Entdeckung  gekommen,  um 
dreissig  Monate  zu  spät,  —  zu  spät,  um  je  wieder  gutmachen 
zu  können,  was  seine  frühere  Herzlosigkeit  an  Bösem,  Unheil- 
barem in  die  Welt  gebracht  hat.  Wie  junge  Sünderinnen  oft 
alte  Betschwestern  werden  —  wenn  nämlich  das  Sündigen,  zu 
dem  immer  zweie  gehören,  zur  «  sauren  Traube  »  geworden  ist,  — 
so  hat  sich  der  gestiefelte  und  gespornte,  der  säbelrasselnde 
Kriegsherr  jetzt  plötzlich  in  einen  barfuss  wandelnden,  Oelzweig- 
schwingenden  Friedensapostel,  in  einen  «  Gemütsmenschen  » 
verwandelt,  der  nur  «  den  Willen  hat,  die  Welt  von  ihren  Leiden 
zu  befreien  ».  Die  Friedensflöte  bläst  er  jetzt,  weil  die  Kriegs- 
drommete einigermassen  verrostet  ist  und  nur  noch  heiser- 
dissonierende Töne  von  sich  gibt.  Die  anderen  aber,  die  Zuhörer, 
sie  «  kennen  die  Weise,  sie  kennen  den  Text  »,  sie  kennen  vor 
allem  die  Gründe  des  Instrumentenwechsels  :  sie  «  merken  die 
Absicht  und  werden  verstimmt  »  —  verstimmt,  wie  die  Kriegs- 
posaune des  jetzigen  Friedensbringers  geworden  ist.  Voll  Miss- 
trauen wenden  sie  dem  Falschspieler  den  Rücken,  der,  die  tod- 
bringenden Verlustkarten  in  der  Hand,  mit  Weltbeglückungs- 
Trumpfen  seine  Gegenspieler  zu  bluffen  versucht. 
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Wie  wenig  den  Machthabern  Deutschlands  in  Wirklichkeit 
daran  liegt,  «  die  Welt  von  dem  auf  allen  lastenden  Druck  zu 
befreien  »,  wie  sehr  sie  nur  besorgt  sind,  ihr  Schäfchen  recht- 
zeitig —  solange  es  eben  noch  möglich  —  ins  Trockene  zu  bringen, 
das  geht  aus  ihrem  Friedensangebot  selber  mit  aller  Deutlichkeit 
hervor.  Noch  immer  heucheln  sie  den  Sieg,  wenn  sie  auch  nicht 
mehr  daran  glauben.  Noch  immer  halten  sie  die  von  dem  Reichs- 
kanzler bei  früheren  Gelegenheiten  skizzierten  Eroberungsbe- 
dingungen aufrecht,  wenn  sie  auch  selbst  an  ihrer  vollen  Durch- 
führbarkeit allmählich  zweifeln  mögen.  Wäre  Deutschland  auch 
nur  zu  dem  Minimum  an  Genugtuungen  bereit,  das  jeder  Ange- 
griffene von  seinem  Angreifer  zu  fordern  berechtigt  ist,  zur 
restitutio  in  integrum,  zur  Wiederherstellung  des  Status  quo,  zur 
Entschädigung  für  alle  zugefügten  Nachteile  u.  s.  w.,  so  würde 
die  deutsche  Regierung  nicht  gezögert  haben,  diese  Bereitwil- 
ligkeit in  ihrem  Friedensangebot  vom  12.  Dezember  1916  und 
in  ihrer  Antwortnote  an  Wilson  vom  26.  Dezember  deutlich 
zum  Ausdruck  zu  bringen.  Statt  dessen  lehnen  beide  Schrift- 
stücke —  wie  schon  oben  hervorgehoben  —  die  vorherige  Mit- 
teilung der  Friedensbedingungen  ab  :  zur  Konferenz  will  man 
sie  «  mitbringen  »  und  diese  Konferenz  soll  —  was  wohl  zu  be- 
achten ist  und  tief  blicken  lässt  —  unter  Ausschluss  der  neutralen 
Mächte,  nur  zwischen  den  kriegführenden  Staaten  stattfinden. 
Der  Sieger  will  allein  zu  den  Besiegten  sprechen  *  «  Kein  Lauscher 
soll  des  Herzens  Grüssen  nah'n.  »  Kein  Dritter  soll  sich  in  die 
Verhandlungen  einmischen.  Weshalb  diese  Geheimniskrämerei, 
diese  Verhandlung  unter  vier  Augen,  dieser  Ausschluss  Dritter  ? 
Weil  man  eben  die  Oeffentlichkeit,  den  Einfluss  neutraler  Mächte 
im  Sinne  der  Ermässigung  der  Siegerbedingungen,  fürchtet. 
Wer  eine  gerechte  Sache  vertritt,  hat  die  Oeffentlichkeit  nicht 
zu  scheuen.  Nur  wer  Ungerechtes  will,  sucht  das  Dunkel. 

Schon  Immanuel  Kant  —  in  seiner  Schrift  «  Zum  ewigen 
Frieden  »  (Anhang  II)  —  stellt,  sowohl  für  das  innere  wie  für 
das  äussere  Staatsleben,  als  Kriterium  der  Rechtmässigkeit  oder 
Unrechtmässigkeit  politischer  Forderungen  den  Masstab  auf,  ob 
diese  Forderungen  sich  mit  der  Publizität  vertragen  oder  nicht  : 

Alle  auf  das  Recht  anderer  Menschen  bezogenen  Handlungen,  deren 
Maxime  sich  nicht  mit  der  Publizität  vertagt,  sind  unrecht. 

Dieses  Prinzip  ist  nicht  bloss  als  ethisch  (zur  Tugeudlehre  gehörig), 
sondern  auch  als  juridisch  (das  Recht  der  Menschen  angehend)  zu  betrachten. 

1  Dieser  diplomatische  Schachzug  war  damals  hauptsächlich  gegen  Amerika 
gerichtet.  Durch  den  späteren  Eintritt  der  Vereinigten  Staaten  in  den  Krieg  sind 
diese  nun  Kriegspartei  geworden  und  daher  ohne  weiteres  zur  Teilnahme  an  den 
Friedensverhandlungen  legitimiert.  Jene  Ablehnung  der  amerikanischen  Mitwir- 
kung kann  man  wohl  auch  zu  den  «  Imponderabilien  »  rechnen,  die  die  Stimmung 
für  den  Krieg  in  den  leitenden  Kreisen  Amerikas  vorbereitet  haben  :  sie  war  ein 
Ausfluss  des  bösen  Gewissens  auf  deutscher  Seite,  aber  gleichzeitig  —  wie  so  vieles 
andere  —  ein  Akt  ungeheurer  poli tischer  Kurzsichtigkeit. 


Das  Verbrechen  III 


14 


210  KRIEGSZIELE 

Denn  eine  Maxiine,  die  ich  nicht  darf  laut  werden  lassen,  ohne  dadurch  meine 
eigene  Absicht  zugleich  zu  vereiteln,  die  durchaus  verheimlicht  werden  muss, 
wenn  sie  gelingen  soll,  und  zu  der  ich  mich  nicht  öffentlich  bekennen  kann, 
ohne  dass  dadurch  unausbleiblich  der  Widerstand  Aller  gegen  meinen  Vor- 
satz gereizt  werde,  kann  diese  notwendige  und  allgemeine,  mithin  a  priori 
einzusehende,  Gegenbearbeitung  Aller  gegen  mich  nirgend  wovon  anders,  als 

von  der  Ungerechtigkeit  her  haben,  wonu>  sie  Jedermann  bedroht 

Man  hat  hier an  dem  Prinzip  der  Unverträglichkeit  der  Maximen  des 

Völkerrechts  mit  der  Publizität  ein  gutes  Kennzeichen  der  Nichtübereinstim- 
mung der  Politik  mit  der  Moral 

Wie  man  sieht,  leitet  der  Königsberger  Philosoph  schon  aus 
der  formellen  Tatsache  der  Verheimlichung  politischer  Ziele  die 
Vermutung  her,  dass  sie  materiell,  weil  lichtscheu,  auch  ungerecht 
seien.  Wendet  man  dieses  Kriterium  auf  die  deutschen  und  die 
gegnerischen  Friedensbedingungen  an,  so  darf  man  sagen  :  Die 
deutsche  Geheimniskrämerei  deutet  von  vornherein  auf  Unrecht 
und  Bösgläubigkeit,  die  öffentliche  Kundgabe  von  der  Gegen- 
seite auf  Recht  und  Gutgläubigkeit  (womit  natürlich  nur  der 
prinzipielle  Boden  der  beiderseitigen  Forderungen,  nicht  aber 
alle  ihre  Einzelheiten  gekennzeichnet  werden  sollen). 

Abgesehen  von  dem  negativen  Verdachtsmoment  der  Ver- 
heimlichung wissen  wir  aber  positiv  —  aus  allen  früheren  und 
späteren  Aeusserungen  der  deutschen  Herrscher  und  Staats- 
männer — ,  was  Deutschland  tatsächlich  zu  der  Zeit,  als  es  in 
Friedensverhandlungen  einzutreten  wünschte,  zu  fordern  ent- 
schlossen war,  was  es  noch  heute  zu  fordern  entschlossen  ist. 
Es  fordert  zwar  nicht  mehr  die  ganze  Börse,  aber  immer  noch 
einen  erklecklichen  Teil  der  Baarschaft  der  Ueberfallenen.  Es 
pocht  noch  immer  auf  die  jeweilige  Kriegskarte  als  Basis  seiner 
Friedensforderungen.  Ein  Abgrund  klafft  noch  heute  zwischen 
den  Friedensillusionen  Deutschlands  und  jenem  Minimum  an 
Konzessionen,  das  überhaupt  erst  den  Beginn  von  Friedens- 
verhandlungen ermöglichen  könnte,  —  ein  Abgrund,  der  nur 
überbrückt  werden  kann,  wenn  eben  die  Grundlage  der  deutschen 
Friedensbedingungen,  wenn  die  Kriegskarte  eine  Veränderung 
erfährt.  Hätte  die  deutsche  Regierung  —  unter  Berufung  auf 
die  «  menschenfreundlichen  »  Gesinnungen,  die  der  Kaiser  in 
seinem  Briefe  an  den  Kanzler  kundgegeben  hat,  —  ihren 
Gegnern,  statt  der  vagen  Friedensbereitschaft,  ein  positives 
Friedensangebot  gemacht  unter  den  Minimalbedingungen,  die  ich 
an  anderer  Stelle  bereits  skizziert  habe,  die  jeder  Angegriffene 
von  jedem  Angreifer  verlangen  kann,  so  wäre  dies  —  nach  dem 
unermesslichen  Verbrechen  dieses  Krieges  —  zwar  noch  kein 
akzeptabler  Frieden,  aber  es  wäre  wenigstens  ein  möglicher 
Ausgangspunkt  erfolgversprechender  Friedensverhandlungen  ge- 
wesen. So  weit  Deutschland  von  solchem  Ausgangspunkt  noch 
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entfernt  ist,  so  weit  sind  wir  von  der  Möglichkeit  von  Friedens- 
verhandlungen entfernt.  So  lange  Deutschland  noch  davon 
entfernt  ist,  so  lange  trägt  Deutschland  allein  die  Schuld  an 
dem  weiteren  Blutvergiessen. 

Die  Notwehr  —  der  Rechts- 
boden   des     Angegriffenen. 

Meine  bisherigen  Ausführungen  kann  ich  dahin  zusammen- 
fassen : 

i.  Der  Angegriffene,  der  als  Bedingung  des  Friedens- 
schlusses die  Wiederherstellung  des  früheren  Zustandes, 
den  Ersatz  des  erlittenen  Schadens  und  ausserdem  Zukunfts- 
garantien gegen  ähnliche  Schädigungen  verlangt,  steht  auf 
dem  Boden  des  Rechts.  Zu  untersuchen  ist  nur,  ob  die  Ent- 
schädigungs-  und  Sicherungsforderungen  des  Angegriffenen 
im  einzelnen  nach  Art  und  Mass  innerhalb  der  Grenzen  der 
Notwendigkeit  oder  Angemessenheit  bleiben. 

2.  Den  Rechtsboden  verlässt  der  Angegriffene  —  soweit 
die  Zukunftsgarantien  in  Betracht  kommen  —  selbst  dann 
nicht,  wenn  die  zu  schaffenden  Sicherheitsvorkehrungen 
eine    Verbesserung  seiner  bisherigen   Lage   darstellen. 

3.  Der  Angreifer,  der  als  Bedingung  des  Friedensschlusses 
irgend  eine  Verbesserung  seiner  bisherigen  Lage  verlangt 
—  sei  es  in  Form  von  territorialen  Gewinnen,  von  Entschä- 
digungen oder  Sicherungen  — ,  steht  auf  dem  Boden  des 
Unrechts  und  alle  seine  Ansprüche  —  gleichviel  welcher 
Art  oder  welchen  Umfangs  —  müssen  ohne  weiteres  a 
limine  zurückgewiesen  werden. 

4.  Alle  Forderungen  des  Angreifers  nach  diesen  Rich- 
tungen hin  sind  undiskutierbar,  weil  sie,  wenn  auch  noch 
so  bescheiden,  rechtswidrige  sind.  Alle  Forderungen  des 
Angegriffenen  sind  diskutier  bar,  weil  sie,  wenn  auch  noch 
so  weitgehend,  auf  dem  Boden  des  Rechts  stehen. 

Der  Rechtsboden,  auf  dem  der  Angegriffene  steht,  ist  die 
Notwehr.  Für  ihre  Definierung  im  völkerrechtlichen  Sinne  reicht 
vollständig  die  strafrechtliche  Begriffsbestimmung  aus  :  «  Not- 
wehr ist  diejenige  Verteidigung,  welche  erforderlich  ist,  um  einen 
gegenwärtigen,  rechtswidrigen  Angriff  von  sich  oder  einem  an- 
deren abzuwenden.  »  (Reichsstrafgesetzbuch   §  53.) 

Wenn  der  Angriff  ein  rechtswidriger,  so  ist  die  Verteidigung 
dagegen  ein  rechtmässiger  Akt.  Die  Forderungen  der  angegrif- 
fenen Partei  bleiben  —  wie  man  sie  auch  sonst  beurteilen  und 
begrenzen    mag    —    immer   Rechts  forderungen   :    denn   sie 
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sind  Ausflüsse  der  legitimen  Verteidigung  gegen  einen  rechtswi- 
drigen Angriff.  Selbst  die  Ueber  schreitung  der  Notwehr  grenzen 
ist  nach  strafrechtlichen  Grundsätzen  dann  entschuldigt,  wenn 
der  Ueberschreitende  «  in  Bestürzung,  Furcht  oder  Schrecken  » 
gehandelt  hat  (§53  Absatz  3  Reichsstrafgesetzbuch).  Das  klas- 
sische Beispiel  eines  solchen  Falles  liegt  vor,  wenn  der  Bestohlene 
den  fliehenden  Einbrecher,  den  er  nachts  in  seinem  Zimmer 
vorfindet,  niederschiesst.  Auch  hier  Ueberschreitung  der  Not- 
wehr, denn  zum  Schutze  gegen  den  Fliehenden  war  dessen  Tötung 
nicht  erforderlich.  Aber  trotzdem  Straflosigkeit,  weil  der  Tötende 
in  Bestürzung,  Furcht  und  Schrecken  gehandelt  hat. 

Dieselben  entlastenden  Umstände  stehen  auch  den  angegrif- 
fenen Mächten  zur  Seite,  wenn  sie  in  ihren  an  sich  berechtigten 
Notwehrforderungen  das  gebotene  Mass  überschreiten ;  sie  können 
hierbei  zweckwidrig,  fehlerhaft,  kurzsichtig  handeln  —  alle  diese 
Gesichtspunkte   werden    wir    später  erörtern  — ,  aber  trotzdem 
bleibt  ihr  Handeln  auf  dem  Boden  des  Rechts  und  ist  niemals 
mit  dem  verbrecherischen  Handeln  ihres  Angreifers  auf  eine  Stufe 
zu  stellen.  Wenn  eine  durch  eine  strafbare  Handlung  geschädigte 
Partei    als    Nebenkläger    im    Strafprozess    eine    Entschädigung 
fordert,  die  nach  der  Ansicht  des  Richters  das  erlaubte  Mass, 
vor  allem  die  Grenzen  des  wirklichen  Schadens  überschreitet,  so 
wird  der  Richter  diesen  Entschädigungsanspruch  auf  das  berech- 
tigte Mass  herabsetzen  und  den  Nebenkläger  mit  seiner  Mehr- 
forderung  abweisen.    Wird  dadurch  der  Nebenkläger  zum   Ver- 
brecher ?  Wird  er  dadurch  auf  eine  Stufe  gestellt  mit  dem  Misse- 
täter, der  dort  auf  der  Anklagebank  sitzt  ?  Fordern  und  bewil- 
ligen ist  zweierlei.  Jedes  Verbrechen  verlangt  Strafe  und  Sühne. 
Ueber  die  Höhe  der  Strafe,  über  das  Mass  der  Sühne  sind  Dis- 
kussionen, Zweifel  und  Irrtümer  möglich.  Errare  humanum  est. 
Das  Schlimmste,  was  man  dem  Geschädigten  vorwerfen  kann, 
ist,  dass  er  in  seinen  Forderungen  zu  weit  gehe.  Dieser  Vorwurf 
ist  zu  ertragen  und  zu  reparieren.  Was  man  aber  dem  Verbrecher 
vorwirft  —  eben  seine  verbrecherische  Tat  — ,   das  bleibt  für 
ewig  auf  ihm  sitzen  und  wird  selbst  durch  noch  so  hohe  Strafe 
und  Sühne  nicht  von  ihm  abgewaschen.  Ist  sein  Verbrechen  an 
sich  schon  gigantisch  gross  und  setzt  er  ihm  dann  noch  die  Krone 
auf,  indem  er  als  Belohnung  für  seine  Tat  noch  seinerseits  Ge- 
winne und  «  Entschädigungen  »  fordert,  so  wird  sein  Verschulden 
nur  um    so    grösser,   werden    die    —  als    Gegenwirkung    seines 
Handelns  hervorgerufenen  —  Forderungen  der  Gegenpartei,  selbst 
wenn  sie  übertrieben  sein  sollten,  nur  um  so  begreiflicher  und 
entschuldbarer.  Eroberungsabsichten   eines    Angreifers  sind  eine 
Potenzierung  seines  Verbrechens.  Eroberungsabsichten  eines  Ange- 
griffenen  können   höchstens    Notwehrüberschreitungen   sein,    die 
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zwar  zurückzuweisen,  aber  stets  durch  die  berechtigte  Furcht 
vor  neuen  Ueberf allen  zu  entschuldigen  sind.  Was  der  Angreifer 
fordert,  ist  prinzipiell  rechtswidrig  ;  was  die  Angegriffenen  for- 
dern, ist  prinzipiell  rechtmässig,  ist  aber  im  einzelnen  auf  das 
durch  die  Vernunft,  die  Gerechtigkeit  und  die  Zweckmässigkeit 
gebotene  Mass  zurückzuführen. 

Die  obigen  Grundsätze  sind  als  Grundlage  aller  nachfolgen- 
den Erörterungen  festzuhalten.  Selbst  wer  die  Friedensforde- 
rungen der  Ententemächte  für  zweckwidrig  oder  zu  weitgehend 
erachten  sollte,  darf  nie  aus  den  Augen  verlieren,  dass  der  Aus- 
gangspunkt und  die  Basis  dieser  Forderungen  das  wirklich  erlit- 
tene Unrecht  ist,  dass  ohne  dieses  Unrecht  ihre  Entschädigungs- 
und  Sicherungsforderungen   nie   erhoben   worden   wären. 

Die  Friedensforderungen  der  angegriffenen  Partei. 

Welches  sind  nun  die  Grundsätze,  nach  denen  Art  und  Mass 
der  Friedensforderungen  einer  angegriffenen  Partei  zu  beur- 
teilen, nach  denen  zu  entscheiden  ist,  inwieweit  jene  Forderungen 
als  berechtigt  anzuerkennen  oder  als  unberechtigt  zurückzu- 
weisen sind  ? 

Nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen,  die  auch  für  das 
Völkerrecht  gelten  müssen,  da  sie  auf  logischen  und  ethischen 
Prinzipien  beruhen  und  das  Völkerrecht  im  Grunde  nichts  an- 
deres ist  als  die  theoretische  und  praktische  Anwendung  solcher 
Prinzipien  auf  den  Völkerverkehr,  —  nach  allgemeinen  Rechts- 
grundsätzen ist  der  Verüber  einer  rechtswidrigen  Tat  dem  Geschä- 
digten zunächst  zur  Rückgabe  des  unrechtmässig  erworbenen 
Gutes,  sodann  zum  vollen  Schadenersatz  verpflichtet.  Ausserdem 
aber  kann  der  Geschädigte,  wenn  die  Gefahr  neuer  Schädigungen 
durch  gleiche  oder  ähnliche  Taten  vorliegt,  auch  reale  Sicherheiten 
gegen  solche  Gefahren  für  die  Zukunft  verlangen. 

a)  Soweit  die  restitutio  in  integrum,  die  Rückgabe  des  zu 
Unrecht  Erworbenen,  in  Betracht  kommt,  kann  ein  Zweifel 
über  die  berechtigten  Grenzen  der  Forderungen  des  Angegrif- 
fenen nicht  bestehen  :  Der  Angreifer  hat  eben  alles  unrecht- 
mässig Erworbene,  ohne  Ausnahme,  bis  auf  den  letzten  Quadrat- 
meter Land  und  den  letzten  Pfifferling  Geldes,  herauszugeben. 

b)  Was  die  Frage  der  Entschädigungen  anbetrifft,  so  kann 
auch  hier  über  die  prinzipiellen  Grenzen  der  Ansprüche  des 
Angegriffenen  kein  Zweifel  bestehen  :  Der  Angreifer  hat  allen 
Schaden,  ohne  Ausnahme,  zu  ersetzen,  den  der  Angegriffene 
nachweislich  erlitten  hat,  —  allen  Schaden  an  Geld  und  Gut, 
an  Land  und  Gebäuden,  an  Menschenverlust  und  Menschen- 
verstümmelung —  kurz,  er  hat  dem  Angegriffenen,  sei  es  in  Geld, 
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sei  es  in  Naturalien,  alles  das  zu  leisten,  was  diesen  in  den  Stand 
setzt,  seine  frühere  Lage  vor  dem  rechtswidrigen  Angriff  unver- 
ändert wiederherzustellen. 

c)  Eine  verschiedenartige  Auffassung  ist  nur  möglich  bei  der 
dritten  Kategorie  der  berechtigten  Ansprüche  des  Angegriffenen, 
bei  der  Sicherstellung  für  die  Zukunft. 

Die  Zukunftssicherung. 

Die  Zukunftssicherung  des  Angegriffenen  kann  auf  die  ver- 
schiedenste Weise  erfolgen  ;  unzählige  Möglichkeiten  sind  gegeben, 
um  zu  dem  gerechten  Ziele  zu  gelangen,  den  Friedensstörer  für 
die  Zukunft  unschädlich  zu  machen.  Dieser  Zweck,  die  Unschäd- 
lichmachung des  Angreifers,  hat  allen  Friedensschlüssen,  solange 
eine  menschliche  Geschichte  existiert,  zu  Grunde  gelegen,  —  es 
sei  denn,  was  leider  so  häufig  geschehen,  dass  das  Unrecht  gesiegt 
und  der  Angreifer  schliesslich  noch  dem  Angegriffenen  die  Frie- 
densbedingungen diktiert  hat. 

Diesen  —  glücklicherweise  bei  dem  gegenwärtigen  Kriege 
immer  unwahrscheinlicher  werdenden  —  Fall  des  Uebergewichts 
der  Macht  über  das  Recht  brauchen  wir  bei  unserer  augenblick- 
lichen prinzipiellen  Untersuchung  nicht  in  Betracht  zu  ziehen  : 
wir  haben  die  Absicht,  Rechts  grundsätze  aufzustellen,  deren 
selbstverständliche  Voraussetzung  ist,  dass  das  Recht  in  der  Lage 
sein  muss,  sich  faktisch  zur  Geltung  zu  bringen.  Wir  müssen  also 
von  der  Voraussetzung  ausgehen,  dass  nicht  der  Angreifer, 
sondern  der  Angegriffene  Sieger  bleibt,  oder  wenigstens  der 
Kampf  ohne  bestimmte  Entscheidung,  als  partie  remise,  endigt. 
Nur  in  den  beiden  letzteren  Fällen  kann  die  Normierung  ge- 
wisser Forderungsgrenzen  in  Betracht  kommen,  während  in 
dem  erstgenannten  Falle  —  bei  dem  Siege  des  Angreifers  —  weder 
Recht  noch  Ethik,  sondern  nur  die  brutale  Gewalt  entscheidet. 

Wenn  also  der  Angegriffene  als  Sieger  aus  dem  Kampfe  her- 
vorgeht oder  wenigstens  der  Kampf  so  endigt,  dass  der  Angreifer 
nicht  als  Sieger  betrachtet  werden  kann,  so  sind  meines  Erach- 
tens  folgende  prinzipiellen  Richtlinien  aufzustellen,  nach  denen 
die  berechtigte  Zukunftssicherung  des  Angegriffenen  nach  Art 
und  Mass  zu  bestimmen  ist  : 

I. 

Die  Art  und  Weise  der  Zukunftssicherung  hängt  von  ursäch- 
lichen, zeitlichen  und  persönlichen  Umständen  ab,  die  in  jedem 
Falle  verschieden  sind  und  daher  zu  verschiedenen  Lösungen 
führen.  In  alten  Zeiten  glaubte  der  Sieger  sich  nur  dadurch  genü- 
gende Sicherheit  für  die  Zukunft  verschaffen  zu  können,  dass  er 
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den  besiegten  Herrscher  und  oft  sogar  noch  dessen  Untertanen 
in  die  Sklaverei  abführte  oder  gar  dem  Tode  überlieferte.  Expro- 
priierung, Sklaverei  und  Tod  waren  die  Sicherungsmittel,  die 
man  in  der  antiken  Welt  und  vielfach  noch  im  christlichen  Mit- 
telalter für  allein  geeignet  hielt,  um  sich  den  zukünftigen  Frieden 
zu  erhalten.  Diese  barbarischen  Sicherungsmassregeln  haben 
dann  später  humaneren  Methoden  Platz  gemacht  :  Man  hat  den 
Staatsbesitz  expropriiert,  den  Privatbesitz  aber  unangetastet 
gelassen  ;  man  hat  die  besiegten  Fürsten  nicht  getötet  oder  zu 
Sklaven  gemacht,  sondern  depossediert  und  in  die  Verbannung 
geschickt.  Noch  dem  ersten  Napoleon  gegenüber  hat  man  — 
worauf  ich  schon  früher  hingewiesen  —  die  lebenslängliche  Ver- 
bannung auf  eine  einsame  Insel  als  das  einzig  wirksame  Mittel 
der  zukünftigen  Friedenssicherung  Europas  angesehen.  Nach 
dem  Kriege  von  1870/71  hat  Deutschland  durch  die  Annexion 
von  Elsass-Iyothringen,  durch  die  Schaffung  der  neuen  Voge- 
sengrenze,  den  Frieden  zu  sichern  geglaubt  —  zu  Unrecht  : 
denn  gerade  durch  diese  Gewalttat  hat  man  den  Keim  zu  neuen 
Kriegen  gelegt. 

Jedenfalls  sehen  wir  aus  der  Geschichte,  dass  zwar  das  Ziel 
der  Friedenssicherung  bei  allen  Friedensschlüssen  dasselbe,  die 
Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zieles  aber  je  nach  Zeit  und  Um- 
ständen verschiedene  waren.  Auch  hier  passt  durchaus  die  Ana- 
logie des  Strafprozesses  :  einem  leichteren,  weniger  eingefleischten 
Verbrecher  gegenüber  kann  man  sich  mit  milderen  Straf-  und 
Sicherungsniitteln  begnügen,  einen  schwereren,  rückfälligen, 
gewerbs-  und  gewohnheitsmässigen  Verbrecher  muss  man  —  im 
Interesse  der  menschlichen  Gesellschaft  —  ein  für  allemal  un- 
schädlich machen.  Die  Anhänger  der  Todesstrafe  plädieren  für 
Hinrichtung,  die  Gegner  der  Todesstrafe  für  dauernde  Freiheits- 
beraubung. 

So  sind  auch  gegenüber  den  schwersten  Verbrechern,  die  ein 
unbarmherziges  Schicksal  auf  die  leidende  Menschheit  losgelassen 
hat,  —  gegenüber  den  gekrönten  Hochverrätern  an  der  Mensch- 
heit, den  Landesverrätern  an  ihrem  eigenen  Lande,  die  schwersten 
Strafen,  die  radikalsten  Sicherungsmethoden  am  Platze  —  Strafen 
und  Methoden,  die  ihnen  den  Missbrauch  ihrer  Macht  zum  Schaden 
ihres  und  anderer  Völker  ein  für  allemal  unmöglich  machen.  Da 
man  den  Einzelmörder  mit  dem  Tode  bestraft,  so  würde  ich  es 
nur  gerecht  finden,  wenn  manauch  den  Massenmörder  mit  dieser 
schwersten  Strafe  belegen  würde  —  mit  dieser  schwersten,  weil 
es  bedauerlicherweise  —  nach  Abschaffung  der  mittelalterlichen 
Martertode  —  heutzutage  keine  schwerere  gibt.  Wie  man  dem 
Einzelmörder  neben  der  Todesstrafe  auch  noch  die  «  bürgerlichen 
Ehrenrechte  »  aberkennt  (wodurch  er,  falls  er  begnadigt  werden 
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sollte,  zur  Bekleidung  öffentlicher  Aemter  und  Würden  unfähig 
wird),  so  würde  ich  es  nur  gerecht  finden,  wenn  ein  Weltschwur- 
gericht der  Zukunft  gekrönten  Massenmördern  ausser  der  Todes- 
strafe auch  noch  den  Verlust  der  «  fürstlichen  Ehrenrechte  »  aufer- 
legen würde,  das  heisst  die  dauernde  Unfähigkeit  (falls  sie  am  Leben 
bleiben  sollten),  je  wieder  ihren  fürstlichen  Beruf  auszuüben. 
Dieses  radikalste  und  wirkungsvollste  Mittel,  um  der  Menschheit 
Sicherheit  vor  solchen  Schädlingen  zu  verschaffen,  ist  gleichzeitig 
—  nach  meinem  Empfinden  —  das  einzige,  das  dem  von  der 
Natur  uns  allen  eingepflanzten  Gerechtigkeitsgefühl  entspricht. 
Andere  —  Mildergesinnte  —  mögen  sich  mit  milderen  Strafen  und 
Sicherungsmassnahmen  begnügen  —  mit  der  Depossedierung,  mit 
der  Verbannung,  mit  dem  blossen  Verlust  der  fürstlichen  Ehren- 
rechte. In  jedem  Falle  muss  die  Art  der  Strafe  und  der  Sicherung 
der  Schwere  der  Tat,  der  Grösse  der  Zukunftsgefahren  angepasst 
sein  :  allgemeine  Regeln  lassen  sich  hier  nicht  aufstellen,  alles 
hängt  von  den  Personen  und  Umständen  des  einzelnen  Falles  ab. 

II. 

Wohl  aber  lassen  sich  Grundsätze  über  die  gebotenen  Grenzen 
der  Sicherstellung  normieren.  Diese  Grenzen  sind,  wenn  der  Zweck 
der  Sicherstellung  wirklich  erreicht  werden  soll,  so  zu  ziehen,  dass 
zwar  die  Schuldigen  getroffen,  die  Unschuldigen  aber  nach  Möglich- 
keit geschont  werden.  Die  Schuldigen  sind  in  der  Regel  die  Herr- 
scher, ihre  Regierungen  und  ihr  Anhang  ;  die  Unschuldigen  in 
der  Regel  die  Völker.  Solange  die  Straf-  und  Sicherungsmittel  die 
eigentlichen  Täter  treffen,  sind  sie  berechtigt  und  zweckent- 
sprechend. Unberechtigt  und  zweckwidrig  aber  werden  sie  dann, 
wenn  sie  nicht  die  schuldigen  Verführer,  sondern  die  unschuldigen 
Verführten,  wenn  sie  nicht  die  Herrscher,  die  Regierungen  und  die 
herrschenden  Klassen  treffen,  sondern  die  grosse  Masse  des  Volkes, 
die  . —  in  nicht-demokratischen  Ländern  —  fast  immer  schuldlos 
an  den  Verbrechen  und  Uebergriffen  ihrer  Führer,  die  immer 
ohnmächtig  gegenüber  deren  Beschlüssen  ist.  An  die  richtige 
Adresse,  an  die  Adresse  der  Schuldigen  und  Verantwortlichen 
müssen  sich  die  Straf-  und  Sicherungsbestrebungen  der  Gegen- 
partei richten,  nicht  an  die  Adresse  der  Unschuldigen  und  Unver- 
antwortlichen. Keinen  grösseren  Fehler  kann  der  Sieger  in  einem 
Verteidigungskriege  begehen,  als  wenn  er  Siegerforderungen  stellt, 
die  den  jenseitigen  Herrschern  und  Regierungen  wohl  Demüti- 
gungen und  Machtverminderungen  auferlegen,  aber  gleichzeitig  die 
jenseitigen  Völker  derartig  schwächen  und  entmannen,  dass  diese 
sich  —  im  Gefühle  ihrer  Unschuld  —  gegen  die  Vergewaltigung 
aufbäumen  und  nun  gemeinschaftliche  Sache  mit  ihren  Herr- 
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schern  machen.  Isolieren  muss  man  die  Herrscher  von  ihren  Völ- 
kern, nicht  sie  mit  ihnen  zusammenschweissen. 

Der  Rechtsboden,  auf  dem  die  angegriffene  Partei  steht,  mag 
noch  so  sicher  und  unantastbar  sein,  sie  fällt  vom  Recht  ins 
Unrecht  und  handelt  vor  allem  ihren  eigenen  Zwecken  zuwider, 
wenn  sie  durch  übertriebene  und  an  die  falsche  Adresse  gerichtete 
Forderungen  die  Erbitterung  des  besiegten  Angreifervolkes  auf- 
peitscht, es  so  zu  einem  Verteidigervolke  macht  und  zu  einem 
eisernen  Ringe  mit  seinen  Herrschern  und  Regierungen  zusam- 
menschmiedet. Gerade  für  den  siegieichen  Angegriffenen  ist  es 
ein  Gebot  der  Klugheit,  Schuld  und  Sühne  gerecht  und  Vernunft  - 
gemäss  zu  bestimmen  und  zu  begrenzen,  die  Schuldigen  zur 
Bestrafung,  zur  Sühne  und  zur  Sicherstellung  heranzuziehen, 
aber  die  Unschuldigen,  soweit  wie  irgendmöglich,  zu  schonen. 
Schuld  und  Sühne  müssen  spezifiziert,  dürfen  nicht  generalisiert 
werden. 

Mit  solcher  Taktik  der  Klugheit  und  Gerechtigkeit  dient  die 
angegriffene  Partei  am  besten  ihren  eigenen  Interessen  :  Indem  sie 
die  schuldigen  Individuen  von  ihren  Völkern  trennt  und  an  den 
Pranger  stellt,  weckt  sie  die  Verführten  zur  richtigen  Erker  ntnis 
der  individuellen  Schuld  ihrer  Führer  und  Verführer  und  damit 
zum  revolutionären  Widerstände  gegen  die  Fortsetzung  des  be- 
gangenen, gegen  die  Wiederholung  ähnlicher  Verbrechen  auf. 
Aus  dem  bisherigen  Gegner  macht  sie  auf  diese  Weise  den  wert- 
vollsten Bundesgenossen.  Diese  Taktik  des  «  divide  et  impera  » 
muss  so  lange  durchgeführt  werden,  als  es  irgend  geht.  Erst  wenn 
sich  definitiv  herausstellen  sollte,  dass  das  jenseitige  Volk  die 
Trennungslinie  zwischen  sich  und  seinen  Machthabern  absolut 
und  unbedingt  verwirft,  dass  es  entschlossen  ist,  sich  auf  Gedeih' 
und  Verderb,  auf  Tod  und  Leben  mit  seinen  Herrschern  und 
Regierungen  zu  identifizieren,  —  erst  dann  ist  der  Zeitpunkt 
gekommen,  wo  auch  die  siegreiche  Gegenpartei  sich  gezwungen 
sehen  kann,  den  Unterschied  zwischen  Herrschern  und  Be- 
herrschten fallen  zu  lassen  und  das  feindliche  Volk  mit  seinen 
Machthabern  zusammen  zur  Verantwortung  zu  ziehen.  Wenn 
irgend  möglich  und  solange  als  möglich,  Trennung  der  Schuldigen 
von  den  Unschuldigen ;  Zusammenwerfen  beider  Kategorien  erst 
dann,  wenn  die  Unschuldigen  es  durchaus  nicht  anders  wollen  und 
dadurch  selbst  zu  Mitschuldigen  werden.  Dies  der  tiefe  und  wahre 
Sinn  des  in  England  und  Amerika  immer  lauter  ertönenden  Rufes  : 
No  terms  with  the  Hohenzollern  !  Dies  die  Taktik  der  Klugheit 
und  Gerechtigkeit,  die  den  siegreichen  Verteidiger  bei  seinen 
Friedensschritten  zu  leiten  hat.  Je  mehr  er  diese  Regeln  miss- 
achtet, je  mehr  er  durch  falsch  formulierte  und  falsch  adressierte 
Friedensforderungen  den  Machthabern  auf  der  Gegenseite  Re- 
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sonanzboden  im  eigenen  Volke  schafft,  um  so  schwieriger  wird 
ihm  die  Durchsetzung  seiner  Friedensbedingungen  werden,  um 
so  unsicherer  wird  der  abgeschlossene  Frieden  sein. 

Intervention  oder  Nichtintervention 
in  die  innerstaatlichen  Angelegenheiten  des  Kriegsgegners  ? 

Es  kann  die  Frage  aufgeworfen  werden  und  sie  wird  tat- 
sächlich von  sämtlichen  politischen  Parteien  in  Deutschland  auf- 
geworfen, ob  es  das  Recht  und  die  Aufgabe  kriegführender 
Gegner  sein  könne,  durch  die  Scheidung  und  Unterscheidung  des 
jenseitigen  Volkes  und  seiner  Machthaber  in  die  innerstaatlichen 
Verhältnisse  des  ihnen  gegenüberstehenden  Landes  einzugreifen 
und  eine  Reform  seiner  Verfassung  oder  gar  den  Sturz  seiner 
Regierung  oder  seines  Herrscherhauses  zu  verlangen.  In  der  Tat 
ist  es  eine  im  neueren  Völkerrecht  grundsätzlich  anerkannte 
Regel,  dass  jedes  Volk  seine  Verfassung  und  Verwaltung,  sein 
Herrscherhaus  und  sein  Regierungssystem  selbst  zu  bestimmen 
und,  wenn  es  dies  für  erforderlich  hält,  selbst  abzuändern  habe. 
Das  Prinzip  der  Nichtintervention  in  die  inneren  Angelegenheiten 
eines  anderen  Staates  ist  eine  anerkannte  Regel  nicht  nur  des 
europäischen,  sondern  auch  des  aussereuropäischen  Völkerrechts 
geworden.  Es  heisst  in  Europa  da  Selbstbestimmungsrecht  der 
Nationen.  Es  heisst  in  Amerika,  soweit  die  Nichteinmischung 
europäischer  Staaten  in  amerikanische  Verhältnisse  in  Betracht 
kommt,  die  Monroe-Doktrin.  Gerade  die  Ententemächte  haben 
dieses  Prinzip  als  eines  ihrer  wichtigsten  Kriegsziele  proklamiert. 
Gerade  der  Präsident  Wilson  hat  die  Ausdehnung  des  leitenden 
Gedankens  der  Monroe-Doktrin  auf  alle  Völker  als  das  Ziel  seiner 
zunächst  friedlichen,  nunmehr  aber  kriegerisch  gewordenen  Inter- 
vention hingestellt. 

Diesen  Tatsachen  gegenüber  könnte  es  inkonsequent  erschei- 
nen, wenn  heute  die  Ententemächte  —  in  Gemeinschaft  mit  dem 
ihnen  verbündeten  Amerika  —  die  Umwandlung  des  deutschen 
Verfassungslebens  zur  Demokratie  oder  gar,  wie  es  aus  dem 
republikanisch  gewordenen  Russland  herübertönt,  zur  Republik 
als  erste  und  wichtigste  Voraussetzung  eines  dauernden  Friedens 
hinstellen  und  sich  ihrerseits  berufen  fühlen,  diese  Umwandlung, 
zu  der  das  deutsche  Volk  sich  scheinbar  nicht  aufzuraffen  ver- 
möge, herbeizuführen.  Dieses  Bestreben  der  Kriegsgegner  Deutsch- 
lands —  als  Kriegsziel  hingestellt  —  scheint  dem  modernen  Grund- 
satz der  Nichtintervention  zu  widersprechen  und  wird  daher 
von  allen  Parteien  in  Deutschland  —  von  den  rechten  bis  zu  den 
linken  —  als  unerträglicher  Eingriff  in  das  Selbstbestimmungs- 
recht des  deutschen  Volkes  verworfen. 
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Ist  dieser  Standpunkt  berechtigt  oder  unberechtigt  ?  Das  ist 
die  Frage. 

Als  fünften  «  Präliminarartikel  zum  ewigen  Frieden  »  stellt 
Kant  den  Satz  auf  :  «  Kein  Staat  soll  sich  in  die  Verfassung  und 
Regierung  eines  anderen  Staates  gewalttätig  einmischen.  »  Der 
Königsberger  Philosoph  geht  von  dem  Axiom  der  «  Autonomie 
aller  Staaten  »  in  ihren  inneren  Angelegenheiten  aus  :  selbst  die 
schlechte  Regierung  eines  Staates  gebe  an  sich  einem  anderen 
noch  kein  Recht  der  Einmischung,  da  «  das  böse  Beispiel,  das  eine 
Person  der  anderen  gibt  (als  scandalum  acceptum)  keine  Iyäsion 
derselben  »   darstelle. 

Die  «  Einmischung  äusserer  Mächte  » in  die  inneren  Angelegen- 
heiten «  eines  nur  mit  seiner  inneren  Krankheit  ringenden,  von 
keinem  anderen  abhängigen  Volkes  »  ist  —  nach  Kant  —  eine 
Verletzung  der  Autonomie  dieses  Volkes.  In  dieser  Begriffsbe- 
stimmung des  Philosophen  liegt  gleichzeitig  die  Begrenzung,  die 
er  seinem  Gedanken  zu  geben  wünscht.  «  Eines  nur  mit  seiner 
inneren  Krankheit  ringenden  Volkes  »  —  darauf  liegt  der  Schwer- 
punkt. Den  Fall,  dass  diese  innere  Krankheit  nach  aussen  hin 
ansteckend  wirken,  ja  sogar  die  ganze  Welt  verseuchen  und  zum 
Untergange  führen  könnte,  —  diesen  Fall  zieht  Kant  zwar  nicht 
ausdrücklich  in  Betracht,  lässt  aber  aus  der  obigen  Motivierung 
der  Nichtintervention  deutlich  erkennen,  dass  er  in  solchem  Falle 
eine  Ausnahme  von  seiner  Regel  zulassen  würde. 

Hätte  er  seine  —  im  Jahre  1795  erschienene  —  Schrift  einige 
Lustren  später  geschrieben,  als  die  französische  Revolution  zur 
napoleonischen  Diktatur  und  Weltbeherrschungsidee  geführt 
hatte,  also  eine  Gefahr  für  die  ganze  Welt  geworden  war,  so  würde  er 
vermutlich  seinem  als  Regel  aufgestellten  Satze  ausdrücklich  die 
Ausnahme  hinzugefügt  haben,  dass  ein  Eingriff  fremder  Mächte 
in  die  inneren  Verhältnisse  eines  Landes  dann  berechtigt  sei,  wenn 
dieser  Eingriff  zum  Schutze  des  eigenen  Rechts,  der  eigenen 
Sicherheit,  der  eigenen  Zukunft  des  eingreifenden  Staates  erfor- 
derlich wird. 

In  der  Tat,  die  Kantsche  Vorschrift  der  Nichtintervention 
erscheint  nur  dann  als  berechtigt,  wenn  es  sich  ausschliesslich  um 
innere  Vorgänge,  um  mehr  oder  weniger  Freiheit,  um  mehr  oder 
weniger  Volksrechte,  um  mehr  oder  weniger  Autokratie  handelt. 
Ich  habe  schon  an  anderer  Stelle  darauf  hingewiesen,  dass 
kein  Volk  das  Recht  hat,  einem  andern  Wohltaten  aufzudrängen, 
nach  denen  dieses  andere  nicht  verlangt.  Beneficia  non  obtru- 
duntur.  Wenn  das  deutsche  Volk  sich  unter  der  Herrschaft  der 
preussisch-hohenzollernschen  Militär- Autokratie,  unter  dem  deut- 
schen Schein  parlament,  unter  dem  preussischen  Dreiklasseu- 
wahlrecht,  das  nicht  einmal  den  Schein  eines  Parlamentes  wahrt, 
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unter  den  Dutzenden  mehr  oder  weniger  verpreusster  und  ver- 
zollerter  Fürstengeschlechter  wohl  fühlt  und  diesen  Zustand 
—  trotz  des  revolutionären  Hauches,  der  heute  vom  Osten  her 
Buropa  durchweht,  — noch  weiter  ad  calendas  graecas  konser- 
vieren will,  so  ist  das  zunächst  nur  Sache  des  deutschen  Volkes 
und  niemand  ausserhalb  der  deutschen  Grenzen  hat  das  Recht, 
sich  hineinzumischen.  Vorausschauende  Deutsche  allerdings  — 
deren  es  damals  wie  heute  nur  wenige  gab  —  haben  schon  bald 
nach  1870  erkannt,  dass  das  Hohenzollernsche  Kaisertum  zum 
Verhängnis  für  Deutschland  werden  müsste.  Der  unbekannte 
Verfasser  des  «  Neuen  Wintermärchens  »  —  einer  jener  Propheten, 
die  in  ihrem  Vaterlande  nichts  gelten  —  stellte  schon  bald  nach 
der  Aufrichtung  des  preussischen  Kaisertums  dem  deutschen  Volke 
die  trübste  Prognose  : 

Ich  kenn'  ihn  ja  längst,  den  preussischen  Aar 
Und  war  schon  oft  sein  Tadler, 
Der  immer  ein  frecher  Spatz  nur  war 
Und  nie  ein  richtiger  Adler. 

Bin  Spatz,  im  Schreien  und  Stehlen  so  frech, 
So  frech  wie  keiner  im  Leben, 
Ist  der  nicht  des  deutschen  Volkes  Pech, 
So  kann  es  kein  Pech  mehr  geben 

Den  Zollernstamm,  den  Rosseknecht 
Mit  seinen  lumpigen  Hufen, 
Den  hat  das  deutsche  Narrengeschlecht 
Zum  Kaiserthrone  berufen. 

Gebt  Acht,  wie  wird  der  Zollernhuf 
Die  deutschen  Blüthen  zerstampfen, 
Wie  werden  die  Fluren  beim  Schlachtenruf 
Von  Rauch  und  Blute  dampfen  ! 

"Wie  wird  das  märkische  Soldknechtspiel 
Die  deutschen  Jungen  kuranzen, 
Wie  wird  der  preussische  Peitschenstiel 
Auf  dem  deutschen  Rücken  tanzen. 

Ha,  wie  sie  rasen  mit  Schuss  und  Stoss, 
Ein  jeder  an  Wut  ein  Orlando, 
Ein  einziger  Mörder  riesengross 
Das  ganze  Volk  auf  Kommando. 

Das  Volk  in  Waffen,  ein  reissendes  Tier, 
Das  nicht  in  den  Käfig  gesetzt  wird, 
Das  packt  und  zerfleischt  mit  blinder  Gier, 
Auf  wen  es  gerade  gehetzt  wird  J 

Es  schaut  nicht  rechts,  es  schaut  nicht  links, 
Es  schaut  nur  auf  die  Henker  ; 
Zum  Mordwerk  genügt's  des  gegebenen  Winks  — 
Das  ist  das  Volk  der  Denker  ! 
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Du  deutscher  Michel,  warst  du  so  dumm 
Und  liessest  zum  Krüppel  dich  schlagen, 
So  bettle  die  Füsse  dir  lahm  und  krumm, 
Du  hast  dich  nicht  zu  beklagen  ! 

Wenn  du  so  dumm  warst  und  stelltest  dich  auf 
Und  opfertest  Blut  und  Leben, 
Und  liessest  dir  dann  auf  den  Hintern  hinauf 
Einen  gnädigen  Fusstritt  geben,  — 

Und  bist  noch  stolz  auf  die  Schmach  des  Tritts 
Und  durchplärrst  das  Land  mit  Gesängen 

Vom  Heldenkaiser,  vom  Heldenfritz, 
Von  Schlachtlust  und  Siegesklängen. 

Das  Roth  ist  die  Schmach,  die  Zollern's  Hand 
Auf  Deutschlands  Nacken  gezwungen, 
Das  Schandkleid,  das  um  das  deutsche  Land 
Die  Zollern  fest  geschlungen  ! 

Das  zollern'sche  Schwarz,  das  zollern'sche  Weiss 
Und  das  Schamrot  der  deutschen  Lande, 
Das  ist  ein  Banner,  wie  keines  ich  weiss 
Vom  Nil  bis  zum  Nordpol-Strande. 

Das  ist  das  zollern'sche  Schwarz-weiss-roth, 
Das  Banner  der  Totschlags  färben, 
Das  sich  die  Deutschen  in  Krieg  und  Tod 
Zum  Banner  des  Reiches  erwarben. 

Der  Dichter  entflieht  enttäuscht  und  empört  aus  den  deut- 
schen Landen.  Lieber  an  die  äussersten  Enden  der  Erde,  lieber 
in  die  Wüste,  lieber  in  die  Hölle  will  er  ziehen,  als  in  der  deutschen 
Unfreiheit  weiterleben  : 

Ja,  ja,  zu  der  Hölle  stinkendem  Spalt 
Will  ich  mich  wieder  begeben  ; 
Und  ist  sie  auch  leer  und  öde  und  kalt, 
So  lässt  sich  doch  frei  drin  leben. 

Dort  will  ich  liegen  und  warten  und  ruh'n, 
Bis  andere  Zeiten  gekommen, 

Bis  die  Deutschen  ihr  Schicksal  mit  kräftigem  Thun 
Selbsteigen  zur  Hand  genommen  I 

Bis  die  Deutscheu  ein  Volk  in  Wahrheit  sind 
Von  Männern,  die  selber  denken, 
Die  festen  Trittes  und  frei  gesinnt 
Sich  selber  führen  und  lenken  ! 

O  deutsches  Volk,  wenn  du  einstens  so 
Dich  aufgerafft  zum  Handeln, 
Dann  will  ich  wieder  frisch  und  froh 
Hinauf  zum  Besuche  wandeln. 

Daim  erheb'  ich  wieder  zu  Frankfurt  den  Blick 
Und  frage  mit  stolzer  Betonung  : 
«  Der  Präsident  der  Republik, 
Der  deutschen,  wo  ist  seine  Wohnung  ?  » 
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Du  deutsches  Volk,  das  währt  noch  lang, 
Bis  ich  dich  so  einst  besuche, 
Drum  dus'le  nur  fort  den  gewohnten  Gang 
Und  ärgere  dich  an  dem  Buche. 

Seit  der  Zeit,  da  der  Dichter  des  «  Neuen  Wintermärchens  > 
diese  blutig-satirischen  Pfeile  gegen  das  neuerstandene  preussische 
Kaisertum  richtete,  hat  sich  nichts  im  Deutschen  Reiche  zum 
Besseren  gewendet.  Im  Gegenteil,  die  politischen  Zustände  haben 
sich  verschlechtert,  vor  allem  aber  sind  die  Gesinnungen  des 
Volkes  der  «  Denker  »  gegen  die  Dynastie  der  «  Henker  »  in  der 
zweiten  Wilhelminischen  Epoche  —  zumal  seit  dem  Ausbruch 
dieses  hohenzollernschen  Eroberungskrieges  —  noch  um  viele 
Grade  tiefer  gesunken,  noch  um  viele  Grade  knechtischer  und 
unterwürfiger  geworden,  als  sie  in  der  liberalen  Aufschwungs- 
epoche unmittelbar  nach  der  Errichtung  des  Kaiserreiches  waren. 

Um  sich  ein  Bild  von  der  moralischen  Dekadenz  unserer  heuti- 
gen «  Dichter  und  Denker  »  zu  machen,  vergleiche  man  mit  jenen 
grimmigen  Ergüssen  eines  alten  deutschen  Demokraten  und 
Republikaners  gegen  Preussentum  und  Hohenzollerntum  die 
heutige  Haltung  unserer  führenden  deutschen  Poeten,  die,  in 
preussische  Uniformen  verkleidet,  mit  Orden  und  Ehrenzeichen 
behangen,  auf  den  Titelblättern  ihrer  Kriegsbücher  paradieren, 
die  ihre  schwülstig-patriotischen  schwarz-weissen  Kriegspoesien 
dem  verblendeten  deutschen  Volke  und  seinen  hochgeborenen 
Verblendern  schweifwedelnd-demutsvoll  zu  Füssen  legen.  Kurz 
nach  Kriegsausbruch  hatte  ich  in  Berlin  Gelegenheit,  in  einem 
Theater  des  Westens  einer  wirklich  erhebenden  patriotisch- 
poetischen Szene  beizuwohnen  :  Irgend  einer  gerade  auf  dem 
Repertoir  befindlichen  Operette  hatte  man  eine  «  vaterländische  » 
Einlage  von  Hermann  Sudermann  eingefügt  :  ein  altdeutscher 
gepanzerter  Herzog  erschien  mit  hundert  Mannen  auf  der  Bühne, 
um  einen  vom  Dichter  der  «  Ehre  »  eigens  zu  diesem  Zwecke  ver- 
fassten  Schlachtgesang  unter  dröhnender  Orchesterbegleitung  in 
das  begeisterte  Publikum  hinauszuschmettern.  Am  Schlüsse  jeder 
Strophe  erhoben  die  Mannen  Schwert  und  Schild,  vollführten  ein 
höllisches  Getöse  und  schrieen  dabei  aus  Leibeskräften  folgenden 
Refrain  ins  Parkett  hinunter  : 

Der  deutsche  Mann,  der  freie  Mann 
Der  liebt  den  Kaiser,  wie  er  kann, 
Er  hält  ihn  Heb  und  wert. 
Und  haut  die  Feinde  feste  man. 
Er  ist  und  bleibt  der  beste  Mann, 
Denn  er  schliff  unser  Schwert  ! 

Bei  den  Worten  «  feste  man  »  hieben  die  festen  Mannen  mit 
aller  Wucht,  auf  Kommando,  in  die  Euft  —  offenbar  in  patrio- 
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tischer  Erinnerung  an  den  Heldensohn  des  gefeierten  Helden- 
vaters und  dessen  unsterbliches  Wort  «  Immer  feste  druff  !  » 

Gerhart  Hauptmann  und  Richard  Dehmel  und  alle  anderen 
Bewohner  des  deutschen  Parnasses,  fast  ohne  Ausnahme  (von  den 
minores  gentes,  von  den  offiziell  angestellten  Speichelleckern 
ä  la  Ganghofer  spreche  ich  nicht  einmal)  bleiben  nicht  hinter  dem 
Kollegen  Sudermann  zurück.  Jene  beiden  gehen  ihm  sogar  im 
Patriotismus  noch  voran.  Haben  sie  doch  beide  —  bald  nach 
Beginn  des  Krieges  —  die  Freude  erlebt,  ihre  Knopflöcher  mit 
dem  roten  Adlerorden  IV.  Klasse,  dem  Stolz  und  der  Zierde 
preussischer  Rechnungs-  und  Kanzleiräte,  schmücken  zu  können 
—  eine  Auszeichnung,  die  jeder  bessere  Hofmarschall  mit  Ent- 
rüstung zurückweisen  würde.  Führt  doch  Dehmel  seine  Offiziers- 
uniform durch  alle  illustrierten  Blätter  spazieren.  Lässt  sich  doch 
Hauptmann  —  der  einstige  Weber- Revolutionär,  der  nur  nach 
schweren  Zensur  -  Kämpf en  sein  staatsgefährliches  Drama  auf 
preussische  Bühnen  bringen  konnte,  —  heute  stolz,  im  Kreise 
seiner  drei  uniformierten  Söhne,  im  «  Weltspiegel  »  abkonter- 
feien. Schreibt  doch  der  Dichter  des  «  Biberpelz  »  und  des  «  Fuhr- 
mann Henschel  »  heute  Reklameartikel  zur  Empfehlung  der 
sechsten  Kriegsanleihe,  in  denen  er  den  zu  scherenden  Schafen 
als  treuer  Hirte  zuruft  : 

Wir  boten  die  Hand  zum  Frieden,  unsere  Gegner  stiessen  sie  zurück.  Wir 
sollen  ihre  Knechte  werden,  sollen  die  Hörigen  Europas  werden,  nein,  wir 
sollen  gänzlich  vernichtet  werden.  Nichts  davon  wird  geschehen,  nie  und  nim- 
mer. Unbeugsam  ist  die  stolze  Gesinnung,  die  das  verbürgt (Folgt  die 

Aufforderung,  «  dem  Vaterlande  unser  Gut  darzuleihen  »  usw.). 

Von  stolzer  Gesinnung  sprechen  diese  Renegaten  der  deutschen 
Demokratie,  diese  einstmaligen  Revolutionäre,  die  mit  dem 
bürgerlichen  Rock  auch  die  bürgerliche  Gesinnung,  den  Bürgermut 
vor  Königsthronen  ausgezogen  haben.  Europas  Knechte  wollen 
sie  nicht  werden.  Aber  sie  sehen  nicht,  dass  sie  die  Knechte  der 
Hohenzollern  und  ihrer  Junker  geworden  sind.  Noch  nie  in  der 
Weltgeschichte  ist  ein  denkendes,  tüchtiges  und  starkes  Volk 
durch  raffinierten  Betrug  so  zur  Gedankenlosigkeit,  zur  Blindheit, 
zur  Charakterschwäche  herabgedrückt  worden.  So  steht  es  auf 
den  Höhen  der  deutschen  Intelligenz,  wo  früher  Freisinn  und 
Freimut  herrschten.  Wie  mag  es  in  den  Tiefen  aussehen,  wo  auch 
früher  schon  alle  Giftkeime  und  Sumpfpflanzen  gediehen  ! 


Dem  Geistes-  und  Charakterzustande  des  deutschen  Volkes, 
wie  er  unter  der  halbhundertjährigen  Preussenherrschaft  sich 
herausgebildet  und  nun  in  diesem  Kriege  zur  schlimmsten  Gift- 
blüte sich  entfaltet  hat,  entspricht  der  Zustand  politischer  Dürre, 
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unter  dem  das  deutsche  Volk  in  der  heutigen  Erntezeit  der  Demo- 
kratie noch  immer  lebt.  Kein  Fortschritt  im  Sinne  demokratischer 
Entwicklung  ist  seit  fünfzig  Jahren  in  Preussen-Deutschland  zu 
verzeichnen,  eher  ein  Rückschritt.  Das  preussische  Wahlrecht  ist  die 
Karikatur  geblieben,  die  es  stets  war.  Die  Osterbotschaft  von  1917 
sieht  allerdings  eine  Verbesserung  des  preussischen  Wahlrechts 
vor  —  eine  Verbesserung,  die  man  bereits  vor  neun  Jahren 
(1908)  in  feierlicher  Thronrede  als  «  wichtigste  Aufgabe  der 
Gegenwart  »  versprochen,  aber  —  entsprechend  der  geheiligten 
Tradition  des  Hohenzollernhauses,  das  gegebene  Wort  zu  brechen, 

—  bisher  nicht  durchgeführt  hat.  Auch  das  neue  Versprechen 

—  in  höchst  unbestimmten  Ausdrücken  abgefasst  —  soll  erst 
nach  dem  Kriege  verwirklicht  werden.  Eine  Zusage,  die  aufs 
Haar  jenem  bekannten  Mitgiftversprechen  nach  geschlossener 
Ehe  gleicht,  das  der  vorsichtige  Schwiegersohn  mit  berechtigtem 
Misstrauen  ablehnte  1. 

Das  Reichstagswahlrecht  —  ursprünglich  wahrhaft  gleich  und 
demokratisch  —  ist  inzwischen  zu  derselben  Karikatur  geworden, 
die  das  preussische  Wahlrecht  von  je  gewesen  ist ;  zur  Karikatur 
geworden,  weil  man  die  alte  Wahlkreiseinteilung  beibehalten  hat, 
die  einem  analphabetischen  hinterpommerschen  Bauern  das 
zehnfache  Wahlrecht  wie  einem  hochgebildeten  westpreussischen 
Städter  verleiht.  Der  König  herrscht  nicht  nur  in  Preussen  und 
Deutschland,  er  regiert  auch  —  entgegen  dem  ersten  Grundsatz 
des  modernen  Staatsrechts  :  Le  roi  regne,  mais  ne  gouverne  pas. 
Wohin  die  unbeschränkte  Regierungsgewalt  des  preussischen 
Königs,  der  leider  auch  deutscher  Kaiser  ist,  führt,  sehen  wir  nicht 
nur  in  der  direktionslosen  inneren,  sondern  vor  allem  in  der  ver- 
hängnisvollen äusseren  Politik  des  Deutschen  Reiches.  Das  dem 
Kaiser  persönlich  zustehende  Recht,  den  Krieg  zu  erklären,  habe 
ich  schon  in  meinem  Buche  als  das  Verhängnis  Deutschlands  und 
der  Welt,  die  Beseitigung  dieses  Rechtes  als  die  Minimal-Forde- 
rung  der  deutschen  Demokratie  bezeichnet  -. 

Hier  gerade,  bei  dem  Kriegsentschluss  des  Kaisers  im  Sommer 
1914,  sind  wir  an  dem  entscheidenden  Punkte  angelangt,  wo  die 
Frage  der  inneren  Verfassung  Deutschlands  gleichzeitig  eine  Frage 
der  Ruhe  und  Sicherheit  Europas  und  der  Welt  wird.  Hier  handelt 
es  sich  nicht  mehr  um  unerlaubten  Eingriff  in  das  Verhältnis  des 
deutschen  Volkes  zu  seinem  Herrscherhaus  und  seiner  Regierung. 

1  Auch  der  Juli-Erlass  des  preussischen  Königs,  der  das  gleiche  Wahlrecht 
verheisst  —  der  Schwanengesang  Bethmanns  — ,  unterlässt  es,  einen  bestimmten 
Termin  für  die  Ausführung  dieses  Versprechens  festzusetzen.  Die  «  nächsten  Wahlen  » 
sollen  nach  Massgabe  des  neuen  Wahlgesetzes  stattfinden  —  vorausgesetzt,  dass 
das  preussische  Junker- Parlament  die  Wahl  vorläge  genehmigt.  Wann  aber  die 
nächsten  Wahlen  stattfinden  werden  —  ob  während  oder  nach  dem  Kriege  — , 
das  lässt  der  königliche  Erlass  absichtlich  im  Unklaren. 

2  Siehe  J'accuse,  S.  342. 
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Hier  handelt  es  sich  um  die  Wahrung  ureigener  Rechte  der  Nationen, 
die  durch  die  hohenzollernsche  Autokratie  in  Mitleidenschaft 
gezogen,  in  blutige  Kriege  verwickelt,  in  Not  und  Elend  gestürzt 
worden  sind  und  sicher  von  neuem  gestürzt  werden,  wenn  dieser 
Autokratie  nicht  ein  Ende  bereitet  wird.  Hier  hat  Europa,  hier 
hat  die  Welt  das  Recht,  dem  deutschen  Volke,  das  noch  immer 
nicht  aus  seinem  bleiernen  Schlafe  erwachen  will,  zuzurufen  : 
Non  tua,  sed  mea  res  agitur.  Nicht  um  deine  Rechte  handelt  es 
sich,  sondern  um  meine.  Entweder  du,  deutsches  Volk,  findest 
die  Kraft,  dich  von  einem  Regierungssystem,  einem  Herrscher- 
hause zu  befreien,  das  nach  seiner  Anlage  und  Tradition  stets 
von  neuem  kriegerische  Konflikte  —  ja  schon  in  Friedenszeiten 
Kriegsgefahren  und  Kriegsdrohungen  —  in  die  Welt  tragen  wird, 
—  oder  wir,  die  Kriegsgegner  Deutschlands,  die  gleichzeitig  die 
Hauptgeschädigten  sind,  wir  müssen  die  Rettung  in  die  Hand 
nehmen  und  dich,  deutsches  Volk,  ebenso  wie  uns  selbst,  von  den 
Schädlingen  befreien.  Das  ist  nicht  Anmassung  fremder,  sondern 
Ausübung  eigener  Rechte. 

Nehmen  wir  an,  das  Haupt  einer  Familie  sei  von  schwerem 
Verfolgungswahnsinn  ergriffen  und  begehe  —  seinen  Wahnideen 
folgend  —  eine  Reihe  unverantwortlicher  Handlungen,  die  zur 
Abwehr  eingebildeter  Angriffe  bestimmt  sind.  Ist  die  Familie 
allein  berechtigt,  dem  Wahnsinnigen  in  den  Arm  zu  fallen,  oder 
sind  auch  andere  aussenstehende  Personen,  gegen  die  sich  der 
Verfolgungswahn  des  Kranken  richtet,  zur  Abwehr  und  Unschäd- 
lichmachung berechtigt  ?  Zweifellos  das  letztere:  jeder  Geschädigte 
kann  die  geeigneten  Schritte  gegen  den  Gemeingefährlichen  er- 
greifen und  sogar  die  Staatsgewalt  geht  im  öffentlichen  Interesse 
gegen  ihn  vor. 

Dieses  Schutz-  und  Verhütungsrecht  dritter  Personen  besteht 
in  verstärktem  Masse,  wenn  —  wie  so  häufig  gerade  bei  geistigen 
Erkrankungen  der  Fall  —  die  Umgebung  des  Kranken  nichts  von 
der  Krankheit  merkt  oder  sogar  von  dem  Kranken  angesteckt 
wird.  Gerade  bei  Grössen-  und  Verfolgungswahnsinn  (paranoia) 
ist  die  Kontagion  nicht  selten,  verfallen  oft  ganze  Familien  den 
Wahnideen  des  zuerst  Erkrankten.  Sollen  in  solchen  Fällen  dritte 
Personen,  die  durch  die  Kranken  geschädigt  werden,  soll  die  Staats- 
gewalt zum  Schutze  der  öffentlichen  Sicherheit  nicht  eingreifen 
dürfen  ?  Wer  soll  es  sonst  tun  ? 

Handelt  es  sich  nicht  um  Wahnsinn,  sondern  um  Verbrechen, 
um  Verbrechen  eines  Einzelnen,  die  seine  Umgebung  nicht  sieht 
oder  erkennt,  oder  gar  um  Kollektiv- Verbrechen  einer  ganzen 
Volksfamilie,  so  wird  man  —  solange  eine  internationale  Gerichts- 
barkeit nicht  existiert  —  anderen,  geschädigten  Volksfamilien 
das  Recht  nicht  bestreiten  können,  die  geeigneten  Massregeln  zu 
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ergreifen,  um  sich  und  andere  Völker  vor  den  verderblichen  Folgen 
und  gleichzeitig  vor  der  Wiederholung  des  Einzel-  oder  Massen- 
verbrechens zu  schützen. 

Der  Geisteskranke  oder  Verbrecher  auf  einem  Throne  ist  eine 
Gefahr  nicht  nur  für  sein  Volk,  sondern  auch  für  alle  anderen 
Völker.  In  erster  Linie  natürlich  ist  jedes  Volk  selbst  zum  Richter- 
amt an  seinen  Verderbern  berufen.  Verjagung,  Gefangensetzung, 
Tötung  sind  die  Straf-  und  Schutzmittel,  die  geknechtete  und  be- 
trogene Völker  in  ausgiebigster  Weise  gegen  ungetreue  Fürsten 
in  Anwendung  gebracht  haben.  Versagt  aber  der  Volkswille  oder 
die  Volkskraft  zu  solcher  legitimen  Selbsthilfe  oder  ist  das  Volk 
gar  selbst  von  dem  Wahnsinn  erfasst,  in  das  Verbrechen  ver- 
strickt worden,  so  muss  den  anderen  Völkern,  den  anderen  Fürsten, 
die  unter  dem  Wahnsinn  oder  dem  Verbrechen  des  Einzelnen  in 
gleicher  Weise  wie  das  eigene  Volk  zu  leiden  haben,  das  Recht 
eingeräumt  werden,  unheilbare  Schädlinge  auf  Fürstenthronen 
unschädlich  zu  machen. 

Dieses  Recht  ist  in  der  Vergangenheit  —  in  der  älteren  wie  in 
der  neueren  Geschichte  —  nie  bestritten  worden.  Nur  die  Art  der 
Ausführung  hat,  je  nach  Zeit  und  Umständen,  gewechselt.  Als 
Karl  der  Grosse  den  König  der  Langobarden  Desiderius  besiegt 
und  ganz  Nord-Italien  seinem  Szepter  unterworfen  hatte,  rückte 
er  in  die  fremde  Hauptstadt  ein,  nahm  den  feindlichen  König 
gefangen  und  schickte  ihn  als  Mönch  in  ein  Kloster.  Auch  mit 
dem  widerspenstigen  Bayernherzog  verfuhr  er  ebenso.  Die  zwangs- 
weise Anhaltung  gefährlicher  Kriegsgegner  zum  beschaulichen 
Mönchsleben  war  überhaupt  in  jenen  Zeiten  ein  beliebtes  Mittel, 
sie  ein  für  allemal  unschädlich  zu  machen.  Die  Koalitionskriege 
gegen  das  republikanische  Frankreich,  besonders  aber  der  ihnen 
vorangegangene  Einfall  preussischer  und  österreichischer  Heere  in 
Französisch-Lothringen  —  im  Sommer  1792  unter  Ferdinand  von 
Braunschweig  —  waren  zwar  nicht  gegen  verbrecherische  Mo- 
narchen, aber  —  nach  der  Meinung  der  Verbündeten  —  gegen  ein 
verbrecherisches,  dem  europäischen  Frieden  gefährliches  Re- 
gierungssystem gerichtet  ;  sie  waren  monarchische  Versuche,  die 
von  der  französischen  Republik  drohenden  Gefahren  für  den 
Bestand  der  europäischen  Dynastien  zu  bannen  und  das  bour- 
bonische  Gottesgnadentum  wieder  an  die  Stelle  des  sich  selbst 
regierenden  französischen  Volkes  zu  setzen.  Dass  diese  Rettungs- 
versuche gerade  die  umgekehrte  Wirkung  erzielten,  dass  sie  den 
König  und  die  Königin  von  Frankreich  sowie  unzählige  ihrer 
royalistischen  Anhänger  den  Kopf  kosteten,  war  nicht  das  Ver- 
dienst der  gegen  die  Republik  zu  Felde  ziehenden  Monarchien. 

Das  jüngste  und  schlagendste  Beispiel  ausdrücklich  prokla- 
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mierter  Intervention  in  die  innerpolitischen  Verhältnisse  eines 
anderen  Grosstaates  ist  die  im  Sommer  1914  in  Deutschland  von 
oben  und  von  unten  ausgegebene  Parole  :  Gegen  das  Zarentum ! 
Gegen  den  russischen  Despotismus !  Diese  Parole  war,  soweit  sie 
von  oben  her  ertönte,  eine  Lüge,  eine  Heuchelei.  Die  Hohenzollern 
waren  seit  den  Tagen  der  «  Heiligen  Allianz  »  —  und  auch  vorher 
schon  —  die  intimsten  Freunde  und  Gesinnungsgenossen  der 
Romanows  ;  wo  sie  es  konnten,  haben  sie  ihnen  Liebesdienste 
gegen  das  nach  Freiheit  strebende  russische  Volk  geleistet.  Nichts 
hätten  sie  sehnlicher  gewünscht  ■ —  vor  und  nach  dem  Ausbruch 
des  Krieges  —  als  ein  Wiederaufleben  jenes  Drei- Kaiser-Bündnis- 
ses gegen  das  demokratische  West-Europa,  gegen  die  in  ihrem 
eigenen  Lande  emporwachsende  Demokratie.  Aber  der  russische 
Autokrat  hatte  —  trotz  seiner  Freundschaft  mit  dem  deutschen 
Vetter  —  nur  zu  wohl  dessen  egoistische  Hegemonie-Bestrebungen 
erkannt ;  er  hatte  es  abgelehnt,  sich  als  Fussschemel  für  den  Em- 
porstieg der  Hohenzollern-Dynastie  benutzen  zu  lassen  ;  er 
fürchtete  —  wie  wir  jetzt  sehen,  mit  Recht  —  von  kriegerischen 
Abenteuern,  in  die  der  Hohenzollern-Kaiser  ihn  verstricken 
könnte,  das  Schwanken,  ja  den  Verlust  seines  Thrones  ;  er  blieb 
dem  Friedensbündnisse  mit  Frankreich  treu,  weil  er  den  Frieden 
wollte,  weil  er  den  Krieg  fürchtete.  Da  Wilhelm  II.  nicht  mit  dem 
Zaren  seine  Weltmachtpläne  verfolgen  konnte,  so  entschloss  er 
sich,  sie  gegen  den  Zaren  durchzuführen,  so  beschloss  er,  den  Krieg 
«  Gegen  den  Zarismus  »  zu  entfesseln,  mit  anderen  Worten,  als 
Befreier  des  Russenvolkes  aufzutreten,  das  von  ihm  keine  Be- 
freiung wünschte,  keine  Befreiung  erwartete.  Indem  aber  Deutsch- 
lands Kaiser  jene  Parole  ausgab,  bekannte  er  sich  zu  dem  Prinzip 
der  Intervention,  das  heute  sich  gegen  ihn  selber  kehrt. 

Gewiss,  das  Zarentum  der  Romanows  war  für  das  russische 
Volk  eine  verruchte  Despotie,  das  Ertragen  dieser  Despotie  eine 
dauernde  Schmach.  Für  Europa  aber  war  es  eine  weit  geringere 
Gefahr  als  das  parlamentarisch  verbrämte,  in  Wahrheit  ebenso 
autokratische  Regiment  der  Hohenzollern.  So  grausam,  unmensch- 
lich und  ungesetzlich  der  Zarismus  auch  gegen  das  russische  Volk 
gewütet  haben  mag,  an  die  Entfesselung  eines  europäischen 
Krieges  zum  Zwecke  der  eigenen  Machterweiterung  hat  er  nicht 
gedacht.  Im  Gegenteil  !  Der  Zar  Nikolaus  II.  war  es  —  und  das 
soll  ihm  nicht  vergessen  werden  — ,  der  das  Haager  Friedenswerk 
ins  Leben  gerufen  und  damit  das  erste  Fundament  zu  dem  zu- 
künftigen europäischen  Friedensgebäude  gelegt  hat.  Der  a  Kaise- 
rismus »  dagegen,  er  hat  zwar  im  Inneren  Deutschlands  die  Allüren 
des  Rechtsstaates  aufrecht  erhalten  (die  Allüren  !  In  Wahrheit 
gucken  unter  dem  fadenscheinigen  Gewände  überall  die  Blossen 
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des  Feudal-  und  Polizeistaates  hervor) ,  nach  aussen  aber  hat  er  — 
durch  seine  militaristisch  geleitete  Gewalt-  und  Weltmachtpolitik, 
durch  seinen  hartnäckigen  Widerstand  gegen  jede  friedliche 
Völkerorganisation  —  eine  ewige  Unruhe  und  Kriegsgefahr  in 
Europa  erzeugt  und  schliesslich  den  lange  vorbereiteten  Krieg 
wirklich  in  Szene  gesetzt.  Die  Schuld  an  dieser  verhängnisvollen 
Entwicklung  trägt  nicht  die  grosse  Masse  des  deutschen  Volkes, 
das  nur  in  dem  Sinne  mitschuldig  ist,  dass  es  blindgläubig  seinen 
Führern  vertraut,  dass  es  die  verbrecherischen  Pläne,  die  diese 
hegten,  nicht  erkannt,  nicht  für  möglich  gehalten  hat.  Die  Schuld 
der  Tat  tragen  die  Hohenzollern,  ihre  Diener  in  der  Regierung, 
ihre  Anhänger  und  Anstifter  in  den  herrschenden  Schichten 
Preussens  und  Deutschlands. 

Es  gilt,  die  Schuldigen  von  den  Unschuldigen  abzusondern,  die 
wahrhaft  und  allein  Schuldigen  aber  ein  für  allemal  unschädlich 
zu  machen,  wenn  man  den  Frieden  der  Welt  auf  dauernde  Grund- 
lagen stellen  will.  Dies  ist  berechtigte  Intervention,  da  es  sich  nicht 
um  die  Interessen  des  deutschen  Volkes  allein,  sondern  um  die 
Interessen  aller  Völker  handelt.  Wenn  Kaiser  Wilhelm  damals, 
als  er  den  Krieg  entfesselte,  die  Parole  ausgab  «  Gegen  den  Zaris- 
mus •>,  so  war  dies  ein  Eingriff  in  die  inneren  Verhältnisse  Russ- 
lands, der  —  abgesehen  von  der  heuchlerischen  Maske  —  seinem 
Kern  nach  unberechtigt  war  :  der  Zarismus  war  ein  Unglück  für 
Russland,  aber  keine  Gefahr  für  Europa.  Wenn  dagegen  die  heu- 
tigen Kriegsgegner  Deutschlands  —  an  der  Spitze  der  neueste 
und  mächtigste  Gegner,  Amerika  —  die  Parole  ausgeben  «  Gegen 
die  preussische  Autokratie  »,  so  ist  dies  mehr  als  berechtigt  :  denn 
diese  Autokratie  ist  nicht  nur  ein  Unglück  und  eine  Schmach  für 
das  deutsche  Volk,  sie  ist  eine  dauernde  Gefahr  für  den  Frieden 
Europas  und  der  Welt. 

Wenn  das  deutsche  Volk  die  innere  Schmach  und  die  äussere 
Gefahr  allmählich  erkennen  und  danach  handeln  sollte,  um  so 
besser  für  dieses  Volk,  um  so  besser  für  die  anderen  Völker  ! 
Sollten  die  Deutschen  aber  dauernd  auf  ihrem  bis  heute  festge- 
haltenen Standpunkt  beharren,  dass  die  Ordnung  ihrer  inneren 
Verhältnisse  nur  ihre  Sache,  dass  der  innere  Zustand  Deutschlands 
schuldlos  an  der  äusseren  Katastrophe  sei,  die  über  Europa 
hereingebrochen  ist,  —  sollte  das  deutsche  Volk  auch  fernerhin  die 
schuldigen  Urheber  dieses  Krieges  mit  seinem  Schilde  decken, 
anstatt  zwischen  sich  und  ihnen  einen  unverwischbaren  Tren- 
nungsstrich zu  ziehen,  —  dann  allerdings  bleibt  den  Gegnern 
Deutschlands  nichts  anderes  übrig,  als  die  Exekution,  die  den 
Schuldigen  gebührt,  auch  auf  die  Unschuldigen  auszudehnen  ; 
dann  bleibt  ihnen  nichts  anderes  übrig,  als  das  Volk  für  die 
Handlungen  seiner  Herrscher  und  Regierungen  mitbüssen  zu  lassen. 
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Sache  des  deutschen  Volkes  ist  es,  zu  erkennen  Und  zu  handeln. 
Als  Bundesgenosse  derer,  die  den  Völkern  Recht  und  Freiheit, 
der  Menschheit  dauernden  Frieden  geben  wollen,  wird  es  ein 
gleichberechtigtes  Glied,  ein  mächtiger  und  glücklicher  Teilnehmer 
an  der  zukünftigen  Völkergemeinschaft  werden.  Als  Helfer  und 
Genosse  seiner  verbrecherischen  Dynastie  wird  es  Strafe  und  Sühne 
mit  dieser  teilen  müssen,  wird  es  mit  dieser  in  den  Abgrund 
stürzen. 

III. 

Eine  dritte  Forderung  ist  an  die  Friedensbedingungen  des 
angegriffenen,  aber  in  der  Abwehr  erfolgreich  gebliebenen  Volkes 
zu  stellen  :  sie  müssen  nicht  nur  nach  Art  und  Mass  gerecht,  sie 
müssen  auch  nach  der  tatsächlichen  Machtlage  erreichbar  sein. 
Die  Aufstellung  unerreichbarer  Friedensbedingungen  —  mögen 
sie  auch  noch  so  gerecht  sein  —  bedeutet  nichts  anderes  als  un- 
nützes Blutvergiessen.  Das  summum  jus  wird  in  diesem  Falle  zur 
summa  injuria.  Das  grösste  Recht  wird  zum  grössten  Unrecht 
nicht  nur  dem  eigenen,  sondern  auch  den  anderen  Völkern,  ja  der 
Menschheit  gegenüber.  Eine  Fortsetzung  des  Kampfes  mit  ihren 
unausbleiblichen  Folgen  der  weiteren  Vernichtung  von  Gütern  und 
Menschenleben  ist  nur  dann  zu  rechtfertigen,  wenn  die  gerechten 
Ziele  der  auf  der  Fortsetzung  bestehenden  Partei  auch  erreichbare 
Ziele  sind,  mit  anderen  Worten,  wenn  durch  die  Fortsetzung  des 
Kampfes  eine  Verbesserung  der  Machtlage  der  angegriffenen 
Partei  ■ —  in  militärischer,  politischer  oder  wirtschaftliche; 
Beziehung  —  zu  erwarten  ist.  Das  Hinmordenlassen  von  weiteren 
Hunderttausenden  von  Menschen,  das  Verschwenden  weiterer 
Hunderte  von  Milliarden  würde  —  trotz  aller  Gerechtigkeit  der 
von  der  angegriffenen  Partei  vertretenen  Sache  —  ein  unver- 
zeihliches Handeln  sein,  wenn  mit  Sicherheit  oder  mit  Wahr- 
scheinlichkeit zu  erwarten  ist,  dass  nach  all  diesen  weiteren 
Opfern  das  Machtverhältnis  zwischen  den  kämpfenden  Parteien 
ungefähr  dasselbe  bleiben  wird  wie  bisher.  Die  Partei  des  Rechts  — 
wie  ich  den  Angegriffenen  nennen  möchte  —  hat  daher,  wenn  sie 
auf  der  Durchsetzung  ihres  Rechts  gegenüber  der  Gewalt  bestellt, 
wohl  zu  erwägen  und  zu  prüfen,  ob  diese  Durchsetzung,  nach  den 
nun  einmal  gegebenen  oder  in  Zukunft  zu  erwartenden  Stärke- 
verhältnissen, in  vollem  oder  wenigstens  in  beschränktem  Masse 
möglich  ist.  Ist  diese  Frage  negativ  zu  beantworten,  so  bleibt  dem 
Recht,  der  brutalen  Realität  der  Tatsachen  gegenüber,  nichts 
anderes  übrig,  als  sich  zunächst  mit  den  erreichbaren  Zielen  zu 
begnügen  und  —  wie  es  leider  so  oft  in  der  Geschichte  geschehen 
musste  —  seine  völlige  Durchsetzung  auf  bessere  Zeiten  zu  ver- 
tagen. Niemand  kann  mit  seinem  Kopfe  Wände  einrennen.  Dei 
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Schädel  ist  eben  schwächer  als  die  Wand.  Wohl  aber  kann  mau 
mit  dem,  was  unter  dem  Schädel  liegt,  mit  dem  Gehirn  Mittel  und 
Wege  finden,  um  allmählich  eine  auch  der  stärksten  Schädeldecke 
widerstehende  Wand  zu  unterwühlen,  zu  schwächen  und  schliess- 
lich zum  Sturz  zu  bringen.  Das  muss  die  Aufgabe  der  denkenden 
Gehirne  auf  Seiten  der  Rechtspartei  sein,  wenn  diese  —  was  ein 
gütiges  Schicksal  uns  ersparen  möge  —  gezwungen  sein  sollte 
zeit-  und  teilweise  vor  der  Gewaltpartei  die  Segel  zu  streichen. 

IV. 

Nehmen  wir  an,  die  Ziele,  die  wir  als  gerecht  erkannt  haben, 
seien  an  sich  erreichbar,  so  bleibt  immer  noch  zu  erwägen,  ob  die 
Opfer,  die  zu  ihrer  Erreichung  erforderlich  sind,  in  richtigem 
Verhältnis  stehen  zu  jedem  einzelnen  und  zu  allen  Zielen  zusam- 
mengenommen, die  die  Rechtspartei  erstrebt.  Es  kann  sehr  wohl 
der  Fall  eintreten,  dass  gewisse  Punkte  aus  dem  Zielprogramm  der 
Rechtspartei  besondere  Opfer  erfordern,  die  weit  schwerer  wiegen 
als  das  Ziel  selbst.  Die  Erreichung  solcher  Zielpunkte  kann  also 
zwar  möglich  sein,  aber  so  teuer  erkauft  werden  müssen,  dass  am 
Schluss  ein  Saldo  zu  Gunsten  der  Partei,  die  solches  Ziel  aufge- 
stellt hat,  nicht  übrig  bleibt.  Mit  anderen  Worten  :  Die  Kosten  des 
Prozesses  können  höher  werden,  als  das  Streitobjekt ;  sie  können, 
selbst  bei  dem  Gewinnenden,  das  Streitobjekt  vollständig  ver- 
schlingen. Solche  Fälle  kommen  im  Privatleben  nicht  selten  vor, 
besonders  im  bäuerlichen  JL/eben,  wo  uns  oft  «  Prozesshansl  » 
begegnen,  die  aus  Eigensinn  und  Verbissenheit,  aus  Erbitterung 
gegen  einen  Nachbarn  oder  eine  Behörde,  ihr  Vermögen  an  einen 
Prozess  setzen,  der  ihnen,  selbst  im  Falle  des  Gewinnens,  nicht 
annähernd  den  erlittenen  Schaden  aufwiegen  kann.  Der  für  das 
Privatleben  geltende  Satz  :  Besser  ein  magerer  Vergleich  als  ein 
fetter  Prozess  —  hat  im  Völkerleben  eine  noch  weit  grössere  Be- 
deutung. Hier  handelt  es  sich  nicht  um  Vermögen  und  Existenz 
eines  Individuums,  sondern  um  Leben  und  Gut  ganzer  Nationen. 
Deshalb  sind  die  für  die  Geschicke  dieser  Nationen  Verantwort- 
lichen nicht  von  der  Verpflichtung  zu  entbinden,  jede  einzelne 
ihrer  an  sich  gerechten  und  vielleicht  auch  erreichbaren  Forde- 
rungen auch  nach  der  Richtung  hin  zu  prüfen,  ob  das  Ziel  der  Opfer 
wert  ist.  Fällt  diese  Prüfung  negativ  am,  so  muss  auch  hier  das 
obige  Sprichwort  gelten,  das  heisst  :  Es  muss  ein  magerer  Ver- 
ständigungsfrieden einem  fetten  Vollsiege  vorgezogen  werden. 

V. 

Als  letzter  —  aber  gleichzeitig  wichtigster  —  Gesichtspunkt 
bei  der  Beurteilung  des  Kriegszielprogramms  einer  Rechtspartei 
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ist  folgender  hervorzuheben  :  Nehmen  wir  an,  alle  vorstehend 
erörterten  Fragen  seien  mit  Ja  zu  beantworten,  die  Ziele  der 
Rechtspartei  seien  nach  Art  und  Mass  gerecht,  sie  seien  auch 
erreichbar  und  die  zu  bringenden  Opfer  ständen  im  richtigen 
Verhältnis  zu  dem  Ziele,  —  so  bleibt  immer  noch  die  weitere, 
entscheidende  Frage  zu  erörtern  : 

ob  dieselben  Ziele  nicht  mit  anderen  Mitteln  leichter,  besser, 
billiger  und  sicherer  zu  erreichen  sind. 

Alle  unsere  gegenwärtigen  Erörterungen  drehen  sich  —  wie 
ich  hier  wieder  in  Erinnerung  rufen  will  —  lediglich  um  die  Frage 
der  Zukunftssicherung.  Die  Fragen  der  Rückgabe  des  Raubes  und 
der  vollen  Entschädigung  stehen  hier  nicht  mehr  zur  Erörterung, 
da  ihre  Beantwortung  leicht  und  selbstverständlich  ist.  Bei  der 
Frage  der  Zukunftssicherung  aber  handelt  es  sich  darum,  ob  ein 
an  sich  vielleicht  in  Betracht  zu  ziehendes  Mittel,  z.  B.  territoriale, 
militärische  oder  wirtschaftliche  Schwächung  des  Friedensstörers, 
ob  ein  solches  Mittel  nicht  durch  ein  anderes  ersetzt  werden  kann, 
das  denselben  Zweck  auf  besserem,  billigerem  und  sichererem 
Wege  erreicht.  Jede  dauernde  Zukunftsschwächung  eines  von  Natur 
starken  und  entwicklungsfähigen  Gegners  bringt  die  bereits  oben 
gekennzeichnete  und  in  der  Geschichte  oft  beobachtete  Gefahr 
mit  sich,  dass  das  jenseitige  Volk  sich  geknechtet,  in  seiner  na- 
türlichen Bewegungsfreiheit  gehemmt  fühlt  und  mit  noch  grösserer 
Energie,  als  es  seinerzeit  den  Angriff  führte,  jetzt  seine  Verteidi- 
gung zur  Sprengung  dieser  Fesseln  vorbereitet.  So  entsteht  un- 
mittelbar nach  dem  sogenannten  Frieden  ein  neuer  Gährungs- 
zustand,  der  neue  Kriege  gebären  muss. 

Die  Zukunftsgefahren,  die  durch  brutale  und  übertriebene 
Schwächung  starker  Völker  heraufbeschworen  werden,  sind 
genau  die  gleichen,  ob  es  sich  um  ein  Angreifervolk  oder  um  ein 
Verteidigervolk  handelt.  Welche  unüberwindliche  Kraft  ein  durch 
einen  fremden  Eroberer  unterdrücktes  und  gedemütigtes  Volk 
entfalten  kann,  zeigt  die  Geschichte  des  preussischen  Verfalls 
und  der  preussischen  Wiedergeburt,  die  durch  die  Namen  Jena 
und  Leipzig  bezeichnet  wird.  Aber  auch  ein  geschlagenes  Angrei- 
fervolk kann  sich  zu  unwiderstehlicher  Stärke  aufraffen  —  und 
auch  dafür  liefert  die  Geschichte  Beispiele  genug  — ,  wenn  der 
siegreiche  Verteidiger  bei  der  Bemessung  seiner  gerechten  Straf-, 
Sühne-  und  Sicherungsforderungen  über  die  gebotenen  Grenzen 
hinausgeht  und  so  aus  seinem  Verteidigungskrieg  einen  Erobe- 
rungs-  und  Unterdrückungskrieg  macht.  Europa  hat  seinen  halb- 
hundertjährigen  Frieden  nach  den  napoleonischen  Kriegen  nicht 
zum  wenigsten  der  klugen  Mässigung  zu  verdanken,  mit  der  die 
verbündeten  Mächte  den  eigentlichen  Friedensstörer  unschädlich 
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gemacht,  das  geraubte  Gut  ihm  abgenommen,  aber  gleichzeitig 
sein  Land,  Frankreich,  vor  jeder  Verstümmelung,  vor  jeder  Unter- 
drückung oder  Verkümmerung  seiner  Lebensbedingungen  bewahrt 
haben. 

Am  gründlichsten  und  zuverlässigsten  werden  alle  Zukunfts- 
gefahren, nach  meiner  Ueberzeugung,  vermieden,  wenn  man  — 
ohne  andere  Straf-  und  Sicherungsmittel  gegen  die  überführten 
Friedensstörer  auszuschliessen  —  doch  den  Schwerpunkt  auf  das 
Mittel  legt,  das  in  entfernteren  Entwicklungsperioden  de  -  Völker- 
lebens vielleicht  noch  nicht  den  geeigneten  Ackerboden  zum 
fruchtbringenden  Säen  vorfand,  das  aber  heute  —  mehr  wie  jedes 
andere  —  die  Keime  starken  Wachstums  und  unerschütterlicher 
Wurzelkraft  in  sich  trägt. 

Ich  spreche  von  der 

Rechtsorganisation  der  zivilisierten  Völker, 

die  heute  mit  Recht  den  Mittelpunkt  aller  Friedenserörterungen 
bildet,  —  von  jenem  jcedus  pacificum  Kants,  das  ich  schon  in 
«  J'accuse  »  als  Allheilmittel  gegen  die  Wiederkehr  ähnlicher  Welt- 
katastrophen, als  einzig  würdigen  und  lohnenden  Abschluss  der 
jetzigen  Bluttragödie  hingestellt  habe.  Alle  grossen  und  kleinen 
Nationen  sollen  mit  gleichen  Rechten  und  Pflichten  diesem 
Friedensbunde  angehören,  alle  sollen  gleichmäshig  einer  über- 
geordneten Zwangsgewalt  unterworfen  sein,  die  ein  für  allemal  das 
Recht  an  die  Stelle  der  Gewalt  .etzt  und  gleichzeitig  dem  Rechte 
faktische  Anerkennung  zu  verschaffen  berufen  und  imstande  ist. 

Auf  die  Idee  und  die  nähere  Ausgestaltung  einer  internatio- 
nalen Rechtsorganisation,  die  die  Gesellschaft  der  Staaten  einet 
gleichen  Rechtsordnung  unterwirft,  wie  sich  ihr  die  Individuen,  die 
städtischen  und  ländlichen  Gemeinschaften,  die  Mitglieder  von 
Staatenbunden  und  Bundesstaaten  allmählich  im  Laufe  der 
Menschheitsgeschichte  unterworfen  haben,  —  auf  diese  von  alleu 
fortgeschrittenen  und  einsichtigen  Geistern  der  ganzen  Welt  als 
Zukunftsziel  der  Völker-Entwicklung  längst  erkannte  Organi- 
sation der  Staatenfamilie  brauche  ich  hier  nicht  näher  einzugehen. 
Ich  werde  an  späterer  Stelle  die  Erklärungen  zusammenstellen, 
die  die  Regierungen  der  kriegführenden  Staaten  während  der  seit 
Dezember  1916  schwebenden  Friedenserörterungen  über  ihre 
Stellung  zu  einer  überstaatlichen  Friedensliga  abgegeben  haben. 
Dass  die  Staatsmänner  der  Entente,  in  erster  Linie  die  englischen, 
schon  seit  Beginn  des  Krieges  die  Idee  einer  organisatorischen 
Friedenssicherung  an  die  Spitze  ihres  Kriegszielprogra  111  ms  gestellt 
haben,  habe  ich  bereits  in  dem  früheren  Kapitel  «Bethmann,  der 
Annexionist  »  urkundlich   nachgewiesen.    Jene   Idee  bildet   den 
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Mittelpunkt  der  Friedensinitiative  des  Präsidenten  Wilson.  Auch 
Deutschland  und  seine  Verbündeten  konnten  nicht  umhin,  ge- 
legentlich vor  der  Statue  der  über  allen  Völkern  thronenden 
Justitia,  die  sie  bisher  verhöhnt  und  bespieen  hatten,  eine  schein- 
heilige Reverenz  zu  machen,  —  mit  der  zweifellosen  reservatio 
mentalis,  die  Göttin  der  Gerechtigkeit  von  neuem  zu  verhöhnen 
und  zu  bespeien,  wenn  ihre  militärischen  Machtmittel  es  ihnen 
gestatten  sollten.  Immerhin  ist  auch  jenes  verdächtige  Bekenntnis 
verstockter  Gewalttäter  zur  Rechtsidee  nicht  wertlos  :  es  ist  die 
Anerkennung,  die  das  Laster  der  Tugend  zu  Teil  werden  lässt. 
Die  Idee  einer  überstaatlichen  Rechtsorganisation  hat  heute 
—  wenn  man  von  Deutschland  absieht  —  unter  den  leitenden 
Staatsmännern  der  zivilisierten  Nationen  keinen  Gegner  mehr. 
Je  mehr  die  Vertreter  der  Rechtspartei  diese  Zielforderung  be- 
tonen, um  so  mehr  sondern  sie  die  Vertreter  der  Gewaltpartei  von 
der  Ideengemeinschaft  ab,  die  heute  mit  unsichtbaren  Fäden,  über 
Länder  und  Meere  hinweg,  die  moderne  Kulturwelt  verbindet. 
Die  «  Societe  des  Nations  »  muss  der  Kern-  und  Angelpunkt  des 
Kriegszielprogramms  der  Ententemächte  sein  und  bleiben,  das 
Sicherungs mittel  für  den  zukünftigen  Frieden,  neben  demalle  an- 
deren Sicherungsmittel  —  seien  sie  territorialer,  militärischer  oder 
wirtschaftlicher  Art  —  in  den  Hintergrund  treten.  Auf  diesen 
Punkt  muss  beim  Friedensschluss  das  entscheidende  Gewicht  gelegt 
werden,  derart,  dass  jedes  Friedensangebot  abzulehnen  ist,  das 
nicht  an  erster  Stelle  folgende  Grundlagen  eines  internationalen 
Rechtsgebäudes  anerkennt  : 

Rechtssprüche  an  Stelle  der  Gewalt. 
Unbedingte  Ausschliessung  jeder  Selbsthilfe. 
Entscheidung    aller    Streitfragen,    gleichviel    welcher    Art, 
zwischen  den  Angehörigen  des  Friedensbundes  durch  Rechts- 
spruch. 

Verbot  aller  Spezialbündnisse  und  Ententen  unter  den 
Mitgliedern  des  Friedensbundes. 

Einrichtung  einer  Zwangsgewalt,  die  stark  genug  sein  muss, 
durch  politische,  wirtschaftliche  und  militärische  Mittel  jeden 
Friedensbruch  zu  verhindern  und,  wenn  er  doch  eingetreten, 
ihn  zu  unterdrücken,  zu  strafen  und  zu  sühnen. 
Vertragsmässige  Herabsetzung  der  Rüstungen  aller  Frie- 
densbund-Staaten zu  Wasser  und  zu  Lande,  nebst  Einführung 
einer  genauen  Kontrolle. 

Statt  dessen  Ausstattung  der  Zentralgewalt  mit  einer  Militär- 
macht, die  die  Aufrechterhaltung  der  Rechtsordnung  im 
Inneren  des  Bundesund  seinen  Schutz  nach  aussen  garantiert. 
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Eine  solche  internationale  Rechtsorganisation,  auf  deren  Ein- 
zelheiten ich  hier  nicht  näher  eingehen  kann  —  es  sind  bekanntlich 
ganze  Bibliotheken  vor  und  während  dieses  Krieges  darüber 
geschrieben  worden  — ,  muss,  wie  ich  schon  sagte,  der  Hauptpunkt 
in  jedem  Friedensprogramm  der  Rechtspartei  sein  und  bleiben, 
wenn  diese  Partei  den  Namen,  den  sie  mit  Fug  führt,  den  Namen 
einer  Partei  des  Rechts,  auch  weiter  behalten  will l.  Ich  sehe  in 
dieser  Rechtsorganisation  der  Zukunft  das  einzig  sichere  und 
gleichzeitig  das  beste  und  billigste  Mittel  des  Schutzes  vor  ferneren 
Friedensstörungen  und  U eberfällen  : 

Es  demütigt   keines   der   dem   Friedensbunde  beitretenden 
Völker  ; 

es   schwächt   keines  in  seiner  natürlichen  Entwicklung  ; 
es  schützt  jedes  gleichmässig  vor  Unrecht  und  Gewalttat  ; 
es  entlastet  alle  von  den  schon  vor  dem  Kriege  ungeheuren, 
nach  dem  Kriege  unerträglich  werdenden  Ausgaben  für  neue 
Rüstungen  ; 

es  macht  unermessliche  Einnahmequellen  frei  für  die  Volks- 
wirtschaft und  die  Volkswohlfahrt  aller  Länder  ; 
es  birgt  keine  verderblichen  Keime  zu  neuen  Kriegen, 
dagegen  alle  gesunden  Keime  zu  einer  immer  grossartigeren 
und  umfassenderen  Organisation  der  menschlichen  Gesell- 
schaft. 

Kein  Mittel  ist  so  wie  dieses  geeignet,  das  wichtigste  Ziel  der 
Rechtspartei,  die  Zukunftssicherung,  gut,  schnell  und  dauernd  zu 
erreichen.  Womit  nicht  gesagt  sein  soll,  dass  damit  jedes  andere 
der  früher  erörterten  Mittel  vollkommen  auszuschliessen  ist.  Durch- 
aus nicht  !  Ich  für  meine  Person  würde  z.B.  die  dauernde  Unschäd- 
lichmachung gewisser  Personen  oder  Personenkreise  —  in  irgend 
einer  der  oben  erwähnten  Formen,  auch  in  der  schärfsten  Form, 
die  ich  für  die  wirksamste  und  gleichzeitig  für  die  gerechteste  halte, 
—  ich  würde,  sage  ich,  solche  Unschädlichmachung,  wenn  irgend 
erreichbar,  für  ausserordentlich  wünschenswert  halten.  Es  führen 
eben  verschiedene  Wege  nach  Rom,  und  neben  der  breiten  und 
geradlinigen  Hauptstrasse  kann  man  gelegentlich  auch  Nebenpfade 
beschreiten,  vorausgesetzt  nur,  dass  man  das  Hauptziel  und  die 
Hauptstrasse  nie  aus  den  Augen  verliert  und  stets  wieder  darauf 
zurückkehrt.  Wer  nur  auf  Nebenwegen  geht,  läuft  leicht  Gefahr, 
sich  zu  verirren,  in  Sümpfe  und  Gestrüpp  zu  geraten  und  sogar 
darin  umzukommen.  Die  Hauptstrasse,  die  am  schnellsten, 
besten  und  billigsten  zum  Ziele  einer  dauernden  Zukunftssicherung 
hinführt,  ist  die  Rechtsorganisation  der  Völkergemeinschaft. 

1  Dieser  Hauptpunkt  ist  durch  den  Eintritt  der  Vereinigten  Staaten  in  den  Krieg 
Tollends  in  die  erste  Linie  der  Kriegsaiele  der  Alliierten  gerückt  worden. 
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Für  die  Erreichung  dieses  Zieles  erscheint  mir  kein  Opfer  zu 
gross,  kein  Opfer  an  Blut,  kein  Opfer  an  Geld,  kein  Opfer  an 
Wohlstand. 

Deutschlands  Stellung  zur  Idee  eines 
«  Internationalen   Friedensbundes. » 

Was  von  jener  plötzlichen,  scheinheiligen  Verbeugung  der 
deutschen  Machthaber  vor  der  Idee  eines  internationalen  Friedens- 
bundes, die  im  November  1916  alle  Welt  überrascht  hat,  zu  halten 
ist,  habe  ich  in  dem  vorhergehenden  Kapitel  «  Bethmann,  der 
Pazifist  »  genügend  auseinandergesetzt.  Was  ich  damals  voraus- 
gesagt, ist  während  der  späteren  Friedenserörterungen  voll 
bestätigt  worden.  Ich  habe  damals  meinem  tiefsten  Misstrauen  in 
die  Ehrlichkeit  und  Folgerichtigkeit  der  Neubekehrung  der 
deutschen  Machthaber  zum  Pa2ifismus  offenen  Ausdruck 
gegeben,  habe  den  Staatslenkern  der  Gegenpartei  den  Rat  erteilt, 
Herrn  von  Bethmann  beim  Wort  zu  nehmen,  ihm  die  Frage  zu 
stellen,  ob  er  tatsächlich  bereit  sei,  sich  einer  Rechtsorganisation 
mit  Zwangsbefugnissen  zur  friedlichen  Entscheidung  aller  inter- 
nationalen Streitigkeiten  zu  unterwerfen,  ob  er  bereit  sei,  die 
nächste  Konsequenz  aus  dieser  Unterwerfung  zu  ziehen,  das  heisst  : 
einer  vertragsmässigen  Beschränkung  der  Rüstungen  aller  Mit- 
glieder des  internationalen  Friedensbundes  seine  Zustimmung  zu 
erteilen  und  diesem  Bunde  selbst  das  Recht  und  die  Macht  zur 
Vollziehung  seiner  Beschlüsse  und  Rechtssprüche  zu  übertragen. 

Die  Frage  ist  zwar  nicht  in  dieser  präzisen  Form  dem  leitenden 
deutschen  Staatsmann  gestellt  worden  —  leider !  — ,  aber  der 
Gang  der  Friedenserörterungen  seit  dem  sogenannten  deutschen 
Friedensangebot  vom  12.  Dezember  1916  bis  heute  hat  auch  so 
den  Beweis  erbracht,  wie  recht  ich  mit  meinem  Misstrauen  gegen 
den  Ernst  und  die  Ehrlichkeit  des  deutschen  Neopazifismus 
hatte.  Nicht  mehr  als  einen  Monat  hat  dieses  Schmerzenskind, 
dessen  Vater  der  Hunger,  dessen  Mutter  die  Kriegsnot  war,  gelebt. 
Am  9.  November  ist  es  geboren,  am  12.  Dezember  war  es  be- 
reits eines  seligen  Todes  entschlafen. 

Am  9.  November  die  pomphafte  Verkündung  : 

Durch  die  ganze  Menschheit  wird  ein  Schrei  nach  friedlichen  Ab- 
machungen und  Verständigungen  gehen,  die,  soweit  es  irgend  in  Menschen- 
macht liegt,  die  Wiederkehr  einer  so  ungeheuerlichen  Katastrophe  ver- 
hüten. Dieser  Schrei  wird  so  stark  und  so  berechtigt  sein,  dass  er  zu  einen» 
Ergebnis  führen  muss.  Deutschland  wird  jeden  Versuch,  eine  praktische 
Lösung  zu  rinden,  ehrlich  mitprüfen  und  an  seiner  möglichen  Verwirklichung 
mitarbeiten. 

Am  12.  Dezember,  in  der  Bereitschaf tserkläruug  zu  Friedens- 
verhandlungen, kein  Ton  mehr,  keine  Andeutung  von  pazifisti- 
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scher  Weltorganisation.  Da  handelte  es  sich  nur  noch  darum, 
«  Ehre,  Dasein  und  Entwicklungsfreiheit  »Deutschlands  und  semer 
Verbündeten  zu  sichern.  Nur  diese  Sicherung  der  einen  Partei  — 
die  noch  dazu  die  Angreiferpartei  ist  —  wird  als  «  geeignete  Grund- 
lage für  die  Herstellung  eines  dauerhaften  Friedens  »  hingestellt. 
Die  hehre  Gestalt  des  Friedensengels,  der,  die  Palme  schwingend, 
aus  den  Soffitten  des  Welttheaters  herniederschwebt,  ist  in  der 
Versenkung  verschwunden  und  an  seiner  Stelle  der  königlich 
preussische  General-Reichskanzler  (in  Preussen-Deutschland  ist 
man  bekanntlich  erst  General  und  dann  erst  Reichskanzler),  in 
Feldgrau  und  Stulpenstiefeln,  von  neuem  auf  die  Bühne  getreten. 
Unter  dem  grünen  Oelzweig,  mit  dem  Herr  von  Bethmann  im 
November  noch  sein  friedenkündendes  Haupt  schmückte,  lugte 
bereits  im  Dezember  wieder  —  drohend  und  deutlich  erkennbar  — 
die   bespitzte   Pickelhaube   hervor. 

Es  ist  im  höchsten  Masse  interessant,  dieses  preussisch- 
deutsche  Spiel  mit  den  Friedensideen  seit  dem  November  1916  bis 
heilte  zu  verfolgen.  Man  überzeugt  sich  ohne  weiteres,  dass  es 
eben  nur  ein  Spiel,  kein  Ernst  ist  —  ein  Spiel,  bei  dem  man  zu- 
nächst den  Trump]  des  Friedensschlusses  in  die  Hand  bekommen 
möchte,  um  später  die  Karten  auf  den  Tisch  zu  werfen  und  den 
Gegnern  zuzurufen  :  Jetzt  spiele  ich  nicht  mehr  mit  ! 

Hören  wir,  wie  sich  die  deutschen  Staatsmänner  — ■  zunächst 
in  dem  Notenaustausch  mit  ihren  Gegnern  und  dem  Präsidenten 
Wilson,  in  der  Zeit  vom  Dezember  1916  bis  zum  Abbruch  der 
diplomatischen  Beziehungen  mit  Amerika  (Februar  1917)  —  dem 
Friedensproblem  gegenüber  verhalten  haben  : 

A.  In  dem  deutschen  Friedensangebot  vom  12.  Dezember  igi6 
ist,  wie  bereits  bemerkt,  von  einer  pazifistischen  Völkerorganisa- 
tion überhaupt  keine  Rede  :  Die  Vorschläge  der  Zentralmächte 
«  sind  darauf  gerichtet,  Ehre,  Dasein  und  Entwicklungsfreiheit 
ihrer  Völker  zu  fördern, »  und  bilden  gleichzeitig  « nach  ihrer  Ueber- 
zeugung  (das  heisst  nach  der  Ueberzeugung  Deutschlands  und 
seiner  Verbündeten)  eine  geeignete  Grundlage  für  die  Herstellung 
eines  dauerhaften  Friedens  ». 

Dieses  Friedensangebot  wurde,  wie  bekannt,  von  Reden  des 
Kanzlers  und  Aufrufen  des  Kaisers  an  Heer  und  Flotte  begleitet, 
die  von  dem  Ruhm  und  Preis  der  errungenen  Siege  nur  so  über- 
flössen. Der  Armeebefehl  des  Kaisers  vom  12.  Dezember  —  dem- 
selben Tage,  von  welchem  auch  das  Friedensangebot  datiert  ist,  — 
beginnt  mit  den  Worten  :  «  Soldaten  !  In  dem  Gefühl  des  Sieges, 
den  ihr  durch  eure  Tapferkeit  errungen  habt,  haben  ich  und  die 
Herrscher  der  treu-verbündeten  Staaten  dem  Feinde  ein  Friedens- 
angebot gemacht.  » 
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In  seiner,  wenige  Tage  darauf  erfolgten  Ansprache  an  die  Trup- 
pen bei  Mühlhausen  sagte  der  Kaiser  :  «  Im  Gefühle,  dass  wir 
absolut  Sieger  sind,  habe  ich  den  Gegnern  den  Vorschlag  gemacht, 
sich  mit  mir  über  weiteren  Krieg  oder  Frieden  zu  unterhalten.  » 
Auch  sprach  er  von  einem  «  Gottesgericht  »,  das  über  die  Gegner 
«  hereingebrochen  »  sei.  (Siehe  das  Wolff-Telegramm  vom  15.  Dez.) 

In  gleicher  Weise  betonte  der  Reichskanzler  in  der  Reichstags- 
rede, in  der  er  das  Friedensangebot  bekanntgab,  die  herrlichen 
Erfolge,  die  Deutschland  im  Verein  mit  seinen  Verbündeten  auf 
allen  Fronten,  im  Osten  und  Westen,  errungen  habe  und  täglich 
von  neuem  erringe.  Indessen  :  «  Unsere  Stärke  macht  uns  nicht 
taub  gegen  unsere  Verantwortung  vor  Gott,  vor  dem  eigenen  Volk 
und  vor  der  Menschheit.  »  (Weshalb  ist  diese  Feinhörigkeit  nicht 
zweieinhalb  Jahre  früher  zutage  getreten  ?)  Auch  der  Kanzler 
spricht  —  wie  der  Kaiser  —  von  dem  «  siegreich  ausgefochtenen 
Kampf  »,  dessen  Ausgang  Deutschland  nunmehr  veranlasse,  «  die 
Hand  zum  Frieden  zu  bieten  ». 

Wie  stets,  rollt  der  Kanzler  auch  bei  dieser  —  am  wenigsten 
hierzu  geeigneten  —  Gelegenheit  die  Frage  der  Kriegsschuld  auf, 
selbstverständlich  in  der  bei  ihm  nun  schon  zur  Gewohnheit 
gewordenen  Weise  : 

Im  August  19 14  rollten  unsere  Gegner  die  Machtfrage  des  Weltkrieges  auf, 
jttzt  stellen  wir  die  Menschheitsfrage  des  Friedens. 

Auch  die  « Vernichtungs-  und  Eroberungsabsichten  der  Feinde» 
die  den  Krieg  herbeigeführt  hätten,  fehlen  natürlich  nicht  in  der 
kanzlerischen  Friedensrede.  Nichts  fehlt  von  der  altbekannten 
Litanei.  Aber  auch  nichts  Neues  ist  hinzugetreten.  Vergebens 
sucht  man  in  der  Rede  vom  12.  Dezember,  in  dem  Friedensangebot 
von  demselben  Tage,  auch  nur  eine  Spur  von  den  pazifistischen 
Ideen,  für  die  sich  der  Kanzler  einen  Monat  früher  scheinbar  so 
begeistert  hatte.  Der  angebotene  Frieden  ist  ein  Frieden  ohne 
Pazifismus.  Pacifismus  vacat. 

B.  Es  folgt  die  deutsche  Note  an  den  Präsidenten  der  Vereinigten 
Staaten  vom  26.  Dezember  —  die  Antwort  Deutschlands  auf  die 
am  21.  Dezember  in  Berlin  überreichte  Note  Wilsons.  Wilson  hatte 
bekanntlich  an  alle  kriegführenden  Staaten  die  gleichmässige 
Aufforderung  gerichtet,  ihm  «ihre  Ansichten  über  die  Bedingungen» 
mitzuteilen,  «  unter  denen  der  Krieg  zum  Abschluss  gebracht 
werden  könnte,  und  über  die  Vorkehrungen,  die  gegen  die  Wieder- 
holung des  Krieges  oder  die  Entfachung  irgend  eines  ähnlichen 
Konfliktes  in  der  Zukunft  zufriedenstellende  Bürgschaft  leisten 
könnten ». 

Die  Antwort  der  kaiserlichen  Regierung  auf  diese  Anfrage  war 
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nach  beiden  Richtungen  hin  ausweichend  —  sowohl  nach  der 
Richtung  der  speziellen  Friedensbedingungen  zur  Beendigung 
dieses  Krieges  wie  nach  der  Richtung  der  allgemeinen  Vorkeh- 
rungen gegen  die  Wiederholung  ähnlicher  Kriege.  Die  Mitteilung 
der  besonderen  Friedensbedingungen  wurde  nicht  beliebt,  sie 
sollte  —  nach  dem  Willen  der  deutschen  Regierung  —  durch 
«  unmittelbaren  Gedankenaustausch  »  zwischen  den  «  Delegierten 
der  kriegführenden  Staaten  »  —  also  unter  Ausschluss  der  neu- 
tralen Mächte  ■ —  an  einem  neutralen  Orte  stattfinden. 

Das  «  grosse  Werk  der  Verhütung  künftiger  Kriege  »  aber 
sollte  «  erst  nach  Beendigung  des  gegenwärtigen  Völkerringens  in 
Angriff  genommen  werden.  Die  deutsche  Regierung  wird,  wenn 
dieser  Zeitpunkt  gekommen  ist,  mit  Freuden  bereit  sein,  zusammen 
mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  an  dieser  erhabenen 
Aufgabe  mitzuwirken.  » 

Diese  kühl-ausweichende  Antwort  der  deutschen  Regierung, 
die  sich  mit  wenigen  nichtssagenden  Sätzen  über  die  grossartige, 
einen  Merkstein  im  Völkerleben  darstellende,  pazifistische  Kund- 
gebung des  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  hinwegsetzte, 
war  eine  würdige  Nachfolgerin  des  sogenannten  Friedensange- 
botes vom  12.  Dezember.  Wenn  dieses  Angebot  überhaupt  noch 
eine  Illusion  über  die  Ernsthaftigkeit  und  Aufrichtigkeit  des 
Bethmannschen  November-Pazifismus  zurückgelassen  hätte,  so 
würde  sie  durch  die  Weihnachtsnote  vom  26.  Dezember  vollständig 
zerstreut  worden  sein.  Bei  den  unmittelbaren  Friedensverhand- 
lungen, die  Deutschlands  Delegierte  «  an  einem  neutralen  Orte  » 
mit  den  Delegierten  der  Gegenpartei  führen  sollten,  ist  das  einzige 
neutrale  Element,  das  Deutschland  zuzulassen  beliebte,  eben  der 
neutrale  Ort.  Die  neutralen  Männer  und  die  neutralen  Ideen  sollen 
von  dem  Sitze  der  Verhandlungen  verbannt  sein,  wie  die  «  Kie- 
bitze »  beim  Kartenspiel,  die  nach  bekanntem  Spieler- Aberglauben 
den  Beteiligten  Unglück  bringen.  Herr  Wilson  mitsamt  seinem 
Pazifismus  hat  draussen  vor  der  Türe  zu  warten,  bis  Deutschland, 
der  starke  und  glückliche  Spieler,  den  grossen  Coup  gemacht  und 
seine  Gegner « ausgemistet »  hat.  Dann  werden  die  Türen  des  Saales 
geöffnet  und  nun  kann  auch  Herr  Wilson  —  in  Gemeinschaft  mit 
anderen  neutralen  Herren  . —  in  die  geheiligten  Hallen  herein- 
spazieren, um  —  unter  dem  spöttischen  fächeln  der  deutschen 
Herrscher,  Heerführer  und  Diplomaten,  die  ihren  Siegerfrieden 
bereits  in  der  Tasche  haben,  —  sein  Welt-Friedensprogramm,  das 
jetzt  ja  keinen  Schaden  mehr  stiften  kann,  zu  entwickeln.  Ich 
werde  an  späterer  Stelle  noch  Gelegenheit  haben,  auf  die  ebenso 
« freudige  »  als  platonische  Bereitwilligkeit  Deutschlands  zur 
Mitarbeit  an  dem  «  grossen  Friedenswerke  »  zurückzukommen. 
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C.  Am  30.  Dezember  1916  erging  die  Antwort  der  Ententemächte 
auf  das  deutsche  Friedensangebot  vom  12.  Dezember.  Diese  Ant- 
wort lehnte  bekanntlich  das  Eintreten  in  Friedensverhandlungen 
auf  der  Basis  des  deutschen  Angebotes  ab  : 

1.  weil  der  Krieg  von  Seiten  der  Zentralmächte  nicht  —  wie 
sie  auch  jetzt  wieder  behaupten  —  ein  Verteidigungs-, 
sondern  ein  Angriffskrieg  sei  ; 

2.  weil  eine  Anregung  ohne  Bedingungen  nicht  als  ein  Frie- 
densangebot, sondern  nur  als  ein  «  Kriegsmanöver  »  an- 
gesehen werden  könne  ; 

3.  weil  die  von  dem  leitenden  deutschen  Staatsmann  bei 
anderer  Gelegenheit  als  Masstab  für  die  Friedensbedingun- 
gen hingestellte  jeweilige  «  Kriegskarte  »  von  den  Gegnern 
nicht  als  Masstab  anerkannt  werden  könne  ; 

4.  weil  die  von  den  Angreifern  begangenen  Attentate  —  gegen 
Kriegführende  und  Neutrale  —  Sanktionen,  Reparationen 
und  Zukunftsgarantien  für  die  Sicherheit  der  Welt  erfor- 
dern, denen  das  Verhandlungsangebot  der  Zentralmächte 
in  jeder  Beziehung  ausweiche.  Was  insbesondere  die  Zu- 
kunftsgarantien betrifft,  so  sei  ein  Frieden  so  lange  nicht 
möglich,  als  nicht  ein  für  allemal  «  die  Ursachen  beseitigt 
seien,  die  seit  so  langer  Zeit  die  Nationen  bedroht  haben,  » 
als  nicht  die  «  Garantien  geschaffen  seien,  die  allein  die 
Sicherheit  der  Welt  in  wirkungsvoller  Weise  herstellen 
können.  » 

Auf  diese  Ablehnungsnote  der  Ententemächte  antwortete 
die  deutsche  Regierung  in  einem  umfangreichen  Schriftstück  vom 
11.  Januar  igiy,  in  welchem  sie  von  neuem  versichert,  dass 
Deutschland  und  seine  Verbündeten  nur  «  zur  Verteidigung  ihrer 
Freiheit  und  ihres  Daseins  zu  den  Waffen  gegriffen  »  hätten,  und 
dass  sie  nunmehr  dieses  «ihr  Kriegsziel  als  erreicht  »betrachteten. 
Nach  einer  eben  so  langen  als  haltlosen  Darlegung  über  den  Ur- 
sprung des  Krieges  und  die  Art  der  Kriegführung  von  Seiten  der 
Gegner,  über  die  angebliche  Verletzung  der  belgischen  Neutra- 
litätspflichten usw.  usw.,  schliesst  die  deutsche  Note  mit  der 
Erklärung  : 

Deutschland  und  seine  Bundesgenossen  haben  einen  ehrlichen  Versuch 
gemacht,  den  Krieg  zu  beendigen  und  eine  Verständigung  der  Kämpfenden 
anzubahnen.  Die  kaiserliche  Regierung  stellt  fest,  dass  es  lediglich  von  dem 
Entschluss  ihrer  Gegner  abhing,  ob  der  Weg  zum  Frieden  betreten  werden 
sollte  oder  nicht.  Die  feindlichen  Regierungen  haben  es  abgeleimt,  diesen 
Weg  zu  gehen,  auf  sie  fällt  die  volle  Verantwortung  für  den  Fortgang  des  Blut- 
vergiessens.  Die  vier  verbündeten  Mächte  aber  werden  den  Kampf  in  ruhiger 
Zuversicht  und  im  Vertrauen  auf  ihr  gutes  Recht  weiterführen,  bis  ein  Friede 
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ersti'itten  ist,  der  ihren  eigenen  Völkern  Ehre,  Dasein  und  Entwicklungs- 
freiheit verbürgt,  allen  Staaten  des  europäischen  Kontinents  aber  die  Wohltat 
schenkt,  in  gegenseitiger  Achtung  und  Gleichberechtigung  gemeinsam  an  der 
Lösung  der  grossen  Kulturprobleme  zu  arbeiten. 

Man  bemerke,  wie  auch  hier  wieder  die  besonderen  Sicherungs- 
vorkehrungen im  Interesse  der  Zentralmächte  und  ihrer  Ver- 
bündeten in  den  Vordergrund  gestellt  und  die  pazifistischen  Ideen 
Bethmanns  vom  9.  November  zu  der  schattenhaften  Formel 
abgeblasst  sind,  dass  die  europäischen  Staaten  «  in  gegenseitiger 
Achtung  und  Gleichberechtigung  an  der  Lösung  der  grossen  Kultur- 
probleme »  zusammenarbeiten  sollen.  Man  tut  dieser  Note  wohl 
nicht  unrecht,  wenn  man  ihr  als  Devise  voransetzt  :  Le  paeifisme 
est  mort,  vive  le  militarisme  ! 

D.  Am  12.  Januar  erschien  die  Antwortnote  der  Ententemächte 
auf  die  Wilsonsche  Aufforderung  vom  19.  Dezember.  Zum  Unter- 
schied von  der  deutschen  Antwort  stellten  die  Ententemächte  an 
die  Spitze  aller  Erörterungen  die  Erklärung,  dass  sie 

sich  mit  allen  ihren  Wünschen  dem  Plane  der  Schaffung  einer  Liga  der 
Nationen  anschliessen,  welche  Frieden  und  Gerechtigkeit  in  der  Welt  sichern 

solle Sie  erkennen  alle  Vorteile,  welche  die  Einrichtung  internationaler 

Bestimmungen  zur  Hintanhaltung  gewaltsamer  Konflikte  zwischen  den 
Nationen  für  die  Sache  der  Menschheit  und  der  Zivilisation  bringen  wird, 
—  Bestimmungen,  welche  die  erforderlichen  Sanktionen  in  sich  schliessen 
müssen,  um  ihre  Ausführung  zu  gewährleisten  und  so  zu  verhindern,  dass 
die  anscheinende  Sicherheit  nicht  zur  Erleichterung  neuer  Angriffe  diene. 

Im  Anschluss  an  diese  Definierung  des  wichtigsten  Kriegs- 
zieles, der  Sicherung  eines  erzwingbaren  Rechtsfriedens,  haben 
dann  die  Ententemächte  in  ausführlichster  Weise  die  Frage  Wil- 
sons nach  den  besonderen  Bedingungen  beantwortet,  die  sie  für  die 
Beendigung  des  gegenwärtigen  Krieges  aufstellen.  Auf  diese  lange 
Liste  territorialer  Wünsche  hier  im  einzelnen  einzugehen,  liegt 
ausserhalb  des  Rahmens  meiner  Arbeit.  Wie  ich  diese  Wünsche 
beurteile,  geht  aus  den  oben  aufgestellten  prinzipiellen  Regeln 
hervor,  nach  denen  —  meinem  Ermessen  nach  —  die  Kriegsziele 
einer  angegriffenen  Partei  be weitet  werden  müssen.  Der  Rechts- 
boden, auf  dem  sich  im  allgemeinen  die  Forderungen  einer  solchen 
Partei  bewegen,  rechtfertigt  noch  nicht  ihre  Einzel  f orderungen. 
Diese  letzteren  erkenne  ich  insoweit  als  berechtigt  an,  als  sie  sich 
innerhalb  des  Rahmens  der  hier  aufgestellten  allgemeinen  Grund- 
sätze halten  ;  insoweit  sie  darüber  hinausgehen,  weise  ich  sie,  von 
meinem  Standpunkt  aus,  als  unberechtigt,  zweckwidrig  und 
zukunftsgefährlieh  zurück. 

Territoriale  Verschiebungen. 

Die  Prüfung  aller  dieser  Einzelforderungen  an  der  Hand  der 
von  mir  aufgestellten  allgemeinen  Grundsätze  bildet  ein  so  um- 
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fangreiches  und  inhaltschweres  Thema,  dass  sie  für  sich  allein  ein 
ganzes  Buch  erfordern  würde.  Sie  erscheint  heute  —  nach  dem 
Eintritt  Amerikas  in  den  Krieg  und  nach  dem  Sieg  der  russischen 
Revolution  —  um  so  überflüssiger,  als  diese  neuen  Kriegsfaktoren, 
die  gleichzeitig  neue  Friedensteilnehmer  sind,  aus  dem  Januar- 
programm der  Ententemächte  ohne  weiteres  alleb  entfernen 
werden  —  schon  heute  entfernt  haben  — ,  was  irgendwie  über  die 
in  meinen  oben  aufgestellten  sechs  Grundsätzen  gezogenen 
Grenzen  hinausgeht.  Das  Friedensprogramm  der  Vereinigten 
Staaten,  wie  das  der  provisorischen  Regierung  Russlands,  schliesst 
jedes  Kriegsziel  aus,  das  auch  nur  im  entferntesten  den  Charakter 
der  Eroberung,  der  Annexion,  der  gewaltsamen  Unterdrückung 
oder  Verschiebung  fremder  Völker  tragen  könnte. 

Nach  alledem  kann  ich  es  mir  ersparen,  auf  alle  diese  Einzel- 
fragen hier  des  näheren  einzugehen.  Nur  einen  allgemeinen  Gesichts- 
punkt, der  bei  dieser  Erörterung  wohl  zu  beachten  ist,  muss 
ich  noch  hervorheben  :  Wer  —  abweichend  von  meinem  Stand- 
punkt —  in  territorialen  Verschiebungen  eine  geeignete  Zukunfts- 
sicherung sieht  —  und  fast  die  gesamte  öffentliche  Meinung 
Deutschlands  steht  ja,  soweit  Deutschlands  Zukunft  in  Betracht 
kommt,  auf  diesem  entgegengesetzten  Standpunkt  — ,  der  kann 
logischerweise  den  Ententemächten  keinen  Vorwurf  daraus 
machen,  wenn  auch  sie  —  in  ihrer  Januarnote  —  nur  auf  einer 
stark  veränderten  europäischen  Landkarte  ihr  zukünftiges  Friedens- 
gebäude errichten  zu  können  glauben.  Um  das  Mass  ihrer  An- 
sprüche gerecht  zu  beurteilen,   muss  man  in  Betracht  ziehen  : 

1.  als  leitenden  Gesichtspunkt,  dass  es  sich  auf  der  einen  Seite 
um  eine  Rechtspartei  (Verteidigungskrieg) ,  auf  der  anderen 
Seite  um  eine  Gewaltpartei  (Angriffskrieg)  handelt  ; 

2.  dass  auf  Seiten  der  Rechtspartei  zunächst  nur  Verschie- 
bungs  wünsche  hervorgetreten  sind,  während  auf  Seiten 
der  Gewaltpartei  bereits  Verschiebungs tatsachen  er- 
heblichster Art,  faits  accomplis  (Polen,  Vlamland,  Litauen, 
Kurland,  Livland),  vorliegen1; 

1  Man  denke  an  den  J  übel  über  das  «  befreite  »  «  wieder  deutsch  gewordene  » 
Riga,  die  «  alte  deutsche  Hansastadt »,  an  den  feierlichen  Einzug  des  Kaisers  und 
seine  Rede  vom  6.  September  :  «  Riga  ist  frei ....  eine  von  altem  deutschen  Hanse- 
atengeist begründete  Stadt  mit  deutscher  Geschichte,  die  stets  bestrebt  war,  ihr 
altes  Deutschtum  aufrechtzuerhalten,  hat  schwere  Zeiten  durchgemacht.  Durch 
das  deutsche  Heer  ...  ist  diese  Stadt  wiederum  befreit  worden  von  dem  langen  Druck  .... 
Auch  hier  hat  der  Herr  der  Heerscharen  unsere  Gebete  erhört  ....  »  Nach  dem 
Wolff-Bericht  vom  8.  September  ist  «  die  Stadt  noch  immer  wie  trunken  vom  Jubel 
über  den  Einzug  der  Deutscheu. »  Der  Berichterstatter  des  «  Berliner  Tageblatts  » 
hat  auf  allen  Strassen  der  eroberten  Stadt  den  Ruf  vernommen:  «  Seit  drei  Jahren 
warten  wir  darauf,  dass  ihr  uns  befreit...  Guten  Morgen  in  Deutschland  !  •  Ja  selbst 
bis  in  die  Spalten  des  «  Vorwärts»,  der  angeblich  jede  Eroberung  perhorresziert, 
ist  die  Freudenbotschaft  gedrungen  :  «  ....  Die  schönste  Beute  aber  ist,  dass  die 
Hauptstadt  des  Baltikums,  die  uralte  Gründung  hanseatischer  Kaufleute,  in  unsere 
Hand  gebracht  worden  ist.  Riga  ist  deutsch  !  »  Und  alles  das  kaum  zwei  Monate 
nach  der  bekannten  Verständigungsresolution  des  Reichstags  ! 
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3.  dass  ausser  den  bereits  realisierten  Besitznahmen  noch  eine 
Reihe  weiterer  Aneignungen  von  Seiten  der  Gewaltpartei 
beabsichtigt  und  die  Vorbereitungen  hierzu  bereits  mehr 
oder  weniger  deutlich  erkennbar  sind.  (Absichten  Oester- 
reichs  auf  südslavische  Gebiete,  Bulgariens  auf  Mazedonien 
etc.). 

Zieht  man  alle  diese  Gesichtspunkte  in  Betracht,  so  muss  man 
—  selbst  wenn  man  die  Ententenote  vom  12.  Januar  noch  als  in 
vollem  Umfange  existierend  annehmen  will  (was  nicht  der  Fall 
ist)  —  so  muss  man  zweifellos  zu  dem  Resultat  gelangen,  dass  die 
von  der  Entente  gewünschten  territorialen  Verschiebungen  im 
Vergleich  zu  den  bereits  realisierten  und  noch  zu  realisierenden 
Verschiebungen  auf  Seiten  der  Zentralmächte  ausserordentlich 
bescheiden,  nichts  weniger  als  übertrieben  sind.  Wohlgemerkt 
und  nochmals  hervorgehoben  :  Dies  alles  gilt  nur  von  dem  deut- 
scherseits ausschliesslich  betonten  Standpunkte  des  territorialen 
Sicherungsbedürfnisses  aus.  Gerade  dieser  Standfunkt  führt  zur 
unbedingten  Rechtfertigung  der  Januarf orderungen  der  Entente. 
Eine  Kritik  dieser  Forderungen  ist  demjenigen  erlaubt,  der  —  wie 
der  Verfasser  dieser  Zeilen  —  jede  territoriale  Sicherung  des  einzel- 
nen verwirft  und  nur  von  der  Rechtssicherung  aller  das  Heil 
erwartet.  Sie  ist  aber  demjenigen  nicht  erlaubt,  der  —  wie  die 
deutsche  Regierung  —  mehr  noch  als  alle  anderen,  auf  dem  Stand- 
punkt der  Machtsicherung  steht  und  diesen  Standpunkt  bereits 
jetzt  —  während  des  Krieges  —  durch  entscheidende  Massnahmen 
zum  Ausdruck  gebracht  hat. 

Alles  dies  muss  man  neben  dem  Hauptgesichtspunkte,  dass 
diese  bereits  vollzogenen  und  noch  zu  vollziehenden  Annexionen 
Eroberungen  des  Angreifers  sind,  in  Betracht  ziehen,  wenn  man 
die  territorialen  Wünsche  der  Gegenpartei,  die  auf  dem  Rechts- 
boden der  Angegriffenen  steht,  richtig  bewerten  will.  Wenn  der 
Angreifer  so  weit,  wie  die  Zentralmächte,  von  der  Linie  entfernt 
ist,  auf  der  überhaupt  erst  Friedensverhandlungen  von  Rechts 
wegen  beginnen  können,  von  der  Linie  der  Restitutionen,  der 
Reparationen,  der  Zukunftsgarantien,  —  wenn  der  Angreifer  sich 
heute  noch  als  Verteidiger  aufspielt  und  schon  während  des  Krie- 
ges sich  einen  guten  Teil  der  territorialen  «  Sicherheiten  »  aneignet, 
die  er  nach  seiner  lügnerischen  Behauptung  für  seine  zukünftige 
Ruhe  braucht,  —  wenn  er  schon  heute  eine  erkleckliche  Partie  des 
geraubten  Gutes  nach  Hause  zu  tragen  sucht  und  seinen  Raub 
sogar  als  rechtmässigen  Erwerb  ausschreit,  —  wie  kann  man  sich 
dann  darüber  wundern,  dass  die  Angegriffenen,  die  auch  heute 
noch  in  der  Defensive  sind,  weitgehende,  sehr  weitgehende 
Forderungen  territorialer  Art  stellen,  die  nach  ihrer  Meinung  den 
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Hauptgegner  und  seine  Verbündeten  zu  schwächen,  sie  für  alle 
Zukunft  ungefährlich  zu  machen  geeignet  sind  ?  !  Ich  habe  schon 
oben  hervorgehoben,  dass  ich  —  von  meinem  Standpunkt  aus  — 
diesen  Weg  der  Zukunftssicherung  durch  territoriale  Verschie- 
bungen und  Schwächungen  keineswegs  für  empfehlenswert,  dass 
ich  ihn  im  Gegenteil  für  verfehlt  und  zweckwidrig  halte.  Wenn 
aber  die  Gegner  der  Zentralmächte  —  in  prinzipieller  Ueberein- 
stimmung  mit  diesen  Mächten  selbst  —  anderer  Meinung  sind, 
wenn  sie  glauben,  nur  auf  der  Basis  gewisser  Terrainverschie- 
bungen das  dauernde,  rechtlich  und  faktisch  gesicherte  Friedens- 
gebäude errichten  zu  können,  so  muss  man  ihnen  zugestehen, 
dass  ihre  territorialen  Ambitionen  —  als  die  der  Rechts- 
partei —  keineswegs  exorbitant,  ja  sogar  recht  bescheiden  sind 
im  Vergleich  zu  den  territorialen  Gewinnen,  die  die  Gewalt- 
partei bereits  realisiert  hat  und  in  Zukunft  noch  zu  realisieren 
beabsichtigt. 

Mit  diesen  allgemeinen'  Bemerkungen  über  die  territorialen 
Forderungen  von  hüben  und  drüben  muss  ich  mich  hier  begnügen  : 
so  sehr  ich  die  Forderungen  der  angegriffenen  Partei  auch  begreife, 
so  überzeugt  bin  ich  andererseits,  dass  das  Weltfriedensgebäude, 
dessen  Errichtung  uns  als  wichtigstes  Friedensziel  vorschwebt, 
keiner  weitgehenden  Terrainverschiebungen  zu  seinem  Funda- 
ment bedarf,  dass  es  im  Gegenteil  um  so  sicherer  fundiert  ist,  je 
mehr  sich  seine  Grundmauern  den  bisherigen  Besitzgrenzen 
nähern.  Neben  der  selbstverständlichen  Rückgabe  alles  eroberten 
Gebietes,  freies  Selbstbestimmungsrecht  der  Völker  überall  da, 
wo  grosse  Nationalgruppen  durch  andere  Nationalitäten  unter- 
drückt oder  vergewaltigt  sind,  Zuteilung  gewisser  Grenzgebiete 
an  den  Staat,  dem  sie  nach  Sprache,  Gesinnung  und  Kultur  ange- 
hören und  angehören  wollen,  —  mit  dieser  Beschränkung  Hessen 
sich  zur  Not  auch  territoriale  Verschiebungen  im  Friedensschlüsse 
rechtfertigen  und  würden  der  zukünftigen  Völkergemeinschaft 
keine  Gefahren  bringen.  Alle  territorialen  Veränderungen-  aber, 
die  über  diese  engsten  Grenzen  hinausgehen,  würden  vom  Uebel 
sein,  sie  würden  den  Boden,  auf  dem  das  Friedensgebäude  errichtet 
werden  soll,  nicht  festigen,  sondern  von  vornherein  unterwühlen. 

E.  Wie  nun  hat  Deutschland  auf  die  Ententenote  vom  12.  Ja- 
nuar reagiert  ?  Die  Erwiderung  ist  in  der  Note  Deutschlands  vom 
31.  Januar  igiy  an  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  enthalten.  Diese  —  vom  Staatssekretär  Zimmermann 
unterzeichnete  —  Note  erteilte  gleichzeitig  die  Antwort  auf  eine 
am  22.  Januar  vom  Präsidenten  Wilson  an  den  amerikanischen 
Senat  gerichtete  neue  Friedensbotschaft  ;   sie  schloss   mit   der 
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Ankündigung  des  erweiterten  Sperrgebietes  und  des  unbeschränk- 
ten Unterseebootkrieges.  Von  neuem  wird  die  alte  Litanei  des 
Verteidigungskrieges  vorgetragen,  wird  die  Absicht  einer  Einver- 
leibung Belgiens  in  Abrede  gestellt  (eine  Absicht,  die  vier  Wochen 
später  bereits  tatsächlich,  wenn  auch  nicht  dem  Namen  nach,  in 
weitem  Umfange  verwirklicht  wurde).  *  Von  neuem  werden 
pompöse  Phrasen  über  die  «  Rückkehr  zum  Völkerrecht  und  zur 
Achtung  vor  dem  Gesetz  der  Freiheit  der  Meere  »,  über  «  britische 
Herrschsucht  »,  über  «  neue  Verwüstungen,  neue  Not  und  neuen 
Tod  »  in  die  Welt  hinausgesendet,  bis  schliesslich  als  kurzer  Sinn 
der  langen  Rede  der  Entschluss  herauskommt,  jede  Beschränkung 
des  Unterseeboot- Krieges  von  nun  an  fallen  zu  lassen  und  alle 
Schiffe,  gleichviel  welcher  Nationalität,  welcher  Qualität  und 
welcher  Zweckbestimmung,  warnungslos  im  Sperrgebiete  in  den 
Grund  zu  bohren. 

Doch  dies  beiseite.  Was  sagt  jene  letzte  deutsche  Kundgebung 
zu  den  pazifistischen  Vorschlägen  des  Präsidenten  Wilson  ?  Die 
deutsche  Regierung  erklärt,  dass  ihre 

freudige  Mitarbeit  allen  Bemühungen  gesichert  (sei),  die  auf  die  Ver- 
hütimg künftiger  Kriege  abzielen Die  kaiserliche  Regierung  hat  von  dem 

Inhalt  der  Botschaft  mit  der  ernsten  Aufmerksamkeit  Kenntnis  genommen, 
die  den  von  hohem  Verantwortlichkeitsgefühl  getragenen  Darlegungen  des 
Herrn  Präsidenten  zukommt.  Es  gereicht  ihr  zu  grosser  Genugtuung,  fest- 
zustellen, dass  die  Richtlinien  dieser  bedeutsamen  Kundgebung  in  weitem 
Umfange  mit  den  Grundsätzen  und  den  Wünschen  übereinstimmen,  zu  denen 
sich  Deutschland  bekennt.  Hierzu  gehört  an  erster  Stelle  das  Recht  der 
Selbstbestimmung  und  der  Gleichberechtigung  aller  Nationen 

In  der  Rede  des  deutschen  Reichskanzlers  vor  dem  Hauptaus- 
schuss  des  Reichstags  (31.  Januar  1917),  die  die  Bekanntmachung 
vorstehender  Note  begleitete,  sprach  Herr  von  Bethmann  zwar 
viel  von  der  «  Schuldfrage  wegen  der  Fortsetzung  des  Krieges  » 
(wobei  er  die  Verantwortung  natürlich  ausschliesslich  der  Gegen- 
partei auferlegte),  von  den  unerhörten  Friedensbedingungen  der 
Gegner,  die  dem  deutschen  Volke  und  seinen  Verbündeten  «  Ver- 
nichtung, Not  und  Schmach  »  androhten,  von  dem  «  Kampf  bis 
aufs  Letzte  »,  zu  dem  Deutschland  herausgefordert  worden  sei  usw. 

1  Etwa  um  dieselbe  Zeit,  als  obige  Note  Deutschlands  an  die  Vereinigten  Staaten 
abging,  fand  eine  Unterhaltung  des  amerikanischen  Botschafters  Gerard  mit 
Herrn  von  Bethmann  statt,  in  der  der  amerikanische  Diplomat  die  ganz  präzise 
Frage  nach  den  deutschen  Ftiedensbedingungen  bezüglich  Belgiens  stellte.  Herr  von 
Bethmann,  der  bis  dahin  derartigen  Fragen  stets  ausgewichen  war,  musste  jetzt 
endlich  zugeben,  dass  Deutschland —  unter  dem  Titel  von  «  Garantien  »  —  die  Forts 
Lüttich  und  Namur  sowie  auch  andere  Forts  und  Garnisonstädte,  ferner  die  Eisen- 
bahnen, die  Häfen  und  andere  Verkehrsmittel  in  seiner  Hand  behalten,  dass  es  die 
Handelskontrolle  in  Belgien  ausüben,  eine  beträchtliche  Armee  dort  unterhalten, 
den  Belgiern  aber  jedes  Halten  einer  Armee  verbieten  müsse  :  Alles  dies,  damit 
Belgien  nicht  ein  <c  vorgeschobenes  Werk  Grossbritanniens  >>  werde.  (Siehe  die 
Enthüllungen  Gerards  im  Daily  Telegraph  nach  Reuter-Telegramm  vom  20.  Au- 
gust 1^17.)  Herr  von  Bethmann  hat  dieser  Gerardschen  Darstellung  ein  schwäch- 
liches, stark  verklausuliertes  Dementi  entgegengesetzt. 
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Ueber  die  Wilsonschen  Ideen  einer  zukünftigen  Friedensorganisa- 
tion der  Völker  aber,  die  dieser  zum  Gegenstand  einer  langen  und 
eindringlichen  Botschaft  an  den  amerikanischen  Senat  gemacht 
hatte,  ging  er  mit  wenigen  nichtssagenden  Bemerkungen  hinweg. 
Diese  Bemerkungen  des  Kanzlers  vom  31.  Januar  sind  deswegen 
besonders  interessant,  weil  sie  auf  die  Ernsthaftigkeit  und  Ehr- 
lichkeit seiner  angeblichen  Neubekehrung  zum  Pazifismus 
(Anfang  November  1916)  ein  bezeichnendes  Licht  werfen.  Herr 
von  Bethmann  begnügte  sich  mit  folgenden  platonischen  Be- 
merkungen zu  dem  gerade  damals  höchst  aktuell  gewordenen, 
von  Wilson  an  die  Spitze  aller  seiner  Bestrebungen  gestellten 
Problem  der  pazifistischen  Zukunftsorganisation  : 

Die  Botschaft  des  Präsidenten  Wilson  an  den  Kongress  zeigt  seinen 
ernsten  Willen,  den  Weltfrieden  wieder  herbeizuführen.  Viele  der  von  ihm 
aufgestellten  Maximen  begegnen  sich  mit  unseren  Zielen  :  Freiheit  der  Meere, 
Beseitigung  des  Systems  der  balance  of  power,  das  immer  zu  neuen  Ver- 
wicklungen führen  muss,  Gleichberechtigung  der  Nationen,  offene  Tür. 

Diese  fünf  Zeilen  sind  alles,  was  Herr  von  Bethmann  zu  dem 
beinahe  vier  volle  Zeitungsspalten  umfassenden  Friedensprogramm 
des  Präsidenten  Wilson  zu  sagen  hat.  Man  bemerke  die  wohlüber- 
legte Reserve  den  Wilsonschen  Ideen  gegenüber,  sowohl  in  der 
Zimmermannschen  Note  wie  in  der  Bethmannschen  Rede.  In  der 
Note  heisst  es  :  Die  Richtlinien  der  Wilsonschen  Kundgebung 
stimmen  «  in  weitem  Umfange  »  mit  den  Grundsätzen  und  Wün- 
schen der  deutschen  Regierung  überein.  In  der  Reichskanzlerrede 
heisst  es  :  «  Viele  »  der  von  Wilson  aufgestellten  Maximen  begeg- 
nen sich  mit  unseren  Zielen.  Von  diesen  übereinstimmenden 
Maximen  werden  —  sehr  bezeichnender  Weise  —  nur  die  her- 
vorgehoben, die  —  nach  deutscher  Auffassung  —  für  Deutschland 
vorteilhaft  sein  würden,  weil  sie  ihm  die  angeblich  fehlende 
Bewegungs-  und  Entwicklungsfreiheit  für  die  Zukunft  verschaffen 
sollen.  (Notabene  :  alle  die  schönen  Dinge,  die  Deutschland  an- 
geblich fehlen,  wie  Freiheit  der  Meere,  offene  Tür  etc.,  hat  es  vor 
dem  Kriege  in  weitestem  Masse  besessen  und  nur  durch  die  wahn- 
sinnig-verbrecherische Kriegsherbeiführung,  also  durch  eigene 
Schuld,  verloren.)  Dagegen  werden  auf  der  anderen  Seite  die 
wesentlichen  Ziele  des  Wilsonschen  Programms  mit  wohlberech- 
netem Stillschweigen  übergangen  :  von  der  Schaffung  einer  über- 
und  zwischenstaatlichen,  mit  realer  Zwangsgewalt  ausgestatteten 
Friedensliga,  der  Einführung  demokratischer  Grundsätze  in  allen 
Ländern  («  eine  Regierung  unter  Zustimmung  der  Regierten  ■•). 
von  der  Beschränkung  der  Rüstungen,  die  in  Zukunft  lediglich  ein 
Werkzeug  der  Ordnung,  nicht  aber  des  Angriffs  oder  der  Gewalt- 
tätigkeit sein  sollen,  — von  alledem  ist  in  den  Kundgebungen  dei 
deutschen  Staatsmänner  nirgends  die  Rede. 
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Um  die  Kleinheit  und  Dürftigkeit  der  kanzlerischen  «  Zustim- 
mungs  »-Erklärung  richtig  bewerten  zu  können,  höre  man  die 
nachfolgenden  grosszügigen  Sätze  aus  dem  weltumspannenden 
Friedensprogramm  des  amerikanischen  Präsidenten  —  Sätze,  die 
einen  Mark-  und  Merkstein  in  der  Entwicklung  des  modernen 
Völkerlebens  bedeuten  : 

In  jeder  Erörterung  über  den  Frieden,  der  diesen  Krieg  beenden  muss, 
wird  es  als  zweifellos  hingenommen,  dass  diesem  Frieden  irgend  ein  be- 
stimmtes Einvernehmen  der  Mächte  (concert  of  powers)  folgen  muss,  welches 
es  wirklich  unmöglich  machen  wird,  dass  irgend  eine  Katastrophe,  wie  die 
gegenwärtige,  jemals  wieder  über  uns  hereinbricht.  Jeder  Menschenfreund, 
jeder  vernünftige  und  denkende  Mann  muss  dies  als  ausgemacht  ansehen 

Die  Teilnahme  an  solchem  Dienste  wird  die  Gelegenheit  sein,  für  welche 
unser  Volk  sich  schon  durch  die  Prinzipien  und  Zwecke  seiner  Politik  und  die 
bewährte  (approved)  Praxis  seiner  Regierung  seit  jeher  vorzubereiten  gesucht 
hat,  seit  den  Tagen,  da  es  eine  neue  Nation  begründete  in  der  hohen  und 
ehrenwerten  Hoffnung,  dass  diese  in  allem  ihrem  Sein  und  Tun  der  Mensch- 
heit den  Weg  zur  Freiheit  zeigen  möge 

Blosse  Vereinbarungen  dürften  den  Frieden  nicht  sichern,  es  wird  un- 
bedingt nötig  sein,  dass  eine  Kraft  geschaffen  wird,  die  imstande  ist,  die 
Dauerhaftigkeit  der  Abmachungen  zu  verbürgen,  eine  Kraft,  weit  grösser  als 
diejenige  irgend  einer  der  jetzt  in  Mitleidenschaft  gezogenen  Nationen  oder 
irgend  eines  bisher  gebildeten  oder  geplanten  Bündnisses,  so  dass  keine  Nation 
und  keine  wahrscheinliche  Vereinigung  von  Nationen  ihr  die  Stirn  bieten  oder 
ihr  widerstehen  könnte.  Wenn  der  jetzt  zu  schliessende  Frieden  dauerhaft 
sein  soll,  so  muss  es  ein  Frieden  sein,  der  gesichert  erscheint  durch  eine 
organisierte  grössere  Kraft  der  Menschheit 

Nicht  Gleichgewicht,  sondern  Gemeinsamkeit  der  Macht  ist  notwendig, 
nicht  organisierte  Nebenbuhlerschaft,  sondern  organisierter  Gemeinfriede 

Die  Gleichheit  der  Nationen,  auf  die  der  Friede,  wenn  er  dauerhaft  sein 
soll,  gegründet  sein  soll,  gegründet  sein  muss,  muss  die  Gleichheit  der  Rechte 
sein.  Die  gegenseitigen  Bürgschaften  dürfen  den  Unterschied  zwischen 
grossen  und  kleinen,  mächtigen  und  schwachen  Völkern,  weder  ausdrück- 
lich anerkennen  noch  stillschweigend  in  sich  begreifen.  Das  Recht  muss 
gegründet  sein  auf  die  gemeinsame  Kraft,  nicht  auf  individuelle  Nationen, 
von  deren  Zusammenwirken  der  Friede  abhängen  wird 

Und  etwas  Tieferes  kommt  in  Betracht,  als  selbst  die  Gleichberechtigung 
unter  den  organisierten  Völkern  :  Kein  Friede  kann  dauern  oder  verdient 
zu  dauern,  der  nicht  den  Grundsatz  anerkennt  und  annimmt,  dass  die  Re- 
gierungen alle  ihre  gerechte  Macht  von  der  Zustimmung  der  Regierten  ableiten, 
und  dass  es  nirgends  ein  Recht  gibt,  Völker  von  Machthaber  zu  Machthaber 
abzutreten,  als  wenn  sie  Eigentum  wären 

Der  ununterbrochene  freie  und  unbedrohte  Verkehr  von  Volk  zu  Volk 
ist  ein  wesentlicher  Teil  des  Friedens  und  des  Entwicklungsprozesses.  Es 
braucht  nicht  schwer  zu  sein,  die  Freiheit  der  Meere  zu  definieren  oder  sicher- 
zustellen, wenn  die  Regierungen  der  Welt  den  aufrichtigen  Willen  haben, 
diesbezüglich  zu  einer  Verständigung  zu  gelangen.  Dies  ist  ein  Problem, 
welches  mit  der  Begrenzung  der  maritimen  Rüstungen  und  der  Zusammen- 
arbeit der  Flotten  der  Welt,  um  die  Meere  sowohl  frei  als  gesichert  zu  erhal- 
ten, eng  verknüpft  ist.  Und  die  Frage  der  Begrenzung  der  maritimen  Rüstun- 
gen bringt  auch  eine  grössere  und  vielleicht  schwierigere  Frage  aufs  Tapet  : 
Wie  Landarmeen  und  jedes  Programm  militärischer  Vorbereitung  eine  Be- 
schränkung erfahren  könnten 

Die  Frage  der  Rüstungen,  einerlei,  ob  zu  Wasser  oder  zu  Lande,  ist  jene 
Frage,  welche  am  unmittelbarsten  und  einschneidendsten  mit  dem  künftigen 
Geschicke  der  Völker  und  des  Menschengeschlechtes  verknüpft  ist 

Ich  schlage  vor  :  Eine  Regierung  unter  Zustimmung  der  Regierten, 
j  ene  Freiheit  "der  Meere,  die  in  einer  internationalen  Konferenz  auch  andere 
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Vertreter   des  Volkes   der  Vereinigten  Staaten  mit  Beredsamkeit  als  über- 
zeugte Anhänger  der  Freiheit  verfochten  haben,  und  eine  Beschränkung  der 
Rüstungen,  die  aus  den  Heeren  und  Flotten  lediglich  ein  Werkzeug  der  Ord- 
nung, nicht  aber  ein  Werkzeug  für  den  Angriff  oder  eigensüchtige  Gewalt- 
tätigkeit macht.  .  .... 

Dies  sind  amerikanische  Grundsätze  und  amerikanische  Richtlinien. 
Für  andere  könnten  wir  nicht  eintreten,  und  es  sind  die  Grundsätze  und 
Richtlinien  vorausschauender  Männer  und  Frauen  aller  Orten  in  jedem 
neuzeitlichen  Volk,  in  jedem  aufgeklärten  Gemeinwesen.  Es  sind  die  Grund- 
sätze der  Menschheit  und  sie  müssen  zur  Geltung  gelangen. 

Aus  diesem  weltumlassenden  Organisations- Programm  zu 
Gunsten  einer  gesicherten  Völkerrechtsordnung  greift  der  Reichs- 
kanzler —  was  heraus,  um  seine  Uebereinstimmung  damit  zu 
bekunden  ?  Die  «  Freiheit  der  Meere  »,  die  «  Gleichberechtigung 
der  Nationen  »,  die  «  offene  Tür  »  !  Das  ist  alles.  Was  Deutschland 
unter  «  Freiheit  der  Meere  »  versteht,  habe  ich  schon  an  anderen 
Stellen  auseinandergesetzt  :  es  versteht  darunter  das  Recht  und 
die  Freiheit,  zu  Lande  unbeschränkt  Kriege  herbei-  und  durch- 
zuführen und  gleichzeitig  zur  See  vor  jeder  Blockade,  vor  jeder 
Abschneidung  der  Zufuhren,  vor  jeder  Unterbindung  seines 
Schiffahrtsverkehrs  geschützt  zu  sein.  Freiheit  der  Meere  heisst 
im  deutschen  Munde  nichts  anderes  als  :  Verbesserung  der  militä- 
rischen und  wirtschaftlichen  Lage  Deutschlands  in  zukünftigen 
Kriegen.  Herrschaft  zu  Lande,  Freiheit  zur  See  —  in  diesem  Sinne 
stimmt  der  deutsche  Reichskanzler  mit  der  Wilsonschen  For- 
derung «  Freiheit  der  Meere  »  über  ein. 

Es  ist  wahr,  auch  die  Beseitigung  des  bisherigen  gefährlichen 
und  trügerischen  Gleichgewichtssystems  in  Europa  erstrebt  der 
Kanzler.  Auch  die  «  Gleichberechtigung  der  Nationen  »  und  die 
«  offene  Tür  »  liegt  ihm  am  Herzen.  Auch  in  diesen  Punkten  be- 
rühren sich  seine  Ansichten,  wie  er  hervorhebt,  mit  denen  des 
Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten.  Aber  auch  hier  —  bei  dieser 
Teil-Zustimmung  —  lugt  unter  der  schöngefalteten  Friedenstoga 
recht  deutlich  der  preussisch- militaristische  Pferdefuss  hervor. 
«  Beseitigung  des  Systems  der  balance  of  power,  das  immer  zu 
neuen  Verwicklungen  führen  muss  »  !  Sehr  schön  !  Aber  was  soll 
an  Stelle  dieses  veralteten  und  verrosteten  Gleichgewichts  treten  ? 
Etwa  die  überstaatliche  Friedensliga  Wilsons  ?  Weit  gefehlt !  Nicht 
ein  Wort  von  einer  Zustimmung  dazu  verlautet  in  der  Rede  des 
Reichskanzlers.  An  die  Stelle  des  europäischen  Gleich  gewichts 
soll  das  deutsche  U  e  b  e  r  gewicht  treten  —  voilä  tout.  Unter  den 
schützenden  Fittichen  des  preussischen  Aars  soll  der  Kontinent 
Ruhe  und  Frieden  erhalten,  die  Ruhe  des  Kirchhofs,  den  Frieden 
der  Knechtschaft. 

Was  von  der  Gleichberechtigung  der  Nationen  in.  deutschem 
Munde  zu  halten  ist,  darüber  möge  man  die  Polen,  Dänen  und 
Elsass-Lothringer  befragen  —  besonders  die  Polen  Preussens,  die 
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noch  heute  —  nach  anderthalb  Jahrhunderten  der  Zugehörigkeit 
zum  preussischen  Staate  —  noch  heute,  da  sie  pour  le  roi  de  Prusse 
gegen  ihre  eigenen  Stammesbrüder  ihr  Blut  in  Strömen  verspritzen 
müssen,  — noch  heute,  da  man  ihre  Stammesgenossen  jenseits  der 
preussischen  Grenzen  zu  «  befreien  »  und  mit  ihrer  alten  Königs- 
herrlichkeit zu  beglücken  vorgibt,  in  Unfreiheit  gehalten,  als 
Staatsbürger  zweiten  Ranges  behandelt  werden.  Während  die 
früheren  Burenrepubliken  Süd- Afrikas,  die  erst  seit  anderthalb 
Jahrzehnten  dem  britischen  Weltreiche  angegliedert  sind,  sich 
heute  bereits  der  vollen  Autonomie,  der  vollen  Freiheit  in  der 
Ausübung  ihrer  bürgerlichen  Rechte,  in  ihrer  Sprache  und  Kultur 
erfreuen,  während  ihr  Führer  Botha  Premierminister  im  britischen 
Süd- Afrika  ist  und  ihre  Söhne  freiwillig  an  der  Seite  der  Eng- 
länder kämpfen,  denen  die  Väter  vor  wenigen  Jahren  noch  im 
Kampfe  gegenüberstanden,  —  während  drüben,  bei  den  Eng- 
ländern, sich  in  anderthalb  Jahr  zehnten  die  erstaunlichsten 
Amalgamierungsprozesse  vollziehen,  genügen  hüben,  bei  den 
Preussen,  anderthalb  Jahrhunderte  nicht,  um  auch  nur  die 
ersten  Anfänge  jener  «  Gleichberechtigung  der  Nationen  »  zu 
verwirklichen,  die  Herr  von  Bethmann  plötzlich  auch  als  sein 
Ideal  und  Strebensziel  erkannt  hat. 

Dass  es  den  dänischen  Muss-Preussen,  die  seit  nunmehr  einem 
halben  Jahrhundert  die  Ehre  und  die  Freude  haben,  unter  dem 
glorreichen  Szepter  der  Hohenzollern  zu  leben,  nicht  besser  geht 
als  ihren  polnischen  Leidensgenossen,  ist  allbekannt.  Und  über 
das  Schicksal  der  Elsass-Lothringer  ist  kein  weiteres  Wort  zu 
verlieren.  An  allen  Grenzen  Preussens  und  Deutschlands  reckt 
eine  unversöhnte  und  daher  unversöhnliche  Irredenta  ihr  Haupt 
empor.  Das  ist  die  «  Gleichberechtigung  der  Nationen  »,  zu  der 
sich  Herr  von  Bethmann  —  in  angeblicher  Uebereinstimmung  mit 
dem  Präsidenten  Wilson  —  bekennt. 

Aber  darauf  kommt  es  nicht  einmal  an.  Die  Hauptsache  in  den 
Erklärungen  des  Kanzlers  vom  31.  Januar  1917  ist  nicht  das,  was 
er  sagt,  sondern  das,  was  er  nicht  sagt  :den  Kernpunkt  des  Wilson- 
schen  Friedensprogramms  und  ebenso  seine  wichtigste  Vorbedingung 
übergeht  der  leitende  deutsche  Staatsmann  mit  Stillschweigen. 

Die  Präliminarbedingung  (um  mit  Kant  zu  reden)  eines  zu- 
künftigen Weltfriedens  ist  für  den  Präsidenten  der  Vereinigten 
Staaten  die  Einrichtung  eines  demokratischen  Regierungssystems, 
einer  « Regierung  unter  Zustimmung  der  Regierten  »  in  jedem 
einzelnen,  zum  Friedensbunde  gehörigen  Lande.  Darüber  schweigt 
des  Kanzlers  Höflichkeit. 

Der  Tragbalken  des  eigentlichen  Friedensgebäudes  Wilsons  ist 
die  Einrichtung  einer  organisierten,  über  allen  Staaten  stehenden 
Macht  und  als  deren  unumgängliches  Korrelat  die  Beschränkun 
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der  Rüstungen  jedes  einzelnen  Mitgliedes  des  Friedensbundes  zu 
Gunsten  der  militärischen  Machtausstattung  der  Gesamtheit. 
Auch  über  diesen  entscheidenden  Punkt  der  Wilsonschen  Frie- 
densbotschaft, über  diesen  Wesenskern  jeder  pazifistischen  Welt- 
organisation, herrscht  in  der  Kanzlerrede  beredtes  Schweigen. 
So  weit  geht  eben  das  Mass  der  kanzlerischen  und  präsidentlichen 
Uebereinstimmung  nicht.  Zu  solchen,  allein  fruchtbringenden 
Zukunftsgedanken  kann  und  darf  sich  ein  deutscher  Staatsmann 
—  wie  die  Dinge  heute  noch  in  Deutschland  liegen  —  nicht  auf- 
schwingen. Oder,  wenn  er  den  Ikarusflug  zu  solchen  Menschheits- 
höhen für  seine  Person  riskieren  wollte,  so  würde  er  von  den 
Abwehr- Geschützen  der  noch  immer  in  Deutschland  herrschenden 
Orkus-Mächte  bald  herabgeholt  werden,  bald  zerschmettert  am 
Boden  liegen  1. 

F.  Eine  fernere  Etappe  in  der  deutschen  Stellungnahme  zu 
einer  pazifistischen  Völkerorganisation  bildet  die  Reichstagsrede 
des  Kanzlers  vom  28.  Februar  igiy.  Soweit  diese  Rede  die 
annexionistischen  Ziele  Deutschlands  berührt,  habe  ich  sie  schon 
an  früherer  Stelle  behandelt.  Soweit  pazifistische  Ziele  in  Betracht 
kommen,  ist  sie  schnell  erledigt  :  sie  enthält  —  genau  wie  die  erste 
Bethmannsche  Friedensrede  vom  12.  Dezember  1916  —  unter  der 
Rubrik  «  Pazifismus  »  ein  einfaches  «  vacat  ».  Nach  Ausbruch  des 
Konfliktes  mit  Amerika,  nach  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen seitens  der  Vereinigten  Staaten,  hatten  die  pazifis- 
tischen Allüren  keinen  Zweck  mehr  ;  die  Verschärfung  des  Unter- 
seeboot-Krieges und  die  dadurch  herbeigeführte  Haltung  Ameri- 
kas Hessen  jede  Hoffnung  entschwinden,  durch  halbes  und  zwei- 
deutiges Eingehen  auf  die  grossen  Menschheitsideen  des  Führers 
des  amerikanischen  Volkes  die  Neutralität  der  Vereinigten  Staaten 
zu  erkaufen.  So  warf  man  denn  kurz  entschlossen  den  pazifis- 
tischen Ballast  über  Bord,  setzte  von  neuem  die  Pickelhaube 
aufs  Haupt  und  verkündete  kurz  und  bündig  als  deutsches 
Kriegsziel  : 

Dem  Kriege  ein  Ende  zu  machen  durch  einen  dauerhaften  Frieden,  der 
uns  Entschädigung  gewährt  für  alle  erlittene  Unbill  und  der  einem  starken 
Deutschland  ein  gesichertes  Dasein  und  eine  gesicherte  Zukunft  bietet.  Das  ist 
unser  Ziel,  nichts  mehr  und  nichts  weniger. 

Nichts  mehr  und  nichts  weniger  !  Nichts  weniger  als  Ent- 
schädigung und  Zukunftssicherung  für  Deutschland  !  Was  solche 
Entschädigung  und  Zukunftssicherung  im  Munde  des  Kanzlers 
bedeutet,  bedeuten  soll,  habe  ich  schon  an  früherer  Stelle  ausein- 
andergesetzt. 

1  Dieses  Schicksal  ist  Herrn  von  Bethmann  später  ohnedies  zuteil  geworden, 
bloss  weil  er  in  den  —  meines  Erachtens  sehr  unbegründeten  —  Verdacht  ^ekova.- 
men  war,  er  könnte  vielleicht  in  einer  schwachen  Stunde  einmal  von  einem  PseuM  >- 
Pazifisten  in  einen  wirklichen  Pazifisten  sich  umwandeln. 
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Nichts  mehr  als  Entschädigung  und  Zukunftssicherung  für 
Deutschland  !  Damit  ist  von  neuem  Deutschlands  Stellungnahme 
zu  einer  pazifistischen  Zukunftsgestaltung  der  Völkergemein- 
schaft gekennzeichnet.  Einem  «  starken  »  Deutschland  soll  ein 
«  gesichertes  »  Dasein,  eine  gesicherte  Zukunft  erkämpft  werden. 
Nichts  mehr,  nichts  darüber  hinaus  erstreben  die  Machthaber 
Deutschlands.  Das  ist  eine  erneute  deutliche  Absage  an  jede  Idee 
einer  allgemeinen  Friedenssicherung,  einer  Friedenssicherung 
durch  Rechts  Organisation.  Die  Betonung  der  eigenen  Stärke, 
der  eigenen  Sicherung  heisst  nichts  anderes  als  :  Fortsetzung  der 
bisherigen  Gewalt-  und  Rüstungspolitik  in  vermehrter  und  ver- 
besserter Auflage,  bessere  Grenzsicherung  nach  strategischen 
Gesichtspunkten,  erhöhte  Machtstellung  Deutschlands  in  mili- 
tärischer, politischer  und  wirtschaftlicher  Beziehung  —  kurz, 
bessere  Vorbereitung  auf  neue  Konflikte  und  neue  Kriege. 

G.  Derselbe  einseitige  Gedankengang,  dieselbe  verächtliche 
Ignorierung  aller  pazifistischen  Zukunftsideen  kehrt  auch  in  der 
Kanzlerrede  vom  15.  Mai  igiy  wieder.  Dass  der  Reichskanzler 
auch  an  diesem  Tage  noch  —  dreiunddreissig  Monate  nach  Kriegs- 
beginn —  unter  der  Zustimmung  der  bürgerlichen  Parteien  sein 
früheres  Annexionsprogramm  unverändert  aufrecht  erhielt,  habe 
ich  schon  an  anderer  Stelle  erwähnt.  Dass  er  auch  in  dieser  Rede 
kein  Wort  von  einer  grundsätzlichen  Systemänderung  in  den 
Völkerbeziehungen,  kein  Wort  von  einer  Rechtsorganisation  der 
Völkergemeinschaft  —  an  Stelle  der  bisherigen  Anarchie  und 
Machtkonkurrenz  —  verlauten  Hess,  verdient  im  Zusammenhange 
mit  unserer  jetzigen  Erörterung  besonders  hervorgehoben  zu 
werden.  Auch  diesmal  stellte  der  Kanzler  als  ausschliessliches 
deutsches  Kampfziel  die  Zukunftssicherung  Deutschlands  hin,  ohne 
die  Friedenssicherung  der  Welt  auch  nur  mit  einem  Worte  zu 
erwähnen  : 

Wenn  wir  jetzt  im  Kampfe  fast  gegen  die  ganze  Welt  stehen,  so  aus- 
schliesslich, um  unser  Dasein  zu  sichern  und  die  Zukunft  der  Nation  fest  zu 
«runden.  (Lebhafter  Beifall  bei  den  Mittelparteien.) 

Mit  dieser  Rede  des  Kanzlers  —  seinem  Schwanengesang,  zwei 
Monate  vor  seinem  Hinscheiden  —  ist  die  Kette  geschlossen,  die 
mit  der  ersten  «  Friedens  »-Rede  vom  12.  Dezember  1916  begann. 
Die  Schlange  beisst  sich  in  den  Schwanz.  Hier  wie  dort  der  Aus- 
gangspunkt :  Deutschland  ist  überfallen  worden  und  führt  einen 
Verteidigungskrieg.  Hier  wie  dort  der  Endpunkt  :  Deutschland 
muss  sich  durch  «  reale  »  Schutzmittel  gegen  neue  Ueberfälle 
sichern.  Hier  wie  dort  nur  der  Gedanke  an  die  eigene  Sicherung 
durch  erhöhte  Macht,  die  Verwerfung  jedes  Gedankens  an  die 
allgemeine  Sicherung  durch  verstärktes  Recht.  Von  Pazifismus  ist, 
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wie  zu  Beginn,  so  auch  am  Schluss  der  Entwicklungsreihe  keine 
Rede  mehr.  Pacifismus  vacat. 

Die  europäisch-pazifistische  Erleuchtung  aus  den  ersten  No- 
vembertagen 1916  ist  von  neuem  der  preussisch- militaristischen 
Dunkelheit  gewichen,  die  allen  deutschen  Herrschern  und  Staats- 
männern, allen  massgebenden  Parteiführern  von  je  ihren  poli- 
tischen Horizont  umnebelt,  ihr  geistiges  Auge  geblendet  hat. 
Damals  —  im  November  1916  —  schien  das  Bibelwort  auch  in 
Deutschland  zur  Wahrheit  werden  zu  wollen  :  «  Es  werde  Licht 
und  es  ward  Licht  ».  Inzwischen  aber  ist's  wieder  wüst  und  leer 
geworden  in  deutschen  Landen  und  kein  Geist  Gottes  schwebt 
über  den  Wassern.  Die  ewig-Blinden,  die  einen  Augenblick  sehend 
zu  werden  schienen,  sind  von  neuem  in  noch  tiefere  Blindheit 
verfallen,  als  ehedem,  und  immer  klarer  wird  es,  dass  ihnen  die 
Augen  nicht  eher  aufgehen  werden,  ehe  man  ihnen  nicht  blutig- 
rücksichtslos den  Star  gestochen  haben  wird. 

Erst     S  p  e  z  i  a  1  f  r  i  e  d  e  n 
—  dann  Weltfrieden? 

Hervorheben  möchte  ich  am  Schlüsse  dieser  Uebersicht 
nochmals  die  raffinierte  zeitliche  Scheidung,  die  die  deutsche  Re- 
gierung damals,  als  sie  noch  «  in  Pazifismus  machte  »,  zwischen  den 
unmittelbaren  Friedensverhandlungen  und  den  späteren  Friedens- 
sicherungen eintreten  lassen  wollte.  Die  —  bereits  oben  erwähnte  — 
Antwortnote  vom  26.  Dezember  an  die  Regierung  der  Vereinigten 
Staaten  unterscheidet  genau  : 

a)  den  «  alsbaldigen  Zusammentritt  von  Delegierten  der 
kriegführenden  Staaten  »  zum  Zwecke  eines  «  unmittelbaren 
Gedankenaustausches  »  über  die  Bedingungen,  die  dem  jetzi- 
gen Kriege  ein  Ende  setzen  sollen  ; 

b)  das  später  «  nach  Beendigung  des  gegenwärtigen  Völ- 
kerringens »  in  Angriff  zu  nehmende  «  grosse  Werk  der  Ver- 
hütung künftiger  Kriege  ». 

An  der  Konferenz  der  Kriegführenden  sollten  die  neutralen 
Staaten  —  nach  Deutschlands  Willen  —  nicht  teilnehmen.  An  dem 
späteren  Friedenskongress  sollte  ihnen  die  Teilnahme  gestattet  sein. 

Diese  ebenso  künstliche  als  wohlüberlegte  Scheidung  der 
beiden  Friedenskonferenzen  nach  Zeit  und  Teilnehmerschaft 
verrät  bereits  deutlich  die  Hintergedanken,  welche  die  deutsche 
Regierung  bei  ihren  scheinbaren  Sympathieäusserungen  für 
Wilsons  Friedensziele  geleitet  haben.  Schon  diese  Scheidung 
stellte  —  ganz  abgesehen  von  den  besonderen  Friedensforderungen 
Deutschlands,  von  der  grösseren  oder  geringeren  Ehrlichkeit  seiner 
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« pazifistischen  » Bekenntnisse  —  einen  unüberbrückbaren  Zwiespalt 
zwischen  der  Stellungnahme  Deutschlands  auf  der  einen  und  der 
der  Ententemächte  sowie  Amerikas  auf  der  anderen  Seite  dar. 

Für  die  Ententemächte  und  für  Amerika  ist  nicht  die  jetzige 
Einigung  über  die  beiderseitigen  Einzelforderungen  die  Haupt- 
sache, die  spätere  Weltfriedensorganisation  die  Nebensache.  Für 
sie  steht  in  erster  Linie,  als  erster  und  wichtigster  Gegenstand  des 
jetzigen  Friedensschlusses,  die  dauernde  Friedenssicherung  durch 
völkerrechtliche  Organisation  und  alle  Einzelforderungen  — ■ 
mögen  sie  mehr  oder  minder  berechtigt  oder  massvoll  sein  — 
sollen  doch  insgesamt  nur  dem  einen  Ziele  der  dauernden  Friedens- 
sicherung dienen.  Ein  Spezialfrieden,  der  diesen  wichtigsten 
Punkt  beiseite  lässt,  wäre  schon  früher  von  den  Ententemächten 
verworfen  worden  und  kann  jetzt,  nach  dem  Eintritt  Amerikas 
als  Kriegspartei,  überhaupt  nicht  mehr  in  Frage  kommen.  Der 
von  Deutschland  vorgeschlagene  modus  procedendi  :  Trennung 
der  Friedensverhandlungen,  Trennung  der  Teilnehmerschaft 
—  war  offensichtlich  auf  die  Wünsche  und  Bedürfnisse  Deutsch- 
lands zugeschnitten,  war  aber  ebenso  offensichtlich  den  Wünschen 
und  Bedürfnissen  der  Ententemächte,  den  Absichten  Wilsons 
entgegengesetzt.  An  dem  damaligen  «  Sieger  »-Frieden,  den  man 
durch  den  Verlauf  der  Ereignisse  bald  in  sein  Gegenteil  verkehrt 
zu  sehen  fürchtete,  war  den  deutschen  Machthabern  und  ihrem 
hungernden  Volke  ausserordentlich  viel  gelegen.  An  der  späteren 
pazifistischen  Organisation  dagegen  lag  und  liegt  ihnen  gar  nichts  ; 
im  Gegenteil,  sie  ist  ihnen  —  nach  ihrem  inneren  Gefühl  und  allen 
ihren  Traditionen  —  ein  Greuel.  Niemals  werden  sie  freiwillig 
den  pazifistischen  Weg  bis  an  sein  logisches  Ende  beschreiten, 
niemals  sich  erzwingbaren  Rechtssprüchen  in  völkerrechtlichen 
Streitigkeiten  unterwerfen,  niemals  eine  überstaatliche  Ordnung 
über  ihrem  Souveränitäts-Idol  anerkennen,  niemals  vor  allem 
sich  ihr  «  scharfgeschliffenes  Schwert  »  zu  Gunsten  einer  über 
ihnen  stehenden  Exekutiv-Instanz  aus  den  Händen  winden 
lassen.  Das  steht  für  jeden,  der  Preussen-Deutschland  kennt,  der 
den  ererbten  und  anerzogenen  Charakter  der  Hohenzollernfamilie 
richtig  erfasst  hat,  bombenfest.  Deshalb  die  Verweisung  des 
wichtigsten  Verhandlungsgegenstandes  ins  Hinterkämmerchen. 
Deshalb  der  Wunsch,  zunächst  einmal  die  Bluternte  heimzubrin- 
gen, um  dann  die  Friedensliga  —  Friedensliga  sein  zu  lassen. 
Deshalb  der  Ruf  Wilhelms  an  Wilson  —  damals,  als  sie  noch 
miteinander  plauderten  —  (frei  nach  Heine)  : 

Genier'  mich  nicht,  mein  schönes  Kind, 
I/ass  mich  den  Frieden  künden, 
Wenn  wir  nachher  zu  Hause  sind, 
Wird  sich  das  andre  rinden. 
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Das  «  andere  »,  das  sich  später  finden  wird,  —  das  ist  die 
Wilsonsche  Friedensliga.  Das  Nächstliegende,  das  man  sofort 
«  künden  »,  das  heisst  diktieren  möchte,  —  das  ist  der  Spezial- 
frieden  mit  der  Gegenpartei. 

Wären  die  Kriegsgegner,  wäre  Amerika  auf  diese  Trennung 
der  beiden  Friedensthemata  eingegangen  und  wäre  —  unwahr- 
scheinlicherweise —  der  von  Deutschland  so  heissersehnte  Spezial- 
frieden  zustande  gekommen,  so  kann  man  hundert  gegen  eins 
wetten  :  Der  spätere  Friedenskongress  wäre  wiederum,  wie  die 
Haager  Konferenzen,  an  dem  Widerstände  Deutschlands  und 
seiner  Verbündeten  gescheitert  oder  mindestens  zu  einem  höchst 
unbefriedigenden  Resultat  gelangt.  Ob  die  Siegesernte,  die 
Deutschland  aus  dem  Spezialfrieden  heimgebracht,  grösser  oder 
geringer,  mehr  oder  weniger  wertvoll  gewesen  wäre,  —  die  wieder- 
erlangte Freiheit  von  dem  bedrückenden  und  erdrückenden  Alp 
dieses  Erschöpfungskrieges  hätte  ein  neues  Aufpuffen  der  alten 
preussisch-militaristischen  Anschauungen  und  Ambitionen  bei 
den  Machthabern  Deutschlands  automatisch  hervorgerufen.  Was 
das  erste  Mal  nicht  gelungen,  hätte  man  von  einem  ferneren 
Versuche  erhofft  ;  derselbe  Faden,  höchstens  eine  andere  Nummer, 
wäre  weitergesponnen  worden  und,  wenn  die  Weltfriedens- 
Konferenz  überhaupt  zustande  gekommen  wäre,  so  wären  ihre 
Resultate  im  günstigsten  Falle  höchst  platonische,  wäre  das  aus 
solcher  Zwangsumarmung  hervorgegangene  Kind  ein  homunculus, 
ein  Wesen  ohne  Saft  und  Kraft,  ohne  Fleisch  und  Blut,  gewesen. 

«  Meine  Herren,  ich  danke  Ihnen  »  —  mit  diesen  höflich  ge- 
sprochenen Worten  wäre  —  das  sehe  ich  deutlich  vor  mir  —  der 
deutsche  Reichskanzler-General  nach  Abschluss  der  Spezial- 
konferenz  vom  grünen  Tische  aufgestanden.  Und  wenn  die 
Anderen  ihm  beim  Weggehen  nachgerufen  hätten  :  «  Aber 
Exzellenz,  der  Weltfriedenskongress  !  »  —  so  würde  der  «  läng- 
liche Unzulängliche  »  voraussichtlich  sich  an  den  Kopf  gefasst 
haben  :  «  Ach  so  !  der  Kongress  für  den  Weltfrieden  !  Den  hatt' 
ich  ja  ganz  vergessen.  Nun,  meine  Herren,  in  dieser  Beziehung  bin 
ich  nach  wie  vor  zu  «  freudiger  Mitarbeit  »  bereit  und  sehe  mit 
grossem  Vergnügen  Ihren  weiteren  Mitteilungen  entgegen » 

Sprach's  —  und  schlug  sich  seitwärts  in  die  Büsche 

Bethmann  und  Michaelis  '. 

Auf  der  Rampe  des  königlichen  Schlosses  zu  Berlin,  zu  beiden 
Seiten  des  Haupteinganges,  stehen  zwei  schöne  Bildwerke  in  Erz 
—  ein  Geschenk  des  Kaisers  Nikolaus  I.  an  den  König  Friedrich 
Wilhelm  IV.  Zwei  nackte  Jünglinge  bändigen  mit  starker  Faust 

1  Anhang,  geschrieben  im  August  191 7. 
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und  sichtbarem  Erfolg  zwei  vorwärtsstürmende  feurige  Renner. 
«  Die  Rossebändiger  »  ist  der  offizielle  Titel  der  Bildnisgruppe. 
Der  Berliner  Volksmund  aber  nennt  sie  :  «  Der  gehemmte  Fort- 
schritt und  der  beförderte  Rückschritt  »  —  wie  sie  ein  witziger  Kopf, 
in  der  Reaktionszeit  der  fünfziger  Jahre,  getauft  hat,  um  damit 
den  Geist  des  «  königlichen  Hauses  »,  dessen  Eingang  sie  zieren, 
zu  kennzeichnen. 

Wenn  nicht  alle  Anzeichen  trügen,  so  wird  auch  der  jetzige 
Bewohner  dieses  Hauses  bei  der  Ausführung  seines  Wahlver- 
sprechens dem  Geiste  nicht  untreu  werden,  der  seine  Vorfahren 
jeder  freiheitlichen  Entwicklung  gegenüber  geleitet  hat  :  Auch 
diesmal  wieder  wird  der  Fortschritt  gehemmt,  der  Rückschritt 
gefördert  werden.  Im  Jahre  1908  ist  dem  preussischen  Volke  die 
«  organische  Fortentwicklung  »  seines  veralteten  Wahlrechts,  im 
April  1917  die  Aufhebung  des  Klassen  Wahlrechts,  die  Einführung 
der  direkten  und  geheimen  Wahl,  am  n.  Juli  1917  endlich  die 
Schaffung  des  gleichen  Wahlrechts  zugesagt  worden.  In  der  von 
dem  preussischen  Ministerpräsidenten  von  Bethmann  Hollweg 
gegengezeichneten  Anweisung  an  das  Staatsministerium  hei:  st  es 
ausdrücklich,  dass  der  dem  Landtage  der  Monarchie  zur  Beschluss- 
fassung vorzulegende  Gesetzentwurf  «  auf  der  Grundlage  des 
gleichen  Wahlrechts  »  aufgestellt  und  «  so  frühzeitig  »  eingebracht 
werden  soll,  «  dass  die  nächsten  Wahlen  nach  dem  neuen  Wahl- 
recht stattfinden  können».  Leider  wird  hierbei  verschwiegen,  wann 
die  nächsten  Wahlen  stattfinden  sollen,  und  damit  der  Zeitpunkt 
der  Einbringung  der  Wahlrechtsvorlage  ins  Unbestimmte  ver- 
schoben. Desgleichen  wird  die  Art  der  Durchführung  des  Wahl- 
gesetzes, gegenüber  dem  junkerlichen  Dreiklassen-Parlament  und 
dem  feudalen  Herrenhaus,  deren  Zustimmung  zu  jedem  Gesetz 
in  Preussen  erforderlich  ist,  im  Unklaren  gelassen.  Endlich  wird 
zwar  das  gleiche  Wahlrecht  versprochen,  nicht  aber  das  allgemeine 
(im  Sinne  des  Artikels  20  der  Reichsverfassung),  so  dass  immer 
noch  beliebige  Kategorien  von  Staatsbürgern  vom  Wahlrecht 
ausgeschlossen  werden  können. 

Trotz  dieser  offensichtlichen  Mängel  und  Lücken  des  könig- 
lichen Erlasses,  die  ihm  den  Charakter  bloss  einer  Schein- 
konzession  geben  (ut  aliquid  fecisse  videatur),  war  der  Mann,  der 
es  gewagt  hatte,  dem  preussischen  Volke  nach  dreijährigen 
Kriegsleiden  auch  nur  das  Spiegelbild  demokratischer 
Fortentwicklung,  den  preussischen  Junkern  auch  nur  das 
Schreckgespenst  einer  Machtverminderung  vorzuführen, 
—  war  Herr  von  Bethmann,  drei  Tage  nach  jenem  Erlass,  ein 
toter  Mann. 

Sein  Nachfolger,  Dr.  Michaelis,  der  christlich-fromme  Kandi- 
dat der  noch  frömmeren  Kaiserin,  des  Kronprinzen,  der  Hinden- 
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bürg  und  Ludendorff,  der  bisherige  «  Ernährungskommissar  », 
der  ohne  jede  Befragung  führender  Parlamentarier,  hinter  dem 
Rücken  des  Volkes  und  der  Volksvertretung,  wie  ein  deus  ex 
machina  plötzlich  aus  heiterem  Himmel  auf  den  Sessel  des 
höchsten  Reichsbeamten  herniederschwebte,  —  Herr  Dr.  Georg 
Michaelis,  der  neugebackene  Reichskanzler  und  Oberstleutnant, 
hat  am  19.  Juli  19 17  seine  grosse  Antrittsrede  im  Reichstag 
gehalten.  Mit  dem  gleichen  Wahlrecht  für  Preussen  fand  sich  der 
neue  Ministerpräsident  «  kühl  bis  ans  Herz  hinan  »  durch  die 
Erklärung  ab,  dass  er  sich  «  nach  Erlass  der  Allerhöchsten  Bot- 
schaft vom  11.  Juli  über  das  Wahlrecht  in  Preussen  selbstverständ- 
lich auf  deren  Standpunkt  stelle.  »  Was  aber  die  Reichspolitik 
anbetrifft,  so  wird  man  —  bei  dem  Vergleich  der  Programmrede 
des  neuen  Herrn  mit  allen  Kundgebungen  seines  Vorgängers  — 
unwillkürlich  an  Gretchens  Worte  im  «  Faust  »  erinnert  : 

Ungefähr  sagt  das  der  Pfarrer  auch, 
Nur  mit  ein  bischen  andern  Worten  ! 

Der  Nachfolger  Bethmanns  stellt  sich  sachlich  in  allen  Punkten 
auf  den  Standpunkt  seines  Vorgängers,  nur  in  der  Form  drückt 
er  sich  —  um  keine  der  verschiedenen  Reichstagsgruppen  vor  den 
Kopf  zu  stossen  —  noch  vorsichtiger  und  unklarer  als  sein  Vor- 
gänger aus. 

Ich  kann  im  Rahmen  meines  —  zur  Zeit  der  Entlassung 
Bethmanns  bereits  abgeschlossenen  —  Buches  mich  auf  eine 
ausführliche  Besprechung  der  durch  die  neue  Reichskanzlerschaft 
eingetretenen  Situation  nicht  einlassen.  Noch  weniger  kann  ich 
die  Zukunftsmöglichkeiten  in  Betracht  ziehen,  zu  denen  der  neue 
Mann  durch  den  Gang  der  kriegerischen  und  ökonomischen  Ent- 
wicklung und  die  dadurch  hervorgerufene  Volksstimmung  früher 
oder  später  gedrängt  werden  kann.  Wenn  ich  an  anderer  Stelle  von 
der  Möglichkeit,  ja  sogar  Wahrscheinlichkeit  gesprochen  habe, 
dass  aus  Bethmann,  dem  «  Friedens  b  i  e  t  e  r  »  allmählich  der 
«  Friedens  bitter»  werden  könnte,  so  ändert  sich  diese  Prognose 
nur  insoweit,  als  auf  «  Bethmann,  den  Friedensbieter »  nunmehr 
«  Michaelis,  der  Friedensbitter  »  folgen  wird. 

Aus  der  Programmrede  des  neuen  Kanzlers  sind  folgende 
Punkte  als  die  wichtigsten  hervorzuheben  : 

I.  Die  U  ebereinsti  mmung  des  neuen  Kanzlers  mit  seinem  Vor- 
gänger in  der  Frage  des  Kriegsursprungs  : 

Wir  müssen  uns  täglich  die  Ereignisse  vor  drei  Jahren  vor  Augen  halten, 
die  geschichtlich  feststehen  und  die  beweisen,  dass  wir  in  den  Krieg  gezwungen 
sind.  Russlands  Rüstungen,  seine  heimliche  Mobilmachung  waren  eine  grosse 
Gefahr  für  Deutschland.  An  einer  Konferenz  teilzunehmen,  während  deren 
Dauer  die  Mobilmachung  weitergegangen  wäre,  wäre  politischer  Selbstmord 
gewesen. 
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Herr  Dr.  Michaelis  behauptet  dann  weiter  —  immer  in  dem 
üblichen  Geleise  — ,  die  englischen  Staatsmänner  hätten  kein  Wort 
der  Warnung  gegen  die  militärischen  Massnahmen  Russlands  ge- 
richtet, während  Herr  von  Bethmann  durch  seine  Instruktion 
vom  29.  Juli  an  Tschirschky  aufs  deutlichste  seinen  Friedens- 
willen bekundet  habe. 

Das  ist  die  magere  «  Vorgeschichte  »  des  Krieges,  aus  der  der 
neue  Lenker  Deutschlands  den  fetten  Schluss  zieht,  Deutschland 
habe  den  Frieden,  die  Ententemächte  aber  den  Krieg  erstrebt. 

Es  lohnt  sich  nicht,  über  diese  flüchtig-chevalereske  Behand- 
lung der  Schuldfrage,  die  weit  hinter  ähnlichen  Leistungen  des 
Herrn  von  Bethmann  zurückbleibt,  noch  viele  Worte  zu  machen. 
Was  in  den  Büchern  J'accuse  und  Das  Verbrechen  auf  mehr  als 
tausend  Seiten  nach  strenger  wissenschaftlicher  Methode  doku- 
mentarisch nachgewiesen  ist  —  die  ausschliessliche  Schuld 
Deutschlands  und  Oesterreichs  an  diesem  Kriege  — ,  kann  durch 
zwei  oder  drei  Sätze  des  neuen  Herrn  ebensowenig  aus  der  Welt 
geschafft  werden,  wie  durch  die  langatmigen  Verteidigungsreden 
seines  Vorgängers.  Es  erscheint  mir  überflüssig,  dem  politischen 
Analphabetismus  des  bisherigen  Ernährungskommissars  hier  noch 
ein  Privatissimum  über  das  Abc  der  diplomatischen  Kriegs- Vor- 
geschichte zu  lesen  und  nach  Erledigung  des  alten  Kanzlers  auch 
noch  den  neuen  «  abzukanzeln  ». 

II.  Von  der  These  des  feindlichen  Angriffes  ausgehend,  gelangt 
der  neue  Kanzler  —  ebenso  wie  der  alte  —  logischerweise  zu  der 
Forderung  zukünftiger  Grenzsicherungen  : 

Wenn  wir  Frieden  machen,  daim  müssen  wir  in  erster  Linie  erreichen, 
dass  die  Grenzen  des  Deutschen  Reiches  für  alle  Zeiten  sichergestellt  werden. 
Wir  müssen  im  Wege  der  Verständigung  und  des  Ausgleichs  die  Lebensbe- 
dingungen des  Deutschen  Reiches  auf  dem  Kontinent  und  Uebersee  garan- 
tieren. 

Noch  deutlicher,  als  in  der  Rede  vom  19.  Juli,  kommt  das,  was 
der  neue  Kanzler  unter  «  Sicherstellung  der  Grenzen  »  versteht, 
in  einer  Ansprache  zum  Ausdruck,  die  Herr  Dr.  Michaelis  am 
4.  August  19 17  —  bei  Gelegenheit  einer  offiziellen  Kriegserin- 
nerungs-Feier  im  Reichstagsgebäude  —  hielt  : 

Wir  wissen  heute  alle,  was  wir  wollen.  Wir  wollen  das  von  den  Vätern  uns 
anvertraute  Erbe  unversehrt  den  kommenden  Geschlechtern  weitergeben. 
Wir  wollen  unsere  Kinder  und  Kindeskinder  davor  bewahren,  dass  Kriegsnöte 
wie  diese  auf  sie  herniederfallen.  Wir  wollen  unser  Vaterland  durch  einen 
kraftvollen  und  weisen  Frieden  umwehren,  damit  deutsches  Wesen  einen 
sicheren  Boden  gesunder  und  kräftiger  Entwicklung  behalte  für  alle  Zeil . 

Diese  Worte  des  Kanzlers  besagen  in  nicht  misszuverstehender 
Weise,  dass  Deutschland  seine  «  Zukunftssicherung  »  durch  mili- 
tärische und  territoriale  Mittel  zu  erreichen  sucht.  Das  Vaterland 
soll  «  umwehrt  »  werden.  Das  ist  ein  eigens  für  diese  Gelegenheit 
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gebildetes  Originalwort  des  neuen  Kanzlers,  das  nur  im  Sinne 
militärisch-strategischer  Sicherung  verstanden  werden  kann. 
Auch  der  Hinweis  auf  die  «  kräftige  Entwicklung  des  deutschen 
Wesens  für  alle  Zeit  »  riecht  stark  nach  Expansion  und  erinnert 
in  höchst  verdächtiger  Weise  an  das  alldeutsche  Schlagwort  von 
dem  «  deutschen  Wesen  »,  an  dem  «  noch  einmal  die  Welt  genesen  » 
soll.  Kurz  :  Alldeutschland  kann  mit  dieser  zweiten  Kundgebung 
des  neuen  Kanzlers  noch  mehr  als  mit  der  ersten  zufrieden  sein. 
In  die  «  Sicherungs  »-Phrasen  des  Herrn  Michaelis  lassen  sich 
alle  Annexionsforderungen  des  Herrn  von  Bethmann,  nach  rechts 
und  links,  nach  Osten  und  Westen  hin,  bequem  hineinfügen.  Diese 
Art  der  Grenzsicherung  wird  von  dem  neuen  Herrn  sogar  in  die 
erste  Linie  der  Friedensbedingungen  gestellt.  Allerdings  fügt  der 
Kanzler  hinzu,  dass  der  Weg,  auf  dem  die  Lebensbedingungen  des 
Deutschen  Reiches  auf  dem  Kontinent  und  Uebersee  garantiert 
werden  sollen,  der  Weg  der  Verständigung  und  des  Ausgleichs  mit 
den  feindlichen  Mächten  sein  solle.  Das  stimmt  mit  dem  vorher- 
gehenden Satze  der  Kanzlerrede  überein,  wonach  Deutschland 
nicht  beabsichtige,  « seine  Macht  gewaltsam  zu  vergrössern  », 
dass  es  den  Krieg  auch  nicht  einen  Tag  weiter  führen  würde,  bloss, 
«  um  gewaltsame  Eroberungen  zu  machen  ». 

Alle  diese  absichtlich  unklaren  und  verschwommenen  Wen- 
dungen sind  offensichtlich  darauf  berechnet,  alle  Welt,  die  Rechten 
wie  die  Linken,  zu  befriedigen  :  tout  le  monde  et  encore  sa  belle- 
mere.  Den  Rechten  wird  die  «  Grenzsicherung  für  alle  Zeiten  »  als 
Köder  hingeworfen,  den  Linken  der  Weg  der  «  Verständigung  », 
die  Ablehnung  des  Gewaltweges.  Wenn  nun  aber  die  Verständi- 
gung nicht  gelingt  —  was  ja  schon  heute  mit  Sicherheit  feststeht — , 
was  dann  ?  Wenn  die  Gegner  Deutschlands  —  neben  anderen 
berechtigten  Forderungen  —  die  vollständige  Räumung  der 
okkupierten  Gebiete  verlangen,  wenn  sie  jede  sogenannte  Grenz- 
sicherung zu  Gunsten  des  Angreifers  glatt  ablehnen,  —  was  dann  ? 
Dann  ist  eben  —  nur  so  kann  die  doppelzüngige  Rede  des  Reichs- 
kanzlers interpretiert  werden  —  der  Weg  der  Verständigung,  den 
Deutschland  vorgeschlagen,  ungangbar  geworden,  dann  bleibt 
nichts  anderes  als  der  Gewaltweg  übrig,  den  die  deutsche  Regierung 
zwar  grundsätzlich  verwirft,  den  sie  aber  gezwungen  beschreiten 
muss,  um  das « in  erster  Linie  » erstrebte  Friedensziel,  die  dauernde 
«  Grenzsicherung  »  Deutschlands,  zu  erreichen.  So  gelangt  der 
neue  Kanzler  auf  einem  Umwege  genau  zu  derselben  Kriegsziel- 
politik, die  sein  Vorgänger  von  Kriegsbeginn  an  bis  zu  seinem 
Abgang  verfolgt  hat  :  Wir  brauchen  Grenzsicherung  nach  Osten 
und  Westen ;  wird  sie  uns  im  Wege  der  Verständigung  eingeräumt, 
um  so  besser ;  wenn  aber  nicht,  so  ist  es  die  Schuld  unserer  Gegner, 
wenn  wir  auf  dem  bisherigen   Gewalt wege  verbleiben   müssen. 

Das  Verbrechen  III  17 
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Vorstehende  Interpretation  der  beiden  ersten  Kanzlerreden  — 
die  ich  bald,  nachdem  sie  gehalten  worden,  niedergeschrieben 
habe  —  hat  sich  in  der  Folge  als  absolut  zutreffend  erwiesen.  Die 
Mehrheit  des  deutschen  Reichstags,  bestehend  aus  Zentrum, 
Majoritätssozialisten,  Fortschrittlicher  Volkspartei  und  einigen 
Mitgliedern  anderer  Parteien,  hatte  am  19.  Juli  eine  Resolution 
gefasst,  die  sich  —  wenn  auch  in  sehr  vager  und  unbestimmter 
Form  —  gegen  «  erzwungene  Gebietserwerbungen  »,  gegen  «  po- 
litische, wirtschaftliche  oder  finanzielle  Vergewaltigungen  »,  und 
für  die  «  Schaffung  internationaler  Rechtsorganisationen  »  aus- 
sprach. Der  Beschlnss  der  Mehrheitsparteien  verdiente  schon  an 
sich  nur  ein  sehr  bedingtes  Vertrauen,  aus  dem  doppelten  Grunde  : 
erstens,  weil  er  wiederum  von  der  falschen  —  und  daher  zu  falschen 
Schlussfolgerungen  führenden  —  Prämisse  ausging,  Deutschland 
habe  nur  «  zur  Verteidigung  seiner  Freiheit  und  Selbständigkeit, 
für  die  Unversehrtheit  seines  territorialen  Besitzstandes  die 
Waffen  ergriffen  »  — ,  und  dann  vor  allem,  weil  die  zustimmenden 
Parteien  bis  dahin  sämtlich,  in  grösserem  oder  geringerem  Masse, 
annexionistische  Ziele  proklamiert  oder  solche  wenigstens  —  wie 
die  Sozialpatrioten  —  durch  ihre  Kreditbewilligungen  sanktioniert 
hatten.  Die  plötzliche  Umwandlung  aller  dieser  Gewaltpolitiker 
in  Verständigungspolitiker  musste  im  höchsten  Masse  verdächtig 
erscheinen  und  die  Befürchtung  nahelegen,  dass  dem  plötzlichen 
Umfall  nach  links  gelegentlich  wieder  ein  ebenso  plötzlicher 
Rückfall  nach  rechts  folgen  könnte,  —  sobald  nur  die  kriegerische 
und  ökonomische  Lage  Deutschlands  diese  neue  Wandlung  ge- 
statten würde. 

Das  erzwungene  Aufgeben  der  bisherigen  Gewaltpolitik,  die 
erzwungene  Umkehr  und  Einkehr  auf  Seiten  der  deutschen  Volks- 
vertretung stellte  somit  nur  einen  sehr  bedingten  Fortschritt  dar, 
dem  aber  vollends  jeder  Wert  genommen  wurde  dadurch,  dass  ihm 
auf  Seiten  der  Regierung  keine  gleichartige  Entwicklung  entsprach. 
Schon  die  Kanzler-Erklärung  vom  19.  Juli,  in  ihrer  gewundenen 
und  unklaren  Form,  hatte  —  genau  wie  alle  ähnlichen  Erklärungen 
des  Herrn  von  Bethmann  —  zu  ganz  entgegengesetzten  Inter- 
pretationen Anlass  gegeben,  hatte  den  Annexionisten  wie  den 
Nicht- Annexionisten  die  Möglichkeit  geboten,  den  neuen  Staats- 
leiter als  ihren  Bundesgenossen  in  Anspruch  zu  nehmen,  hatte  der 
Regierung  alle  möglichen  Ausschlupfe  offen  gelassen,  um  ihre 
späteren  Friedensbedingungen  ganz  nach  ihrem  Ermessen  und 
nach  dem  Verlauf  der  kriegerischen  Operationen  einzurichten. 
Der  Verdacht,  dass  der  neue  Kanzler  im  Grunde  seines  Herzens 
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mehr  Annexionist  als  Anti- Annexionist  sei,  wurde  dann  noch  durch 
reichliche  Telegrammsendungen  des  Oberstleutnants  —  pardon, 
des  Reichskanzlers  Michaelis  an  alldeutsche  Vereine  und  Versamm- 
lungen, sowie  durch  seine  Festrede  vom  4.  August,  verstärkt. 
Durch  die  Erklärungen  des  leitenden  Staatsmannes  vom  22.  Au- 
gust ist  dieser  Verdacht  zur  Gewissheit  geworden. 

Herr  Dr.  Michaelis  erklärte  an  diesem  Tage  (nach  dem  Be- 
sicht des  Berliner  Tageblatts  vom  23.  August)  vor  dem  Haupt- 
ausschuss  des  Reichstags  wörtlich  :  «  Er  habe  niemals  gesagt,  dass 
er  auf  dem  Boden  der  Friedensresolution  der  Reichstagsmehrheit 
stehe;  auch  innerhalb  der  Mehrheitsparteien  haben  sich,  wie  er 
glaube,  Schattierungen  der  Auffassung  gezeigt.  »  Herr  Dr.  Michae- 
lis hielt  auch  bei  dieser  Gelegenheit  seine  verdächtig-jesuitische 
reservatio  mentalis  vom  19.  Juli  aufrecht  (die  protestantischen 
Jesuiten  sind  bekanntlich  die  schlimmsten)  :  dass  sich  seine 
Friedensziele  «im  Rahmen  der  Mehrheits-Resolutior,  wie  er  sie 
auffasse,  erreichen  lassen. »  Trotz  aller  nachfolgenden  Ver- 
tuschungs-Manöver seitens  des  offiziellen  Wolff-Bureaus  steht 
damit  fest,  dass  der  neue  Kanzler  von  Kronprinzens  und  Hinden- 
burgs  Gnaden  —  wie  von  vornherein  nicht  anders  zu  erwarten 
war  —  nicht  auf  dem  Boden  der  an  sich  schon  zweideutigen 
und  wenig  vertrauenswürdigen  Verständigungsresolution  des 
Reichstags  steht,  dass  sein  Kriegsziel  —  wie  das  seines  Vor- 
gängers —  nicht  ist  :  die  Sicherung  aller  Staaten  durch  pazi- 
fistische Organisation,  sondern  die  einseitige  strategische  Macht- 
sicherung Deutschlands,  mit  anderen  Worten  die  Fortführung  des 
bisherigen  Systems  der  Systemlosigkeit,  der  bisherigen  Völker- 
anarchie. 

Uns  «  kundige  Thebaner  »  kann  diese  Feststellung  nicht 
überraschen  ;  wir  wussten  und  wissen,  was  von  Preussen-Deutsch- 
land  zu  erwarten  ist.  Wichtig  und  folgenreich  sollte  sie  aber  sein 
für  gewisse  Illusionisten  innerhalb  und  ausserhalb  der  deutschen 
Grenzen.  Für  sie  sollte  die  jetzige  Enttäuschung  das  Heilmittel 
sein,  um  sie  ein  für  allemal  von  dem  Irrglauben  zu  kurieren,  dass 
Deutschlands  Machthaber  der  Idee  eines  gerechten,  vernünftigen, 
rechtlich  organisierten  Dauerfriedens  anders  als  durch  Gewalt 
zugänglich  gemacht  werden  können. 


Die  Probe  auf  das  Exempel  kann  man  sofort  anstellen,  wenn 
man  die  Diskussion  von  den  allgemeinen  Thesen  auf  die  speziellen 
Kriegsziele  lenkt,  die  für  Deutschland  in  Betir.cht  kommen. 
Anstatt  der  schönklingenden  Veisicherun^,  Deutschland  werde 
um  gewaltsamer  Eroberungen  willen  den  Krieg-  nicht  einen  Tag 
länger  fortführen,  wäre  es  zweckmässiger  und  für  alle  Welt  über- 
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zeugender  gewesen,  wenn  sich  Herr  Michaelis  deutlich  über  fol- 
gende Fragen  ausgesprochen  hätte  : 

Was  soll  aus  Belgien  werden,  was  aus  den  russischen  Ostsee- 
provinzen, was  aus  Polen  ? 

Dass  Belgien  und  die  russischen  Ostseeprovinzen  in  grösserem 
oder  geringerem  Umfange  von  Preussen-Deutschland  vergewal- 
tigt werden  sollen  und  sicher  vergewaltigt  werden,  sofern  der 
Kriegsverlauf  dies  gestatten  sollte,  das  habe  ich  an  der  Hand  der 
bereits  jetzt  vorliegenden  Tatsachen,  wie  ich  glaube,  überzeugend 
nachgewiesen.  Sollte  man  heute  in  Berlin  bereit  sein,  die  bezüg- 
lichen Erklärungen  zurückzunehmen,  die  bereits  getroffenen 
Vorbereitungen  wieder  aufzuheben,  so  müsste  man  das  mit  klaren 
Worten  sagen.  Da  man  es  nicht  sagt,  sondern  im  Gegenteil,  nach 
wie  vor,  als  wichtigstes  Friedensziel  die  «  Sicherstellung  der  deut- 
schen Grenzen  für  alle  Zeiten  »  proklamiert,  so  ist  damit  erwiesen, 
dass  man  unverändert  die  bisherigen  Annexionsabsichten  bezüg- 
lich Belgiens  und  der  russischen  Ostseeprovinzen  aufrecht  eihält. 
Bezüglich  Belgiens  hat  dies  der  neue  Kanzler  —  bereits  im  zweiten 
Monat  seiner  Kanzlerschaft  —  deutlich  genug  ausgesprochen. 
Am  30.  August  1917  veröffentlichte  das  Wolffbureau  folgendes 
Telegramm  : 

Der  Reichskanzler  empfing  in  Brüssel  eine  Abordnung  des  Rates  von 
Flandern,  der  ihn  in  einer  längeren  Ansprache  begrüsste.  Der  Kanzler  nahm 
in  seiner  Erwiderung  Bezug  auf  die  Aeusserungen,  die  sein  Amtsvorgänger 
dem  flandrischen  Rat  bei  seinem  Besuch  am  3.  März  1917  in  Berlin  gemacht 
habe,  und  erklärte,  dass  sich  am  Standpunkte  der  Regierung  seither  nichts 
geändert  habe. 

Die  Erklärungen  Bethmanns  vom  3.  März,  auf  die  Herr 
Dr.  Michaelis  hier  Bezug  nimmt,  habe  ich  an  früherer  Stelle 
wiedergegeben  und  gewürdigt.  Durch  die  ausdrückliche  Zustim- 
mung zu  diesen  annexionistischen  Erklärungen  seines  Vorgängers 
gibt  der  neue  Kanzler  unzweideutig  kund,  wie  er  den  «  Verstän- 
digung.-. »-Frieden  der  Reichstagsmajorität  «  auffasst  ». 

Was  die  russischen  Ostseeprovinzen  anbetrifft,  so  hat  die  Reichs- 
tagsmajorität selber  —  bereits  sechs  Wochen  nach  ihrem  Be- 
schluss  vom  19.  Juli  —  eine  authentische  Interpretation  ihrer 
«  Verständigungs  »-Resolution  gegeben,  die  die  Regierung  der 
Notwendigkeit  enthebt,  noch  besondere  «  Auffassungen  »  ihrer- 
seits zur  Geltung  zu  bringen.  Die  Herren  Erzberger,  Scheidemann, 
Stresemann  und  Kompagnie  taten  schon  so  viel  für  Dr.  Michaelis, 
«  dass  ihm  zu  tun  fast  nichts  mehr  übrig  bleibt  ».  Am  28.  August 
1917  haben  die  nationalliberalen,  fortschrittlichen,  sozialdemokra- 
tischen und  Zeutrums-Mitglieder  im  Hauptausschuss  des  Reichs- 
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tags  einstimmig  einen  Antrag  angenommen,  wonach  für  Litauen 
und  Kurland  «  alsbald  Vertretungen  der  Bevölkerung,  die  vom 
Vertrauen  aller  Volksteile  getragen  sind,  in  die  Wege  geleitet 
und,  soweit  die  militärischen  Verhältnisse  es  gestatten,  Zivilver- 
waltungen geschaffen  werden  sollen.  »  Dieser  Beschluss  gewinnt 
erst  seine  richtige  Bedeutung,  wenn  man  ihn  im  Zusammenhang 
mit  den  an  früherei  Stelle  hervorgehobenen  Erklärungen  und 
Akten  der  B  thmannschen  Regierung  und  der  sie  unterstützenden 
Parteien  betrach  tet .  Bas  Berliner  Ta  ge  blatt  —  ein  sonst  bekanntlich 
durchaus  nicht  annexionistisch  gesinntes  Organ  —  nennt  jenen 
Beschluss  des  Hauptausschusses  einen  «  grossen  Schritt  vorwärts 
auf  dem  Wege  der  Emanzipation  unserer  östlichen  Nachbarvölker  », 
spricht  von  der  «Befreiung  vom  moskowitischen  Joch»,  von  der 
«  nationalen  Bewegungsfreiheit  »,  durch  die  die  Bewohner  jener 
Gebiete  «  nur  um  so  stärker  an  das  deutsche  Volk  gefesselt  werden  », 
von  «  moralischen  Eroberungen  »,  die  jenen  «  dünnbevölkerten  und 
kulturell  der  deutschen  Fürsorge  bedürftigen  Ländern  »  zu  Gemüte 
führen  werden,  wie  sie  «  gerade  durch  ihre  Emanzipation  auf  die 
deutsche  Unterstützung  für  lange  Zeit  angewiesen  bleiben...  » 
(Siehe  Berliner  Tageblatt,  Morgenblatt  vom  29.  August  1917.) 

Auf  deutsch  ausgedrückt  bedeutet  dieser  schleimige,  süss- 
verzuckerte  Beglückungsbrei  nichts  anderes  als  :  Litauen  und 
Kurland  werden  dem  Deutschen  Reiche  angegliedert  und  die  Vor- 
bereitungen dazu  ■ —  genau  wie  in  Belgien  —  bereits  jetzt  getroffen. 
Und  das  beschliessen  dieselben  Reichstagsparteien,  die  —  einige 
Wochen  vorher  —  so  energisch  gegen  jede  «  erzwungene  Gebiets- 
erwerbung  »  Front  gemacht  haben  '  ! 

In  noch  schärferem  Widerspruch  zu  den  Beschlüssen  und 
Reden  vom  19.  Juli  steht  die  Behandlung,  die  man  den  Polen 
—  im  bisherigen  Kongress-Polen  —  zuteil  werden  lässt.  Hier  ist 
die  gewaltsame  Verfügung  über  ein  ganzes  Volk  —  ohne  jede 
Rücksicht  auf  den  eigenen  Willen  und  das  Selbstbestimmungsrecht 
dieses  Volkes  —  bereits  aus  dem  Stadium  der  Vorbereitungen 
herausgetreten,  bereits  Tatsache  geworden.  Die  Zwangs-Beglük- 
kung  mit  dem  preussisch-österreichisch-polnischen  Königreich  ist, 
wie  jeder  Tag  von  neuem  beweist,  dem  Willen  des  polnischen 
Volkes  unbedingt  zuwider.  Man  hat  auch  gar  nicht  versucht, 
diesen  Willen  durch  eine  plebiszitarische  Kundgebung  festzu- 
stellen. Ueber  die  Einzelheiten  dieser  gewaltsamen  «  Verkönig- 
reichung  »  Polens  habe  ich  bereits  an  anderer  Stelle  gesprochen. 
Die  Zerwürfnisse  zwischen  der  sogenannten  polnischen  National- 

1  Der  spätere  Jubel  in  der  gesamten  bürgerlichen  und  rechtssozialdeinokra- 
tdsehen  Presse  über  die  «  Befreiung  »  Rigas,  der  #  alten  deutschen  Hansastadt  » 
bestätigt  vollends,  dass  die  Mehrheitsresolution  vom  19.  Juli  1017  nur  eine  weitere 
B  ereicherung  der  schon  so  ausgiebigen  deutschen  Chiffons  de  papier-Sammlung  ist 
(Siehe  Anmerkung  Seite  241). 
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regierung  und  dem  preussisch-österreichischen  General- Gouverne- 
ment, die  Schliessung  der  polnischen  Universität,  die  Weigerung 
der  polnischen  Legionäre,  den  von  den  Eroberern  vorgeschrie- 
benen Eid  der  Waffenbrüderschaft  mit  den  Heeren  der  Zentral - 
mächte  zu  leisten,  die  massenweisen  Verhaftungen  führender 
Persönlichkeiten,  die  Beschlüsse  der  verschiedenen  Polenkomitees 

—  sogar  in  Oesterreich  — ,  in  denen  das  politisch  und  territorial 
kastrierte  neue  Königreich  abgelehnt  und  ein  wirklich  geeinigtes, 
unabhängiges  Königreich  an  seiner  Stelle  verlangt  wird,  —  alle 
diese  sich  täglich  verschärfenden  Vorgänge  bestätigen  das,  was 
jeder  Kundige  von  Anfang  an  wusste  :  dass  die  Herrschaft  Preus- 
sens  und  Oesterreichs  in  Polen,  auch  unter  der  Scheinform  des 
neuen  Königreichs,  nichts  anderes  als  eine  brutale  Eroberer-  und 
Gewaltherrschaft  ist 1.  Diesem  Faktum  gegenüber  wäre  die  Frage 
an  den  neuen  Kanzler  und  seine  Majorität  am  Platze  :  «  Wie 
denken  Sie,  meine  Herren,  über  Polen  ?  Wenn  Ihre  Absage  an 
jede  Gewaltherrschaft  ernstlich  gemeint  ist,  —  weshalb  räumen 
Sie  nicht  den  Bewohnern  des  okkupierten  Polens  das  Recht  ein, 
selbständig  —  durch  ein  mit  allen  Garantien  umgebenes  Plebiszit 

—  über  ihr  Schicksal  zu  bestimmen  ?  »  Solange  diese  nächste 
praktische  Konsequenz  aus  dem  theoretisch  so  schön  klingenden 
Anti-Gewalt-Bekenntnis  nicht  gezogen  wird,  sind  wir  berechtigt, 
dieses  Bekenntnis  für  tönendes  Erz  und  klingende  Schelle  zu 
halten,  für  ein  weiteres  Kapitel  in  dem  schon  zu  so  vielen  Bänden 
angeschwollenen  deutschen  Märchenbuch. 


Ein  merkwürdiges  Zufallsspiel  will  es,  dass  die  Unzuverlässig- 
keit  der  Kanzler-Erklärungen  vom  19.  Juli  durch  zwei  amtliche 
Publikationen  bestätigt  wird,  die  genau  mit  dem  Zeitpunkt  der 
Kanzlerrede  zusammenfallen.  Am  Donnerstag,  den  19.  Juli  nach- 
mittags, lehnte  Herr  Dr.  Michaelis  in  seiner  Programmrede  im 
Reichstag  jede  gewaltsame  Eroberung  ab.  Am  Donnerstag  Abend 
veröffentlichten  die  Berliner  Zeitungen  eine  amtliche  Mitteilung, 
wonach  die  Verwaltungstrennung  im  Generalgouvernement  Belgien 
—  für  Flandern  (mit  der  Hauptstadt  Brüssel)  und  Wallonien  (mit 
der  Hauptstadt  Namur)  —  nunmehr  vollständig  durchgeführt  und 
für  jedes  der  beiden  Verwaltungsgebiete  ein  besonderer  Chef  mit 
umfassenden  Befugnissen  bestellt  worden  sei. 

Das  ist  natüilich  kpine  « gewaltsame  »  Gebietserwerbung, 
sondern  nur  die  Durchführung  des  ausgesprochenen  Willens  der 

1  Auch  die  September-Pateute  (1017)  betreffend  die  Einsetzung  eines  Regent- 
sehafts-Rates  und  eines  Staats- Rates  durch  die  okkupierenden  Mächte  —  ohne 
Befragung  oder  Mitwirkung  des  polnischen  Volkes  —  werden  nichts  an  dem  bisherigen 
Zustande  ändern. 
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Vlamen,  die  es  nicht  erwarten  können,  unter  deutsche  Herrschaft 
zu  kommen.  Das  ist  «  Befreiung  »,  aber  nicht  Eroberung  !  Das  ist 
die  wohlbekannte  Kanzone,  die  wir  nunmehr  seit  drei  Jahren  zu 
hören  bekommen. 

Dieser  Annexionsvorbereitung  nach  Westen  entspricht  eine 
gleiche  nach  Osten.  Auch  hier  das  zufällige  und  darum  um  so  inte- 
ressantere Zusammentreffen  des  Aktes  mit  der  widersprechenden 
Erklärung  des  leitenden  Staatsmannes.  Am  20.  Juli  —  also  einen 
Tag  nach  der  Kanzlerrede  —  verbreitete  das  Wolff-Bureau  einen 
Artikel  der  Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung  über  den  litauischen 
Kongress  in  Petersburg,  bei  dem  «  der  Wille  zur  Loslösung  Litauens 
von  Russland  als  Hauptmerkmal  zum  Ausdruck  gebracht  worden 
sei.  1»  Das  offiziöse  Regierungsorgan  bemerkt  hierzu  : 

Die  deutsche  Regierung  habe  diesen  berechtigten  Wünschen  Litauens, 
die  sowohl  im  litauischen  wie  irn  deutschen  Interesse  liegen,  weitestes  Ent- 
gegenkommen und  Wohlwollen  gezeigt.  Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen 
Amtes  habe  die  Abordnung  der  Litauer  empfangen  und  zum  Ausdruck 
gebracht,  dass  die  deutsche  Regierung  der  litauischen  Bevölkerung  grosses 
Wohlwollen  entgegenbringe  und  beim  Friedensschluss  ihren  Wünschen  nach 
Erlangung  einer  weitgehenden  Selbstverwaltung  volles  Entgegenkommen 

zeigen  werde Ein    Vertrauensrat  aus  den  Vertretern  der  Bevölkerung 

arbeite  Hand  in  Hand  mit  der  deutschen  Verwaltung  für  das  Wohl  der 
Litauer.  Jede  praktische  Mitarbeit  der  Litauer  an  dem  grossen  Werk 
kultureller  und  politischer  Selbständigmachung  des  Landes  sei  in  Deutsch- 
land willkommen.  Es  müsse  aber  praktische  Arbeit  sein,  die  sich  auf  die 
Realitäten  des  gegenwärtigen  Krieges  und  die  durch  ihn  herbeigeführten 
politischen  Verhältnisse  stütze. 

Dieses  Muster  scheinheiliger  Doppelzüngigkeit  bedarf  keines 
Kommentars,  zumal  es  mit  den  an  anderer  Stelle  meines  Werkes 
bereits  beleuchteten  Absichten  der  deutschen  Machthaber  auf  die 
russischen  Ostseeprovinzen  vollständig  übereinstimmt.  Der  «  Ver- 
trauensrat »  der  litauischen  Bevölkerung  ist  das  genaue  Pendant 
des  flandrischen  Vertrauensrates.  Das  «  Wohlwollen  »  gegenüber 
dem  Selbstverwaltungswunsche  der  litauischen  Bevölkerung  ent- 
spricht genau  dem  Wohlwollen  gegenüber  den  gleichen  Wünschen 
der  Vlamen.  Es  ist  das  Wohlwollen  des  Fuchse^  gegen  die  Schafe, 
der  seinen  Opfern  listig  zuruft  :  «  Fürchtet  nichts  von  mir,  ich 
führe  nichts  Böses  gegen  euch  im  Schilde,  ich  will  euch  nur  ver- 
speisen ;  aber  ihr  werdet  sehen,  in  meinem  Magen  fühlt  ihr  euch 
viel  wohler,  als  jetzt  im  Schafstall  eures  Herrn.  » 

Diese  beiden  Publikationen  der  deutschen  Regierung  in  unmit- 
telbarem Anschluss  an  die  Kanzlerbeteuerung,  dass  man  keinerlei 
«  Gewaltsamkeiten  »  beabsichtige,  sind  die  beste  Illustration  des 
deutschen  «  Verständigungs  »-Friedens. 

III.   Die   Resolution  der  Mehrheitsparteien  des   Reichstages 
enthält   bezüglich    der   zukünftigen   Friedens gestaltung   Europas 
olgende  zwei  Sätze  : 
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Der  Reichstag  erstrebt  einen  Frieden  der  Verständigung  und  der  dauern- 
den Versöhnung  der  Völker 

Der  Reichstag  wird  die  Schaffung  internationaler  Rechtsorganisationen 
tatkräftig  fördern. 

Aus  diesen  beiden  Sätzen,  die  an  sich  schon  in  höchst  unbe- 
stimmter und  abgeblasster  Form  das  wichtigste  Friedensziel  der 
Ententemächte,  die  Schaffung  einer  «  Societe  des  Nations  »  auf 
der  Grundlage  erzwingbaren  Rechts,  umschreiben,  —  aus  diesem 
recht  vorsichtigen  und  schwachmütigen  Bekenntnis  der  Reichs- 
tagsmehrheit zu  den  pazifistischen  Zielen  der  gegnerischen 
Mächte,  in  erster  Iyinie  Amerikas,  lässt  der  Reichskanzler  den 
zweiten  Satz  fort  und  begnügt  sich  mit  der  Zustimmung  zu  der 
ersten  nichts  sagenden  und  nichts  bedeutenden  Formel,  mit  der 
Zustimmung  zu  einem  Frieden,  der  «  die  Grundlage  für  eine 
dauernde  Versöhnung  der  Völker  geben  »  soll. 

Die  Erklärung  des  Kanzlers  lautet : 

Der  Frieden  muss  die  Grundlage  für  eine  dauernde  Versöhnung  der  Völker 
geben.  Er  muss  der  weiteren  Verfeindung  der  Völker  durch  wirtschaftliche 
Absperrung  vorbeugen.  Er  muss  uns  davor  sichern,  dass  sich  der  Waffenbund 
unserer  Gegner  zu  einem  Trutzbund  gegen  uns  auswächst. 

Bis  zu  diesem  Grade  ist  der  am  9.  November  1916  von  Beth- 
mann  so  feierlich  verkündete  «  Pazifismus  »  verblasst,  verwischt, 
in  nichts  aufgelöst  worden.  Eine  «  dauernde  Versöhnung  der 
Völker  »  —  das  ist  alles,  was  der  neue  Mann  in  Deutschland  von 
dem  Friedensschluss  erwartet.  Aber  dieses  alles  ist  nichts  im  Ver- 
hältnis zu  dem,  was  wir  erwarten,  was  wir  fordern,  was  die  ganze 
Welt  verlangt,  was  Deutschlands  Gegner  als  wichtigsten  Punkt 
an  die  Spitze  ihres  Friedensprogramms  gestellt  haben.  Kein 
Wort  lässt  der  neue  Kanzler  fallen  von  Rechtsorganisation  der 
Staaten,  von  schiedsrichterlicher  Entscheidung  aller  Streitig- 
keiten, von  unbedingter  Ausschaltung  des  Krieges,  vom  Selbst- 
bestimmungsrecht der  Völker,  von  Herstellung  einer  überstaat- 
lichen Zwangsgewalt,  von  gleich  massiger  Herabsetzung  der 
Rüstungen.  Die  blosse  «  Versöhnung  der  Völker  »  sagt  gar  nichts. 
Jeder  Friedensschluss  der  Vergangenheit  hat  solche  Versöhnung 
erstrebt,  aber  keiner  hat  sie  je  erreicht.  «  Tausend  neuere  Beispiele 
könnte  ich  anführen  »  —  sagt  schon  Machiavelli  im  «  Principe  »  — , 
«  um  zu  zeigen,  welche  Menge  von  Friedensschlüssen,  von  Zusi- 
cherungen und  Verträgen  durch  wortbrüchige  Fürsten  null  und 
nichtig  geworden  sind,  —  wobei  aber  immer  jene,  welche  am 
geschicktesten  die  Rolle  des  Fuchses  zu  spielen  verstanden,  am 
besten  weggekommen  sind.  »  Die  hier  gezeichneten  Gefahren 
allzu  vertrauensseliger  Friedensschlüsse  drohen  doppelt  und 
dreifach  einem  Pakt,  der  ohne  erzwingbare  Rechtsgarantien  mit 
einem  Fürsten  geschlossen  würde,  der  seine  Versprechungen  und 
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Unterschriften  nach  einer  anderen  Maxime  des  ebenso  geistreichen 
als  ethikarmen  Florentiners  zu  behandeln  pflegt  :  «  Ein  kluger 
Fürst  darf  sein  Versprechen  nie  halten,  wenn  es  ihm  schädlich  ist, 
oder  die  Umstände,  unter  denen  er  es  gegeben  hat,  sich  geändert 
haben.  »  Nein,  den  gewissenlosen  Brechern  der  belgischen  Neutra- 
lität, den  mitleidlosen  Zerstörern  und  Verwüstern  schnöde  über- 
fallener Länder,  den  tausendfachen  Mördern  unschuldiger  Männer, 
Frauen  und  Kinder,  deren  einziges  Verbrechen  ihre  Zugehörig- 
keit zu  Staaten  war,  die  die  Räuber  als  Raubobjekte  sich  auser- 
koren, —  den  Hohenzollern  und  ihrem  neuesten  Friedensherold 
glaubt  niemand  in  der  Welt  ihre  heutigen  sanfttönenden  «  Ver- 
söhnungs  »-Chamaden.  «  Wer  einmal  lügt,  dem  glaubt  man  nicht, 
und  wenn  er  auch  die  Wahrheit  spricht.  » 

Was  schon  früher,  vor  diesem  Kriege,  von  allen  vorgeschritte- 
nen Geistern  als  einzig  zuverlässige  Friedensgarantie  erkannt 
worden  war  —  die  Rechtsorganisation  der  Völkergemeinschaft  — , 
wird  nach  diesem  Kriege  erst  recht  das  Allheilmittel  für  alle 
Leiden  der  zerfleischten,  aus  tausend  Wunden  blutenden  Mensch- 
heit sein.  Diese  Wahrheit  ist  nicht  nur  von  Deutschlands  Gegnern 
längst  erkannt,  sie  ist  sogar  von  dem  Vorgänger  des  jetzigen 
Kanzlers  —  am  9.  November  1916  —  in  schwungvollen  Worten, 
die  naive  Zuhörer  täuschen  konnten,  urbi  et  orbi  verkündet 
worden.  Verkündet  allerdings,  um  bald  wieder  zu  verblassen,  zu 
verlöschen  und  schliesslich  von  neuem  auf  Nimmerwiedersehen 
in  dem  Orkus  des  preussischen  Militarismus  zu  verschwinden. 

Der  neue  Kanzler  —  das  beweist  sein  sorglich  abgemessenes 
und  abgewogenes  «  Versöhnungs  »-Programm  —  hat  nicht  die 
Absicht,  den  kurzlebigen  deutschen  «  Pazifismus»,  jene  Eintags- 
fliege aus  Bethmanns  Spätsommerzeit,  wieder  zum  Leben  zu 
erwecken.  Er  glaubt  immer  noch  steif  und  fest  an  die  Lebens- 
kraft des  alten  Systems,  das  für  weiterblickende  Menschen  längst 
tot  ist.  Seine  «  Völkerversöhnung  »  ist  um  eine  Wett,  um  eine 
Weltanschauung  von  den  Gedankengängen  entfernt,  die  allein  zu 
einem  dauernden,  das  heisst  organisierten  Frieden  führen  können. 

Auch  bei  dem  neuen  Kanzler  ist  —  wie  so  oft  bei  seinem  Vor- 
gänger —  das,  was  er  nicht  sagt,  fast  wichtiger  als  das,  was  er  sagt. 
Die  Uebergehung  der  wichtigsten  Zukunftsfrage  —  der  Schaffung 
einer  internationalen  Rechtsorganisation  zwecks  realer  Sicherung 
eines  zukünftigen  Dauerfriedens,  mit  der  logischen  Folge  einer 
gleichmässigen  Herabsetzung  aller  Rüstungen,  —  die  Uebergehung 
dieses  spiingenden  Punktes  aller  Friedenserörterungen  beweist 
von  neuem  für  jeden,  der  sehen  will,  dass  Deutschland  nie  und 
nimmer  sich  freiwillig  einer  pazifistischen  Rechts-  und  Zwangs- 
organisation  —  mit  allen  Konsequenzen  einer  solchen  —  unter- 
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werfen  wird,  dass  es  pazifistisch  erst  dann  werden  wird,  wenn  es 
militaristisch  nicht  mehr  sein  kann. 

In  diesem  Punkte  hat  sich  mit  dem  Wechsel  im  Reichskanz- 
leramt die  Aussicht  auf  die  baldige  Hei  Stellung  einer  Plattform 
für  Friedensverhandlungen  noch  verschlechtert.  Herr  von  Bethmann 
hatte  —  so  misstrauisch  jeder  Kundige  auch  seinem  pazifistischen 
Bekenntnis  begegnen  rnusste  —  doch  immerhin  ein  solches 
Bekenntnis  abgelegt  und  sowohl  das  deutsche  Volk  wie  die  Kriegs- 
gegner Deutschlands  waren  jederzeit  in  der  Lage,  ihn  an  dieses 
Bekenntnis  zu  erinnern,  ihn  beim  Worte  zu  nehmen.  Der  neue 
Kanzler  hat  ein  solches  Bekenntnis  nicht  abgelegt,  er  hat  im  Ge- 
genteil die  durch  die  Mehrheitsresolution  gegebene  Gelegenheit, 
sich  zu  dem  pazifistischen  Programm  der  Kriegsgegner  —  und 
auch  seines  Vorgängers  —  zu  äussern,  absichtlich  vorübergehen 
lassen.  Diese  Ignorierung  heisst  A  blehnung.  Vestigia  terrent.  Das 
Schicksal  Bethmanns,  des  «  Pazifisten  »,  der  nur  an  einem  Feier- 
tage einmal  das  pazifistische  Kleid  angezogen  und  es  dann  sofort 
wieder  mit  der  Generalsuniform  vertauscht  hat,  —  das  Schicksal 
seines  Vorgängers  hat  den  Nachfolger  offenbar  belehrt,  dass  es 
in  Preussen-Deutschland  besser  und  konsequenter  ist,  sich  nicht 
erst  mit  weltmännischen  Schmuck-  und  Kleidungsstücken  zu 
drapieren,  die  man  doch  binnen  kürzester  Frist  wieder  ablegen 
muss.  So  haben  wir  an  Stelle  Bethmanns,  des  Bekenners,  Michaelis, 
den  Bekenntnislosen,  erhalten  und  stehen  als  «  betrübte  Lohgerber » 
da,  denen  die  Felle  ihrer  Zukunftshoffnungen,  die  sie  bisher  noch 
nicht  einmal  in  der  Hand  gehalten,  nun  vollends  auf  Nimmer- 
wiedersehen davon  geschwommen  sind.  — 

Alles  in  allem  kann  man  bei  der  Beurteilung  des  neuen  Kanz- 
lers ausnahmsweise  einmal  einem  Satze  Scheidemanns  zustimmen : 
Deutschland  hat  Pech  !  Einen  Kanzler,  der  die  Zeichen  der  Zeit 
erkannte,  aber  nicht  die  Energie  besass,  nach  ihnen  zu  handeln, 
hat  es  mit  einem  neuen  Kanzler  vertauscht,  der  zwar  die  nötige 
Energie  zum  Handeln  vielleicht  besitzen  würde,  der  aber  die  Zei- 
chen der  Zeit  nicht  erkennt. 

Der  Pazifismus,  «wie  er  ihn  auffasst  ».l 

Der  vorhergehende  Abschnitt  « Bethmann  und  Michaelis  » 
befand  sich  bereits  im  Druck,  als  die  Antwort  der  deutscheu 
Regierung  auf  die  Friedensnote  des  Papstes  —  am  ig.  September 
191 7  —  erfolgte.  Da  diese  Antwort  sich  offenbar  bemüht,  die  Lücke 
auszufüllen,  die  die  bisherigen  Erklärungen  des  neuen  Kanzlers 

1  Dieser  Zusatz  —  geschrieben  Ende  September  1917  —  ist  der  letzte,  den  ich 
vor  Beendigung  der  Drucklegung  meinem  Buche  noch  anfügen  kann.  Alle  späterea 
Ereignisse  müssen  unberücksichtigt  bleiben  und  eventueller  gesonderter  Behand- 
lung vorbehalten  werden. 
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den  pazifistischen  Problemen  gegenüber  gelassen  hatten,  so  halte 
ich  es  für  angezeigt,  um  dem  Vorwurf  einseitiger  Darstellung 
zu  entgehen,  hier  noch  mit  wenigen  Worten  diese  deutsche  Ant- 
wortnote zu  kennzeichnen  und  vor  allem  die  Frage  zu  untersuchen : 
Ist  in  dieser  neuesten  Kundgebung  der  deutschen  Regierung  in  Tat 
und  Wahrheit  ein  Fortschritt  im  Sinne  pazifistischer  Erkenntnis 
zu  finden  ?  Ist  sie  ehrlich  und  aufrichtig  gemeint  ?  Oder  ist  auch 
hier  nur  wieder  der  deutsche  Macht-  und  Siegeswille  —  zur  Ab- 
wechslung einmal  in  pazifistischer  Verkleidung  —  erkennbar  ? 

Schon  einmal  haben  wir  einen  Kanzler  als  «  pazifistischen  * 
Bekenner  erlebt.  Sein  Bekenntnis  ist  ebenso  schnell  verflogen  wie 
es  aufgestiegen  war.  Dass  es  in  sich  morsch,  keines  Vertrauens 
würdig,  durch  das  frühere  und  spätere  Verhalten  des  damaligen 
Bekenners  Lügen  gestraft  war,  habe  ich  an  anderer  Stelle  aus- 
einandergesetzt. Wie  steht  es  mit  dem  heutigen  Bekenntnis  ? 
Ist  es  glaubwürdiger  als  das  frühere  ?  Stimmt  es  mehr  als  jenes 
mit  den  Handlungen  des  Bekennenden  überein  ?  Das  ist  die  Frage, 
die  ich  hier  noch  kurz  untersuchen  will. 

Auch  der  neue  Kanzler  will  «  künftig  an  die  Stelle  der  materiel- 
len Macht  der  Waffen  die  moralische  Macht  des  Rechtes  »  setzen, 
auch  er  will  «  bestimmte  Regeln  und  gewisse  Sicherheiten  für  eine 
gleichzeitige  und  gegenseitige  Begrenzung  der  Rüstungen  zu 
Lande,  zu  Wasser  und  in  der  Luft  »  schaffen,  auch  er  will  «  auf- 
tauchende internationale  Meinungsverschiedenheiten  nicht  durch 
das  Aufgebot  der  Streitkräfte,  sondern  durch  friedliche  Mittel, 
insbesondere  auf  dem  Wege  des  Schiedsverfahrens,  entscheiden  » 
lassen. 

Aber  alle  diese  zustimmenden  Erklärungen  werden  sofort 
wieder  dadurch  entwertet,  dass  man  ihnen  den  Pferdefuss  anhängt, 
die  kaiserliche  Regierung  wolle  «  jeden  Vorschlag  unterstützen, 
der  mit  den  Lebensinteressen  des  deutschen  Reiches  und  Volkes 
vereinbar  ist  ».  Diese  Einschränkungsklausel  ist  uns  aus  den  Haager 
Verhandlungen  genügend  bekannt.  Wir  wissen,  dass  der  Kampf 
der  Meinungen  in  Haag  sich  gerade  um  diese  Klausel  drehte,  die 
jedem  auf  Krieg  sinnenden  Staat  im  gegebenen  Falle  die  Möglich- 
keit eröffnet,  irgend  einen  Streitfall  als  «  seine  Lebensinteressen 
berührend  »  zu  qualifizieren  und  sich  so  der  durch  internationale 
Vereinbarung  vorgeschriebenen  schiedsrichterlichen  Entscheidung 
eu  entziehen.  Durch  diesen  verdächtigen  Zusatz  und  überhaupt 
durch  den  kühl-reservierten  Ton  ihrer  Zustimmung  unterscheidet 
sich  die  Kundgebung  des  neuen  Kanzlers  zu  ihrem  Nachteil  von 
der  seines  Vorgängers,  vom  November  1916.  Meine  an  Bethmann, 
dem  «  Pazifisten  »,  geübte  Kritik  passt  also  in  noch  verstärktem 
Masse  auf  Michaelis,  den  «  Pazifisten  ».  Die  neuerliche  Bekehrung 
der  deutschen  Machthaber  zu  Ideen,  die  sie  zwanzig  Jahre  laug 
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durch  Wort  und  Tat  aufs  erbittertste  bekämpft  haben,  die  sie  in 
den  kritischen  Tagen  vor  Ausbruch  des  Krieges  teils  zurückge- 
wiesen, teils  ignoriert,  durch  deren  Ablehnung  sie  jede  gütliche 
Beilegung  des  Konflikts  vereitelt  haben,  —  diese  plötzliche 
Bekehrung  wird  niemandem  in  der  Welt  vertrauenswürdig  er- 
scheinen, selbst  wenn  sie  ohne  Klauseht  und  Vorbehalte  in  die 
Erscheinung  getreten  wäre. 


Es  ist  keineswegs  ausgeschlossen  —  und  jedenfalls  aufs  drin- 
gendste zu  wünschen  — ,  dass  diese  Bekehrung  noch  weitere  Fort- 
schritte machen,  dass  der  Verlauf  der  kriegerischen  Ereignisse  — 
in  Verbindung  mit  dem  ökonomischen  Druck  —  allmählich  eine 
wirkliche  Evolution  —  ohne  Ecken  und  Kanten  —  in  den  leitenden 
Kreisen  Deutschlands  hervorbringen  möge  —  eine  Evolution  nach 
der  Richtung  eines  dauernden  Rechtsfriedens,  ohne  Annexionen 
und  Vergewaltigungen,  auf  der  Basis  des  Selbstbestimmungs- 
rechts der  Völker.  Diese  Evolution,  infolge  äusseren  Druckes,  wird 
um  so  schneller  erfolgen,  je  mehr  sie  durch  Revolution,  also  durch 
inneren  Druck,  unterstützt  wird. 

Was  uns  die  Zukunft  an  weiterer  Entwicklung  nach  dieser 
Richtung  auch  bringen  möge,  —  kein  Satz,  kein  Wort  von  dem, 
was  ich  über  die  Vergangenheit  und  Gegenwart  geschrieben  habe, 
wird  dadurch  entkräftet.  Im  Gegenteil  !  Sollte  wirklich  dereinst 
eine  ehrliche  und  aufrichtige  Um-  und  Einkehr  bei  den  Macht- 
habern  Deutschlands  eintreten,  so  beweist  dies  nur,  dass  wir 
anderen  mit  unserer  blutigen  Kritik  des  bisherigen  Verhaltens 
unserer  Herrschenden  auf  dem  rechten  Wege  waren.  Der  Erfolg 
unserer  Kritik  wird  die  Bestätigung  ihrer  Richtigkeit  sein. 

Dies  gilt  für  die  Zukunft.  Die  Abrechnung  für  die  Vergangenheit 
wird  auf  einem  besonderen  Konto  erfolgen  —  auf  einem  Separat- 
konto, das  das  deutsche  Volk  seinen  Herrschern  und  Regierungen 
präsentieren,  dessen  Debetsaldo  es  hoffentlich  als  unerbittlicher 
Gläubiger  von  ihnen  einziehen  wird.  Die  heutige  Anerkennung  des 
Grundsatzes  «  Recht  geht  vor  Macht  »  —  selbst  wenn  sie  ehrlich 
gemeint  sein  sollte  —  entlastet  die  Machthaber  Deutschlands  nicht 
von  der  schweren  Verantwortung,  die  sie  durch  die  jahrzehnte- 
lange Verkennung  jenes  Grundsatzes  auf  sich  geladen  haben.  Der 
heutige  Pazifismus  der  Not  kann  die  Not  des  Pazifismus  nicht 
ungeschehen  machen  ■ —  jene  Not,  unter  der  die  allein  heilbringen- 
den Zukunftsgedanken  Generationen  hindurch  in  Deutschland 
gelitten  haben.  Der  reuige  Sünder  von  heute  —  selbst  wenn  er 
aufrichtig  bereuen  sollte  (was  ich  bezweifle)  —  bekennt  sich  als 
verstockter  Verbrecher  von  gestern.  Das  Heute  ist  dankbar  anzu- 
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nehmen,    das    Gestern    ist    rücksichtslos    zu    brandmarken,    zu 

strafen  und  zu  sühnen. 

* 
*  * 

Aber  so  weit  sind  wir  noch  nicht.  Vorläufig  stecken  wir  noch 
mit  beiden  Füssen  im  Gestern  drin.  In  der  deutschen  Antwortnote 
an  den  Papst  sehen  wir  nur  ein  fernes  Aufleuchten  besserer  Tage, 
die  noch  durch  schwere  Wolkenmassen  verhüllt  werden,  —  sehen 
wir  nur  tastende  Schritte  nach  einem  Ziele  hin,  das  man  nicht 
freiwillig  sich  gesteckt  hat,  sondern  nur  gezwungen  als  Köder  und 
Aushängeschild  an  die  Tür  des  Friedenspalastes  heftet,  um  die 
Vorübergehenden  zum  Eintritt  einzuladen.  Mit  Worten  bekennt 
man  sich  heute  zu  dem  päpstlichen  Friedensprogramm,  mit  allen 
ererbten  und  anerzogenen  Gedanken  und  Empfindungen  aber 
fühlt  man  sich  weltenweit  davon  entfernt.  Ich  bleibe  bei  dem,  was 
ich  schon  an  anderen  Stellen  gesagt  habe  —  und  glaube  als 
Deutscher  und  Preusse  der  richtige  Interpret  der  Gedanken  und 
Empfindungen  unserer  Herrscher  und  Herrscherklassen  zu  sein  — : 
Trotz  aller  schönen  Worte  über  Recht  und  Macht,  über  Begrenzung 
der  Rüstungen,  über  schiedliche  Entscheidungen  völkerrecht- 
licher Streitigkeiten  u.s.w.  —  trotz  aller  dieser  wohlriechenden 
Phrasen  glaubt  kein  Hohenzoller,  kein  Preusse  alten  Stils,  kein 
Mann  aus  den  zivilen  und  militärischen  Kreisen,  die  die  Schicksale 
Preussen-Deutschlands  lenken,  an  die  Heilkraft  pazifistischer 
Therapie,  hat  keiner  dieser  führenden  Männer,  der  Kaiser  an  der 
Spitze,  die  ernste  und  aufrichtige  Absicht,  die  « souveräne  » 
Handlungsfreiheit  Deutschlands,  seine  Militärmacht  zu  Wasser 
oder  zu  Lande  irgend  einer  internationalen  Kontrolle  oder  Be- 
schränkung zu  unterwerfen. 

Das  gilt  bis  heute,  vorbehaltlich  späterer  Belehrung  durch  die 
Macht  der  Tatsachen.  In  demselben  Moment,  wo  die  Reichsre- 
gierung dem  Papste  ihre  Bereitwilligkeit  erklärt,  einer  Rechts- 
organisation der  Völkergemeinschaft  mit  obligater  Rüstungs- 
beschränkung ihre  Unterstützung  zu  leihen,  —  in  demselben 
Moment  wird  in  Deutschland,  unter  Führung  von  Fürsten  und 
hohen  Herren,  unter  offener  und  geheimer  Begünstigung  der 
Generalität  und  des  gesamten  Beamtenapparats,  eine  «  Deutsche 
Vaterlandspartei  »  ins  lieben  gerufen,  die  den  «  Hindenburg- 
Frieden  »,  das  heisst  den  deutschen  Machtfriedeu  auf  ihre  Fahne 
schreibt  und  dem  päpstlichen  Rechtsfrieden  die  Aschenbrödel- Rolle 
zuweist,  die  solche  «  Utopien  »  in  Preussen  stets  gespielt  haben. 


Dieser  Gegensatz  zwischen  den  Worten  der  Regierung  und  den 
Gedanken  und  Handlungen  der  herrschenden  Kreise  Deutsch- 
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lands  ist  nicht  zu  verwundern  :  zeigt  doch  die  deutsche  Antwort- 
note selbst,  wenn  man  sie  etwas  genauer  unter  die  Lupe  nimmt, 
diesen  verdächtigen  Gegensatz  auf,  lauert  doch  selbst  in  diesem 
Schriftstück  unter  der  blumigen  Decke  des  Welt  f riedens  die  giftige 
Schlange  des  deutschen  Friedens  —  des  Friedens,  den  «  Deutsch- 
land braucht,  um  für  alle  Zeit  gesichert  dazustehen  »,  durch  den 
«  der  deutschen  Eiche  Luft  und  Licht  geschaffen  werden  wird  zu 
freier  Entfaltung  ».  So  Hindenburg  in  seinem  Dankbrief  an  das 
deutsche  Volk  —  wenige  Wochen  nach  der  Antwort  der  deutschen 
Regierung  auf  die  Papstnote.  Nur  scheinbar  steht  diese  Antwort 
auf  pazifistischem  Boden,  in  Wahrheit  ■ —  und  genau  besehen  —  ist 
sie  durch  und  durch  von  militaristischem  Geiste  beseelt,  ist  es  der 
Geist  Hindenburgs,  der  über  den  deutschen  Gewässern  schwebt. 
Die  deutsche  Antwortnote  leidet  an  einem  Mangel,  der  ihren 
pazifistischen  Bekenntnissen  jeden  Wert  nimmt,  der  auch  diese 
Urkunde  —  wie  so  viele  andere  Kundgebungen  Deutschlands  — 
als  Papierwisch,   als   chiffon   de  papier,  erscheinen  lässt.  Dieser 
Mangel  ist  :   die    Verschweigung  der  nächstliegenden  praktischen 
Kriegsziele  Deutschlands,  die  Vermeidung  jeder  Erklärung  über 
die  Frage  der  Annexionen.  Auch  der  Papst  hatte  die  Ersetzung  der 
Waffengewalt  durch  die  moralische  Kraft  des  Rechts,  die  gleich- 
zeitige und  gegenseitige  Abrüstung  als  «  grundlegenden  Punkt  » 
seines  Friedensprogramms  hingestellt.  Er  hatte  aber  hinzugefügt  : 

Diese  friedlichen  Abmachungen  mit  den  daraus  resultierenden  riesigen 
Vorteilen  sind  nur  durch  die  Rückgabe  der  gegenseitig  in  diesem  Augenblick 
besetzten  Gebiete  möglich.  Infolgedessen  müssle  von  seilen  Deutschlands 
Belgien  vollständig  geräumt  werden  und  seine  vollständige  pohlische,  mili- 
tätisthe  und  wirtschaftliche  Unabhängigkeit  gegenüber  jeder  in  Betracht 
fallenden  Macht  gesichert  weiden  ;  ebei.su  müssten  die  französischen  Gebiete 
geräumt  werden.  Auf  seiten  der  Kriegführenden  müsste  eine  ähnliche  Rück- 
erstattung der  deutschen  Kolonien  stattfinden. 

Was  heisst  das  ?  Es  heisst,  dass  Recht  nur  auf  dem  Boden  des 
Rechts,  nicht  auf  dem  Boden  des  Unrechts  geschaffen  werden  kann. 
Wer  dem  Recht  die  Kraft  einräumen  will,  in  Zukunft  Streitig- 
keiten zwischen  den  Völkern  zu  entscheiden,  muss  zunächst  in  der 
Gegenwart  einen  dem  Recht  entsprechenden  Zustand  herstellen, 
muss  also  vor  allem  das  von  ihm  selbst  begangene  Unrecht  aus  der 
Welt  schaffen.  Wer  auf  dem  Boden  der  jetzigen  Gewalttaten 
das  Rechtsgebäude  der  Zukunft  errichten  will,  der  hat  auf  Sand 
gebaut.  Für  die  Zukunft  soll  nicht  mehr  jenes  Kaiserwort  gelten, 
das  Wilhelm  II.  einst,  in  Tagen  jugendlichen  Uebermuts,  irgend 
jemandem  ins  Album  geschrieben  hat  : 

Wer  nur  auf  Gott  vertraut 
Und  feste  um  sich  haut, 
Hat  nicht  auf  Sand  gebaut. 
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Mit  dem  «  feste  um  sich  hauen  »  ist  es  nun  zu  Ende.  Nicht  auf 
dem  Hauen,  auf  dem  Bauen  liegt  der  Schwerpunkt  in  der  Zukunft 

—  und,  wer  bauen  will,  muss  zunächst  für  ein  solides  Fundament 
sorgen. 

Ein  Bekenntnis  zum  Pazifismus,  das  da  sagt  :  «  In  Zukunft 
soll  die  materielle  Macht  der  Waffen  der  moralischen  Macht  des 
Rechtes  weichen  »,  das  aber  gleichzeitig  erklärt  :  «  Zunächst 
behalte  ich  alles  in  der  Hand,  was  ich  durch  die  Macht  meiner 
Waffen  erobert  habe,  Belgien,  Polen,  Litauen,  Kurland,  Livland  » 

—  ein  solches  Bekenntnis  ist  gleich  null  und  wir  haben  das  Recht, 
auch  auf  dieses  Schriftstück  —  wie  auf  alle  bisherigen  Friedens- 
manifeste der  deutschen  Regierung  ■ —  als  Etiquette  zu  schreiben  : 
Pacifismus  vacat.  Dies  umsomehr,  als  die  blosse  Nicht  erwähnung 
aller  dieser  Eroberungsobjekte  in  der  Antwortnote  an  den  Papst 
durch  die  ausdrückliche  Verweigerung  jeder  Erklärung  in  der 
Rede  des  Reichskanzlers  Dr.  Michaelis  vom  28.  September  noch 
besonders  unterstrichen  worden  ist.  Herr  Dr.  Michaelis  sagte 
wörtlich  vor  dem  Hauptausschuss  des  Reichstages : 

Ich  muss  den  Standpunkt  der  Reichsleitung  klar  feststellen,  von  dem 
wir  uns  nicht  abdrängen  lassen  werden,  dass  ich  es  zurzeit  ablehnen  muss, 
unsete  Kriegssiele  zu  präzisieren  und  unsere  Unterhändler  fest  ulegen. 

Sowohl  der  Reichskanzler  wie  sein  Staatssekretär  des  Aus- 
wärtigen, Dr.  von  Kühlmann,  lehnten  insbesondere  jede  Erklärung 
über  Belgien  ab,  obwohl  die  Wiederherstellung  der  vollen  wirt- 
schaftlichen, politischen  und  militärischen  Unabhängigkeit  dieses 
Landes  an  die  Spitze  der  päpstlichen  Friedensbedingungen  ge- 
stellt worden  war.  Die  Verletzung  der  belgischen  Neutralität  war 
von  dem  früheren  Reichskanzler  selbst  (in  seiner  Rede  vom 
4.  August  1914)  als  ein  «  Unrecht  »  bezeichnet  worden,  das  man 
später  wieder  gutmachen  werde.  Die  Wiederherstellung  Belgiens 
war  von  Herrn  von  Jagow  • —  in  seiner  Note  an  den  Fürsten 
Lichnowsky  vom  4.  August  1914  (Blaubuch  Nr.  157)  —  auf  alle 
Fälle  zugesagt  worden,  selbst  für  den  Fall,  dass  Belgien  dem  Ein- 
marsch der  Deutschen  bewaffneten  Widerstand  entgegensetzen 
sollte  :  unter  keinem  Vorwand  irgendwelcher  Art  (under  no 
pretence  whatever)  würde  Deutschland  belgisches  Territorium 
annektieren  —  so  lautete  die  damalige  feierliche  Versicherung  des 
deutschen  Staatssekretärs  der  englischen  Regierung  gegenüber. 

Und  heute  kein  Wort  über  Belgiens  Wiederherstellung  ?  !  «  Die 
Reichsleitung  hat  für  mögliche  Friedensverhandlungen  freie  Hand. 
Das  gilt  auch  für  Belgien.  »  Dies  die  einzige  Erwähnung  der  bel- 
gischen Frage,  die  aus  dem  Munde  des  leitenden  deutschen  Staats- 
manns kam.  Freie  Hand  für  Friedensverhandlungen  über  Belgien  ! 
Nein,   Herr  Dr.  Michaelis,  Sie  haben  nicht  freie  Hand  in  dieser 
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Angelegenheit.  Sie  sind  gebunden  durch  Recht  und  Moral,  durch 
die  eigenen  Versprechungen  Ihres  Vorgängers.  Jeder  Versuch,  ein 
zukünftiges  Friedensgebäude  auf  dem  unsicheren  Grunde  der 
deutschen  Gewalttat  gegen  Belgien  aufzubauen,  ist  von  vorn- 
herein zum  Scheitern  bestimmt. 

Bequem  wäre  es  allerdings  für  die  deutschen  Machthaber,  als 
beati  possidentes  für  die  Zukunft  eine  internationale  Rechts- 
organisation mit  gegenseitiger  Rüstungsbeschränkung  zu  schaffen, 
für  die  Gegenwart  aber  den  durch  ihre  augenblicklichen  Eroberun- 
gen hergestellten  Gewaltzustand  bestehen  zu  lassen.  Ich  breche  in 
fremdes  Besitztum  ein,  plündere,  morde  und  brenne,  ich  setze  mich 
auf  dem  fremden  Eigentum  fest  und  rufe  nun  scheinheilig  dem 
Geplünderten  und  Ausgeraubten  zu  :  «  Die  Macht  muss  künftig 
dem  Rechte  weichen  ».  Der  Geschädigte,  der  bisher  Unterlegene, 
erwidert  :  «  Nun  gut,  weiche  !  Gib  mir  meinen  Besitz  zurück, 
entschädige  mich,  dann  wollen  wir  über  die  Zukunft  reden.  » 
Der  Eroberer  aber  antwortet  kaltblütig  :  «  Weichen  ?  Jetzt  ? 
Darüber  werden  wir  später  sprechen.  Zunächst  lass  uns  über  die 
Zukunft  beraten.  »  Ist  es  denkbar,  dass  der  Geschädigte,  der  Be- 
raubte, auf  solchen  Vorschlag  eingehen,  ihn  auch  nur  ernsthaft  in 
Erwägung  ziehen  könnte  ?  Man  stelle  sich  vor,  Napoleon  I.  wäre 
nach  Austerlitz  und  Jena,  nach  der  Besiegung  Preussens,  Oester- 
reichs,  Russlands,  Italiens,  nachdem  er  Beherrscher  des  euro- 
päischen Kontinents  geworden  war,  plötzlich  mit  dem  Vorschlage 
eines  Weltschiedsgerichts  und  gegenseitiger  Abrüstung  hervorge- 
treten. Was  würden  die  unterdrückten  Völker,  die  depossedierten 
Fürsten  ihm  geantwortet  haben  ?  Der  Räuber,  der,  seinen  Raub 
in  der  Hand  behaltend,  dem  Beraubten  für  die  Zukunft  Rechts- 
organisation und  Abrüstung  vorschlägt,  sagt  nichts  anderes  als : 
Was  ich  gewaltsam  geraubt  habe,  soll  nun  durch  rechtliche 
Bindung  geschützt  werden.  Der  von  mir  geschaffene  Gewalt- 
zustand soll  in  einen  Re  cht s zustand  umgewandelt,  soll  legalisiert 
werden.  Aus  Unrecht  soll  Recht,  aus  Recht  soll  Unrecht  werden. 
Der  Versuch,  mir  das  Geraubte  wieder  zu  entreissen,  soll  durch 
Ausschluss  der  Selbsthilfe,  durch  gegenseitige  Beschränkung  der 
Rüstungen  verhindert  werden.  Die  Gemeinschaft  der  Völker  soll 
mir  das  garantieren,  was  meine  eigene  Macht  mir  nicht  garantieren 
kann. 

Das  ist  der  wahre  Sinn  der  neuesten  Friedensbotschaft 
Deutschlands.  Kein  Wunder,  dass  die  Gegner  Deutschlands  diese 
Botschaft  zwar  hören,  aber  ihr  keinen  Glauben  entgegenbringen, 
—  dass  sie  nicht  gewillt  sind,  die  Gewalt,  die  für  die  Zukunft  das 
ausführende  Organ,  die  Exekutive  des  Rechts  werden  soll,  für  die 
Vergangenheit  als  Gesetzgeberin,  als  Legislative  des  Rechts  an- 
zuerkennen.   Die    «  Gesellschaft    der  Nationen  »   kann  nur  auf 
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einem  Rechtszustande,  nicht  auf  einem  Unrechtszustande  aufge- 
baut werden.  Ihr  Fundament  muss  die  Wiederherstellung  des 
Rechts  sein,  das  heisst :  Die  Rückgabe  des  zu  Unrecht  Erworbenen, 
die  Wiedergutmachung  der  zugefügten  Schäden. 

Es   ist    daher   durchaus   logisch   und   vernünftig,    wenn    die 
Kriegsgegner  Deutschlands  ihre  Forderungen  in  folgender  Skala 
aufstellen  :  Restitution,  Reparation,  Zukunftsgarantie.  Es  ist  aber 
durchaus    unlogisch    und    unvernünftig,   wenn  Deutschland  die 
umgekehrte    Reihenfolge   wählt,    wenn   es   an    die   Spitze   seines 
neuesten  Friedensprogramms  die  Zukunftsgarantie  stellt,   aber 
die  notwendigen  Vorläufer  und  Voraussetzungen  einer  rechtlich 
geordneten  Zukunft,  die  Restitution  und  Reparation,  vollständig 
beiseite  lässt.  Das  Mindeste,  was  der  Angreifer  und  Eroberer  als 
Voraussetzung  einer  zukünftigen  Rechtsorganisation  und  Rüs- 
tungsbeschränkung anbieten  müsste,  wäre  doch  der  status  quo 
ante  bellum.  Auch  dieses  Minimum  würde  noch  nicht  genügen, 
da  zu  der  Restitution  noch  die  Reparation  hinzutreten  müsste 
und  als  Zukunftsgarantie   —  ausser  der  Rechtsorganisation  — 
noch  andere  Schutzmassregeln  gegen  besonders  gefährliche  und 
unverbesserliche     Friedensstörer    erforderlich     werden    könnten 
(worüber  ich  mich  an  anderer  Stelle  bereits  ausgesprochen  habe). 
Wenn  aber  der  Angreifer  und  Eroberer  nicht  einmal  jenes  Mini- 
mum, den  Status  quo  ante  bellum,  anbietet,  wenn  er  sich  die 
Möglichkeit  offen  lässt,  den  status  quo  post  bellum,  also  den  durch 
seine  Eroberungen  geschaffenen  Gewaltzustand,  ganz  oder  teil- 
weise aufrechtzuerhalten,  dann  ist  vollends  jede  Erörterung  aus- 
geschlossen, dann  handelt  es  sich  überhaupt  nicht  um  ein  ernstes 
Friedensangebot,  nicht  um  eine  aufrichtige  Zustimmung  zu  pazi- 
fistischer Völkerorganisation,  sondern   nur   um   ein   Schein- 
Angebot,  um  eine  Schein-  Zustimmung,  die  den  Willen,  den 
Krieg  bis  zur  Befriedigung  der  eigenen  Machtbedürfnisse  fort- 
zusetzen,   durch    wohltönende    Menschlichkeitsphrasen    zu    ver- 
schleiern sucht. 

Das  Festhalten  der  eroberten  Gebiete  in  grösserem  oder  ge- 
ringerem Umfange,  verbunden  mit  dem  Bekenntnis  zu  pazifis- 
tischer Rechtsorganisation,  bedeutet  :  Der  Gesättigte  will  die 
Speisekammer  abschliessen,  damit  die  anderen  ihren  Hunger 
nicht  befriedigen  können  ;  da  er  für  sich  allein  sich  nicht  mächtig 
genug  fühlt,  den  Verschluss  durchzuführen,  so  ruft  er  die  anderen, 
seine  bisherigen  Gegner,  zu  Hülfe  und  fordert  sie  auf,  durch 
gemeinschaftliche  Bemühungen  und  Garantien  den  Verschluss 
ein  für  allemal  haltbar  zu  machen. 

Dieser  freundlichen  Einladung  werden  Deutschlands  Gegner 
keine  Folge  leisten  und  sie  haben  recht,  so  zu  handeln.  Sie  werden 
zunächst  darauf  sinnen,  den  augenblicklich  gesättigten  deutschen 

Das  Verbrechen  III  I  8 


274  KRIEGSZIELE 

Machthabern  die  geeigneten  Brechmittel  beizubringen,  damit 
sie  das  Verschlungene  wieder  herausgeben,  und  erst  dann,  nachdem 
dies  geschehen,  werden  sie  die  europäische  Speisekammer  für  alle 
gleichmässig  zu  schliessen  suchen. 


Unter  sotanen  Umständen  kann  ich  Herrn  Dr.  Michaelis, 
dem  neuen  Kanzler,  nur  folgende  wohlgemeinte  Mahnung  auf 
seinen  dornenvollen  Friedensweg  —  wenn  anders  er  ihn  ernsthaft 
beschreiten  will  —  mitgeben  : 

Wenn  Sie  Pazifist  sein  wollen,  Exzellenz,  so  seien  Sie  es 
ganz.  Ihr  halber  Pazifismus,  Ihr  Pazifismus  für  die  Zukunft 
—  neben  dem  Anti-Pazifismus  für  die  Vergangenheit  ■ —  ist 
schlimmer  als  gar  keiner,  —  ist  das  «  Pax  vobiscum  »  jener 
falschen  Propheten,  die  —  segnend  und  kreuzschlagend  — 
in  «  Schafskleidern  »  daherkommen,  aber  «  inwendig  reissende 
Wölfe  »  sind.  Wie  aus  Distelkernen  keine  Rosen  spriessen, 
so  wird  aus  Unrecht  nie  Recht  erwachsen.  Wer  Wind  säet, 
wird  Sturm  ernten  —  sagt  der  Prophet  Hosea. 

Legen  Sie  ein  anderes  Samenkorn  in  die  Erde  :  das  Be- 
kenntnis der  deutschen  Schuld  am  Kriege,  das  Versprechen, 
alle  Folgen  der  Missetat  aus  der  Welt  zu  schaffen,  alles  Un- 
recht zu  sühnen  und  wieder  gutzumachen,  —  legen  Sie 
dieses  Samenkorn  in  die  Erde  und  Sie  werden  sehen,  die 
Palme  des  Weltfriedens  wird  daraus  emporspriessen,  gross 
und  schattig  und  fest  im  Boden  wurzelnd,  auf  dass  alle 
Völker  der  Erde  in  Zukunft  friedlich  unter  ihren  Zweigen 
wohnen   können. 

Aus  dem  Samen  Ihres  Pazifismus  dagegen  —  des  Pazifis- 
mus, «  wie  Sie  ihn  auffassen  »  ■ —  wird  nicht  die  Frieden  s- 
palme  organisierter  Völkergemeinschaft,  wird  nur  die  S  t  e  ch- 
palme  neuer  Reibungen,  neuer  Zerwürfnisse,  neuer  Kata- 
strophen entstehen. 

Schlusswort. 

Wir  haben  gesehen,  wie  die  Machthaber  Deutschlands  den 
Problemen  des  zukünftigen  Friedens,  wie  sie  vor  allem  dem  wich- 
tigsten Problem,  der  Völkerorganisation  zur  Verhütung  künftiger 
Kriege,  gegenüberstehen.  Ihre  Haltung  gegenüber  dieser  für  das 
zukünftige  Schicksal  der  ganzen  Welt  entscheidenden  Frage  ist 
ein  würdiges  Pendant  zu  der  Haltung,  die  sie  im  Sommer  1914 
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gegenüber   der   Frage   der   damaligen   Friedenserhaltung    einge- 
nommen  haben. 

Dieselben  Zweideutigkeiten  und  Halbheiten,  dieselben  Zu- 
sagen und  Absagen,  dasselbe  scheinbare  Eingehen  und  dann 
wieder  Nichteingehen  auf  die  Propositionen  der  Gegenpartei, 
dieselbe  Methode,  bald  diesen,  bald  jenen  Verhandlungsgegen- 
stand in  den  Vordergrund  zu  stellen,  um  hinter  der  vorgescho- 
benen Kulisse  ihre  uneingestandenen  Zwecke  besser  erreichen  zu 
können,  —  alles,  was  damals  die  Friedens  erhaltung  un- 
möglich gemacht  hat,  wird  heute,  wenn  Deutschland  die  Freiheit 
behält,  sein  bisheriges  Verfahren  fortzusetzen,  einen  befriedi- 
genden und  dauerhaften  Friedens  s  c  h  1  u  s  s  unmöglich  machen. 

Gegenüber  diesem  schwankenden  und  zweideutigen  Verhalten 
Deutschlands  in  einer  Frage,  die  für  alle  beteiligten  Völker  —  auch 
für  das  deutsche  —  die  Lebensfrage  der  Zukunft  ist,  gibt  es  — 
nach  meiner  Ueberzeugung  —  kein  Paktieren,  kein  Kompromit- 
tieren, kein  Zurückweichen.  Der  erste  und  wichtigste  Paragraph 
des  Friedensvertrages,  der  diesen  Krieg  und  damit  überhaupt 
die  Periode  der  Kriege  zum  Abschluss  bringen  soll,  ist  die  Be- 
gründung einer  rechtlich  geordneten  Völkergemeinschaft  zur 
Verhinderung  zukünftiger  Kriege,  mit  ausreichender  Zwangs- 
gewalt und  entsprechender  Beschränkung  aller  Einzelrüstungen. 
Diese  Völkergemeinschaft  ruht  aber  nur  dann  auf  fest  gesichertem 
Boden,  wenn  sie  nicht  nur  zukünftiges  Unrecht  verhindert, 
sondern  auch  gegenwärtiges  Unrecht  sühnt  und  wieder  gutmacht. 
Wer  nur  jenes,  aber  nicht  dieses  will,  ist  als  Feind  der  zukünftigen 
Staatenordnung  zu  betrachten  und  mit  allen  Mitteln  —  diploma- 
tischen, ökonomischen,  militärischen  —  so  lange  zu  bekämpfen,  bis 
er  den  Rechts  frieden  auf  dem  Boden  des  Rechts  akzeptiert  hat. 

Ich  sage  ausdrücklich  :  auch  mit  militärischen  Mitteln.  Der 
Krieg  muss  meines  Erachtens  unbedingt  und  unausweichlich  so 
lange  fortgeführt  werden,  bis  Deutschland  und  seine  Verbündeten 
sich  dem  höchsten  und  wichtigsten,  ja  dem  allein  hohen,  dem 
allein  wichtigen  Friedenspostulat  —  mit  allen  seinen  Voraus- 
setzungen und  Konsequenzen  —  unterworfen  haben. 

Ich  sage  das  als  Sozialist  und  Pazifist,  auf  die  Gefahr  hin, 
als  «  Durchhalter  »  verschrieen  zu  werden.  Ich  sage  es,  gerade 
weil  ich  Sozialist  und  Pazifist  bin.  Kein  Frieden  ist  möglich  ohne 
pazifistische  Organisation.  Keine  pazifistische  Organisation  ohne 
Wiederherstellung  des  geschändeten  Rechts,  ohne  bedingungslose 
Rückerstattung  des  geraubten  Gutes,  ohne  vollen  Ersatz  des 
zugefügten  Schadens.  Mens  Sana  in  corpore  sano.  Nur  in  einem 
gesunden  Staatenkörper  kann  ein  neuer,  besserer  Geist  gedeihen. 
Trägt  die  Völkergemeinschaft  der  Zukunft  von  vornherein  den 
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Krankheitskeim  ungesühnten  Unrechts,  ungerächter  Missetat 
in  sich,  so  werden  sich  neue  Eiterherde  bilden,  die  den  kaum 
geborenen  Organismus  bald  wieder  der  Auflösung  und  dem  Ver- 
fall zuführen.  Soll  dieser  grösste  aller  Kriege  wirklich  der  letzte 
sein,  so  müssen  nicht  nur  Barrieren  und  Schutzvorrichtungen  gegen 
neue  Kriege  geschaffen  werden,  es  müssen  auch  alle  Spuren  dieses 
Krieges  ausgelöscht,  es  muss  die  Tafel  der  Vergangenheit  reinge- 
waschen werden,  auf  dass  das  eherne  Gesetz  der  Zukunft  darauf 
Platz  finden  möge. 

Das  ist  und  muss  sein  das  wahre,  das  höchste  Ziel  dieses 
Krieges.  Das  Ziel,  das  jedes  Opfer,  das  die  Fortsetzung  des 
Kampfes  lohnt,  bis  es  erreicht  ist. 

Aber  nur  dieses  Ziel  ist  solcher  Opfer  wert.  Alle  anderen  —  wie 
man  sie  auch  einschätzen  mag  —  sind  von  verschwindender 
Bedeutung  verglichen  mit  jenem  Hauptziel.  Um  die  Zukunft 
unseres  Planeten  geht  der  Kampf,  um  die  Anbahnung  einer 
neuen  Periode  der  Menschheitsgeschichte,  um  Glück  und  Wohl- 
fahrt aller  ferneren  Generationen.  Das  mögen  die  Kämpfenden, 
mögen  alle  Kämpfenden  festhalten.  Das  mögen  sie  nie  aus  den 
Augen  verlieren.  Dieser  grosse  «  Kampf  ums  Recht  »  —  um  das 
Recht  der  Vergangenheit,  um  das  Recht  der  Zukunft  —  er  würde 
zu  einem  elenden  Interessenstreit,  zu  einem  Kuhhandel  erniedrigt 
werden,  wenn  man  um  dieser  oder  jener  Sondervorteile  willen 
das  ungeheure  Gemetzel,  die  wahnsinnige  Vergeudung  von 
Menschen  und  Gütern  auch  nur  um  einen  Tag  fortsetzen  würde. 
Das  hiesse  :  einen  Prozess  führen,  bei  dem  die  Kosten  in  schreien- 
dem Missverhältnis  zu  dem  Streitobjekt  stehen.  Nein,  nehmt  dem 
Räuber  den  Raub  ab,  zwingt  ihn,  den  Schaden,  den  er  angerichtet, 
wieder  gutzumachen, -und  vor  allem  :  bändigt  den  Gemeinge- 
fährlichen für  alle  Zukunft,  indem  ihr  ihm  die  Zwangsjacke  des 
ihn  richtenden  Rechts,  die  Handschellen  der  ihn  überwältigenden 
Gewalt  anlegt.  Bändigt  ihn  —  nicht  nur  in  eurem,  auch  in  seinem 
Interesse  — ,  wie  man  den  Tollwütigen  in  die  Gummizelle  sperrt, 
damit  er  sich  selbst  und  anderen  nicht  mehr  gefährlich  werde. 

Seid  ihm  Richter,  Rächer  —  wenn  es  sein  muss,  auch  Henker  ! 

Aber  wohlgemerkt  :  Verweser  —  nicht  Vergewaltiger,  Voll- 
strecker —  nicht  Beuger  des  Rechts  sollt  ihr  sein.  Gerade  wenn 
euer  Kampf  von  Erfolg  gekrönt  sein  sollte,  dann  hütet  euch  wohl 
—  um  eurer  Ehre  und  eures  Nutzens  willen  — ,  aus  der  hehren 
Rolle  zu  fallen,  die  das  Schicksal  euch  zugewiesen  hat.  Hütet 
euch,  das  zu  tun,  was  ihr  mit  Fug  eurem  Gegner  vorwerft.  Hütet 
euch,  eure  weltgeschichtliche  Mission  durch  kleinlich-eigensüch- 
tige Zwecke  zu  verdunkeln  und  zu  erniedrigen. 

Euer  Richtschwert  soll  scharf  und  schneidig,  aber  die  Hände, 
die  es  schwingen,  sollen  rein  und  unbefleckt  sein.  Seid  unerbitt- 
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lieh  und  unbeugsam  in  der  Herstellung  des  Rechts,  aber  uneigen- 
nützig und  unbestechlich  euren  eigenen  Wünschen  und  Leiden- 
schaften gegenüber. 

So  wird  die  Geschichte  dereinst  von  euch  sagen  können  : 

Deutschlands  Ueberwinder  haben  einen  doppelten  Sieg 
errungen,  den  Sieg  über  den  Feind  und  den  Sieg  über  sich 
selbst.  Sie  waren  stark  in  ihrer  Gerechtigkeit,  sie  waren 
gerecht  in  ihrer  Stärke. 


Epilog. 
Quo  vadis,  Germania? 


Vous  avez  beau  enterrer  la  verite,  eile  chemine 
sous  terre,  eile  repoussera  un  jour  de  partout, 
eile  eclatera  en  vegetations  vengeresses.  Bt  ce 
qui  est  pis  encore,  c'est  que  vous  aidez  ä  la 
Demoralisation  des  petits,  en  obscurcissant  chez 
eux  le  sentiment  du  juste.  Du  moment  qu'il  n'y 
a  pas  de  punis,  il  n'y  a  pas  de  coupables. 

EMH,E  ZOI,A 

in  seinem  Brief  an  den  Präsidenten  Loubet 
vom  22.  Dezember  1900. 

Die  Beweisaufnahme  ist  geschlossen. 

Der  Anklager  hat  sein  Belastungsmaterial  vor  dem  Welt- 
gerichtshof, vor  dem  Weltpublikum,  ausgebreitet. 

Er  hat  sein  Schuldig  beantragt  gegen  die  Herrscher  und  Lenker 
der  verbündeten  Kaiserreiche. 

Auch  die  Angeklagten  und  ihre  Verteidiger  sind  gebührend 
gehört  worden. 

«  Vor  Gott  und  der  Geschichte  ist  mein  Gewissen  rein. 
Ich  habe  diesen  Krieg  nicht  gewollt.  » 

So  beteuerte  der  Hauptangeklagte,  Kaiser  Wilhelm  II.  —  ein  Jahr 
nach  Ausbruch  der  Katastrophe  —  feierlich  seine  Unschuld. 

Nun,  die  Geschichte  hat  ihren  Urteilsspruch  gefällt  und  auch 
der  himmlische  Richter  wird  jenem  Urteil  seine  Sanktion  erteilen. 
«  Wenn  es  kein  höchstes  Wesen  gäbe,  das  die  Unschuld  schützt 
und  das  Verbrechen  straft,  —  man  müsste  es  erfinden.  »  Dieses 
Wort  Robespierres,  des  Jakobiners,  wird,  wie  an  den  Verbrechern 
von  damals,  so  an  denen  von  heute  zur  Wahrheit  werden. 

In  jener  ersten  stürmischen  Kriegszeit  allerdings,  da  es  schien, 
als  sollte  der  Missetat  auch  noch  der  Erfolg  beschieden  sein,  als 
sollten  die  Ungerechten  triumphieren  und  die  Gerechten  unter 
geh'n,  —  damals    konnten    selbst  Gottgläubige    in   ihrem  Ver- 
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trauen  auf  die  Himmlische  Gerechtigkeit  wankend  werden  —  auf 
jene  Gerechtigkeit,  die  so  oft  in  der  Geschichte  versagt  und  den 
Erfolg  zum  Rechtfertiger  der  gemeinsten  Verbrechen  gemacht  hat. 

Entworfen  bloss  ist's  ein  gemeiner  Frevel, 
Vollführt,  ist's  ein  unsterblich  Unternehmen. 

Damals  schien  der  «  gemeine  Frevel  »  im  Begriffe,  sich  in  ein 
«unsterblich  Unternehmen»  umzuwandeln.  Dann  aber  hat  sich 
das  Blatt  gewendet.  Und  heute  —  wer  könnte  es  verkennen  ?  — - 
heute  hängen,  trotz  aller  kriegerischen-trügerischen  Scheinerfolge, 
schwere  Wetterwolken  ?uf  Deutschlands  Burgen  und  Schlösser 
herab  —  Wolken,  die  keine  noch  so  gelungenen  Sturmangriffe 
verscheuchen  können.  Heute  lastet  Gewitterschwüle  über  dem 
«  siegreichen  »  Deutschland.  Morgen  aber  wird  der  Orkan  los- 
brechen, der  Burgen  und  Schlösser  schonungslos  hinwegfegt. 
Schon  leuchtet's  und  zuckt's  am  Himmelsgewölbe,  schon  greift 
der  Olympier  nach  seinen  Blitzen  und  bald  werden  krachend, 
Schlag  auf  Schlag,  die  Flammenzeichen  strafender  Gerechtigkeit 
auf  die  Häupter  der  Schuldigen  herniedersausen. 

«£s  lebt  ein  Gott,  zu  strafen  und  zu  rächen  /»  Mit  ehernen  Schrit- 
ten naht  die  Nemesis,  das  Schwert  in  der  Rechten,  die  Wage  in 
der  Linken,  auf  dem  Haupte  den  Panzerhelm,  den  keine  Brand- 
granate zersplittern  kann.  Und  wenn  jene  Übermütigen,  die  sich 
Uebermenschen  oder  Halbgötter  dünken,  den  Pelion  auf  den 
Ossa  türmen  —  gleich  den  Söhnen  der  Gaia  — ,  es  gibt  eine 
Macht  hoch  oben  über  den  Mächtigen,  die  die  Titanen  in  den 
Tartarus  schleudert,  die  den  Luftbau  sterblicher  Menschen  mit 
der  Spitze  ihres  Fusses  zertrümmert,  die  den  Babelturm  aus- 
schweifenden Ehrgeizes  mit  einem  Wink  ihrer  Hand  dem  Erd- 
boden gleichmacht.  «  "Eaaexai  r)fiap,  ot"  äv  not  öXwkq  "ttcos  ipy.  » 

Ja,  Gott  und  die  Geschichte,  die  Deutschlands  Kaiser  als 
Schützer  und  Eideshelfer  anruft,  —  sie  haben  ihr  Schuldig  ge- 
sprochen. 


Aber  noch  steht  ein  anderer  Richterspruch  aus,  der  Spruch 
des  Richters,  der  gleichzeitig  in  diesem  Falle  der  Hauptbeteiligte, 
der  Hauptleidtragende,  der  Hauptvollstrecker  irdischer  Gerech- 
tigkeit ist,  —  der  Spruch  des  deutschen  Volkes. 

An  das  deutsche  Volk  wendet  sich  der  Ankläger,  damit  es 
die  Wahrheit  erkenne  und  nach  der  Wahrheit  handle. 

«  Je  n'aurais  pas  pu  vivre  »  —  sagte  der  französische  Senator 
Scheurer-Kestner,  damals  vor  zwanzig  Jahren,  als  er  —  unter 
Einsetzung  seiner  ganzen  Persönlichkeit,  seiner  Ehre,  seines 
Vermögens,   seiner  äusseren  und  inneren   Ruhe   —  den  ersten 
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Schritt  tat,  um  den  an  einem  Unschuldigen  begangenen  Justiz- 
mord ans  Tageslicht  zu  ziehen. 

Ich  hätte  nicht  weiter  leben  können  —  das  war  der  Gedanke, 
der  den  Ankläger  beseelte,  als  er  —  wenige  Monate  nach  Ausbruch 
des  Weltkrieges  —  als  erster  mit  seiner  Anklage  gegen  die  Herr- 
scher und  L,enker  Deutschlands  und  Oesterreichs  in  die  Oeffent- 
lichkeit  trat. 

Bald  drei  Jahre  nun  schwebt  der  Prozess  —  beinahe  ebenso- 
lange, als  die  Affäre  Dreyfus  die  französische  Republik  bis  in  ihre 
Tiefen  aufgewühlt  und  die  Welt  zum  spannungsvollen  Zuschauer 
umstürzender  Ereignisse  gemacht  hat.  Nicht  um  das  Verbrechen 
eines  Mächtigen,  eines  Herrschers  oder  Staatsmannes  handelte  es 
sich  damals  in  Frankreich,  nicht  um  eine  blutige  Weltkatastrophe 
—  als  Folge  jenes  Verbrechens  — ,  nur  die  Schuld  oder  Unschuld 
eines  unscheinbaren  Privatmannes  stand  in  Frage,  nur  eine  Tat, 
die  —  zunächst  ohne  Folgen  —  höchstens  für  die  Zukunft  Ge- 
fahren heraufbeschwören  konnte.  Und  doch  !  Drei  Jahre  kämpften 
die  Mächte  des  Guten  und  des  Bösen  miteinander,  wurde  das  Land 
von  einer  Unruhe  in  die  andere,  von  einer  Gefahr  in  die  andere 
geworfen,  bis  schliesslich  das  Recht  über  das  Unrecht,  die  Wahr- 
heit über  die  Unwahrheit  siegte.  Damals  in  Frankreich  war  es  ein 
Gesundungsprozess,  der  sich  vollzog,  ein  Prozess,  der  zur  Ausschei- 
dung aller  Krankheitskeime,  zur  Verurteilung,  zum  Selbstmord, 
zur  Aechtung  der  Schuldigen,  zur  Rehabilitierung  des  Unschuldigen 
und  seiner  Verteidiger,  zur  Wiederherstellung  der  öffentlichen 
Moral  führte. 

Wie  aber  steht  es  heute  in  Deutschland  ?  Ist  auch  hier  die  Wahr- 
heit im  Anmarsch  ?  Oder  ist  sie  noch  immer  eingesargt  unter  der 
Erde,  abgesperrt  von  Sonne  und  Licht,  vom  Unkraut  der  Lüge 
und  Fälschung  überwuchert  ?  Gespannt  wartet  die  Welt  auf  die 
Entwicklung  in  Deutschland,  auf  den  endlichen  Urteilrsprueh  des 
deutschen  Volkes. 


Aber  nicht  auf  das  «  Schuldig  »  allein  kommt  es  an,  nein,  mehr 
noch  auf  die  Strafe,  die  dem  «  Schuldig  »  auf  dem  Fusse  folgen  soll. 
Ein  Schuldigspruch,  der  auf  das  grösste  Verbrechen,  das  die 
Blätter  der  Menschengeschichte  besudelt  hat,  nicht  die  schwerste 
Strafe  setzte,  dit  Menschengerechtigkeit  verhängen  kann.  -  ein 
platonischer  Schuldigspruch  würde  der  Welt  als  ein  Fehlspruch 
erscheinen.  Nicht  mit  Land,  nicht  mit  Gold,  am  allerwenigsten 
mit  der  Scheidemünze  «  demokratischer  »  oder  «  pazifistischer  » 
Scheinkonzessionen  kann  solche  Riesenblutschuld  bezahlt  werden. 
Wie  ?  Millionen  und  aber  Millionen  Toter  und  Verstümmelter  — 
eine  Kette  von  Unglücklichen,  die,  aneinandergereiht,  die  Aequa- 
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torlinie  der  Erde  bedecken  würden  —  sind  der  Laune  eines  Ehr- 
geizigen, dem  Entschlüsse  einer  verhängnisvollen  Minute  zum 
Opfer  gefallen  —  und  ein  Federstrich,  ein  Zukunftswechsel  auf 
grössere  Volksfreiheit,  auf  bessere  Friedenssicherung  —  ein 
Wechsel,  der  seit  Generationen  bereits  fällig  war,  dessen  Bezahlung 
aber  heute  noch  ebenso  unsicher  ist,  als  je  —  das  Versprechen 
eines  Fürsten,  in  dessen  Hause  der  Wortbruch  zur  Tradition 
geworden,  sollte  genügen,  um  solche  gigantische  Missetat  zu 
sühnen  oder  gar  vergessen  zu  machen  ? 

Viele  Hunderttausende  von  Millionen  mühsam  erarbeiteter 
Werte  des  eigenen  Volkes  und  fremder  Völker  sind  unter  den  ver- 
sengenden Stürmen  dreier  Kriegsjahre  zerstört,  verbrannt,  zu- 
grundegerichtet worden  —  und  ein  Federstrich,  der  dem  preussi- 
schen  Volke  von  neuem  verspricht,  was  ihm  schon  vor  hundert 
Jahren  von  dem  Urgrossvater  des  jetzigen  Königs  versprochen 
worden  ist,  —  ein  Federstrich  sollte  genügen  als  Sühne  und  Ersatz 
all  der  verlorenen  Güter,  die  viele  Geschlechter  schaffender 
Menschen  «  im  Schweisse  ihres  Angesichts  »  nicht  wieder  erar- 
beiten  können  ? 

Die  Menschheitskultur  der  ganzen  Kulturmenschheit  —  die 
Frucht  der  Gedankenarbeit,  der  Edelgesinnung  der  erleuch- 
tetsten Geister  unseres  Planeten  seit  einem  halben  Jahrtausend 
- —  ist  in  Ozeanen  von  Menschenblut,  von  Menschentränen  hin- 
weggeschwemmt worden  —  und  ein  Federstrich  sollte  genügen, 
diesen  kostbarsten,  weil  unwägbaren  Idealbesitz  aus  dem  Schiff- 
bruch zu  retten,  das  Zerstörungswerk  vergessen  zu  machen  ? 

Vor  allem  :  die  Moral  des  eigenen  Volkes  ist  vergiftet  worden  bis 
ins  innerste  Mark  hinein,  vergiftet  durch  die  konventionelle  Lüge 
des  Verteidigungskrieges,  die  seit  nun  drei  Jahren  vom  Throne 
herab  verkündet,  von  allen  Stützen  des  Thrones  bewusst  nach- 
gesprochen, von  dem  unglücklichen  Volke  unbewusst  noch  heute 
geglaubt  wird.  Unter  den  Tausenden  von  Männern,  die  durch  Wort 
und  Schrift,  durch  Rat  und  Tat  die  Geschicke  des  deutschen 
Volkes  lenken  und  beeinflussen,  ist  —  ich  sage  es  mit  voller 
Bestimmtheit  —  nicht  einer,  der  die  Wahrheit  nicht  kennt,  nicht 
einer,  der  nicht  wüsste,  dass  dieser  Krieg  ein  wohlüberlegter 
Angriffskrieg  ist,  nicht  einer,  der  ehrlich  an  den  Verteidigungs- 
krieg  glaubte. 

Und  doch  : 

«  Zur  Verteidigung  seiner  Freiheit  und  Selbständigkeit,  für 
die  Unversehrtheit  seines  territorialen  Besitzstandes  hat  Deutsch- 
land die  Waffen  ergriffen.  » 

So  heisst  es  noch  jetzt,  in  der  neuesten  Kundgebung  der 
Mehrheitsparteien  des   Reichstages  —  jener  Parteien,   die,  drei 
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Jahre  lang  mehr  oder  weniger  auf  Eroberungen  bedacht,  nun 
endlich  —  der  Not  gehorchend,  nicht  dem  eigenen  Triebe  —  den 
«Verständigungs » -Frieden  auf  ihre  Fahne  geschrieben,  aber  noch 
lange  nicht  zum  Prinzip  ihres  Handelns  gemacht  haben. 

Diese  jahrelang  fortgesetzte  Lüge  des  Verteidigungskrieges, 
der  daraus  erwachsende  moralische  Verfall  der  leitenden  Kreise 
Deutschlands  ist  vielleicht  der  schwerste  Schlag,  den  die  Hohen- 
zollerndynastie  ihrem  eigenen  Volke  versetzen  konnte.  Eine  mo- 
ralische Niederlage,  hundertmal  schlimmer,  als  irgend  eine  mili- 
tärische hätte  sein  können.  Eine  Hungersnot;  hundertmal  ver- 
derblicher für  das  deutsche  Volk,  als  der  Hunger  nach  Brot  und 
Fleisch,  —  dieser  Hunger  nach  Wahrheit. 

Ein  Unglück  kann  durch  Andere  über  ein  Volk  kommen, 
erniedrigt  werden  kann  es  nur  durch  sich  selbst.  Der  Feind  kann 
ihm  Schaden,  aber  keine  Schande  bringen.  Völker  wie  Einzelne 
werden  nie  entehrt  —  ausser  wenn  sie  sich  selbst  entehren. 

Die  Anfangslüge  des  4.  August  1914  hat  immer  neue  Lügen 
geboren,  musste  sie  gebären.  Der  Eiterherd  musste  immer  weiter 
um  sich  fressen,  bis  er  schliesslich  Seele  und  Körper  des  deutschen 
Volkes  unheilbar  verseucht  und  vergiftet  hat.  Politik,  Verwaltung 
und  Rechtsprechung  sind  von  der  Seuche  ergriffen  worden.  Die 
schlotternde  Angst,  die  Wahrheit  könnte  ans  Licht  dringen,  die 
Lüge  könnte  entlarvt  werden,  musste  die  gewaltsame  Unter- 
drückung jeder  Wahrheitsregung  in  Wort  und  Schrift  im  Gefolge 
haben.  Ja,  die  Rechtsprechung  musste  zur  Magd  der  herrschenden 
Lüge  erniedrigt  werden  —  zum  Spinngewebe,  das  die  grossen 
Galgenvögel  durchbrechen,  darinnen  aber  die  kleinen  unschul- 
digen Mücken  hängen  bleiben.  Wie  kann  ein  Richter  mit  gutem 
Gewissen  «  Im  Namen  des  Königs  »  Recht  sprechen,  wenn  der 
König  selber  nicht  Recht,  sondern  Unrecht  spricht  ?  ! 


Jean  Paul  —  wenn  ich  nicht  irre  —  hat  einmal  gesagt,  auch 
für  Völker  gelte  die  Gärtner-Regel,  dass  man  Bäume,  wenn  sie 
nicht  blühen  wollen,  durch  «  starke  Veiletzungen  »  zum  Blühen 
bringen  kann.  Nun,  das  deutsche  Volk  ist  genügend  «  stark 
verletzt »,  genügend  zur  Ader  gelassen  worden,  ganze  Meere  von 
Blut  hat  man  ihm  abgezapft.  Und  doch  !  Noch  immer  nicht  will 
es  zum  «  Blühen  »  kommen.  Noch  immer  nicht  zu  neuer  Säftebil- 
dung, die  die  erste  Voraussetzung  neuer  Blüte  ist.  Das  ist,  weil 
der  äusseren  —  der  Körper-Therapie  —  noch  nicht  die  in 
die  Seelen-Therapie  nachgefolgt  ist,  weil  jene  schwierigere  und 
wichtigere  seelische  Nachkur  des  Rekonvaleszenten  noch  ausstellt, 
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ohne  die   jeder   körperliche  Aderlass  wert-   und  wirkungslos  ist 
Jene  innere  Therapie  aber  heisst  : 

Freies  Schuldbekenntnis,  Ausmerzung  der  grossen  Lüge, 
Erhebung  der  Wahrheit  auf  den  Thron,  der  ihr  zukommt,  — 
auch  wenn  andere  Throne  dabei  zusammenstürzen  sollten. 

Da  helfen  keine  Drogen,  keine  Pflästerchen.  Da  muss  radikal 
eingegriffen,  die  Fäulnis  ausgebrannt,  ausgekratzt  werden,  da 
müssen  die  X-Strahlen  der  Wahrheit  in  alle  Höhlungen  der  Volks- 
seele hineinleuchten,  damit  dem  düpierten  Volke  nicht  weiter 
ein  X  für  ein  U  gemacht  werden  kann.  Das  Wohl  des  deutschen 
Volkes  hängt  von  diesem  Heilungsprozess  ab. 

«  Die  Toten  kann  man  begraben,  die  Wahrheit  nicht.  »  Nur 
die  Wahrheit  ist  es,  die  ungeschminkte,  schleierlose  Wahrheit,  die 
das  deutsche  Volk  aus  dem  moralischen  Sumpf  herausziehen 
kann,  in  den  die  Lüge  es  hineingestossen  hat. 


Gegenüber  dieser  grossen  entscheidenden  Frage  der  Wahrheit 
haben  alle  die  kleinen  Fragen  der  sogenannten  «  inneren  Regene- 
rierung »,  der  «  demokratischen  Fortentwicklung  Deutschlands  » 
—  oder  wie  diese  schönen  Dinge  sonst  heissen  mögen  —  nur  eine 
untergeordnete  Bedeutung  :  sie  verhalten  sich  dazu  wie  eins  zu 
hunderttausend.  Gewiss,  die  Einräumung  des  gleichen  Wahl- 
rechts in  Preussen  —  wenn  sie  nicht  ein  Versprechen  bleiben, 
sondern  zur  Tat  werden  sollte  —  kann  bedeutungsvoll  werden  als 
erster  Schritt  auf  der  Bahn  zur  Demokratisierung  Preussens  und 
Deutschlands.  Aber  bedeutungsvoll  nur  in  dem  Sinne,  dass  sie  die 
Voraussetzung,  den  Boden  schafft,  von  dem  aus  die  grosse,  alles 
beherrschende  Schuldfrage  untersucht  und  entschieden  werden 
kann. 

Wer  trägt  die  Verantwortung  für  den  europäischen  Krieg  ?  Das 
wird  und  muss  die  Frage  aller  Fragen  im  deutschen  Reiche 
werden.  Nur  von  diesem  Punkte  aus  kann  ein  neuer  Archimedes 
die  deutsche  Welt  aus  den  Angeln  heben.  Nur  als  Mittel  zum  Zweck, 
nicht  als  Selbstzweck  würde  die  Demokratisierung  Preussen- 
Deutschlands  von  Wert  sein.  Als  Mittel  zu  dem  Zweck,  die  Schuld 
des  Hohenzollernschen  Herrscherhauses,  die  Schuld  des  Vaters, 
des  Sohnes  und  ihres  unheiligen  Geistes,  die  Schuld  dieser  verhäng- 
nisvollen Trinität  an  der  grössten  Katastrophe  der  Menschheits- 
geschichte festzustellen.  Wenn  die  Demokratie  in  Deutschland 
zu  diesem  Ziele  führt  und  nach  erreichtem  Ziel  die  erforderlichen 
Konsequenzen  zieht,  dann  ist  der  heute  in  schwacher,  noch  stark 
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urawölkter  Morgendämmerung  sich  ankündigende  Aufstieg 
besserer  Tage  mit  Freuden  zu  begrüssen.  Wenn  jene  Wirkung  aber 
nicht  eintritt,  wenn  die  erforderlichen  Konsequenzen  nicht  ge- 
zogen werden,  so  werden  die  Zeichen  der  neuen  Zeit  trügerische 
sein,  werden  die  Zustände  in  Deutschland  —  und  damit  in  der 
Welt  —  im  wesentlichen  die  alten  bleiben. 

Auch  der  deutsche  Reichstag  ist  ja  aus  dem  gleichen  Wahl- 
recht hervorgegangen  —  aus  demselben,  das  heute  dem  preussi- 
schen  Volke  versprochen  wird,  —  und  doch  hat  die  deutsche 
Volksvertretung  nicht  die  Macht,  ja  nicht  einmal  das  Bestreben 
gehabt,  der  mutwillig-verbrecherischen  Entfesselung  dieses  Welt- 
krieges seitens  der  Hohenzollern-Dynastie  entgegenzutreten,  ihr 
auch  nur  die  nachträgliche  Genehmigung  zu  versagen.  Wird  ein 
preussischer  Landtag  —  unter  der  Kandare  des  preussischen 
Herrenhauses  —  mehr  Macht,  mehr  Macht  willen  gegen  den 
preussischen  König  besitzen  als  der  deutsche  Reichstag  gegen  den 
deutschen  Kaiser  besessen  hat  ?  Wird  eine  preussische  Volks- 
vertretung im  Stande  sein,  dem  Hohenzollernschen  Ehrgeiz  und 
Machtkitzel  straffere  Zügel  anzulegen,  als  es  eine  deutsche 
Volksvertretung  vermocht  hat.  ?  Wer  wollte  sich  solcher  gefähr- 
lichen Täuschung  hingeben  ? 

Daraus  folgt :  Die  Demokratie  als  solche  ist  wertlos  für  Deutsch- 
land, für  die  Welt,  sie  gewinnt  erst  Wert  als  Mittel  zur  Entlarvung 
des  Hohenzollernschen  Verbrechertums,  zur  Abschüttelung  des 
Hohenzollernschen  Kaisertums. 


Ein  Herrscher,  der  über  sich  selbst  nicht  zu  herrschen  vermag, 
hat  das  Recht  verwirkt,  über  andere  zu  herrschen.  Der  Sklave 
seiner  eigenen  Leidenschaften,  seines  Ehrgeizes,  seiner  Eitelkeit, 
seiner  Machtgier  kann  nicht  Herr  und  Gebieter  über  fremde 
Leidenschaften  sein.  Die  erbliche  Monarchie,  schon  an  sich  ein 
Uebel,  ein  Widersinn,  weil  sie  das  Schicksal  von  Millionen  von  den 
zufälligen  Eigenschaften  eines  Einzelnen,  von  seinen  Tugenden 
oder  Lastern,  von  seiner  Klugheit  oder  Dummheit,  von  seiner 
Arbeitslust  oder  Arbeitsscheu  abhängig  macht,  —  sie  wird  eine 
Unerträglichkeit,  ein  Verderben,  eine  Schmach  für  ein  Volk,  wenn 
der  Fürst  aufhört,  der  erste  Diener  seines  Staates  zu  sein,  wenn 
er  Staat  und  Staatsbürger  zu  Instrumenten  seiner  persönlichen 
Launen  und  Gelüste  erniedrigt. 

Niemand  hat  dies  besser  und  schärfer  zum  Ausdruck  gebracht, 
als  der  Kronprinz  Friedrich,  der  nachmalige  grosse  Preussenkönig, 
in  seinen  «  Betrachtungen  über  den  politischen  Zustand  Europas  » 

1738)  : 
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In  folgendem  liegt  der  Irrtum  der  meisten  Fürsten  :  Sie  glauben,  Gott 
habe  aus  besonderer  Rücksicht  für  sie  und  eigens  ihrer  Grösse,  ihrem  Glück 
und  Hochmut  zuliebe  das  Gewimmel  der  Völker  geschaffen,  deren  Wohl- 
fahrt ihnen  anvertraut  ist,  und  ihre  Untertanen  seien  nichts  weiter  als  Werk- 
zeuge und  Diener  ihrer  zügellosen  Leidenschaften Legten  die  Fürsten 

diese  falschen  Ideen  ab  und  gingen  auf  den  Ursprung  ihres  Amtes  zurück, 
sie  sähen,  dass  ihre  Würde,  auf  die  sie  so  eifersüchtig  sind,  dass  ihre  Erhebung 
nur  das  Werk  der  Völker  ist,  dass  die  Abertausende,  die  ihnen  anvertraut 
sind,  sich  einem  Einzigen  nicht  sklavisch  unterwarfen,  um  ihn  mächtiger 
und  furchtgebietender  zu  machen,  dass  sie  sich  vor  einem  Mitbürger  nicht 
beugten,  um  Märtyrer  seiner  Launen  und  Spielball  seiner  Einfälle  zu  sein 

Sie  würden  inne  werden,  dass  der  wahre  Herrscherruhm  nicht  in  der  Unter- 
drückung ihrer  Nachbarn,  nicht  in  der  Vermehrung  ihrer  Sklaven  hegt, 
sondern  in  der  Erfüllung  ihrer  Amtspflichten  und  in  der  Vollstreckung  der 
Wünsche  derer,  die  sie  mit  der  höchsten  Macht  ausgestattet  haben  und  denen 
sie  ihre  Herrschermacht  danken 

Es  ist  eine  Schmach  und  Schande,  seine  Staaten  zugrunde  zu  richten,  und 
eine  Ungerechtigkeit,  eine  verbrecherische  Raubgier,  etwas  zu  erobern,  worauf 
man  keinen  rechtlichen  Anspruch  hat. 

Diese  trefflichen  Worte  ihres  grossen  Ahnen  Friedrich  II.  sind 
bei  dem  heutigen  Geschlecht  der  Hohenzollern  in  Vergessenheit 
geraten.  Nicht  als  Diener,  sondern  als  Herren  und  Gebieter  ihres 
Volkes  fühlen  sie  sich.  Die  «  verbrecherische  Raubgier  »,  die  der 
Philosoph  von  Sans-Souci  (wie  er  sich  selber  nannte)  —  ein  Phi- 
losoph unter  den  Königen,  aber  auch  ein  König  unter  den  Philo- 
sophen —  die  «verbrecherische  Raubgier»,  die  der  grösste  der 
Hohenzollern  als  « Schmach  und  Schande  »  jedes  Fürsten- 
geschlechtes gebrandmarkt  hat,  sie  ist  die  Signatur  und  Handlungs- 
maxime seiner  degenerierten  Epigonen  geworden.  Aus  dem  natio- 
nalen preussischen  Königtum,  aus  dem  Deutschen  Reich,  jenem 
«  ewigen  Bund  zum  Schutze  des  Bundesgebietes  »  —  wie  es  in  der 
Reichsverfassung  heisst  —  haben  sie  Werkzeuge  cäsarischen 
Grössenwahnsinns,  weltbeherrschender  Eroberungspläne  gemacht. 
Den  Boden,  aus  dem  sie  entsprossen  und  zu  ungeahnter  Grösse 
aufgestiegen  sind,  haben  sie  selbst  unterwühlt  und  seiner  Frucht- 
barkeit beraubt.  Den  berechtigten  und  längst  gesättigten  «  Gross- 
machtkitzel »  Preussen-Deutschlands  haben  sie  zu  einem  unbe- 
rechtigten und  unersättlichen  «  Weltmachtkitzel  »  erweitert,  von 
dem  das  Volk  in  seiner  grossen  Mehrheit  nichts  wissen  will. 

Das  deutsche  Volk  will  frei  und  einig,  will  aber  kein  Herrscher- 
und Eroberervolk  sein.  Der  Stempel,  den  ihm  die  kaiserlichen 
Hohenzollern  aufgedrückt,  ist  falsche  Münze,  die  vor  dem  Hohen- 
zollernschen  Kaisertum  keinen  Kurs  hatte  in  deutschen  Landen, 
die  nach  ihm  keinen  Kurs  mehr  haben  wird.  Sich  von  solcher 
gefährlichen  Falschmünzerei  zu  befreien,  das  ist  die  gro.se,  die 
heilige  Aufgabe  des  deutschen  Volkes,  das  ist  sein  Recht  und  seine 
Pflicht  zugleich  —  sein  höheres,  göttliches  Recht,  das  über  dem 
geschriebenen   menschlichen  steht. 
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Wenn  der  Gedrückte  nirgends  Recht  kann  finden, 

Wenn  unerträglich  wird  die  Last  —  greift  er 

Hinauf  getrosten  Mutes  in  den  Himmel 

Und  holt  herunter  seine  ew'gen  Rechte, 

Die  droben  hangen  unveräusserlich 

Und  unzerbrechlich,  wie  die  Sterne  selbst 

Solange  das  Haus  Hohenzollern  mit  seiner  zentnerschwer  be- 
lasteten Vergangenheit,  mit  seinen  unheilschwangeren  Zukunfts- 
plänen die  Geschicke  des  deutschen  Volkes  lenkt, 

solange  die  Gefahr  besteht,  dass  auf  den  schlimmen  Vater  der 
schlimmere  Sohn  folgen  werde  —  auf  den  Verführten  der  Ver- 
führer — ,  jener  Sohn,  dessen  Haupt  mit  keinem  Tropfen  demo- 
kratischen Oeles  gesalbt l,  dessen  Fuss  aber  — ■  schon  bevor  er 
die  Stufen  des  Thrones  betrat  —  durch  unendliche  Ströme  Men- 
schenblutes gewatet  ist, 

solange  dieses  grösste  Unglück  dem  deutschen  Volke  noch 
widerfahren  kann,  — 

so  lange  wird  es  nicht  besser  werden  in  deutschen  Landen. 

Jene  Gefahr  aber  wird  so  lange  bestehen,  als  die  Anzetteler 
dieses  Krieges  sich  noch  als  unschuldige  Opfer  feindlicher  Tücke 
hinstellen  können,  —  als  man  ihnen  Triumphbogen  baut, 
anstatt  sie  in  Kerker  oder  Zwangsjacke  einzusperren,  —  als 
die  Menge  ihnen  zujubelt,  anstatt  sie  zu  verfluchen  und  zu  ver- 
dammen. Nicht  Lorbeer-,  nein  Domenkränze  gebühren  ihnen. 
Zur  Richtstätte  auf  Golgatha  müssten  sie  das  Kreuz  ihrer  Missetat 
schleppen  —  jene  allerchristlichsten  Herrscher,  die  den  edlen 
Kreuzträger,  den  Prediger  der  Liebe  und  des  Erbarmens,  zum 
Schützer  und  Spiessgesellen  ihres  Anti-Christentums  erniedrigt 
haben. 


Dass  die  Strafe  der  Missetat  folge,  dazu  ist  nur  eines  nötk  : 
die  Erkenntnis  der  Tat,  die  Erkenntnis  der  Wahrheit  über  den 
Ursprung  dieses  Krieges.  Diese  Wahrheit  —  einmal  erkannt  — 
wird  nicht  nur  die  Köpfe  der  Deutschen  erleuchten,  sie  wird  auch 
ihre  Arme  stärken  zur  Ausführung  dessen,  was  für  die  Gesundung 
des  deutschen  Volkes  notwendig  ist. 

Abraham  Lincoln  hat  einmal  gesagt  :  «  Eine  Regierung  kann 
einzelne  Bürger  alle  Zeit  hindurch  zum  Narren  halten,  sie  kann 
alle  Bürger  eine  gewisse  Zeit  zum  Narren  halten,  sie  vermag  aber 
nicht,  alle  Bürger  alle  Zeit  hindurch  zum  Narren  zu  halten.  » 

1  Man  erinnere  sich,  dass  Unlands  berühmtes  Wort  :  «  Glauben  Sie,  meine 
Herren,  es  wird  kein  Haupt  über  Deutschland  leuchten,  das  nicht  mit  einem 
vollen  Tropfen  demokratischen  Oeles  gesalbt  ist »  —  in  einer  Rede  des  Dichters 
gegen  die  Erblichkeit  der  Kaiserwürde  —  im  Frankfurter  Parlament  am  23.  Januar 
1849  —  geprägt  worden  ist. 
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Wie  lange  wird  die  deutsche  Regierung  die  deutschen  Bürger 
noch  zum  Narren  halten  ?  Je  schneller  die  Demokratie  in  Deutsch- 
land fortschreitet,  um  so  eher  wird  jenes  Narrenspiel  sein  Ende 
erreichen.  In  diesem  Sinne,  als  Mittel  zum  Zweck,  als  erste  Sprosse 
auf  der  Leiter,  die  zur  Befreiung  Deutschlands  von  der  Hohen- 
zollernherrschaft  emporführt,  wäre  ein  Fortschritt  zur  Demokratie 
in  Preussen  und  Deutschland  aufs  freudigste  zu  begrüssen. 

Aber  der  Grund,  der  uns  diesen  Fortschritt  begrüssenswert 
macht,  ist  gerade  entgegengesetzt  dem,  der  den  preussischen 
König  zu  seinen  —  noch  unerfüllten  — ■  Versprechungen  veranlasst 
hat.  Für  uns  ist  die  Demokratie  der  Schlüssel  zur  vollen  und  weiten 
Oeffnung  unseres  Kerkers,  für  ihn  ist  sie  ein  Ventil,  um  die  Explo- 
sion des  überheizten  deutschen  Hexenkessels  zu  verhindern.  Für 
uns  ist  sie  ein  Anfang,  für  ihn  ein  Abschluss.  Dem  nach  Wahrheit 
und  Freiheit  hungernden  Volke  wirft  er  die  Brotkrume  demokra- 
tischer «  Freiheit  >>  hin,  um  damit  den  Wahrheitshunger  vergessen 
zu  machen.  Dem  Bastille-Sturm  sucht  er  dadurch  zu  entgehen, 
dass  er  den  Anstürmenden  ein  kleines  Hinterpförtchen  in  die 
Zwingburg  öffnet.  Den  drohenden  Zusammenstoss  sucht  er  zu 
vermeiden,  indem  er  die  mit  Volldampf  vorwärts  strebende 
Lokomotive  durch  geschickte  Weichenstellung  auf  ein  Neben- 
geleise ablenkt.  Das  Haupt  thema,  das  das  deutsche  Volk  mit 
seinem  Kaiserhause  zu  diskutieren  hat,  schiebt  er  in  den  Hinter- 
grund, indem  er  eine  —  zwar  wichtige,  aber  nicht  entscheidende  — 
Neben  frar  e  zur  Erörterung  stellt. 

Das  mag  ganz  klug  und  fein  von  dem  Fürsten  und  seinen 
Ratgebern  ausgedacht  sein,  aber  —  es  wird  ihnen  nichts  nützen. 
Der  Zusammenstoss  wird  doch  erfolgen,  die  Bastille  wird  doch 
gestürmt,  das  Hauptthema  wird  doch  zur  Diskussion  gestellt 
werden.  Die  Frage  um  Sein  oder  Nichtsein  der  Hohenzollern 
—  und  d?s  ist  die  Schuldfrage  —  wird  doch  aufgeworfen,  wird  die 
Frage  aller  Fragen  in  Deutschland  werden. 

Deutschland  wird  sein  ohne  die  Hohenzollern  oder  es  wird 
nicht  sein. 

Das  Sündenmass  dieses  Fürstengeschlechtes  ist  voll,  zum 
Ueberlaufen  voll. 

Auch  andere  Staaten,  auch  andere  Fürstengeschlechter,  ja 
alle  Staaten,  alle  Fürstengeschlechter  in  der  Geschichte  haben 
ihre  Perioden  des  Aufstiegs,  dei  Grösse  und  des  Verfalls  gehabt. 
Die  orientalischen  Staaten  der  vorchristlichen  Zeit,  die  Städte- 
staaten des  alten  Griechenlands,  die  römischen  Könige,  die  rö- 
mische Republik,  die  römischen  Kaiser,  das  heilige  römische 
Reich  deutscher  Nation,  das  spanische  Weltreich,  die  Bourbonen, 
die  Napoleons,  —  alle  diese  zu  ihrer  Zeit  mächtigsten,  zum  Teil 
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die  damalige  Welt  beherrschenden  Staatengebilde  und  Fürsten- 
geschlechter sind  erblüht,  verblüht  und  endlich  zugrunde  ge- 
gang n. 

Soll  das  Geschlecht  der  Hohenzollern  ewig  leben  ? 

Mit  dein  grossen  Kurfürsten  im  siebzehnten  Jahrhundert  hat 
es  seinen  Aufstieg  begonnen.  Mit  Wilhelm  I.,  dem  Neuschöpfer 
des  Deutschen  Reiches,  hat  es  seinen  Höhepunkt  erreicht.  Mit 
Wilhelm  II.,  dem  Urheber  dieser  Weltkatastrophe,  wird  es  selbst 
seine  Katastrophe  erleben. 


Kaiser  Wilhelm  hat  —  nach  zweijähriger  Dauer  dieses  Mord- 
wahnsinns —  das  Wort  gesprochen  :  «  Ich  beneide  den  Mann  nicht, 
der  die  Verantwortlichkeit  dieses  Krieges  auf  dem  Gewissen  hat.  * 

In  der  Tat,  dieser  Mann  ist  nicht  beneidenswert.  Mag  er  noch 
so  seelenruhig  nach  aussen,  noch  so  sorglos-unbekümmert  vor 
seinen  Generalen  und  Hofschranzen  erscheinen,  in  seinem  Inneren 
müssen  —  wenn  er  nicht  statt  des  Herzens  einen  Stein,  statt  des 
lebendigen  Gewissens  einen  leblosen  Eisklumpen  im  Busen  trägt  — 
in  seinem  Inneren  müssen  fürchterliche  Kämpfe  täglich  und  stünd- 
lich, im  Wachen  und  Schlafen  sich  abspielen.  Seine  Tage  müssen 
vergällt,  seine  Nächte  durch  ungeheuerliche  Traumbilder  geschreckt 
werden.  Unabsehbare  Schaaren  schwarzgekleideter  Weiber  und 
Kinder,  jammernd  und  händeringend,  müssen  an  seinem  geäng- 
stigten Auge  vorüberziehen — ein  Trauerzug  länger  als  die  endlosen 
Schützengräben  von  der  Nordsee  bis  zum  Schwarzen  Meere 
hinunter,  viele  Tausende  von  Kilometern  lang.  Und  immer  neue 
Weiber,  immer  neue  Kinder  —  ohne  Unterbrechung,  ohne  Auf- 
hören. 

Und  dahinter  —  hinter  den  Müttern  und  Bräuten,  hinter  den 
Witwen  und  Waisen  —  ein  ebenso  langer,  noch  traurigerer  Zug. 
Jünglinge  und  Männer,  Siebzehnjährige  neben  Fünfzigjährigen, 
halbe  Knaben  noch,  denen  kaum  der  Flaum  am  Kinne  sprosst, 
neben  reifen,  fast  ergrauten,  bärtigen  Männern.  Und  alle,  alle, 
verstümmelt,  geblendet,  mit  zerfetzten  Gesichtern,  mit  zerrisse- 
nen Körpern,  —  die  Blinden  von  den  Lahmen  geführt,  die 
Lahmen  mit  Krücken,  Stelzen  und  künstlichen  Gliedmassen  zur 
Not  wieder  bewegungsfähig  gemacht,  —  mit  falschen  Augen, 
falschen  Nasen,  falschen  Kinnladen,  mit  allen  möglichen  Ktmst- 
gebilden  notdürftig  wieder  zusammengeflickt,  um  wenigstens  den 
Schein  des  Lebens  vorzutäuschen,  das  für  die  meisten  ein  halber 
Tod  ist. 

Und  dahinter  —  hinter  den  Blinden  und  Lahmen  und  Ver- 
stümmelten —  die  noch  schlimmeren,  die  Wahnsinnigen,  denen 
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die  furchtbaren  Erlebnisse  das  Kostbarste  geraubt  haben,  das  die 
göttliche  Vorsehung  dem  Menschen  verliehen,  —  den  Verstand. 
Jene  Unglücklichen,  die  das  Dichterwort  zur  Wahrheit  machen  : 
«  Wer  über  gewisse  Dinge  den  Verstand  nicht  verliert,  der  hat 
keinen  zu  verlieren.  » 

Und  dieser  Trauer-  und  Leidenszug  zieht  vorüber,  vorüber  — 
und  kein  Ende,  kein  Ende  ! 

Nein  wahrlich,  der  Mann,  der  alles  das  auf  dem  Gewissen  hat, 
ist  nicht  beneidenswert.  Lieber  im  tiefsten  Schacht  der  Erde  bei 
kärglichem  Lohn  als  Bergarbeiter  schaffen,  lieber  in  glühender 
Sonnenhitze  als  Taglöhner  sein  dürftiges  Brot  verdienen,  lieber 
als  Steinldopfer  am  Strassenrand  tagaus,  tagein  in  geisttötender 
Arbeit  Kieselsteine  spalten,  als  ein  Fürst  sein  mit  solchen  Gewis- 
sensqualen belastet,  als  stolze  Königs-  und  Kaiserkronen  zu  tragen, 
als  in  Prunkschlössern  zu  wohnen  und  einem  Untertanenvolke  von 
siebzig  Millionen  seinen  Willen  aufzuzwingen. 

Ja,  wenn  er  noch  glaubte,  jener  mächtige  Volksbeherrscher, 
an  das,  was  er  das  Volk  glauben  machen  will,  —  wenn  er  den 
Popanz  des  bedrohten  Vaterlandes,  den  er  seit  nun  drei  Jahren  als 
schützenden  Talisman,  als  Geisterbeschwörer  vor  sich  hinhält, 
noch  für  leibhaftige  Wahrheit  hielte,  —  dann  wäre  er  zwar  zu 
beklagen,  als  Protagonist  der  fürchterlichsten  Menschheitstragö- 
die, —  aber  er  wäre  nicht  zu  verurteilen  als  ihr  Verfasser  und 
Regisseur. 

So  aber  weiss  er  besser  als  irgend  jemand  in  der  Welt,  dass 
alles,  was  er  seit  drei  Jahren  über  den  Ursprung  und  die  Verant- 
wortlichkeit für  diesen  Krieg  sagt  und  schreibt,  Lug  und  Trug, 
eitel  Erfindung  und  Heuchelei  ist,  dass  er  in  Wort  und  Tat  ■ — 
mit  kleiner  Variante  —  jenem  Balladenkönig  gleicht  : 

Denn  was  er  sinnt,  ist  Schrecken,  und  was  er  spricht,  ist  Lug, 
Und  was  er  tut,  ist  Geissei,  und  was  er  schreibt,  ist  Trug. 

Er  weiss,  dass  er  der  Urheber  all  des  namenlosen  Unglücks 
ist,  das  da  in  endloser  Kette  an  ihm  vorüberzieht,  und  er  weiss 
noch  überdies,  dass  alle  jene  Unglücklichen  ihn  bis  heute  noch 
nicht  als  den  Urheber  erkannt  haben.  Zu  dem  Grausen  über  seine 
Tat  tritt  noch  die  Furcht  vor  ihrer  Entdeckung  —  jene  quälende 
peitschende  Furcht,  die  die  Griechen  in  ihren  schlangenhäup- 
tigen  Rachegöttinnen  verkörperten,  —  jene  Furcht,  die  die 
Nächte  schlaflos  macht  und  die  beginnende  Morgenröte  mit  dem 
Angstgefühl  erwartet  :  «  Die  Sonne  bringt  es  an  den  Tag.  » 
Nein   wahrlich,   dieser   Mann  ist   nicht   beneidenswert. 
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Wir  aber,  wir  anderen,  die  wir  seine  Schuld  kennen,  wie  er  sie 
kennt,  wir  haben  keine  Veranlassung,  uns  mit  der  Strafe  zu 
begnügen,  die  sein  gequältes  Gewissen  über  ihn  verhängt.  Wir 
haben  keine  Veranlassung,  die  geschehene  Tat  aus  seinem  Schuld- 
buch zu  streichen,  weil  er  jetzt,  an  dem  Vollgelingen  seiner  Pläne 
verzweifelnd,  sich  am  liebsten  mit  Halb-  oder  Viertelgewinn  aus 
dem  bankerotten  Unternehmen  zurückziehen  möchte,  weil  er 
jetzt,  die  Aufdeckung  der  Missetat  im  eigenen  Lande  fürchtend, 
mit  dem  Kupfergeld  einiger  «  versprochenen  »  Volksfreiheiten  die 
riesige  Zeche  bezahlen  möchte. 

Nein,  so  billigen  Kaufes  lassen  wir  den  Fürsten,  der  solches 
verbrach,  nicht  heraus.  Er,  der  Millionen  jugendlich-leuchtender 
blauer  Augen  geschlossen  hat,  er  soll  nicht  «  mit  blauem  Auge  » 
davonkommen.  Seinen  Gehilfen  hat  er  geopfert,  seinen 
Kanzler.  Das  aber  soll  den  Hauptschuldigen,  den  Täter,  nicht 
vor  Strafe  und  Vergeltung  retten.  «  Der  Mantel  ist  gefallen,  nun 
muss  der  Herzog  nach.  » 


Als  Deutschland  —  vor  hundert  Jahren  —  aus  tiefster  Ernie- 
drigung sich  machtvoll  erhoben  und  das  Joch  der  Fremdherr- 
schaft abgeschüttelt  hatte,  als  das  Volk  mit  seinem  Blute  den 
vaterländischen  Boden  von  dem  Eindringling  befreit  und  die 
deutschen  Fürsten  wieder  in  ihre  «  angestammten  »  Rechte  ein- 
gesetzt hatte,  da  zeigte  sich,  dass  die  Deutschen  zwar  zur  Be- 
siegung des  äusseren,  aber  nicht  des  inneren  Feindes  die  Kraft 
besassen.  Die  Freiheit  nach  aussen  war  errungen,  die  Knecht- 
schaft nach  innen  war  geblieben. 

In  dieser  Not  war  es  Ludwig  Uhland,  der  grosse  deutsche 
Volksdichter,  der  am  dritten  Jahrestage  der  Schlacht  bei  Leip;ig 
seinen  unmännlichen  Volksgenossen  die  männlich- mahnenden 
Worte  zurief  : 

«  Zermalmt  habt  ihr  die  fremden  Horden, 
Doch  innen  hat  sich  nichts  gehellt. 
Und  Freie  seid  ihr  nicht  geworden, 
Wenn  ihr  das  Recht  nicht  festgestellt.  » 

Damals  war  es  ein  Befreiungskampf,  den  die  Deutschen  gegen 
den  fremden  Eindringling  führen  mussten.  Heute  sind  die  Rollen 
umgekehrt.  Heute  müssen  —  Gott  sei's  geklagt  !  —  die  Völker 
Europas  den  Befreiungskampf  führen  gegen  das  von  verbreche- 
rischen Machthabern  irregeleitete  deutsche  Volk. 

Als  Opfer  Hohenzollernscher  Macht-  und  Beutegier  haben  Mit- 
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Honen  deutscher  Söhne,  Brüder  und  Väter  die  Gefilde  Russlands, 
Frankreichs,  Belgiens,  Serbiens  mit  ihrem  Blute  tränken  müssen. 

Als  Opfer  Hohenzollernscher  Macht-  und  Beutegier  sind 
Deutschlands  Nahrungsquellen  und  Reichtümer  milliardenweise 
dem  ausgehungerten  Volke  abgezapft,  dem  gefrässigen  Kriegs- 
moloch in  den  Rachen  gestopft  worden. 

Als  Opfer  Hohenzollernscher  Macht-  und  Beutegier  sind 
Deutschlands  Ehre  und  Ansehen  in  der  Welt  auf  Generationen 
hinaus,  vielleicht  auf  immer,  untergraben  worden. 

Soll  nach  diesem  unerme-slichen,  durch  frevelhaf  testen  Grössen- 
wahn  herbeigeführten  Unglück  ein  neuer  Ulland  dem  deut- 
schen Volke  die  vorwurfsvolle  Mahnung  entgegenrufen  dürfen  : 
«  Und  Freie  seid  ihr  nicht  geworden  ?  >> 

Soll  von  neuem  dasselbe  Volk,  das  einer  Welt  von  äusseren 
Feinden  die  Stirn  zu  bieten  vermochte,  vor  dem  inneren  Feinde 
zu  Kreuze  kriechen,  in  christlicher  Demut  noch  die  Hand  küssen, 
die  es  schlug  ? 

Nein,  das  soll  und  darf  nicht  sein. 

Die  Freiheit,  die  allüberall  noch  ihrer  Ketten  gespottet,  die 
selbst  die  Tore  der  zarischen  Zwingburg  mit  kühnem  Rucke  ge- 
sprengt hat,  sie  wird  sich  den  Weg  bahnen  auch  in  die  deutschen 
Lande.  Wie  Blut  und  Eisen  die  deutsche  Einheit  geschmiedet 
haben,  so  werden  Blut  und  Eisen  auch  die  deutsche  Freiheit 
schmieden.  Die  Freiheit,  deren  ehernes  Standbild  nur  auf  der 
Ruine  des  Hohenzollernhauses  ei  richtet  werden  kann. 

Ein  bekanntes  Wort  sagt  :  «  Wenn  Fürsten  weinen,  so  bluten 
die  Völker.  Aber  ihre  Augen  sind  leichter  zu  trocknen  als  unsere 
Wunden.  » 

Es  wäre  Zeit,  sich  nicht  mehr  mit  den  Krokodilstränen  der 
Fürsten  zu  begnügen,  sondern  sie  zu  lehren,  was  Bluten  heisst. 
Selbst  wenn  die  Urheber  all  dieser  Tränen  und  Wunden  heute 
auf  alle  Früchte  ihrer  Missetat  verzichten,  —  selbst  wenn  sie 
ihren  Völkern  wahre  Freiheit,  der  Welt  wahren  und  dauernden 
Frieden  gewährleisten  wollten,  —  alle  diese  Zugeständnisse  wären 
nur  eine  kleine  Abschlagszahlung  auf  ihre  Schuld,  keine  Til- 
gung. Alle  Garantien  einer  besseren  Zukunft  könnten  die  Schänd- 
lichkeiten einer  schlechten  Vergangenheit  nicht  auslöschen.  Der 
Autokrat,  der  untei  dem  Drucke  drohender  Volkserhebung  sich 
mühsam  und  brockenweise  einige  Freiheiten  abringen  lässt,  er 
bestätigt  damit  nur,  dass  er  bisher  sein  Volk  in  Unfreiheit  ge- 
halten. Der  Räuber,  der  seinen  Raub  nicht  in  die  Tasche  stecken 
konnte,  hört  nicht  auf,  ein  Räuber  zu  sein.  Der  Mörder  bleibt 
ein  Mörder,  auch  wenn  er  das  fromme  Gelöbnis  ablegt,  in  Zu- 
kunft nicht  weiter  morden  zu  wollen. 
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Mit  dem  geschlossenen  Frieden  nach  aussen  beginnt  erst  unser 
Krieg  nach  innen.  Mit  der  Abrüstung  gegen  den  äusseren  Feind 
beginnt  erst  unsere  Rüstung  gegen  den  inneren.  Erst  wenn  das 
Debetkonto  geschlossen,  präsentieren  wir  —  wir  Deutschen  — 
unserm  Schuldner  die  Rechnung. 

Dann  aber  heisst's  :  bezahlen  !  Bezahlen  nicht  mit  Konzessionen 
und  Konzessiönchen,  nicht  mit  der  billigen  Münze  der  Reue  und 
Selbsterkenntnis,  nicht  mit  kleinen  Verbesserungen  hier,  mit 
kleinen  Verschönerungen  dort.  Nein,  bezahlen  mit  der  eigenen 
Person  :  payer  de  sa  personne.  Gestraft  werden  und  büssen  an 
Leib  und  Leben,  an  Gut  und  Blut,  an  Kindern  und  Kindeskindern. 

«  Wo's  keine  Strafe  gibt,  gibt's  keine  Schuldigen.  » 

Das  Blut  der  Gemordeten  komme  über  die  Häupter  ihrer 
Mörder  !  Auge  um  Auge  !  Zahn  um  Zahn  ! 

So  will  es  die  irdische,  so  will  es  die  himmlische  Gerechtigkeit. 


Wo  aber  sind  die  Klugen  in  Deutschland,  die  das  erkennen, 
—  wo  die  Starken,  die  es  durchführen  werden  ? 

«  Wann  wird  der  Retter  kommen  diesem  Lande  ?  » 

Wann  wird  der  Mann  der  Tat  erscheinen,  der  dieses  brave 
und  tüchtige  Volk  von  einem  Dynastengeschlechte  befreit, 
dessen  Uhr  abgelaufen,  das  seine  Füistenrechte,  ja  sein  Leben 
durch  unsühnbare   Missetat   verwirkt  hat? 


Beendet  im  achtunddreissigsten  Kriegsmonat. 
Ende  September  1917. 


Schluss  des  dritten  Bandes. 
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